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Vorwort. 



Aristoteles hebt in der „Staatsverfassung der Athener 44 
mit Nachdruck den für die Geschichtsforschung unerlässlichen 
Satz hervor, dass die geschichtlichen Ereignisse und Zustände 
an und mit der Vergangenheit gemessen und erläutert sein 
wollen. In alle Zweige der Geschichtsschreibung hat sich 
diese Wahrheit als leitendes Prinzip eingelebt. Im Hinter- 
treffen marschiert noch die Schulgeschichte; bis tief in die 
Gegenwart begnügte sie sich oft damit, die gefundenen 
Materialien unbehauen und im gesichtet darzubieten, oder aber 
sie beurteilte die früheren Schulzustände vom hohen Kothurn 
unserer Zeit herab und gelangte auf diesem Wege zu schiefen 
Ansichten über die vergangenen Schulzustände. 1 ) Besserung 
ist allerdings zu verzeichnen; nicht das geringste Verdienst 
hat dabei die Gesellschaft für deutsche Schul- und Er- 
ziehungsgeschichte. 

Der fast selbstverständlichen Forderung des Stagiriten 
bemüht sich auch vorliegende Arbeit gerecht zu werden. 
Stellung, Vorbildung und Besoldung der Schulmeister und der 
Lehrer versucht sie nicht bloss erzählend und entwickelnd 
darzustellen, sondern auch in der Beleuchtung des 18. Jahr- 
hunderts klar zu erkennen und gerecht zu beurteilen. Ob 
das Unterfangen gelungen, was zu bessern, das möge die 
rückhaltlose Kritik dem Verfasser sagen. 

Das gesteckte Ziel wird auch bei den noch ausstehenden 
Teilarbeiten über die niederen deutschen Schulen, oder wie 
man von 1770 ab sagen kann, über das Volksschulwesen im 



*) Vgl. dazu Schwabe, Behandlung schulgeschichtlicher Aufgaben (Deutsche 
Geschichtsblätter U906. VIII, 3). 
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Breisgau nicht verlassen werden. Das Material, für die Zeit 
von 1770 an äusserst reichhaltig, liegt, aus den verschiedensten 
Archiven zusammengetragen, bereit und harrt nur der Ver- 
wertung; die Skizze am Schlüsse dieser Abhandlung bietet 
einen eng gedrängten Überblick. Für die früheren Zeiten 
bedarf es noch des Sammeins. Da sich die Angaben über 
niedere Schulen nur zerstreut und in anderen Stoffen ein- 
gesprengt finden, so wäre der Verfasser für jeden Fingerzeig 
und jedes Bausteinchen, das ihm geliefert wird, von Herzen 
dankbar, um so das einmal begonnene auch zu einem be- 
friedigenden Abschluss führen zu können. 

Wenn mit dieser Schrift eigentlich nur ein Bruchstück, 
dem man leider die rauhen Flächen manchmal anfühlt, in 
die Öffentlichkeit gelangt, so müssen äussere Verhältnisse des 
Verfassers, das umfangreiche, in kurzer Frist unbezwingbare 
Material und die bisher brachliegende Erforschung dieser Periode 
breisgauischer Geschichte die Hauptschuld tragen. Ganz be- 
sonders verzögerte letzterer Umstand ein rasches Vorwärts- 
schreiten der Arbeit, da erst die Grundlagen, wie Verwaltung 
und Verfassung, wirtschaftliche und kirchliche Zustände im 
Breisgau in den Hauptsachen klar zu legen waren, be- 
vor daran gedacht werden konnte, die Schulgeschichte nach 
den besprochenen Gesichtspunkten zu bearbeiten. Nicht minder 
hemmend wirkte der Mangel einer, allen Anforderungen der 
Geschichtsschreibung genügenden, österreichischen Schulge- 
schichte. Alle in Frage kommenden Werke sind mehr 
oder minder reichhaltige Materialiensammlungen. . So bedurfte 
es auch da erst der sondernden und zergliedernden Durch- 
arbeitung, um von dem so gewonnenen Boden aus die Schul- 
geschichte der Provinz nach allen Seiten hin würdigen zu können. 

Von einem Sachregister wurde Umganggenommen, da die 
wichtigsten Gegenstände in das ziemlich ausführliche Inhalts- 
verzeichnis aufgenommen sind; ein Ortsregister will die Notizen 
über die einzelnen Ortschaften leichter zugänglich machen. 

Wenn in den Beilagen und Belegstellen die Schreibweise 
der Akten des 18. Jahrhunderts beibehalten wurde, so geschah 
dies in der bewussten Absicht, dadurch ein Bild von der 
Schreibart der Zeit zu bieten. 
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Um den Umfang der Arbeit nicht allzusehr anschwellen 
zn lassen, wurden Vergleiche mit Schulzustanden anderer 
Länder auf das allerdürftigste und zwar auf katholische 
Territorien beschränkt; für die allgemeine Orientierung wurde 
naturlich weiter ausgegriffen. 

Vielen ist der Verfasser zu Dank verpflichtet; alle 
namentlich aufzuzählen, sei ihm erlassen. In erster Linie 
wären meine hochverehrten Lehrer zu nennen, insbesondere 
Geh. Hofrat Prof. Dr. H. Finke, dessen Namen nicht mit 
Stillschweigen übergangen werden kann; denn seiner Anregung 
entstammt die Arbeit, seiner Leitung und Fuhrung verdankt 
der Verfasser ein Grossteil der historischen Schulung. Reicher 
Dank für ihr ausserordentlich weitgehendes Entgegenkommen 
gebührt auch den hochgeehrten Herren Direktoren und Be- 
amten des Generalland es -Archivs in Karlsruhe, des Haus-, 
Hof- und Staats-Archivs, des Archivs im Ministerium des 
Innern, des Archivs im Ministerium für Kultus und Unter- 
richt, des niederösterreichischen Landesarchivs — sämtliche 
in Wien, des städtischen Archivs in Freiburg. Ihnen und 
allen, die den Verfasser durch irgendwelche Bemühungen zur 
Seite gestanden haben, spricht seinen tiefgefühltesten Dank 
in schuldigster Ehrerbietung aus 

Freiburg i. Br., im Oktober 1907. 

Max Moser. 
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1. Abschnitt. 



Der Schulmeister des 
vorderösterreichischen Breisgaues 
um die Mitte des 18. Jahrhunderts. 



§ i. 

Titel und Heimat« 

1. Titel. Um die Mitte des 18. Jahrhunderts gab es 
für die gemeinen Schulen Österreichs eigentlich keine Lehrer-, 
sondern eine Schnlhaltersfrage; denn Schulhalter bezw. Schul- 
meister war der gewöhnliche und offizielle Titel derer, die in 
Stadt und Land deutsche Schulen hielten. Ihre Tätigkeit und 
ihre Stellung hiess dementsprechend Schuldienst, nicht Schul- 
oder Lehramt. 

Lehrer nannte man die Dozenten der Mittel- und Hoch- 
schulen. Erst mit dem 8. und 9. Jahrzehnt des 18. Jahr- 
hunderts kam allmählich der Brauch, der von der Schul- 
reformzentrale in Wien ausging, auf, den Schulmeistern den 
Namen Lehrer zu geben; im 10. Jahrzehnt drang er vollständig 
durch, sodass ungefähr um 1800 Trivialschullehrer gang und 
gäbe war; daneben lebte auch später noch der Titel Schul- 
meister als populäre Bezeichnung weiter. 

2. Heimat. Meist stammten die Schulmeister aus den 
Schulgemeinden, in denen sie tätig waren. Verhältnismässig 
sehr selten wurden Fremde oder Ausländer für den Schul- 
dienst eingestellt. Um 1770 waren es im ganzen Breisgau wohl 
kaum mehr als ein Dutzend Schulmeister, die nicht aus dem 
Orte ihrer Tätigkeit selbst oder doch aus der allernächsten 

l 
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Umgebung gebürtig waren; mit voller Genauigkeit lässt sich 
die Zahl nicht feststellen, da die zugrunde liegenden Tabellen l ) 
der Jahre 1770 — 73 in Einzelheiten nicht aber jeden Zweifel 
erhaben sind. 

Die Tabellen für den oberen und mittleren Breisgau 
erwähnen zwei „Fremdlinge" bezw. „Ausländer", 2 ) deren 
Heimat aber nicht einmal absonderlich entfernt gedacht werden 
mußs, da schon der ans einer anderen Gemeinde gebürtige, 
vor allem der unter anderer Ortsobrigkeit geborene so 
bezeichnet wurde. Im unteren und im Waldviertel fanden 
sich dagegen mehr Schulmeister, die nicht ortseingesessen 
waren; mit Ausnahme von 4 stammten sie jedoch alle aus 
dem vorderösterreichischen Breisgau. 8 ) 

Aus leicht begreiflichen Gründen bestand bei den Ge- 
meinden und Ortsobrigkeiten die Tendenz, womöglich Ein- 

i) B. Gen. 2479 und 1421 u. Tab. 6. Diese Faszikel bilden überhaupt für 
die folgenden Ausführungen die Grundlage. Wo also in diesem Abschnitte die 
Zitation unterbleibt, dort sind sie stets die Fundorte. Die in den Anmerkungen 
und an anderen Orten gebotenen Belege sollen kein umfassendes statistisches 
Material darstellen, sondern bloss zur Illustration des Textes dienen. 

2 ) „ein fremdlich hat die Schule" (Bierbronnen und Schmitzingen). — 
„in Immeneich ist ein frembter Ausländer gewesen 14 (Amrigschwand). 

3) Der Schulmeister zu Achkarren war „Bürger zu Forchheim", der zu 
Heuweiler war von Waldkirch, der von Waldkirch aus Freiburg, der in Schonach 
von Ebnet gebürtig, und der Schulmeister zu Wittental (v. Sickingenscher 
Obrigkeit) war „y. Kageneck'scher Untertan zu Stegen", in Buchenbach befand 
sich ein Schulmeister aus Unterwaiden, in Kollnau aus Tattendorf (Niederöster- 
reich), in Gutach und Siensbach aus Bayerried (Bayern, Bgb. Schwaben). Ober- 
amtmann Walter von Rheinfeld en konnte 1777, 24. Nov. über die dortige 
Xameralherrschaft berichten, dass die meisten Schulmeister aus den Orten 
selbst gebürtig seien; nur in Frick befinde sich ein Mann aus den fürstlich- 
fürstenbergischen Landen, der bereits 35 Jahre in Diensten stehe; — in Herz- 
nach wurde 1762 ein Schulmeister, aus Rotweil in Schwaben gebürtig, angestellt. 
B. Gen. 1842. — Der Visitator Fehr fand auf seinen Dienstreisen zu Alten- 
schwand einen fremden Schulmeister. Es war ein preussischer Deserteur, 
namens Gottfried Richter, ein „Oberschiesinger" ; er war 53 Jahre alt und 
verheiratet. 1772, als die oben erwähnten Erhebungen über das Schulwesen 
veranstaltet wurden, war er noch nicht in Dienst Es scheint aber, dass er 
noch vor Mitte der 70iger Jahre eingestellt wurde, da Fehr sich über ihn be- 
schwerte, dass er „von der Zeit an, da die allerhöchste Schulverordnung ihren 
Anfang genommen", immer noch nach der alten Methode verfuhr. B. Gen» 
1158 (Dek. Wiesental B. 9). 
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heimische anzustellen. Der Ortseingesessene hatte in der 
Regel eine eigene Wohnung, ein Bauerngütchen oder sonst 
eine Beschäftigung, die ihm einen sicheren Verdienst brachte, 
sodass die „Schulherren" in dem Ausmass der Besoldung 
nicht gar so ängstlich zu sein brauchten und zugunsten der 
Gemeinden, Bürger und der übrigen Besoldungsträger etwas 
sparsam verfahren konnten. Einem Fremden musste es 
schwer fallen, ausserhalb der Schulzeit sein Auskommen zu 
finden, da sich die alteingesessenen Dorfbewohner mehr als 
billig den Zugewanderten gegenüber abschlössen. 1 ) 

Welcher Klasse von Dorfbewohnern die Schulhalter 
angehörten, ob es „Bürger" oder nur „Insassen" bezw. „In- 
wohner" waren, darüber orientieren die Akten nur schlecht. 
Wenn überhaupt ihre Herkunft in dieser Beziehung angegeben 
war, so lauteten die Bezeichnungen: „Bürger des Orts", 
„Bürgerssohn", „behaust und verburgert allda" oder ganz 
schlicht „von Frohnschwand", „ab der segg" u. ä. m.; gerade 
letztere Ausdrücke entbehren jedoch der Eindeutigkeit. In 
den meisten Fällen dürften es Bürger gewesen sein, auch da, 
wo die Tabellen keinen ausdrücklichen Vermerk darüber 
enthalten. 2 ) 

§ 2. 
Des Schulmeisters ausserdienstliche 3 ) Stellung. 

1. Die tatsächlichen Verhältnisse um 1770. Da 
die Unterrichtszeit in den meisten Gemeinden kaum 5 Monate 



1) „Fremde Schulmeister, die nichts Eigenes und Kein nebengewerbe 
sich zu nähren dabey hätten, könnten mit so schlechtem Gehalt ohnmöglich 
bestehen", schreibt 1774 die fürstliche Kanzlei St. Blasien an die Regierung 
und Kammer. B. Gen. 1110. Vgl. dazu In Pol. et Oecon. 1784, 5. November. 

2) ,,Ein jeweiliger Schulmeister war bis hierhin ein Bürger 1 ', heisst es 
z. B. von Schwörstadt 

3) Die Bezeichnung „ausserdienstliche Stellung 11 wurde lediglich vom 
Standpunkte 'vorliegender Abhandlung gewählt; denn diese betrachtet die 
Schulmeister in erster Linie als Inhaber des Schuldienstes; es ist darum für 
sie jede andere Tätigkeit des Schulmeisters eine ausserdienstliche Verrichtung, 
bezw. Stellung. Dagegen soll die Bezeichnung kein vorausgenommenes Urteil 
darüber in sich schliessen, wie das 18. Jahrh. den Schuldienst und die übrigen 
Beschäftigungen der Schulmeister gegen einander bewertete. 
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— durchschnittlich die Tage vom 11. November des einen 
bis gegen Ostern des andern Jahres — in Ansprach nahm, 
und da dementsprechend auch die Besoldung angesetzt war, 
so konnte der Schulmeister noch andere Arbeit leisten, ja, er 
musste, um des Lebensunterhaltes willen, noch weiteren 
Erwerb suchen. Tatsächlich waren die Schulhalter des Breis- 
gaues ausserhalb der Schule in den verschiedensten Stellungen 
tätig. Sie standen teils zur Gemeinde in einem besonderen 
Dienstverhältnis als Gemeindeschreiber 1 ), Waisenvogt, Rural- 
capitelsbote 2 ) ; teils zu einer Grundherrschaft, wie der „hoch- 
furstl. seckingische bahnwart" zu Oberhof; teils waren sie 
Handwerker oder betrieben Landwirtschaft oder suchten als 
Tagelöhner oder Hirten ihr tägliches Brot. 3 ) Fast alle Ge- 
werbe stellten Vertreter: Gärtner, Müller 4 ) und Barbier, 
Zimmermann und Wagner, Schreiner und Maurer, Uhr- 



i) „hat der Gemeinde mit Schreiben und Rechnen an die Hand zu 
gehen" (Sasbach), — „hat keinen andern Nebenverdienst, als was bei der Ge- 
meinde zu schreiben vorkommt, so wenig betraget, ausser den Schulstunden 
zu besorgen" (Wyhl). 

2) „Schneider und Ruralcapitelsbote" (des Landkapitels Freiburg) 
Hugstetten. 

s ) Hierunter ist alles zusammengefasst, was sich unter den folgenden 
und ähnlichen Angaben vorgefunden hat: „hat ein kleines Bauerngüthle" 
(Schönau) — „er gewinnet sein Brod auf dem Güthle, welches selber mit seinen 
Geschwi8trigen bewirtschaftet" (Hintermenzenschwand) — „arbeitet Sommers 
auf dem Felde" (Gschwend) — „besitzet eigene Behaussung und grundstücker" 
(Frohnschwand) — „Der Schulmeister hat im Sommer zum Theil sein zu einer 
Kuh hinlängliches Güthle beworben, zum Theil im Taglohn gearbeitet, Winterzeit 
aber Schul gehalten, in welchem sein Verdienst bestehet" (Kaiserhaus) — 
„hat keinen andern Nebenverdienst als was er Sommerszeit mit seiner Hand- 
arbeit ab seinem Taglöhnerguethlein ziehet" (Bollschweil) — „darneben ein 
Mein Bauerngewerb" (Weilheim) — er hat ein „eigen Wohnung mit geringem 
GüÜe, auf welchem er sich erhalt, da selber im Sommer taglöhnet und im 
Winter Schule halt" (Häusern) — „begiebt sich auch auf die Agrikultur" 
(Kiechlmsbergen. Tab. 6) — „zur Sommerzeit unterhaltet er sich .mit nächtlicher 
Pferdehut, auch zuweilen mit Taglöhnen" (Marbach) — „mit S. v. (salva venia) 
Viehhut und zuweilen mit Taglöhnen" (Pfaffenweiler b. Villingen) — „bey 
seiner Mutter in schwerer Handarbeit; zu Schulzeit keine Nebenobliegenheit 41 
(Hofsgrund) — „Hütet aber im Sommer den Baum das S. v. Vieh" (Zarten). 

*) in Eschbach (A. Freiburg). 
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macher 1 ) und Bergmann 2 ), Weber und Strumpfstricker 8 ), Korb- 
und Holzschuhmacher, Schneider und Schuster, Küfer und 
Metzger; zuguterletzt fehlte auch nicht Bruder Studio 4 ) 
und der Ghirurgus 5 ). Nur einmal traf es sich, dass ein 
Schulmeister seine Zugehörigkeit zum dritten Orden des 
hl. Franziskus als Profession angab. 6 ) 

Im Verhältnis zur Gesamtzahl der Schulmeister waren 
die einzelnen Stellungen nur spärlich vertreten, die Landwirt- 
schaft ausgenommen. 7 ) Handwerker fanden sich im mittleren 
Breisgau fast gar nicht; mehr dagegen im unteren und im 
Waldviertel, verhältnismässig zahlreich auf dem südlichen 
Schwarzwalde. Einige Gewerbe wurden nicht mehr ausgeübt, 
aber allem Anscheine nach nicht aus zarter Rücksicht auf 
Schule und Unterricht, sondern aus rein praktischen Gründen, 
teilweise auch der Not gehorchend. 8 ) 

Um so verbreiteter unter den Schulmeistern war eine 
andere Tätigkeit : der Mesnerdienst. Yon den rund 250 Schul- 
stellen, die der Breisgau aufwies, bildeten nicht weniger als 
90 mit dem Mesner-, bezw. Organistendienst zusammen einen 
Posten. 9 j Zieht man nun in Berechnung, dass es mehr 
Schulen als Pfarreien gab, und dass in Städten und grösseren 
Pfarreien eine Vereinigung beider nicht immer angängig war, 

w 

*) in Furtwangen, der ausserdem „bei denen sich ergebenden Militär- 
dnrchzügen und -transporten die Vorspann und Botten anzuschaffen hat (Tab. 6). 
2) Bergmann „vor zeiten" (Brandenberg). 

5) Strumpfstricker (Murg, Herrischried, Atzenbaoh, Oberbiderbach). 

4 ) „absolutus logicus' 1 (Bellingen), iuris utriusque Studiosus (Waldkirch), 
„hat vor ungefähr 10 Jahren die theologiam moralem absolviert 14 (Villingen). 

6) Riegel und Falkensteig. 

6) Oberwinden, der deshalb in den Akten auch als „Bruder Joseph" 
wiederkehrt 

7) Maurer: 8. Zimmermann: 8, Weber: 5, Schneider: 5, Schuhmacher 
(schüochter): 7, Strumpf Stricker: 6, Studenten: 5, Kiefer: 3, Barbier: 3 (in 
Unterbrand: Barbierjung), Uhrmacher: 2, Korbmacher: 2, Chirurgus: 2, Hirt: 
3, Gemeindeschreiber: 3; alle übrigen Stellungen nur einmal vertreten. 

8) Der Lehrer von Eschbach (Heitersheim) kann die Weberei „nit be- 
treiben, weil das Schulhaus zu klein", — „ist seiner Profession nach ein Metzger, 
treibet sein Handwerk nicht und hat ausser dem Schuldienst einen geringen 
Nebenverdienst von Granatenbohren" (Schuttern). Vgl. hierzu auch oben Anm.2. 

9) Vgl. ausser den oben zit. Akten B. Gen. 3119 (1785, 18. Ott). 
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so wird es wohl kein Fehlschluss sein, wenn man annimmt, 
dass an der Hälfte der Orte, wo eine derartige Verschmelzung 
zulässig war, die Schulmeister zugleich Sigristen waren. 1 ) 

Im damaligen Schulbetrieb war es auch „ohne Anstand" 
möglich, dass ein- und dieselbe Person beide Dienste besorgte. 2 ) 
Zum ersten waren ja nur 4—5 Monate des Jahres Schule zu 
halten; zum anderen richtete sich die Unterrichtszeit nach 
dem ortsüblichen werktägigen Gottesdienst. Es scheint aber 
der Mesnerdienst einem gedeihlichen Unterrichte doch auch Ab- 
trag getan zu haben; störend wirkten nicht so sehr die kirch- 
lichen Pflichten als andere Obliegenheiten des Mesners, die 
ein Pfarrer über Gebühr steigern konnte. 8 ) 

Weiter kommt unter den ertragfähigen Beschäftigungen 
der Schulmeister der Organisten- und Chordienst in Betracht. 
Wie heute noch üblich, besorgten sie das Orgelspiel (sie 
„schlugen die Orgel") und den Gesang beim Gottesdienst. 
Ob sie überall für ihre Mühewaltung eigens entlohnt wurden 
oder ob nicht diese Tätigkeit vielerorts ein Bestandteil des 
Schul- und Sigristendienstes war, das entzog sich der Beur- 
teilung für jeden Einzelfall. 4 ) 

i) In der grossen Pfarrei Zell i. W. war diese Vereinigung der Schule 
offenbar nicht zum Segen; denn der dortige Bericht enthalt die Bemerkung: 
„Der Sigrist hat in solcher Pfarrei mit Versehen vieles zu laufen". 

2) So erklärte der Verfasser der Tabelle von Minsein. — „der mit dem 
Schuldienste wohl vereinbarliche Sigristendienst". Tab. 23, fol. 16 (Heitersheim). 

3) So schrieb Hofrat Granicher anlässlich einer Schulstreitigkeit in Blasi- 
wald, dass der dortige Schulmeister als Mesner „die obligenheit habe, den Herrn 
Pfarrvicarium in allen geistlichen functionibas und wo dieselben sich immer 
hinverfugen (gemeint sind damit ausserseelsorgerliche Gänge, wie sich ans der 
Antwort des Pfarrvikars ergiebt), zu beglaithen, mithin die schuel-direction 
dem weib, oder denen Kindern selbsten zum öfteren überlassen müssen". Der 
Pfarrvikar rechtfertigte sich, er habe den Schulmeister nur ein einziges Mal 
nach St. Blasien mitgenommen, wahrend der Sohn die Schule besorgte, ein 
ander Mal zum Versehen; sonst nehme er zur Zeit des Unterrichtes Knaben 
zum Kirchendienst 11 . Blasiwald, 2. Schulwesen 1764. 

*) Die Tabellen von 1770 ff. enthalten darüber fast gar nichts, soweit die 
Einnahmen aus dem Organistendienst in Betracht kommen, ausgenommen die 
ins einzelne gehende Besoldungsangabe des Schulmeisters in Neuenburg, vgl. 
Beil. VI, 7. — Fehr berichtete 1781, dass der Lehrer zu Friok von der Orgel 
25 fl. beziehe; ferner, dass der 1. Lehrer von Bheinfelden zugleich Kantor 
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Sicherlich war aber der Organistendienst bei weitem 
nicht so verbreitet, wie er es gegenwärtig ist. Es gab manche 
Gemeinde, die keine Orgel in ihrem Gotteshanse besass 1 ); 
man begnügte sich mit dem Choral, den der Schulmeister 
schlecht und recht sang, ev. auch einige Schulkinder dazu 
einübte. 3 ) Anderwärts war man so sparsam, dass man nur 
an den „Hauptfesten" ein Choralamt sang. 8 ) Hauptsächlich 
waren es die Städte und die reicheren Gemeinden, wo der 
Schulmeister in dem Organistendienst Beschäftigung und Ver- 
dienst fand. 4 ) 

In den oben genannten Tabellen werden sehr viele „Be- 
schäftigungslose" namhaft gemacht. Ist nun diese Wahr- 
nehmung an sich schon im Hinblick auf die damaligen Ver- 
hältnisse merkwürdig, so wird sie um so eigenartiger, wenn 
ein Teil der Schulmeister „ohne Profession" dazu noch mit 
dem ominösen Untertitel „ohne Nebenverdienst" in den 
Tabellen figuriert, und wenn von ihnen behauptet wird, dass 
sie weiter nichts als den „leeren Schullohn" einnehmen. 6 ) 



sei; würden beide Dienste getrennt, so trügen sie nicht soviel, dass man davon 
leben könne, wenn auch „die Eantori der Schule sehr hinderlich" sei. — B. 
Gen. 1158 (Dek. Frick und Gaudis A 16 und B 3). In der ausführlichen Be- 
soldungstabelle vom Jahre 1785 sind nur zwei Schulstellen angegeben, die eine 
vom Schuldienst getrennte Einnahme aus dem Organistendienste aufweisen; 
diese Schulmeister waren allerdings nicht zugleich Sigristen. B. Gen. 1106 
und Tab. 15. 

i) Von den Schulmeistern zu Hausen a. d. M. und Oberrimsingen be- 
merkt die Tabelle: Sie bedürften „keiner Musique, weil nit ein Mal ein Orgel 
existiert 41 . Auch in "Wittnau befand sich keine Orgel. Vgl. auch Anm. 3. 

2) Der Schulmeister von Eschbach (Heitersheim) versteht keine Musik, 
sondern „singt das Choral sonder, es giebt wenig Kinder, welche dazu dienlich". 
— „Alle Sonn- und Feiertage (romanischer) Choral" (Schlatt und Gündel- 
wangen). — „versteht keine Musique; jedoch ist Er sehr der Kirch dienlich 
mit dem Choral, so er singet" (Merzhausen). — „der Schulmeister kann das 
korall, aber lernt solch keinen Kindern" (Feldkirch). 

3) „Nur an den Haubtfesten wird ein Coralamt gesungen, weil keine 
Orgel vorhanden ist" (Bollsohweil). 

4) So in Staufen und Kirchhöfen. B. Gen. 1106 — Neuenburg. B. Gen. 
1421. — Laufenburg, Bräunungen, Kenzingen, Heimbach u. a. 



— 8 — 

Waren diese „armen Schlucker" wirklich nur auf die 
paar Schulkreutzer angewiesen, um damit ihr Leben zu fristen? 
Mit nichten; denn für eine Anzahl von „professions- and ver- 
dienstlosen" Schulmeistern fordert die Rubrik Sigristendienst 
in denselben Tabellen eine andere Auffassung der „Professions- 
und Verdienstlosigkeit". Sie entpuppten sich nämlich bei 
näherem Zusehen als Sigristen; als solche waren sie keines- 
wegs ohne Bezahlung. 1 ) Andere dieser professions- und ver- 
dienstlosen Sippe waren Bauern, tatsächlich also auch im 
Besitze einer Nahrungsquelle. 2 ) Unter diesen Umständen kommt 
man schliesslich zur Schlussfolgerung, dass die Bezeichnungen 
„ohne Profession" und „ohne Nebenverdienst" eine spezifische 
Bedeutung haben müssen. 

Der Zeit entsprechend fasste man „Profession" meist 
nur als Handwerk oder als Berufsdienst und „Nebenverdienst" 
als das Einkommen aus einem Handwerk oder einem Dienste, 
während Landwirtschaft und ihre Erträgnisse weder als 
eigene Profession noch als Nebenverdienste angesehen wurden ; 
ebensowenig der Sigristendienst, den man gewöhnlich als 
die Besoldung des Schulmeisters betrachtete. 8 ) In der Regel 



i) Der Schulmeister von "Wyhlen, ebenso jener von Herthen bezeichneten 
sich als „ohne Profession 44 und „ohne Nebenverdienst 44 , trotzdem sie Sigristen 
waren. Der Pfarrer von Hanner lässt seinen Schulmeister ebenfalls „ohne 
Profession und ohne Nebenverdienst 44 sein; tatsächlich war auch dieser Sigrist 
und besas8 ausserdem noch eigene Outer. — „ohne Profession, mit keinem 
Nebenverdienst, muss alleins leben aus dem Schul- und Sigristdienst" (Ach- 
karren. Tab. 6). Nur ganz sporadisch heisst es: „hat anbey einen Neben- 
verdienst zu versehen 44 : Sigristendienst (Bombach, Bleichheim. Tab. 6). 

2) Trotzdem die Schulmeister zu Luttingen und Rotze! sowie zu Hochsal 
mit den Bezeichnungen „ohne Profession und ohne Nebenverdienst 14 belegt 
werden, so findet sich doch in der Rubrik: „Ob der Schulmeister einer 
Musique kundig seye?" die Antwort: „In den Dorfschafften besonders in 
Luttingen, Rotzel, Hochsal ist der Schulmeister meistens und allezeit ein 
Bauersmann folgsam ohne Music". Von sämtlichen Schulmeistern der Vogtei 
Zell i. W. wird berichtet, :dass sie keine Musikanten, sondern „arbeithsame 
Pauer- und Ackersleuth 44 seien. 

8) „deren letzterer (Sigristendienst) ersteren (Schuldienst) bezahlt 44 . 
Tab. 23 (Feldkirch). „Ehemals war hier (Heuweüer) der Mesnerdienst, der 
80—90 fl. tragen mag, mit der Schule vereinigt und könnte so durch die 
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betrieb jeder Handwerker und jeder Bedienstete auf dem 
Lande, sehr oft auch in der Stadt, Landwirtschaft, indem 
er selbst, soweit ihm sein Dienst oder sein Handwerk dazu 
Masse bot, die Feldgeschäfte besorgte oder sie von Frau und 
Kindern, unter Umständen auch von den Lehrlingen, verrichten 
liess. In dem Acker- und Feldbau dieser Leute sah man 
keine Nebenbeschäftigung und in dem Gewinn daraus keinen 
Nebenverdienst ; es war rein selbstverständlich, dass ein Hand- 
werker und Bediensteter zugleich Bauer war. Er musste es. 
nicht sein; aber wenn er es war, so bedeutete das nichts 
außergewöhnliches. Die Bewirtschaftung eines, wenn auch 
noch so kleinen Gutes bildete im Gegenteil nach der auf ver- 
gangenen Jahrhunderten beruhenden Volksanschauung die- 
sichere Grundlage und das feste Bückgrat für den häuslichen 
Wohlstand des Handwerkers, des Bediensteten und Beamten. 

Genau dasselbe galt für den ackerbautreibenden Schul- 
meister, wie uns die Tabellen durch ihre Angaben belehren. 
Diese Tatsache ist von nicht zu unterschätzender Wichtigkeit 
für die Beurteilung des Schuldienstes und seines Inhabers. 
Es rangierte in dieser Hinsicht der Schuldienst auf gleicher 
Stufe mit dem Handwerke und den Gemeindediensten. Die 
öffentliche Meinung bewertete also Schuldienst und Handwerk 
als gleichstehend: der Handwerker, der Arbeiter, der Ge- 
meindediener und der Schulmeister standen sich völlig gleich, 
was ihre äussere wirtschaftliche und soziale Stellung und ihre 
gewöhnliche Bewertung betraf. 

2. Ausserdienstliche Stellung: Hauptamt? — 
Schuldienst: Nebenamt? Man beliebt sehr oft zu sagen, 
die genannten Tätigkeiten (Handwerke und Landwirtschaft) 
wurden im Hauptamte, der Schuldienst im Nebenamte aus- 
geübt; erst das 19. Jahrhundert habe hierin gründlich Wandel 
geschaffen. Dieser Satz bedarf in seiner allgemeinen Fassung 
gerade für das 18. Jahrhundert einer ziemlich starken Ein- 
schränkung. 



Wiedervereinigung den Sohtddienst verbessern". Eda foL 40. „Die Besoldung 
des Lehrers kommt meistens vom Mesnerdienst, also vom Kirchenfabrikgat".. 
Eda fol. 23 (Bleichheim). 
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Es ist ja richtig, dass weder das Mittelalter noch die 
beginnende Neuzeit einen Stand der Dorfschullehrer kannte, 
überhaupt nichts wnsste von einem Berufslehrerstand für die 
niederen deutschen Schulen. Durchweg auf den Dörfern — 
in den Städten zumeist — war der Dienst an deutschen 
Schulen nur eine willkommene Nebenbeschäftigung oder ein 
Durchgangsstadium zu anderen Berufsstellungen. Die voraus- 
gegangenen Erörterungen lassen nun aber unschwer erkennen, 
dass man oft gar nicht unterscheiden kann, was ist Haupt- 
sache: der Schuldienst oder das Handwerk, bezw. die Land- 
wirtschaft. Der Handwerker, der Bauer, der Bedienstete 
erteilte nun einmal den Winter über Unterricht; ob er selbst, 
ob die Bevölkerung, ob die Dienstherren seinen Schuldienst 
als Nebenbeschäftigung, seine übrige Tätigkeit als die Haupt- 
sache ansahen, darüber lässt sich ohne weiteres kein ent- 
scheidendes Urteil fallen, zumal manche der genannten Be- 
schäftigungen zur Winterszeit einfach sistiert werden mussten 
und an ihre Stelle die Schule trat, sodass sie jeweils nur 
einen Dienst versahen. 

Betrachten wir jedoch, um ein annäherndes, wenn auch 
nicht abschliessendes Urteil zu erlangen, das Verhältnis von 
Schul- und Mesnerdienst etwas eingehender. Vorauszuschicken 
ist allerdings unter dem Hinweis auf frühere Ausfuhrungen, 
dass Sigristen- und Schuldienst als zusammengehörig betrachtet 
wurden; denn sonst wäre es schwer zu erklären, dass viele 
Schulmeister als professionslos und ohne Nebenverdienst 
erklärt werden konnten, trotzdem sie Sigristen waren und 
aus dieser Stellung ein beträchtliches Einkommen bezogen. 

Die allgemeine Pfarr- und Schulgeschichte bestätigt es, 
dass an vielen Orten eine Sigristenstelle bestand, bevor man 
daran dachte, einen eigenen Schulmeister zu bestellen. Des 
Sigristen Aufgabe war es nun unter anderem, die Ministranten 
einzuüben, sie also auch zum Lesen, Singen, ev. auch zum 
Schreiben anzuleiten. Wenn dann Eltern, deren Kinder nicht 
den Ministranten zugeteilt wurden, für diese doch einigen 
Unterricht wünschten, so lag doch nichts näher, als sie dem 
Mesner gegen Entlohnung anzuvertrauen. So ist denn der 
Mesner zugleich Schulmeister geworden. Für diesen Fall 
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■wird wohl jeder Zweifel ausgeschlossen sein, dass der 
Sigristendienst nicht bloss das zeitlich frühere, sondern auch 
der an Ansehen höhere Dienst war und es vorläufig auch 
geblieben ist. 1 ) 

Nun gab es aber auch Gemeinden, die, obschon sie keine 
eigene Pfarrei bildeten, doch einen eigenen Schulmeister 
besassen. Wenn eine solche Gemeinde später einen regel- 
mässigen Gottesdienst erhielt oder zur Pfarrei erhoben wurde, 
so schien der Schulmeister die geeignete Persönlichkeit zu 
sein, um die Mesnerei zu versehen. Es liegt auf der Hand, 
dass die Einwohner und der Inhaber des Dienstes in diesem 
Falle zur Anschauung kommen konnten und mussten, das 
zeitlich frühere und bekanntere sei die Hauptsache, während 
der neu hinzugekommene Dienst neben jenem verrichtet werde. 
Die Macht der Gewohnheit und der zufälligen Beumständung 
in der Rechtsbildung dürfte aber nur zu bekannt sein. 

An manchen Orten kam es auch vor, dass Schul- und 
Sigristendienst nebeneinander, d. h. getrennt voneinander, 
bestanden. Aus zwei derartigen Gemeinden berichten nun 
die Tabellen, dass erst vor kurzem dem Schulmeister der 
Sigristendienst noch dazu gegeben und dessen Schullohn durch 
das Sigristeneinkommen aufgebessert worden sei. Demnach 
galt damals schon der Schuldienst als das vorzüglichere, der 
gestützt und gehalten werden müsse; der Sigristendienst da- 
gegen als eine Beschäftigung, die vom Schulmeister nebenher 
besorgt werden könne. 2 ) 

Wie die einzelnen Inhaber beider Dienste diese gegen- 
einander bewerteten, das ist nicht ausschlaggebend; denn da 
spricht die persönliche Neigung und Vorliebe eine zu starke 

!) So berichtete der Lehrer von St. Jgnaz in Mainz: „Ist dieser Schul- 
dienst der Olöcknerey jeder Zeit annex gewesen 11 . Messer, a. a. 0. 

2) Der Pfarrer von Murg sowohl wie der von Hänner vereinigten beide 
Dienste. „Zu Hänner ist der Schulmeister schon etliche Jahre aus meiner 
Verordnung Sigrist". Der Schulmeister zu Murg hat „von einigen Jahren her, 
damit derselbe doch auf einige Weis besser bestehen, und seine Dienste 
fleissiger versehen möge, in massen der Mesnerdienst allein sehr gering und 
der Schuldienst noch weniger, anmit der mühe nit werth ist, soviele Zeit mit 
Verabsäumung anderwärtiger Arbeit und gewinn zuzubringen 11 , den Mesnerdienst. 
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Sprache. Wohl aber darf es als gesichertes Resultat hin- 
gestellt werden, dass der deutsche Schulmeistersdienst in der 
Mitte des 18. Jahrhunderts auch in diesen Gegenden schon 
ziemlich hoch eingeschätzt wurde und dass er für den Inhaber 
und die öffentliche Meinung durchaus nicht überall den 
Charakter einer Nebenbeschäftigung trug. 

§ 3. 
Des Schulmeisters Vorbildung. 

1. Die Anforderungen. Nicht jeder beliebige Bürger 
oder Einwohner einer Gemeinde konnte Schulmeister werden. 
Erst mussten doch einige Vorbedingungen erfüllt sein; wir 
können sie zusammenfassen in Wissen und Charakter. 

Bezüglich des ersteren verlangte man vor allem, dass 
der Schulmeister die drei weltlichen Schulfächer Lesen, 
Schreiben und Rechnen verstehe. Von der Rechenkunst war 
unter Umständen sehr leicht Dispens zu erlangen. 1 ) Uner- 
lässlich war jedoch geläufiges Lesen sowohl gedruckter wie 
geschriebener Vorlagen (letztere in den verschiedenen üblichen 
Schriften). Ebenso notwendig war, dass der Schulmeister 
eine ordentliche „zimbliche Handschrift" besass. 

Noch höher kamen für die Bewertung des Kandidaten 
die religiösen Kenntnisse in Anschlag. Der ganze Schul- 
unterricht bewegte sich ja vorzugsweise nach dem einen Ziel 
hin, die Schüler in die Glaubenswahrheiten einzufahren; Lesen 
und Schreiben galten vielfach nur als Mittel zum Zweck. 2 ) 



1 ) Der Rechenunterricht war kein allgemeines Pflichtfach. — Die 
Mädchen wurden, wenn sie auch 'die Schule besuchten, meist gar nicht im 
Rechnen unterrichtet; die Knaben oft nur gegen eine Schulgelderhöhung. Da 
dieser Unterrichtsgegenstand so gering eingeschätzt wurde, so ist es auch gar 
nicht verwunderlich, wenn die Schulmeister darin schwach waren ; „das rechnen 
wöhre der Schulmeister selbst nothwendig zu lehren 11 . Anderwärts scheint 
nicht einmal das Schreiben zu den pflichtmässigen Kenntnissen des Schul- 
meisters gehört zu haben; so wird „den Bürgern von Neckarsulm erlaubt, die 
Knaben so absonderlich Lust zum Rechnen und Schreiben haben, zu dem 
Stadtschreiber und anderen erfahrenen Männern und nicht zum Schulmeister 
zu schicken". Schöllkopf, Würt. V'hefte NF. 1905 S. 316. 

2) Vgl. S. 32. Anm. 1. 
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In der „genuegsamen auch gueten Wissenschaft von der Christ- 
lichen Lehr" sah man das „meiste und notwendigste tf ; des- 
halb glaubten die Schulherren, davon absehen zu dürfen, dass 
der Schulmeister „Cantzelistmässig schreiben" könne, wenn 
«r den Kindern davon nur soviel beizubringen vermöge, dass 
sie „mit der Zeit auf guet bäurisch ihre Gedanke zu Papier 
bringen können" . 

Es waren aber doch auch schon andere Ideen vom 
Schulunterricht, selbst auf dem Lande in abgelegenen Gegenden, 
dm Eindringen begriffen, dass nämlich „die Schrift das fur- 
nembste" sei und dass darum bei der Aufnahme eines Schul- 
meisters in erster Linie auf dessen Handschrift Rücksicht zu 
nehmen sei. 1 ) 

Wo der Schulmeister den Organisten- oder Chordienst 
zu versehen hatte, wurden natürlich auch musikalische Kennt- 
nisse gefordert. Für die Schule selbst benötigte er sie nicht; 
denn Pflege des Gesanges und der Musik in der Schule 
gehörte nicht zu den Obliegenheiten des Schulhalters. Ja, 
auf dem südlichen Schwarzwalde und in den rauheren, 
-ernsteren Gegenden des Breisgaus zeigte man helle Entrüstung 
darob, dass man ihren Lehrern musikalische Kenntnisse zu- 
traute und dass man den Kindern zumuten wollte, sich mit 
■derartigen verdienst- und nutzlosen Gegenständen zu befassen. 2 ) 
In der Rheinebene und in der angrenzenden Hügellandschaft 
fanden sich dagegen viele Schulmeister mit ausgebreiteten 
Kenntnissen in Gesang und Musik. Sie machten sich eine 
Ehre daraus, ihr Können der Kirche und dem Gottesdienste 



i) Ersteres war die Meinung des Pfarrers von Hächenschwand, des 
P. Fridolin Osswald, eines Benediktiners ans St. Blasien. Die modernere An- 
schauung vertrat der Redmann Johann Albüez von Amrigschwand. YgL 
Amrigschwand, Schuldienste und Heyd II, 1224. 

2 ) „auf dem Wald ist Musiq ach und weh, beständige Arbeith und 
Leid zuweilen wenig Brot" (Herrischried) — „auf dem Land und besonders 
an denen Schwartzwälder Grentzen giebt es wenig Musikanten" (Schwörstadt) 
— „in der mussigqen ist kein schuellmeister in rauhen ortschafften vndt be- 
gert jemand von der pursame die mussigqe zu lehren" (Rickenbach) — „Beede 
diese Sohuhlmeistern im Obermünsterthal, und auf dem Stohren verstehen keine 
musique, der Bauer, dessen Arbeit die musique nicht ist, scheinet auch dieser 
jaicht benöthiget zu seyn", schreibt Abt Paulus von St. Trudpert. 
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zur Verfügung stellen zu dürfen; sie leiteten die Gesänge in 
der Kirche und erteilten Unterricht in Gesang und Musik, 
soweit es verlangt wurde. Ob sie in diesen Gegenden, wie- 
es in anderen Provinzen Österreichs der Fall war, zugleich 
die Dorfmusikanten waren, die bei Hochzeiten und Tänzen 
aufspielten, war nicht zu ermitteln; es scheint nicht; denn e& 
ist kein einziger Beleg für eine derartige Schlussfolgerung^ 
vorhanden. 1 ) 

Neben dem Wissen war es auch Charakter und Lebens- 
wandel des Kandidaten, die einer ernstlichen Prüfung unter- 
worfen wurden. Wenn man auch die Anforderungen in 
diesem Punkte nicht über Gebühr spannte, so verlangte die 
geistliche und weltliche Obrigkeit doch einen einigermassen 
guten Lebenswandel und einen ordentlichen Menschen; keine 
Untaten sollten sein Vorleben beflecken und keine Charakter- 
schwächen der Gemeinde und den Kindern Ärgernis bereiten. 2 ), 

Ereignete sich nun der Einzelfall einer Schuldienst- 
besetzung, so brauchte der Bewerber keine Fähigkeitszeugnisse* 
aufzuweisen, höchstens Leumundszeugnisse, wenn er ein 
„Fremdling" war. Über seine Kenntnisse vergewisserte man? 

i) „Ein Musikus in singen, orgelschlagen, Waldhorn blasen 11 (Munzingen). 
— „Er ist ein Organist, singet und spielet auf der Geige 11 (Gottenheim); vgL 
auch Krotzingen, Merdingen u. a. „Schlagt die Orgel Choral und Figural, streicht 
die Yiolin und Bass. singt Tenor und Bass, blaset Waldhorn und Trompeten" 
(Altbreisach Tab. 6). — „Dass der Schulmeister der Musik kundig sei, bezeugen 
die Discantisten, welche wirklich zu Freiburg in studiis begriffen ; sind von ihm 
in Singen, Orgelschlagen, gross oder kleinen Geigen sowohl Choral als Figural 
unterrichtet worden; 6 aber gratis hier allzeit müssen instruiert werden 11 
(Endingen, eda) — „ein ganzer Musikant und giebt den Takt mit dem Küfer- 
hammer, allein die Jugend profitiert hiervon nicht viel" (!) (Schelingen, eda).. 
Der Schulmeister von Krotzingen übte sich selbst und unterrichtete Liebhaber 
in Gesang und Musik, „um im orth, da durch die landstrass gehet, eine* 
musique in der Kirch zu unterhalten 1 '. — Aehnlich in Kirchhöfen, wo er 
die Kinder „zu Unterhaltung der in hiessigen Wallfahrtsorth anständigen 
Musique, in Singen und Geigen usw. instruiert 11 . — Der Schulmeister zu Merz- 
hausen war kein Musikus; „jedoch ist Er der Kirch sehr dienlich mit dem 
Choral, so er singet". 

2) In einer Säckingischen Schul- und Chorordnung vom Jahre 1681 
(erneuert 1705) werden dafür folgende Gesichtspunkte festgesetzt: „Katholisch,. 
Ehrlich, fromm, Sittsam, Exemplarisch" (Heyd n, 1229). — Vgl. unten S. 52^ 
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sich durch die Abnahme einer Prüfung; in der Regel oblag 
dem Pfarrer dieses Geschäft. 1 ) Wenn der Kandidat die 
Prüfung bestand — mit Auszeichnung brauchte es gerade 
nicht zu sein — , so wurde er für „tauglich und fähig" erklärt. 
In welchem Masse bei den einzelnen Prüfungen ab- und zu- 
gegeben wurde, darüber lässt sich natürlich nichts bestimmtes 
sagen, da hierfür jeder Anhaltspunkt fehlt. Verschiedene 
Hinweise jedoch erwecken den Anschein, als ob es ziemlich 
häufig vorkam, dass die Gemeinden, soviel sie Einfluss hatten, 
sehr nachsichtig waren, um auf diese Weise die Schullöhne 
nach Möglichkeit herabmindern zu können. 

Wie dürftig es um die Kenntnisse der Schulmeister 2 ) 
bestellt war, lässt sich auch aus der Handschrift und dem 
Stil der mehrfach erwähnten Tabellen und ihrer Beilagen 
ziemlich deutlich ersehen; die Beilagen stammen nämlich alle, 
die Tabellen zum Teil aus ihrer Feder. 8 ) 

2. Die Ausbildungsstätte. Die paar Vorkenntnisse, 
die der deutsche Schulmeister in Stadt und Dorf mitbringen 
musste, erwarb er sich nicht auf Lehrerseminarien oder ähn- 
lichen Bildungsanstalten; denn diese gab es noch nicht — 
genauer besehen, konnte es noch gar nicht geben. 

1) Vgl. z. B. Amrigschwand, unten S. 31 ; alle Winter wird der Schul- 
meister von der Gemeinde aufgenommen und muss sich dann dem Pfarrer zur 
Probe stellen. (Günterstal, Tab. 6). 

2) Felbiger beschrieb die Anforderungen in seinem Methodenbuche 
folgendermassen: „Ein wenig Musik, eine leidentliohe Stimme zum Singen, etwas 
Lesen und Schreiben; dies war alles, worauf man bei Besetzung eines Schul- 
dienstes gesehen hat. Aufs höchste liess man sich etliche geringe Fragen 
aus dem Kleinen Katechismus beantworten, auf die sich der Kandidat sehr 
leicht vorbereiten konnte, öfters nahm man es bei der Aufnahme nicht so 
genau, wenngleich der Kandidat schlecht gelesen, elend geschrieben und auf 
die Glaubensfragen kaum etwas zu antworten gewusst hatte. Man tröstete sich 
damit, es werde das Amt selbst den neuen Schullehrern das Mehrere lehren, 
das heisst, er werde schon selbst mit den Kindern das Erforderliche lernen 11 . 
B. K. P. Y, 245. Über diese Tatsache äusserte sioh auch die St Blasianische 
Schulordnung von 1771 § 16: „Bekannter Dingen sind die Schalen in hiesigen 
Gegenden bishero schlecht bestellet gewesen; die würklichen Sohulmeister 
wissen, da sie in ihrer Jugend selbst wenig erlernet, alles jene selbst nicht, 
was, und wie sie es den Kindern zeigen sollen' 1 . St. Blasien 65, Schul- 
ordnung 1771. 

3) Vgl. Beil. I. 
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Eigene Bildungsstätten wird man in der Regel nur für 
Berufsstellungen einrichten. Solange jedoch ein Dienst rein 
zufälliger Natur bleibt und ein reines Arbeiterverhältnis dar- 
stellt, worauf niemand infolge seiner Vorbildung Anspruch 
hat, solange wird es auch ein Unding sein, hierfür eigene 
Bildungsstätten zu gründen. 

Unbeachtet darf wohl fernerhin nicht bleiben, dass der 
Schuldienst in den Augen der Bevölkerung immer noch das 
Stigma des Handwerks an sich trug. Wie nun der Lehrling 
in der Werkstätte seines zukünftigen Handwerkes eingedrillt 
wurde, so hielt man es immer noch für genügend, wenn dem 
Schulmeister in einer Werkstätte des Schulhandwerkes, in 
irgend einer deutschen Schule, die Geheimnisse des Schul- 
haltens anvertraut wurden. 

Lehrerbildungsanstalten, um den Gedanken noch etwas 
weiter zu verfolgen, setzen schliesslich grössere, einheitliche 
Territorien voraus, wo die Ausgebildeten sicher verwendet 
werden können. Wie sehr es aber an dieser Bedingung noch 
um die Mitte des 18. Jahrhunderts gebrach, soweit wenigstens 
die erst entstandene österreichische Monarchie in Betracht 
kam, dürfte männiglich bekannt sein. Wer sollte nämlich 
qei der Zerrissenheit der Länder die Lehrerbildungsanstalten 
ins Leben rufen? Die Schulhoheit besassen nur die Grund- 
herrn und die Gemeinden. Sollten nun diese Duodezgebilde 
für ihre paar deutschen Schulmeister kostspielige Seminare 
einrichten? — Weder der eben noch im Werden begriffene 
Staat noch die Kirche konnten sich ohne Verletzung der 
Rechte jener in diese Angelegenheit einmischen und hierin 
Wandel schaffen, soweit der Landesherr und der Bischof, bezw. 
das Kloster nicht selbst Grund- oder Gerichtsherren waren. 
Lenkt man seine Aufmerksamkeit auf diese Gedanken, so 
findet man es begreiflich, wenn eine geregelte Obsorge für 
die Ausbildung der Lehrer tatsächlich noch nicht durchgeführt 
war, trotzdem ihre Notwendigkeit schon viel zuvor sich 
geltend machte. 

Wo holten nun die Schulmeister um 1750 ihre Aus- 
bildung? Man wird kaum fehl gehen, wenn man einen Teil 
perselben als Autodidakten bezeichnet. Mit Hilfe der auf der 
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Schulbank erworbenen Kenntnisse erweiterten sie sich ihr 
Wissen; durch Übung vertieften sie es einigermassen. Be- 
obachtung, Erfahrung und das „errando discimus" rüstete 
sie mit einer „hausbackenen" Pädagogik aus. 

Wohl die meisten der Schulhalter jedoch erwarben sich 
ihre Vorbildung in irgend einer deutschen Schule, wo sie 
zugleich als Gehilfen dienten. Dazu gehörten vor allem die 
Schulmeisterssöhne. Sie sassen ihrem Vater noch als Schüler 
zu Füssen; ihm standen sie als Gehilfen zur Seite; bei ihm 
erweiterten sie ihre Kenntnisse, und hier lernten sie die 
schulmeisterlichen Kniffe und Praktiken; selbständig traten 
sie in die Schule, wenn Untauglichkeit oder der Tod ihren 
Vater den innegehabten Posten räumen hiess. 

In diese Klasse der handwerksmässig gebildeten Schul- 
meister gehörten auch die Schwiegersöhne, die sich auf die 
Schule einheirateten. 

Schulmeister, die, weil sie aus irgend einem Grunde 
ihre Universitätsstudien nicht vollenden konnten, zu diesem 
Ausweg schritten und deshalb eine höhere Bildung besassen, 
waren eine ziemlich seltene Ausnahme. 1 ) 

§4. 
Die „An- und Aufnahme" der Schulmeister. 

1. Die zur Ausübung der „An- und Aufnahme* 
Berechtigten. In seine Stellung gelangte der Schulmeister 
durch den Akt der „An- und Aufaahme", der „Setzung", der 
„Aufstellung" u. s. f., wie die Bezeichnungen hierfür alle 
lauten. In das Recht, für eine Schulgemeinde einen Schul- 
meister zu bestellen, teilten sich die Grundherrschaft, die 
niedere Gerichtsobrigkeit 2 ), der Pfarrer und die Gemeinde. 

1) Vgl. oben S. 5. Anm. 4. 

2 ) Ausdrücklich wird sie nur von St. Blasien erwähnt; der Pfarrer von 
Hachenschwand schreibt von dem „Rechte des mindern gerichtsherren, welcher 
einen schuelmeister in die Pflicht zu nemmen haben soll". — Die St. Blasi- 
anischen Seelsorger bemerken in ihrem Reformprogramm, dass die Vögte und 
Geschworenen verpflichtet werden sollen, alljährlich an Allerheiligen sich mit 
den ausgesuchten Schulmeistern bei der weltlichen Ortsobrigkeit in der Kanzlei 

2 
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Auf grand- und gerichtsherrlichem Boden besassen 
meistens die Herrschaften das schlichte, uneingeschränkte 
Ernennungsrecht. 1 ) An manchen Orten wirkte auch die Ge- 
meinde mit; 2 ) in einigen Gemeinden bestellten Herrschaft 
und Pfarrer den Schulmeister. 3 ) Verhältnismässig häufig kam 
es vor, dass die Gemeinde allein zur „An- und Aufnahme" 
berechtigt war. 4 ) Weniger zahlreich waren jene Ortschaften, 
wo alle drei Faktoren zusammenwirkten. 5 ) Einmal wird be- 
richtet, dass der Pfarrer allein den Schulmeister zu „setzen" 
habe: der Pfarrer von Bamlach für das Pfarrdorf und dessen 
Filiale Rheinweiler. 

Es macht jedoch den Eindruck, als ob die Grundherr- 
schaften und die niederen Gerichtsobrigkeiten nicht überall 



zu stellen und dass die „gestellten Schulmeister" dort in Pflicht genommen 
werden sollen"; für die Gemeinden der alten Grafschaft Hauenstein kam 
St. Blasien aber nur als niedere Gerichtsobrigkeit in Betracht (Amrigschwand, 
Schuldienste). Die weltliche Obrigkeit bediente sich zur erwähnten Inpflicht- 
nahme augenscheinlich der Ortspfarrer; denn auf der einen der Hächenschwander 
Tabellen von 1772 heisst es, dass der Schulmeister von „denen vorsetzen und 
gemeindte mit approbation der obrigkeiten" angestellt wird; auf der anderen, 
mit approbation der pfarrherren". In diesen» Falle ist der Schluss doch sehr 
naheliegend, höchst wahrscheinlich einzig berechtigt, dass der Pfarrer nicht als 
kirchliches Organ, sondern als Stellvertreter der weltlichen Obrigkeit den 
Schulmeister bestätigt und in Pflicht genommen habe. 

i) „die anstellung des Schulmeisters und sigristen hat die gnädigste 
Herrschaft zu befehlen": Wasenweiler, Grissheim, St. Georgen, Hausen a. d.M., 
Bollschweil, Wittnau. — „Die Herrschaft hat ihn zu ernennen und aufzustellen": 
Gündlingen, Eschbach (Heitersheim), Feldkirch, Staufen, Kirchhöfen, Grünem, 
Wettelbrunn, Geiersnest, Umkirch, Merdingen. 

2) „die gemeinde mit vorwissen und begnehmigung der Herrschaft 11 : 
Sölden, Au, Münstertal, Tunsei, Schlatt. 

3 ) Z. B. in Attentat und Wagensteig. Tab. 6. 

4) Z. B. in Zastler, Kiengen, Rohrbach, Neukirch, Kiechlinsbergeo, 
Riegel. Tab. 6. 

&) Z. B. in Achkarren: „Meine Aufnahme ist geschehen von dem 
Pfarrherrn und der Gemeind dahier, welche mich der Herrschaft vorgestellt 
haben. Alle Jahre muss ich bei den Pfarrherrn und der Gemeind um den 
Dienst wiederum anhalten" ; in Bleichheim hat den Schulmeister zu ernennen 
und aufzustellen mit Genehmhaltung gnädigster Herrschaft und Pfarrers "Vogt 
und Gericht; in Krotzingen wählten Gemeinde und Pfarrer einen passenden 
Mann und präsentierten ihn der Herrschaft zur Bestätigung. 
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von Anfang an das schlichte Ernennungs- bezw. das Bestäti- 
gungsrecht besassen. Verschiedene Anzeichen sind vorhanden, 
dass sie sich dasselbe erst im Laufe der Zeit errangen und 
erzwungen haben, wie sie ja auch andere Rechte der Gemeinden 
nach und nach an sich zogen. 

Noch um die Mitte des 18. Jahrhunderts lässt sich für 
den Breisgau dieses Bestreben der Ortsobrigkeiten beobachten. 
Als 1770 die bekannten Schulausweise eingefordert wurden, 
wollten sich die Gemeinden und Pfarrer der St. Blasianischen 
Herrschaft Staufen ihre Rechte bezüglich der Schuldienst- 
besetzung wahren, indem sie diese in den Tabellen vermerkten. 1 ) 
Die Berichte wurden zum Teil von Schulmeistern, zum Teil 
von den Ortsvorgesetzten abgefasst; beinahe alle schrieben 
der Gemeinde und dem Pfarrer das Recht zu, teils allein, teils 
miteinander bei der Besetzung der Schuldienste mitzuwirken. 
Die Tabellen aber konnten infolge des bestehenden Geschäfts- 
ganges nicht unmittelbar an die staatliche Regierung und 
Kammer gegeben werden, sondern mussten erst noch auf 
dem St. Blasianischen Amte Revue passieren; in nichts wurden 
sie beanstandet, ausgenommen die Zeilen, welche die Rechte 
der Gemeinden und Pfarrer enthielten. Der Beamte strich 
diese Bemerkungen, und zwar so, dass sie nur mit Mühe 
und nur teilweise zu entziffern waren. Kurzerhand änderte 
man die ursprüngliche Fassung in die lakonische Notiz: „Die 
Herrschaft hat den Schulmeister zu setzen". 

Die Ortsobrigkeit entzog also hier mit einem Federstrich 
den Gemeinden und Pfarrern die Rechte bezüglich der An- 
und Aufnahme des Schulmeisters. Diese konnten sich nicht 
einmal dagegen wehren, weil die Tabellen nicht mehr an die 
Gemeinden zurückgingen, sondern von dem St. Blasianischen 
Amte direkt an den landständischen Konsess und von da an 
die Regierung und Kammer befördert wurden. 



i) Soweit die erste Schrift noch entziffert werden konnte, lauteten die 
Eintrage: für Kirchhöfen: „wird von der Gemeinde und dem Pfarrherren 
präsentiert und von der Herrschaft confirmiert . . . u , für Grünem: „Herr 
Pfarrer und gnädigste Herrschaft haben den Schulmeister zu stellen", für 
'Wettelbrunn: „die Gemeinde präsentiert den Schulmeister und Sigristen . . . u . 

2* 
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Es liesse sich nun allerdings mit einem gewissen Schein 
von Berechtigung einwenden, dass sich nicht die Ortsobrig- 
keit, sondern die Gemeinden und Pfarrer Rechte anmassen 
wollten, die sie nicht besassen, und die sie glaubten, unbesehen 
an die Landesstelle durchbringen zu können, um dann, von 
dieser gestützt, die angemassten Rechte zu verfechten, da die 
Gemeinden den Ortsobrigkeiten gegenüber, dem Zuge der Zeit 
und Politik folgend, von der staatlichen Regierung für ge- 
wöhnlich protegiert wurden. 

Es lässt sich eine derartige Behauptung an und für sich 
nicht gänzlich in das Reich der Unmöglichkeit verweisen. 
Allein, sie ist in dem vorliegenden Falle, wo die Tabellen 
dem zuständigen ortsobrigkeitlichen Amte unterbreitet werden 
mussten, ganz und gar unwahrscheinlich; und das umso- 
mehr, weil fast alle Gemeinden der St. Blasianischen Herr- 
schaft Staufen — und nur dieser — zu gleicher Zeit diese 
Rechte und zwar in verschiedener Form beanspruchten. 

Die Tatsache, dass die Ortsobrigkeiten eigenmächtig — 
ein Vorwurf soll ihnen damit nicht gemacht werden; denn es 
geschah oft nur zum Besten der Schulen — in die Schul- 
verwaltung eingriffen und sich die Schulhoheit übertrugen, 
findet sich auch anderwärts mitgeteilt. 1 ) 

Auf den Kameralgütern ging die Einstellung der Schul- 
meister ähnlich wie in den herrschaftlichen Gemeinden, teils 
durch die Obervogteiämter allein, 2 ) teils durch diese und 
Gemeinde oder Pfarrer 8 ) vor sich. 



1) Zu Haunsheim gründete Zacharias Geizkofler, der Inhaber dieser 
Herrschaft, 1603 zur „Unlust der Eltern" eine Schule und führte den Schul- 
zwang ein. Th. Knapp, Ges. Beitr. 263. 

2 ) So heisst es von dem Schulmeister zu Mettau, einem Orte der 
Kameralherrschaft Laufenburg, dass er von dem „K. K. Obervogteiamt ange- 
nommen" worden sei; dasselbe Amt besorgte ihm später auch das Anstellungs- 
dekret. B. Gen. 1751. So auch für Gutach und Siensbach, für Heuweiler 
Kollnau, Simonswald, Bleibach u. a. 

3 ) So z. B. für Herbolzheim. — Ganz allein steht Siegelau, ein 
Kondominat des Kollegiatstif tes Waldkirch und der Kameralherrschaft Schwarzen- 
berg: „Schulmeister und Sigrist wird nach der bisherigen Gewohnheit vom 
Kirchspiel aufgestellt." Tab. 6. 
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Es entsprach nur den anders gearteten Verfassungs- 
und Verwaltungs Verhältnissen, wenn sich sowohl im Hauen- 
steinischen wie in den Städten bei der Vergebung von Schul- 
diensten ein selbständigerer Zug bemerkbar machte. 

In den Städten empfing der Schulmeister fast ausnahms- 
los seine Stellung aus den Händen des Magistrates. Doch 
geschah dies nicht ohne jegliche Mitwirkung von Seiten des 
Pfarrers; man holte wenigstens über den Charakter und das 
sittlich-religiöse Leben des Kandidaten das Gutachten des 
Pfarrers ein oder versicherte sich seiner Zustimmung. 1 ) 

Im Hauensteinschen bildeten jene Gemeinden die Mehr- 
zahl, die unter Bestätigung und Gutheissung des Pfarrers 
den Schulmeister aufnahmen. 2 ) Manche Orte gingen hierin 
von rechtswegen selbständig vor; 8 ) aber auch da dürfte die 
Stimme des Ortsgeistlichen nicht ganz angehört geblieben 
sein. Verschwindend klein war die Zahl jener Schulen, für 
die der Pfarrer allein den Schulmeister zu ernennen hatte. 4 ) 

2 Die Grundlagen'des An- und Aufnahmerechtes. 
Schwierig ist es, die Frage zu beantworten, worauf sich das 
Aufnahme-, bezw. Bestätigungsrecht gründete. Die Schwierig- 
keit ist um so grösser, als die Rechte der Einzelnen nicht 
über jeden Zweifel erhaben sind. 6 ) Wenn hier der Versuch 
gemacht wird, eine befriedigende Lösung des Problems zu 
bieten, so muss in erster Linie betont werden, dass nur die 



*) Der Schulmeister wird „ernennet vom Stadtrat, respectu morum wird 
er einem jeweiligen Pfarrer vorgestellt" (Neuenburg). Ähnlich Freiburg und 
Kenzingen. — „Magistrat und Rat hat aufzustellen und zu ernennen" (Alt- 
breisach); ebenso Burckheim, Endingen, Waldkirch, Elzach (mit Begnehmigung 
der Lehensherrschaft), Villingen, Bräunungen. Tab. 6. 

2) „die gemeind hat die Schulmeister zu nennen und aufzustellen, mit 
beyseyn der Geistlichkeit" (Vogtei Todtmoss). — „ernennet von der Gemeinde 
mit Gutheissung des Pfarrers" (Görwihl, Hänner, Überhof, Vogelbach, Herrischried 
u. a.). Die Gemeinde wurde dabei vertreten durch Vogt und Geschworene (Nieder- 
wihl), durch den Einungsmeister (Vogelbach). 

3 ) „sind von denen gemeindtsgenossen ernennet und vorgestellet" 
(Einung Rickenbach, Nöggenschwihl), „die gemeindt hat den Schulmeister ge- 
sätzt" (Degerfelden). 

4) „und wird zu diesem Dienste ernennet von dem Pfarrer" (Murg). 
ß) Vgl. S. 182 Anm. 2 und & 19f. 
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gegebenen Tatsachen und Verhältnisse um die Mitte des 
18. Jahrhunderts ins Auge gefasst werden; frohere Zustände 
sollen damit nicht erklärt werden. 

Das Recht zur An- und Aufnahme leitete man vorwiegend 
— wie es scheint, ziemlich allgemein — aus der Beitragspflicht 
zur Schulmeisterbesoldung ab. Darauf, dass sie die Schulmeister 
besoldeten, stützten sich manche Gemeinden, als sie für sich 
diese Befugnis beanspruchten. 1 ) Daher auch die Erscheinung, 
dass die „Ortsgerichte" fast durchgängig an der Besetzung 
des Schuldienstes beteiligt waren. 

Verwickelter liegen die Rechtsverhältnisse bei den Orts- 
obrigkeiten, den Grund- und niederen Gerichtsherren. Drei 
Quellen, aus denen ihr Recht geflossen, sind erkennbar: 
Anteilnahme an der Besoldung des Schulhalters und an den 
übrigen Schullasten, die eine — der Patronat, die andere 
(in diesem Falle erstreckte sich das Besetzungsrecht unmittel- 
bar auf den Sigristendienst und erst durch diesen auf die 
Schule) 2 ) — Ausdehnung und Erweiterung der grund- und 
gerichtsherrlichen Hoheitsrechte über die untertänigen Ge- 
meinden, eine dritte Quelle. 

Die Rechte der Pfarrer, soweit sie nicht als einfache 
Beauftragte der Ortsobrigkeit handelten, scheinen ebenfalls 
in der Beziehung der Schule zum Sigristendienst ihre Grund- 
lage zu haben. 

Wohl lassen sich diese Prinzipien aus dem Aktenmaterial 
herausschälen. Welche der Ursachen jedoch im Einzelfall 



1) Vgl. S. 31 ; „das Salarium wird von der Bürgerschaft bezahlt, weilen 
selber (Lehrer) von der Gemein aufgestellt wird." Tab. 6. (Kiechlinsbergen); 
„und da die allhiesige Obrigkeit selben zu ernennen hat, als ist hierzu (zur 
Besoldung) kein anderer fundus vorhanden, sondern bezieht seine Besoldung 
wie vorsteht 11 . Eda (Bräunungen mit Verwechslung von Ursache und Folge). Noch 
1807 betonen Gemeinden diesen Zusammenhang: „die Gemeinde setzt und be- 
zahlt den Lehrer aus der Gemeindekasse cc . Tab. 23. (Hofsgrund); die „Gemeinde, 
welche ihn bezahlt, hat das Recht der Anstellung". Eda (Horben). 

2) „Weilen der Schul- und Mesnerdienst beisammen, so ist bei sich 
ereigneuder Vacatur nach vorher gepflogenen Unterredung und Einverständnis 
sowohl der Herrschaft als des Pfarrherrn dieser an- und aufgenommen worden". 
Tab. 6. (Sasbach). 
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das An- und Aufnahme-, bezw. Bestätigungsrecht geschaffen 
hat, ist nicht erkennbar, weil hierfür eben das nötige Material 
fehlt. Nur bezüglich der St. Blasianischen Herrschaft Stanfen 
liegt die Ausdehnung der herrschaftlichen Hoheitsrechte als 
Grundlage des Besetzungsrechtes klar zu Tage. 

3. Die Dauer der Stellung. In dieser Hinsicht teilten 
sich die Gemeinden in zwei Gruppen: Die eine besetzte den 
Schuldienst nur auf bestimmte — die andere auf unbestimmte 
(Lebens-) Zeit. 

Es gab Gemeinden — und sie scheinen ziemlich zahl- 
reich gewesen zu sein — , die jedes Spätjahr den Schulhalter 
in Dienst nahmen und ihm zu Ostern wiederum den Abschied 
gaben. 1 ) Diese Sitte scheint hauptsächlich in den Schwarzwald- 
tälern geherrscht zu haben; der Visitator Fehr bezeichnete 
dieses Verfahren, als er es auch in der Gemeinde Todtmoos 
traf, geradezu als hauensteinischen Brauch. 2 ) 

Nicht immer war mit dieser Gepflogenheit auch ein 
Personenwechsel verbunden; schon aus dem Grunde nicht, 
weil es oft; genug vorgekommen sein wird, dass sich kein 
anderer als der Altschulmeister meldete. Geriet so die Ge- 
meinde in die Zwangslage, bei dem bisherigen Schulmeister 
verbleiben zu müssen, so mag doch andererseits häufig der 
Schulhalter die volle Zufriedenheit der Bürgerschaft erlangt 

i) ,.In Hottingen sindt sie dure cervicis undt thuent alle jähr Ein 
ander von der gemeindt erwählen undt geben was sie wollen", berichtete 
der Pfarrer von Hänner. — „er ist für verflossnen winter wieder angestellt 
gewest" (Hochsal). — „kann die Gemein jährlich einen anderen Schulmeister 
erwählen und aufstellen" (Neukirch), Tab. 6. — „ist wirklich noch kein Schul- 
meister aufgestellt, sondern wird allezeit über Martini einer gedinget" 1772, 
25. Oktober (Rohrbach), eda; ebenso Niederwasser am 28. Oktober 1772. — 
„bald diesen bald jenen; und hat mit jedem für jeden Winter einen neuen Accord 
getroffen" (Waldau), ebenso in Glashütte, Hinterstrasse, Wildgutach (sämtliche 
St. Peter zugehörig) ebenda; Tgl. oben S. 15 Anm. 1 und S. 18 Anm. 5; ebenso 
in Bubenbach (alle Jahr ein anderer) und Unterbränd (schier alle Jahr ein 
anderer), ebenda. 

2 ) „An jedem von diesen Orten der Vbgtei Todtmoss haben sie bisher, 
gleichwie den Viehhirten für den Sommer, also einen Schulmeister für den 
Winter nach hauensteinischem Gebrauche gedungen, und jeder Ort eine Schule 
nach der alten Lehrart gehalten". B. Gen. 1158 (Dek. Wtal A 14). 
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haben, was seine Wiedereinsetzung ohne weiteres zur Folge 
hatte. Beides führte schliesslich notwendigerweise zu der 
Übung, den Schulmeister zwar beizubehalten, ihn aber jedes 
Spätjahr um den Dienst bitten zu lassen, falls er auch ferner- 
hin Unterricht erteilen wollte ; x ) die Gemeinde hatte immerhin 
freie Wahl, ihn anzunehmen oder zurückzuweisen. Für die 
kommende Schulzeit musste er einen neuen Vertrag eingehen, 
der zu Ostern des folgenden Jahres wieder ablief. Die übrigen 
Monate des Jahres war der Schulmeister seiner Verpflichtungen 
und Rechte ledig, auch da, wo sich schon stabilere Verhältnisse 
herausentwickelt hatten. 

Unmöglich 2 ) war eine jährliche Neueinstellung in jener 
Gruppe von Gemeinden, in denen Sigristen- und Schuldienst 
mit einander vereinigt waren. In diesem Falle erwirkte die 
erstmalige An- und Aufnahme ein dauerndes und sicheres, 
wenn auch immer noch kündbares „Dienstverhältnis. 

Hierher rechneten auch jene Gemeinden, die aus sich 
selbst, weil sie einen ganzjährigen Schulunterricht anordneten, 
oder auf Wunsch und Befehl der Ortsobrigkeiten die Schul- 
halter „ad dies vitae" in Dienst nahmen 3 ). Dieses Stadium 



*) Der Schulmeister erhält den gebührenden Rang nicht; alle Jahre 
muss er mit den Hirten und Nachtwächtern um den Schuldienst anhalten. 
B. Gen. 1158 (Dek. W'tal C 7). — „muss ein jeweiliger Schulmeister über 
St. Thomastag um ferner Beibehaltung des Dienstes mit denen S. v. : -Schwein- und 
übrigen Hürthen alljährlich neuerdingen anhalten, welcher Vorgang einen Schul- 
meister nicht nur allein bey denen Eltern, sondern auch bey der Jugend verächt- 
lich machet, dass er die empfindlichste Vorwürfe übertragen und oft nicht weisst 
wann er wegen Verleumdung der Eltern, und Verkleinerung der Jugend von 
seinem geringen Stückel brod gestossen werde". Waldkirch, 35. Schuldienste 
1773. — „Schlüsslichen ist zu vernehmen, dass die gemeinde Zell von dem 
Schulmeister fordern wolle, dass derselbe jährlich bei der gemeind um seine 
Bestätigung anhalten solle". B. Gen. 1842 (1778, 8. April). 

2) Unmöglich insofern, als die Gemeinde nicht jedes Spätjahr mit einem 
andern Manne den Schuldienst besetzen konnte ; es ist dagegen sehr wohl denk- 
bar, dass sich der Sigrist alljährlich für den Schuldienst bestätigen lassen musste. 

3) In diesem Sinne ist wohl die Bemerkung des Schulmeisters von 
Oberwinden zu verstehen; sie ist enthalten in seinem Gesuche um das -An- 
stellungsdekret. Er schreibt: „Die Gemeinde Oberwinden habe ihm schon ♦ 
1766 kraft in Händen habenden Versicherung vom Obervogteiamte diesen Schul- 
dienst ad dies vitae zugesagt". B. Gen. 1751 (1782, 19. Oktober). 
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der Entwicklung weisen, abgesehen von den Sigristenschul- 
stellen die meisten Städte und jene Landgemeinden auf, wo die 
Rechte und die Macht der Ortsobrigkeit starken Einfluss ge- 
wonnen hatten und diese sich der Schulen annahmen. 

Immerhin war der Brauch, jedes Spätjahr einen Schul- 
meister aufzudingen ziemlich weit verbreitet: noch verbreiteter 
aber das Rechtsbewusstsein von der alljährlichen Indienst- 
nahme des Schulmeisters. Diese Rechtsanschauung war 
offenbar sehr tief eingewurzelt, was doch wohl nur mit 
altem Herkommen erklärt werden kann; es wagen nämlich 
weder die später noch zu nennenden Reformvorschläge noch 
die Reformschulordnungen an diesen Gewohnheiten zu rütteln. 1 ) 
Sie begnügen sich im Gegenteil, das bestehende Verfahren ge- 
nauer zu normieren und vor allem die Rechte der Beteiligten 
schärfer zu umgrenzen. Es scheint deswegen kein Fehlschluss 
zu sein, wenn man annimmt, dass der primitive Zustand, den 
Schulhalter jedes Spätjahr aufzudingen und ihn auf Ostern 
wieder zu entlassen, ziemlich alt und vordem allgemeiner war. 

4. Die An- und Aufnahme im Lichte des 
geltenden Rechtes. In den bisherigen Ausführungen 
wurde das Wort „Anstellung" möglichst vermieden, weil die 
Schuldienstbesetzung um die Mitte des 18. Jahrhunderts in 
keiner Weise zu der modernen Anstellung eines Volksschul- 
lehrers stimmt. In unseren Tagen begründet die definitive 
Anstellung eines Volksschullehrers in der Regel Beamteneigen- 
schaft oder aber doch ein solches Verhältnis, das der Stellung 
eines Beamten auf ein Haar gleicht und ihr in nichts nachgibt. 

Die An- und Aufnahme des 18. Jahrhunderts war da- 
gegen weiter nichts als ein Arbeitsvertrag zwischen dem An- 
stellungsberechtigten, als dem Vertreter der Schulgemeinde, 
einerseits und dem Schulmeister andererseits. Die dadurch 



i) Vgl. S. 63 ff ; — 1765, 17. August erliess Martin II. von St. Blasien 
eine Schulordnung für sämtliche St. Blasianische Reiohsuntertanen. In dem 
§ 1 wird angeordnet, dass „in allen Gemeinden, wann selbe auch was weiteres 
aus einander gelegen, an dem geschicktesten Orth, Schulmeister mit Zuzug 
und Begnehmigung des Seelsorgers wenigstens jederzeit von St. Martini bis 
St. Georgii angestellet werden sollen 11 . St. Blasien, 65. Schulordnung 1765. 
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begründete Stellung ist nicht höher zu bewerten als das Ver- 
hältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Es konnte 
daher der Schulmeister, wenn er die landesüblichen Gepflogen- 
heiten und die im Vertrage stipnlierten Bedingungen einhielt, 
jederzeit kündigen und den Dienst aufgeben. In gleicher 
Weise war der Dienstherr instandgesetzt, dem Schulmeister 
zu jeder Stunde zu kündigen und ihn wie einen Dienstboten 
zu entlassen. Niemand konnte ihn darob mit Erfog zur 
Rechenschaft ziehen, wenn die Kündigung und die Entlassung 
ordentlicherweise vor sich gegangen waren. Mit dem Tage 
der Entlassung erlosch das Dienstverhältnis zwischen dem 
gewesenen Schulmeister und seinen Dienstherrn ganz gleich- 
giltig, ob dieselbe während oder am Schlüsse seiner Dienst- 
zeit erfolgte. 

Die Stellung des Schulmeisters war infolge dieses Arbeits- 
vertrages und des privaten Arbeitsverhältnisses höchst un- 
sicher; es verurteilte ihn zu grosser Abhängigkeit und hemmte 
jede freiere Bewegung. Ein Unterricht nach eigenen Heften 
oder nach einer als gut erkannten Methode, sofern man über- 
haupt etwas davon gewusst hätte, wurde dadurch meist ver- 
eitelt. Nach Lust und Laune seiner Dienstherren musste er 
Schule halten; und der befehlenden waren es viele: nicht 
bloss der Pfarrer und die Gemeindevorgesetzten, sondern 
jeder Vater und jede Mutter, die Bänder zur Schule schickten. 
Wollte der Schulmeister ihnen nicht gehorsamen, so stand ihnen 
eine vorzügliche Daumenschraube zur Verfügung; sie konnten 
sich bei der nächsten Diensteinstellung gegen den bisherigen 
Inhaber wenden und ihn ablehnen; sie konnten ihm aber auch, 
worauf noch des näheren die Sprache kommen wird, de* Lohn 
d. h. ihren Anteil an seiner Besoldung vorenthalten. 

Wo der alljährliche Arbeitsvertrag bereits ausser Kurs 
stand oder wo er überhaupt nie in Gebrauch war, dort trat 
überall an die Stelle eines kurzlebigen Arbeiterverhältnisses 
die dauernde Diensteinstellung. Der Schulmeister war in 
diesen Fällen nicht mehr der Gemeindearbeiter, der von 
der Gemeinde gedungene Saisonarbeiter, sondern der Gemeinde- 
diener. Diese Stellung war jedoch, abgesehen von ihrer 
Dauer und etwas grösseren Sicherheit, um kein Haar besser als 
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das schlichte Arbeiterverhältnis; er rechnete mit dem Mesner 
unter „die gemeine Knecht". 1 ) 

Der Schulmeister war also weder Beamter der Orts- 
obrigkeit, noch solcher der Gemeinde, auch kein Angestellter 
der Kirche; vielmehr war er auf Grund seiner Stellung, die 
rein privatrechtlicher Natur war, entweder Gemeindearbeiter 
oder Gemeindediener, zwei Bezeichnungen übrigens, die später 
noch eine Einschränkung erfahren werden. 

5. Die herrschende Praxis, dargestellt auf Grund 
eines Einzel Vorkommnisses. Eine treffliche Illustration 
zu den vorausgegangenen Ausfuhrungen bietet ein Streitfall 
aus der Hächenschwander Einung. Diese besass zu Anfang 
der 50er Jahre des 18. Jahrhunderts zwei Schulen: eine in 
Amrigschwand, zu der Strittberg und Segalen gehörten; die 
andere zu Tiefenhäusern, zugleich für die Orte Ober- und 
Unterweschnegg, Frohnschwand und Heppenschwand. 

Es war im November 1752, als am Sonntag vor dem 
Feste des hl. Martin der Pfarrer Fridolin Osswald von Hächen- 
schwand, ein Benediktiner aus St. Blasien, die Pfarrgemeinde 
ermahnte, dafür Sorge zu tragen, dass „gemäss alten Her- 
kommens" nach Martini die Schulen begonnen werden könnten; 
es müssten sich also die Gemeinden noch im Verlaufe der 
Woche nach einem Schulmeister umsehen, ebenso sei alles, 
was bezüglich des Schullohnes, des Schulhauses, der Schul- 
kinder usw. ausgemacht werden müsse, schleunigst zu regeln. 

Die Ortsvorgesetzten hatten nun gerade noch Zeit, mit 
ihren. Gemeinden über die notwendigen Schritte zu beraten 
und die Einzelheiten anzuordnen. Glatt ging alles von statten 
für die eine Seite der Einung, für Oberweschnegg und die 
umliegenden Ortschaften. Am genannten Festtage selbst kam 
auch schon der vormalige Einungsmeister Johann Ebner von 



!) Da Mesner und Schulmeister in allen Stücken, auch ausserhalb des 
Breisgaus, auf dieselbe Stufe gestellt wurden, so darf hier nicht zu Unrecht eine 
Mitteilung von Th. Knapp, Ges. Betrage S. 179 A. 10 verwertet werden: „In 
Bonfeld werden 1634 Hirten, Mesner und Schütz als gemeine Knecht zusammen- 
gefaßt". — Vgl. dazu Schöllkopf, Würt. Vierteljahrshefte 1905, S. 315 f. und 
oben S. 24 Anm. 1. 
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Tiefenhäusern zum Pfarrer nnd berichtete, dass sich bei ihm 
Ä derienige taugliche Schuelmeister, welcher verflossenen Winter 
mit Ruhm zu Tiefenhäusern Schuel gehalten, gemeldet" habe. 
Er bat deshalb den Pfarrer, zu verkünden, dass die Ge- 
meinde nachmittags bei ihm „zusammentretten" solle, um zu 
beraten, an welchem Orte Schule gehalten, was für ein Lohn 
dem Schulmeister ausgemessen und was für Kinder in die 
Schule geschickt werden sollten, bezw. geschickt werden 
müssten. Am nächsten Sonntag konnte Ebner dem Pfarrer 
mitteilen, dass man sich in allem, was die „äussere Gegend u 
anbelange, vollkommen geeinigt habe: Der alte Schulmeister 
sei wieder aufgenommen; die Schule werde nicht mehr in 
Tiefenhäusern, sondern zu Oberweschnegg gehalten, weil dieser 
Ort mehr in der Mitte liege und von den Kindern besser zu 
erreichen sei. Dem Pfarrer „war alles recht", und so konnte 
der Schulmeister am darauffolgenden Montag seine Arbeit 
aufnehmen. 

Mehr Schwierigkeiten bereitete die Schule zu Amrig- 
schwand. Der dortige Redmann, Johannes Albüez, wurde um 
diese Zeit „von Ambts wegen" nach Freiburg gerufen. Ob- 
schon P. Fridolin Osswald bereits in den Tagen des September 
den Redmann aufmerksam gemacht hatte, dass der alte Schul- 
meister Gregorius Bromberger seiner Unfähigkeit wegen nicht 
mehr für den Dienst eingestellt werden könne, mithin ein 
neuer Schulmeister zu suchen sei, hinterliess der Redmann 
weder dem Pfarrer noch andern auch nur eine Silbe betreffs 
eines Schulmeisters. 

Der Pfarrer besprach sich mit dem Alteinungsmeister 
Ebner. Daraufhin wandte er sich an die Gemeinde, dass sie 
trotz der Abwesenheit des Redmannes die Schulangelegenheit 
regeln möge; sie sei sehr wohl hierzu berechtigt, da der 
Gemeindevorsteher nichts getan habe, obschon er dazu 
angehalten worden sei; bereits -habe sich auch ein Schul- 
meister gefunden: Matthäus Muckle von Strittberg. Dieser 
habe sich übrigens nach seiner eigenen Angabe bei dem Red- 
mann gemeldet, bevor er abreiste;, letzterer habe sich in zu- 
sagendem Sinne geäussert, er „habe nichts darwider, wenn 
der Pfarrherr mit ihme zufrieden seyn würde". 
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Letzteres war der Fall, und so hätte die Gemeinde nur 
noch einer Beratung bedurft, wann zu beginnen sei. Allein, 
sei es, dass die Leute den Zorn des Orts Vorstehers, der „es 
etwan übel aufnehmen dürfte", fürchteten, sei es, dass sie den 
Schulmeister nicht wollten, wie Albüez später in seiner Ver- 
teidigungsschrift betonte, — es geschah nichts. 

Die Woche verging, ohne dass in der Schulangelegenheit 
etwas unternommen worden wäre. Indes konnte Muckle am 
folgenden Sonntag wenigstens mitteilen, dass sich verschiedene 
Bürger dahin ausgesprochen hätten, es wäre ihnen recht, 
wenn die Schule begonnen würde. Als er dann auf Veran- 
lassung des Pfarrers noch weitere Umfrage gehalten hatte, 
die nach seiner Aussage mit einem günstigen Resultate 
endigte, begann er Tags darauf mit Zustimmung des Pfarrers 
die Schule. 

Kurz vor Weihnachten kam der Redmann zurück. Die 
Regelung der Schulangelegenheit fand vor seinen Augen keine 
Gnade. 1 ) Er trug sich vielmehr mit dem Gedanken, die 

Schule zu Amrigschwand „abzudanken" und die zu Ober- 
weschnegg von dort nach Ellmenegg hereinzuziehen. 

Am unzufriedensten mit der geplanten Neuerung des 
Redmanns zeigten sich die Bürger von Oberweschnegg: sie 
drohten, die Bander aus der Schule zu behalten, und dem Schul- 
meister sein Wartegeld nicht zu geben. 2 ) Auch der Pfarrer 
war nicht einverstanden mit seinen Absichten. Er Hess des- 
halb Albüez zu sich rufen, um mit ihm die Angelegenheit zu 
besprechen. 8 ) Die Unterredung verlief jedoch an der Hart- 
näckigkeit des Ortsvorgesetzten resultatlos, da er auf seine 



A ) Es sei „eine Confusion gewesen wegen UnErfahrenen und selbsten 
aufgeworfenen schuollmeister" ; die einen hätten ihre Kinder nach Oberweschnegg, 
die anderen nach Nöggenschwihl, andere überhaupt nicht zur Schule geschickt, 
meinte der Redmann. 

2) Es wurden Stimmen laut, „dass, wenn der Schuelmeister von Ober- 
weschnegg abgehe, die alldasige Gemeind sich nit mehr verpflichtet halte, das 
gemäss gemeinschaftlich eingegangenen Vertrages versprochene Warthgeld von 
2 fl. ihme abfolgen zu lassen 11 . 

3 ) Wider Muckle erhob er den Vorwurf, dass er „nit recht lesen und 
schreiben könne. 41 Der Pfarrer musste übel oder wohl diese Tatsache zugeben, 
obschon er meinte: „Es sei viel geredet, wenn man sage, dass die Pfarrherren 
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Machtvollkommenheit als Vorsteher der Gemeinde pochte. 
P. Fridolin bat ihn zuletzt noch, mit seinen Neuerungen zn 
warten, bis er ihm weitere Mitteilungen gemacht hätte; aber 
auch darauf ging Albüez nicht ein. 

Der Redmann Hess nun die Gemeinde zusammenkommen: 
sie beschloss, was er diktierte. Ohne irgend welche Äusserung 
des Pfarres abzuwarten, führte er dann die Beschlüsse aus; 
„er hat einen andern schuelmeister gesetzt; in ein anderes Haus 
die schuel verordnet". Die Rechte des Pfarres wurden nicht 
beachtet. 

Es blieb diesem in der Folge nichts anderes übrig, als 
sich mit einer eingehenden Vorstellung an die Kanzlei der 
niederen Gerichtsobrigkeit St. Blasien zu wenden, wobei er 
folgende Klagepunkte formulierte: 

1. Der Redmann hat die Mahnung des Pfarrers, sich nach 
einem Schulmeister umzusehen, nicht befolgt. 

2. Ohne Wissen des Pfarrers und ohne von ihm sodann 
eine Antwort abzuwarten, hat er Änderungen in der Schule 
vorgenommen, die über seine Machtbefugnis hinausgehen. 

3. Er hat seine „gewalt und macht" auch insofern über- 
schritten, als er einen Mann schulhalten Hess, der nicht vom 
Pfarrer, wie es recht und billig gewesen, geprüft und gutge- 
heissen worden. 1 ) 

Auf die Anklage 2 ) eingehend lud das St. Blasianische 
Amt den Redmann auf den 9. Februar 1753 zur „Verant- 



einen Schuelmeister zulassen, welcher nit recht lesen und schreiben könne 11 ; 
und wenn er auch betonte, die Schrift sei nicht die Hauptsache, sondern der 
Unterricht in den christlichen Wahrheiten, so scheint es aber auch darin 
nicht in allweg gut bestellt gewesen zu sein, da die Leute ihre Kinder tatsäch- 
lich nicht zu Muckle in die Schule schickten und da ihn die Kanzlei wirklich 
fallen Hess, trotzdem sie dem Redmann vorhielt, dass andere, wahrscheinlich 
persönliche Gründe ihn zur Absetzung veranlasst hätten. 

1) Er hat „eigenmächtig ohne unserseits geschehner oder anverlangter 
gutheissung, ohne vorgegangene furstellung und angestellter nöthigen erforschung 
über die Wissenschaft des von ihm gesetzten Schulmeister, disen schuel zu halten 
befohlen und in der That bisshero halten lassen' 1 . 

2 ) Um dem Redmann die Superiorität und Autorität des Pfarrers gleich- 
sam handgreiflich beizubringen, schlug P. Fridolin ein allerdings nicht zu 
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veortung" vor. Er erschien aber nicht, indem er Unpässlich- 
keit vorschützte. *) Zu dem Falle selbst bemerkte er in seinem 
Entschuldigungsschreiben: „Sollten wir gefählt haben oder 
das recht nit haben zu unseren Kindern Einen schuollmeister 
anzunemmen auf aigenene Umbkosten; so bitte ich um Ver- 
zeihung, undt Mag Meinetwegen schuollmeister setzen und an- 
nemmen wehr das recht hat; überlasse Ein solches für Mein 
tayl meiner gnädigen obrigkeith anzunemmen". Den Haupt- 
akzent legte er bei seiner Verteidigung darauf, dass sie die Un- 
kosten trügen, mithin doch auch das Recht besässen, den 
Schulmeister, den sie selbst bezahlten, anzustellen. 2 ) 

Nachdem die Kanzlei selbstredend eine derartige Be- 
gründung verworfen hatte, gab sie eine vorläufige Entscheidung, 
indem sie sich vorbehielt, wegen dieser und „schon anderweeg 
beschehener Eingriffe in das obrigkeitliche Ansehen" weiter 
vorzugehen. Die Oberweschnegger Schule musste an ihrem 
Orte belassen werden; der Schulmeister Muckle blieb abgesetzt, 
trotzdem der Redmann, wie die Kanzlei bemerkte, ihn „ver- 
mutlich nur aus einem wieder selben hegenden Hass oder 
Aberwillen abgeschafft" habe. Der neuaufgenommene Amrig- 
schwander Lehrer Adam Wehrle hatte sich in die St. Blasia- 
nische Kanzlei zu verfugen, daselbst sich vorzustellen und 
eine Prüfung abzulegen. 

Letzteres geschah am 15. Februar; geprüft wurde er 
von P. Fridolin Osswald im Beisein des P. Paulus Ketten- 



billigendes Mittel vor. „Dieses Punktes wegen soll er angehalten werden, 
mündlich bey mir diesen Fehler zu erkennen und fürohin die Verbesserung zu 
versprechen, nit so fast um meine, als die anderen künftig folgenden Seel- 
sorgern in Höchenschwand gebührende Ehr zu erhalten 11 . Die Kanzlei ging 
begreiflicherweise auf ein derartiges Ansinnen nicht ein. 

i) Man möge ihn doch nicht bei dieser Jahreszeit draussen „herum- 
ziehen", da er das Jahr zuvor eine „harte Krankheit ausgestanden" habe. Die 
Kanzlei war jedoch von seiner Unfähigkeit nicht so sehr überzeugt, da er trotz 
der Kälte in anderen Angelegenheiten Reisen unternehmen konnte; offenbar 
meinte sie seine Reise nach Freiburg, was die Ortsobrigkeit nicht gerne sah. 

2) Er habe „nebst denen mitnachbahren in Amrigschwand, strittberg und 
segalen den schon Mehr mahlen gewesenen schuollmeister angenommen auf 
aigenen Umbkosten, wie es altershero geschehen". 
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acker. Man fand ihn tauglich, und so war mit der 9 Stellung 
des geprüften in der Kanzlei" die Schulstreitigkeit erledigt. 1 ) 
Den Kürzeren hatte dabei offenbar der Redmann gezogen. 
Abgesehen davon, dass die Kanzlei sein eigenmächtiges Ver- 
fahren und seine „in reden sehr hochtrabende, grobe, un- 
gestüme Aufführung" scharf rügte, erhielt er nur in einem 
Punkte recht, dass Muckle abgesetzt blieb. Dies geschah 
jedoch hauptsächlich deswegen, weil die Leute ihn in der 
Tat nicht wollten und ihre Kinder nicht zu ihm in die Schule 
schickten. 

§5. 
Die Besoldung der Schulmeister. 

Vorbemerkungen. Für eine Behandlung der schul- 
meisterlichen Besoldungs Verhältnisse des 18. Jahrhunderts gilt 
es vor allem, unseren Begriff Gehalt auszuschalten. Wir 
legen dieser Bezeichnung in der Kegel ein Beamten- oder Be- 
rufsverhältnis zugrunde, was jedoch nach den vorausgegangenen 
Erörterungen für dieses Jahrhundert nicht haltbar ist, auch 
für jene Orte nicht, wo die Stellung zwar dauernd war, aber 
nur die gewöhnliche Unterrichtszeit während des Winters ein- 
gehalten wurde. Man kannte weder ein deutsches Schul- 
meisteramt noch Schulmeisterberuf, sondern lediglich einen 
Schuldienst und eine Schulhalterstätigkeit; beidem entspricht 
„Schullohn" in des Begriffes einfacher Bedeutung als Ver- 
gütung für die geleistete Arbeit und Mühe in der Schule. 3 ) 

Die ersten Mitteilungen über die Einkünfte der deutschen 
Schulmeister im Breisgau bieten die Tabellen von 1770 ff. 
Sie enthalten zahlreiche Bemerkungen über die Einzelbestand- 
teile der Besoldungen. Aber trotzdem sind sie für sich allein 

!) In dem Zeugnis, das ihm ausgestellt wurde, heisst es, dass er „seiner 
Wissenschaft halber erforscht worden" sei, er scheine „Tauglich genueg" zu 
sein, die „kinder in denen nothwendigen Christenlehren zu unterrichten"; er 
sei auch „mit ehrlicher schrift begabt 11 ; er habe „über das einige jähr schon 
schul gehalten 11 . 

2 ) Diese Tatsache kommt in den Berichten und Tabellen sehr oft zum 
Ausdruck; so z. B., wenn es von Nöggenschwihl heisst: „von jedem Kinde solle 
er wöchentlich 2 kr. Schullohn bezahlt erhalten". B. Gen. 2479. Die Kinder 
geben „wöchentlich an Schullohn zwei Kreuzer" (Jechtingen) Tab. 6, 
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ungenügend, um mit ihrer Hilfe eine umfassende Darstellung 
aufzubauen, obwohl sie für sämtliche Schulen des Breisgaues 
erhalten sind. Es fehlt ihnen nämlich fast jede Angabe über 
die Art und Weise, wie dem Schulmeister der Lohn aus- 
bezahlt wurde. Ausserdem unterscheiden die tabellarischen 
Aufzeichnungen häufig nicht zwischen Schullohn und Sigristen- 
einkommen; es finden sich darin Angaben über reine Schul- 
löhne, sodann über Einkünfte, bei denen Schul- und Sigristen- 
besoldung getrennt sind, und ferner über Einkünfte, wo beides 
verquickt ist, ein Übelstand dieser Tabellen, der eine klare, 
nur auf ihnen basierende Beurteilung vorläufig geradezu aus- 
schliesst. Ein empfindlicher Mangel ist es schliesslich, dass 
für die „Naturalien" keine Geldwerte ausgezeichnet sind, wo- 
durch eine Vergleichung der Besoldungen unter sich sehr 
erschwert ist; denn es dürfte zur Genüge bekannt sein, dass 
der Preis damals selbst auf kleiner Gebietsfläche stärkeren 
Schwankungen unterworfen war, als dies heute bei den preis- 
nivellierenden Verkehrsmitteln der Fall ist. 

Wir verfügen jedoch über weitere Fundgruben für die 
Darstellung der Lohnverhältnisse. Die eine findet sich in den 
Visitationsberichten Fehrs aus dem Jahre 1781, die andere 
in der allgemeinen Tabelle über die Besoldungen der Schul- 
meister von 1785. Erstere enthält keine zusammenhängende 
Darstellung, sondern bringt bloss, wie es Visitationsberichten 
eigen ist, gelegentlich Notizen, wenn Klagen oder Beschwerden 
erhoben wurden. Seine Bemerkungen kommen hauptsächlich 
für die Auszahlung der Löhne in Betracht. Die zweite Tabelle 
bietet sowohl die Gesamtsumme der jederorts üblichen Be- 
soldung, und zwar für den ganzen Breisgau, sowie die Einzel- 
bestandteile mit genauer Preisangabe und fast durchgängiger 
Trennung von Schulmeister- und Sigristenbesoldung. 1 ) 



l) Auch sie hatte offenbar unter ungenauen Angaben zu leiden, was sich 
jedoch im Einzelnen nicht mehr kontrollieren lässt; vielleicht nur auf einen 
Schreibfehler ist zurückführen, dass für Todtnauberg-Rütte in der allgemeinen 
Übersicht 70 fl. angegeben sind, in der eingelaufenen Tabelle nur 60 fl. (Todtnau- 
berg-Rütte ist daher in der untenfolgenden Gesamtübersicht nicht eingeschlossen). 
Für Eschbach (Freiburg) gibt die Ortsobrigkeit St. Peter 74 fl. an, v. Sickingen 
62 fl.; die Tabellen folgen ersterer; Gansingen bezeichnet 73 fl. 12 kr. als 

3 
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Diese drei Quellen sollen nun zu einer möglichst ein- 
heitlichen Darstellung zusammengezogen werden, obschon die 
Fehrschen Berichte ungefähr um 10, die Besoldungstabelle 
beiläufig um 13 Jahre jünger sind als die erst erwähnten 
Aufzeichnungen. Ist ein solches Verfahren angängig? Gewiss, 
mit einer Einschränkung. 

Wie später 1 ) noch des näheren auszuführen sein wird, 
gab es hinsichtlich der Bezahlung der Schulmeister bis 1781 
fast gar keine Änderung. Von 1781 an besserten Grundherr- 
schaften und Gemeinden hauptsächlich auf Betreiben der 
Visitatoren mancherorts die Besoldungen der Schulmeister 
auf. Zum ersten aber waren die Erhöhungen nicht allgemein 
und zum anderen nicht so erheblich, dass eine wesentliche 
Verschiebung eingetreten wäre, wenn auch das Bild, besonders 
für den südlichen Schwarzwald, freundlichere Farben erhielt; 
letztere finden jedoch wieder ihre Korrektur durch die Tabellen 
von 1772. So können auch die jüngeren Aufzeichnungen hier 
herangezogen werden, zumal die Tabelle von 1785 die einzige 
ist, die eine Gesamtübersicht gewährt. 



I. Darstellung der vorhandenen Zustände. 

Trotz dieses reichen Quellenmaterials, oder vielmehr 
infolge der Menge von Einzelnotizen ist es überaus schwierig, 
eine einheitliche, klare Darstellung der Besoldungsverhältnisse 
zu liefern; denn es herrschte sehr grosse Regellosigkeit so- 
wohl in der Höhe des Schullohnes als auch in seinen Bestand- 
teilen und in seiner Auszahlung. Wollte man in dieser Hin- 
sicht eine moderne Bezeichnung gebrauchen, so wäre es mit 
einer noch zu erwähnenden Einschränkung die: Es gab eben- 
so viele Gehaltstarife als Schulgemeinden, insofern man nur 
die wirklichen Schullöhne in Betracht zieht. Selten, dass 
innerhalb ein- und derselben Grundherrschaft die Löhne sich 



Besoldung, das Kameralamt Laufenburg dagegen für diesen Ort 136 fl. 24 kr., 
39 iL Schul- und 97 f 1. 24 kr. Sigrlstenbesoldung (diese Summe ist in die Ge~ 
samtübersicht aufgenommen). Vgl Tab. 15 und 16; B. Gen. 3119. 

1) Vgl. S. 137 ff. 



— 35 — 

vollkommen glichen. Nicht einmal Pfarreien, die mit ihren 
Filialorten eine ziemlich geschlossene Einheit bildeten, boten 
ein gleichmässiges Besoldnngsausmass. 

In Tat nnd Wahrheit lag aber allen Besoldungen ein 
gemeinsames Prinzip, das aufs innigste mit der Stellung des 
Schulmeisters zusammenhing, zugrunde. Aus der praktischen 
Anwendung desselben und einigen andern mitwirkenden Fak- 
toren erklärt sich sodann die Mannigfaltigkeit; doch darüber 
später ausführlicher. 



a. Die eigentliche Besoldung. 

1. Höhe der Besoldungen. Von der besprochenen 
Regellosigkeit machte nur ein Gebiet eine Ausnahme; es ist 
die ehemalige Grafschaft Hauenstein, die Waldvogtei. Die 
Besoldungshöhe bewegte sich hier durchgängig unter der 
Grenze von 50 fl. 1 ); sie erreichte ihr Minimum in rund 10 fl. 2 ); 
das Maximum war nicht festzustellen. 3 ) Fast durchweg wurde 
die Besoldung in Geld geleistet. Sie bestand meist nur in 
dem Bezug des Schulgeldes, das beinahe in allen Gemeinden, 
von denen hierüber Nachrichten vorhanden sind, 2 kr. wöchent- 
lich für das Kind betrug. 4 ) Nur ganz geringfügige Unter- 
schiede traten infolge von Zulagen zutage. In Yogelbach 

i) Aus St. Blasien schreibt man 1774, was auoh mit den Tabellen von 
1770 übereinstimmt, dass „die meisten Besoldungen zu 20 und 30 fl. bestehen 
und die höchste für einen Schulmeister, der bei 90 kinder zählet, sich nur auf 
50 fl. belauft". Diese Notiz gilt in erster Linie dem Zwing und Bann St. Blasien, 
aber auoh sicherlich den Orten der St. Blasianischen niederen Gerichtsbarkeit, 
die weit in das Hauensteinische hineinreichte. 

2) Unter 10 fl. scheint man nirgends heruntergegangen zu sein. Fehr 
berichtet allerdings von Luttingen, dass der Lohn des Schulmeisters bislang 
nur 5 fl. betragen habe. Diese Angabe betrifft wahrscheinlich nicht den Lohn- 
ansatz, sondern die Auszahlung, die unbestreitbar sehr zu wünschen übrig liess. 

3) Wenigstens nicht aus den Tabellen von 1772, auch nicht aus den 
Berichten Fehrs; die Tabelle von 1785 darf nicht benützt werden, weil sie 
schon veränderte Verhältnisse aufweist. 

4) Vgl. die Zusammenstellung einiger Besoldungen in der Beil. VI. In 
der Einung Birndorf, Fröhnd, Hächenschwand und an anderen Orten ist dieser 
Satz ganz üblich; in der Rickenbacher Einung zahlte das Kind */» Batzen 
wöchentlich. 

3* 
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brachten die Kinder täglich ein „scheid" Holz in die Schule. 
In Niderwihl verstand sich die Gemeinde als solche dazu, 
dem Schulmeister eine Zulage an Holz zu gewähren. 1 ) Freie 
Wohnung hatte der Schulmeister in Amrigschwand; 2 ) in 
Frohnschwand bezog er für arme Kinder 10 fl. aus einem 
gestifteten Kapital (200 fl.). 8 ) 

Was nun den Gesamtbreisgau betrifft, so gewährt die 
Tabelle von 1785, wie bereits angedeutet, den besten Über- 
blick auf die Besoldungshöhe, wenn auch gegenüber 1770 da 
und dort geändert. In Betracht kommen 254 Lehrerstellen; 
auf diese verteilen sich die Besoldungen folgendermassen : 





Gesamt- 
besoldung 


Reine 
SobuUöhne £*g£ 


1) 400 fl. und darüber 4 ) 


2 


1 





2) 300 fl. und darüber 4 ) 


13 


9 





3) 200 fl. und darüber 


23 


18 





4) 130 fl. und darüber 5 ) 


50 


27 


3 


5) 100—130 fl. 


37 


42 


3 


Stellen : 


125 


| 97 


6 



i) 2—3 Klafter Holz, so die Löbl. Gmeind ihm gibt. 

2) Amrigschwand verdient noch eine besondere Erwähnung. Wie be- 
reits S. 17 Anm. 2 bemerkt, wurden für die Hächensohwander Einung 1772 
zwei Tabellen, die nicht völlig identisch sind, eingeschickt. Auch in den Be- 
soldungsangaben ist eine Diskrepanz zu verzeichnen. Auf der ersten Tabelle 
werden als Besoldung für den Amrigschwander Schulmeister 2 kr. wöchentlich 
von jedem Kinde und freie Wohnung angegeben. Auf der zweiten dagegen 
werden zunächst für die ganze Schulzeit zu 18 Wochen 30 kr. gerechnet (also 
nicht ganz 2 kr. wöchentlich im Durchschnitt); dann aber beigefügt, dass ein 
2. Kind aus derselben Familie nur 24, ein 3. Kind nur 18 kr. zu entrichten habe. 

3) Diese Einnahme verdient es schon, eigens registriert zu werden, 
da eine derartige Einnahme wenigstens sicher einging, während die übrigen 
teilweise problematischer Natur waren. 

4 ) Die Schulmeister, die eine Besoldung von 400 fl., 300 fl., zum Teil 
auch jene, die über 200 fl. bezogen, waren in der Regel verpachtet, auf eigene 
Kosten einen Gehilfen, sogenannten Provisor, zu stellen. 

5 ) 130 fl. als Abteilung wurde in der Tabelle deswegen aufgenommen, 
weil Joseph n. sie als Normaleinkommen festsetzte; vgl. unten S. 152 f. 
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Gesamt- 
besoldung 


Reine 


•• 

Übertrag: 


125 


97 


6 


6) 70—100 fl. 


41 


43 


12 


7) 50—70 fl. 


26 


29 


16 


8) 30—50 fl. 


41 


52 


16 


9) 20—30 fl. 


10 


13 


13 


10) 10—20 fl. 


14 


17 


14 


11) unter 10 fl. 


2 


3i) 


6 


Stellen: 


| 257 


254«) 


83«) 



Diese Zusammenstellung hat den Fehler, dass sie aus 
einer späteren Zeit und aus dem Milieu anders gearteter Ver- 
hältnisse stammt. 

Vorstehende Statistik hat noch ein anderes Gebrechen. 
Um 1785 war die Schulreform im Breisgau noch nicht über- 
all durchgedrungen. Von Wichtigkeit für die Beurteilung der 
Besoldungen ist nun die Tatsache, dass infolgedessen die sog. 
Sommerschule, also die ganzjährige Unterrichtszeit, noch nicht 
allerorten eingeführt war. Mithin stellt ein Teil der ver- 
zeichneten Besoldungen Jahresgehalte, ein anderer Teil nur 
Entlohnungen für die Winterschule dar. Es sind dem- 
nach zwei verschiedene Wertmassstäbe anzulegen ; leider aber 
können die Schulen nicht nach Winter- oder Sommerschule 



i) Diese drei Lehrstellen sind: -Rohrberg (Grundherr: v. Schönau-Zell) 
mit 5 fl., Weitnau (Kameralherrschaft Rheinf elden) mit 8 fL 20 kr. (von ihm 
bemerkt aber die Tabelle, dass es 1781 53 fl. fatierte, Tab. 16, 248) und Ober- 
biederbach (v. Wittenbach) mit 9 fL 24 kr., die durch 24 fl. 28Vi kr. Sigristen- 
einkünfte auf 33 fl. 52% kr. erhöht wurden. 

2) Drei Schulstellen blieben unberücksichtigt, da ihre Einkünfte nicht 
nach Schul- und Sigristenbesoldung getrennt sind. 

3) Nicht eingerechnet wurden jene Lehrerstellen, wo ausdrücklich ver- 
merkt ist, dass sie als Organisten oder Kantoren eine Besoldung bezögen; als 
Organist: Kirchhöfen 121 fl 47 kr.; Laufenburg I. Lehrer: 100 fl.; als Knaben- 
lehrer: Staufen 59 fl. 59 kr.; als Kantor und Kanzleischreiber: Karsau-Riedmatt 
102 fl. 18 kr.; als Kantor: Laufenburg II. Lehrer: 44 fl. 54 8 / 4 kr. 
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geschieden werden, da hierfür das Material versagt. Aus all 
diesen Umständen erklärt sich die bunte Musterkarte von 
„unter 10 fl. 1 ) bis zu 400 fl." und ausserdem die verhältnis- 
mässig grosse Zahl der unter 100 fl. stehenden Besoldungen. 

2. Die Zusammensetzung der Besoldung. Die Ent- 
lohnung für das Schulhalten wurde meist in Bargeld verab- 
reicht, fast ausschliesslich im Hauensteinischen. In anderen 
Gegenden, besonders im mittleren und unteren Breisgau, 
bildete der Bezug von Naturalien einen wesentlichen Bestand- 
teil der Besoldungen. 2 ) Gegeben wurde Roggen und Gerste, 
Weizen und Hafer, teils gedroschen, teils in Garben, Salz und 
Eier, Brot und Wein, Welschkorn und Obst, Erdäpfel und 
Kernen, Holz in Klafter und Wellen, Heu und Stroh, zur 
Nutzung Wiesen-, Acker- und Gartengelände. 3 ) Unter die 
Naturalleistungen ist auch die mancherorts noch übliche Ge- 
pflogenheit zu rechnen, dass der Schulmeister bei den Eltern 
seiner Schüler „in der Kehr das Essen hatte".*) 

Den Gesamtlohn unterschied man nach Salarium, bezw. 
Deputaten und Akzidentien. In die beiden ersten Bezeichnungen 
wurden alle Bezüge einbegriffen, die fest normiert waren: der 



!) Dass die Besoldungen bis auf 50 fl. und noch tiefer herunterstiegen, 
ist nicht bloss eine Eigentümlichkeit des v.o. Breisgaus; sie findet sich auch 
ausserhalb seiner Grenzen. Vgl. Messer a. a. O., wo neben Besoldungen zu 
142 fl. und zu 136 fl. auch solche von 50 fl. sich angezeigt finden; ausserdem 
Schwarz, Gesch. der Karlsruher Volksschule S. 6, wonach in der Markgrafschaft 
Baden- Durlaoh um 1730 Besoldungen mit 40, mit 56 und mit 139 fl. bezahlt 
wurden. 

2 ) Um einen Einblick in die Besoldungsbestandteile zu gewähren und 
um zugleich die Belege für die allgemeinen Ausführungen zu bieten, ist im 
Anhang, Beil. VI eine Anzahl von Schullöhnen aus den verschiedenen Gegenden 
des Breisgaus zusammengestellt. 

3 ) So ziemlich überall, wo der Schulmeister Naturalien bezog, empfing 
er Getreide und Holz, häufig Wein; sehr oft überliess man ihm Nutzungsrechte; 
alle übrigen Naturalien waren nur vereinzelt im Gebrauch. 

4) Aftersteg, Muggenbrunn, Tunau u. a. Ferner Stoliren: „hat bei den 
Bauern seinen Tisch, dahero er von einem Haus zum andern zu gehen und zu 
essen hat". B. Gen. 1421. — „Wochenweis gehet der Lehrer von einem zum 
andern Tisch". B. Gen. 1842 (St. Wilhelm). 
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vertragsmässig ausgemachte und „gesicherte" 1 ) Schullohn. 
Die Akzidentien hingen meist mit dem Sigristen- und 
Organistendienst zusammen. Der Sigrist, bezw. Organist 
empfing diese „unbestimmbaren, zufälligen" Abgaben von den 
Taufen, Hochzeiten, Beerdigungen, Exequien u. dgl. Auch in 
seiner Eigenschaft als Schulhalter konnte der Schulmeister 
Akzidentien erhalten. Das Erträgnis daraus war zumeist 
nicht erheblicher Natur. 

In die Kategorie der Akzidentien kann man füglich ganz 
allgemein auch das Schulgeld 2 ) oder, wie man es nach unserem 
Sprachgebrauch treffender nennen möchte, das Stundengeld 
zählen. Es wurde meistenteils pro Tag, bezw. pro Woche 
und Kopf unmittelbar an den Lehrer, und zwar nur für den 
wirklich besuchten Unterricht bezahlt; Versäumnisse oder aus- 
gefallene Unterrichtstage wurden abgezogen. 3 ) Wie die 
Akzidentien, so wechselten die Einnahmen aus dem Schulgeld 
Jahr um Jahr, wenn nicht die Gemeinde von vornherein einen 
Betrag festsetzte in den sich die schulbesuchenden Kinder 
teilen mussten; mancherorts wurde es seines zufälligen 
Charakters wegen unter die Akzidentien gerechnet. 4 ) 

Wie bereits für die Grafschaft Hauenstein erwähnt, war 
auch sonst das Schulgeld sehr oft die einzige und wirkliche 
Belohnung für den Schuldienst, während alle übrigen Teile 
der Besoldung dem Sigristen- und Organistendienst aD gehörten. 
Es gab jedoch auch Gemeinden, wo kein Schulgeld bezahlt 
wurde, 5 ) wo also der Schuldienst auf andere Weise entlohnt 

i) Inwieweit derselbe gesichert war, vergleiche unten S. 42 f. Mit geringen 
Ausnahmen hätte man den Schullohn sehr wohl mit der Bezeichnung Akzidentien 
belegen können. 

2 ) Nähere Ausführuugen über das Schulgeld werden in leiner späteren 
Arbeit geboten werden. 

3 ) Die Schüler sollen 2 kr. wöchentlich bezahlen und ein Scheitel Holz 
bringen; allein, die Kinder kommen nicht zur Schule und so erhält der Lehrer 
auch nichts (Obersäckingen). In Eiken schicken die Eltern ihre Kinder eben- 
falls nicht zur Schule, damit sie nichts zu geben brauchen. Die Einnahme ist 
für Degerfelden auf 22 fL festgelegt, vorausgesetzt dass „die Kinder nicht 
krank und die Wochen ganz sind u . 

±) Vgl. Beil. VI. 

5) Z. B. in Wyhl, wo vordem der Mesner Schule hielt, und jeder 
Schüler wöchentlich I kr. zahlte; „das Schulgeld ist durch die Gemeinde mit 
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wurde; es war aber auch der Fall, dass die Schulmeister als 
solche ausser dem Schulgeld noch andere Einkommensteile 
hatten, — also alles in der buntesten Mischung. 

3. Die ßesoldungsträger. Geleistet wurde der Schul- 
lohn von den verschiedensten Trägern. Es waren daran be- 
teiligt die Grundherrschaften und Gemeinden, die Kirchen, 
Kirchenfabriken und Pfarrer, Spitäler und Stiftungen. 1 ) Bald 
hatte der eine oder andere die Besoldung allein zu bestreiten, 
bald Schossen sie ihre Anteile zusammen. In welcher Höhe 
sich die einzelnen beteiligten, hing ganz von den örtlichen 
Verhältnissen ab. Mit Ausnahme der Gemeinde zahlten die 
Besoldungsträger den Schulmeister unmittelbar aus. Der 
reine Schullohn wurde in den meisten Fällen von den Ge- 
meinden allein getragen; für za r j s der Schuldienste schössen 
Kirchen und Kapellen kleinere Beträge bei, für za x / 10 milde 
Stiftungen, die Grundherrschaften nur ganz sporadisch. 2 ) 

4. Das Besoldungsausmass. Sehr selten empfing der 
Schulmeister alle Einkünfte, die ihm die Gemeinde schuldete, 
direkt aus der Gemeindekasse. 8 ) In der Regel verfuhr die 
Gemeinde nach dem Prinzipe, dass sie als Vereinigung der 
Familien und Bürger dem Lehrer zwar die Besoldung aus- 
zumessen habe, dass aber dann jeder einzelne verpflichtet 



dem Schulmeister verakkordiert und wird aus der Gemeindekasse mit 50 fl. 
jährlich bezahlt" — die Kinder hatten nichts mehr zu bezahlen. Tab. 6. (1772). 

1 ) Meist waren es keine eigenen Schulstiftungen, sondern andere milde 
Stiftungen, wie Spitalfonds u. dgl. Gestiftete Schulkapitalien gab es um 1785 
in folgenden Ortschaften: 1. Breitnau 500 fl., 2. Hinterzarten 500 fl., 3. 
Ebringen 500 fl., 4. Inzlingen 672 fl., 5. Pfaffenweiler (Stauf en) 458 fl. 20 kr., 
6. Muggenbrunn 210 fl. (Tab. 15 und 16). Wenn diese Stiftungen an dieser 
Stelle genannt werden, so geschieht es nur, weil hier gerade von Stiftungen die 
Bede ist, nicht aber in der Meinung, sie stammten aus der Zeit vor 1770. 
Aus welcher Zeit sie herrühren, konnte bis jetzt nicht ersehen werden; vgl. 
dazu oben S. 36. 

2) Tab. 15 und 16. 

3 ) Jährlich zahlt die Gemeinde 110 fl. rhein. aus dem „gemeinen Sack" 
(Obermünstertal); der 1. Schulmeister erhält jährlich 72 ü. 30 kr., der 2. 
wöchentlich 2 fl. rhein. ; beide zahlt die Gemeinde aus (Untermünstertal). „Die 
Gemeinde bezieht von jedem Kinde 24 kr. und giebt daraus dem Schulmeister 
sein Salarium" (Gottenheim). Vgl. S. 81, Anm. 2. 



— 41 — 

sei, nach dem Masse, wie er die Arbeit des Schulmeisters in 
Anspruch nimmt, seinen Beitrag zu leisten. Dieser Grundsatz 
wurde fast durchweg angewendet; nur traten in der tatsäch- 
lichen Durchfuhrung wieder mannigfaltige Unterschiede hervor. 

Ein Weg, den man oft beschritt, war der, dass die Ge- 
meinde festsetzte, was jeder einzelne zu bezahlen habe, ohne 
eine jährliche Einkommenssumme für den Schulmeister zu 
bestimmen. 1 ) Andere Gemeinden fixierten die Besoldungshöhe 
und legten die Summe zu gleichen Teilen auf die Beteiligten 
um. 2 ) Oder man verband ersteres mit letzterem und ergänzte 
die schwankenden Eingänge aus der Gemeindekasse auf die 
Normalsumme. 8 ) 

Verschieden war wiederum die Art und Weise, wie man 
die Einzelbeiträge festsetzte; sei es, dass man nach dem 
ersten oder zweiten Modus verfuhr. Sie waren entweder 
Tag- oder Wochenlöhne, seltener eine einmalige Leistimg für 
die ganze Schulzeit. 4 ) Umgelegt wurden die Lohnanteile auf 
den Kopf des Schulkindes — soviele Kinder, so viele Teile 5 ) — 
oder auf die Eltern der schulbesuchenden Kinder — soviele 



!) Vgl. oben die Mitteilungen über die Grafschaft Hauenstein; ausser- 
dem: 1 kr. wöchentlich vom Kinde, „auch überhaupt ein Büschel Lichtspen" 
(Brandenberg) ; l x / a kr. wöchentlich (Schönenberg); 2 kr. wöchentlich vom 
Kinde, dazu aus der Gemeindekasse 13 fl. 20 kr. nebst freier "Wohnung 
(Biengen) u. a. 

2) 54 kr. wöchentlich, wozu jedes Kind „pro rata" beiträgt (Riggenbach, 
Goldbach). In Kaiserhaus muss jedes Kind zu 1 fl. 3 kr. „pro rata 11 beitragen. 
In Degerfelden sind 22 fl. auf die Woche und das Kind zu repartieren u. a. 

s ) Eltern, die 1 Kind schicken, zahlen 25 kr. ; wenn sie zwei oder mehr 
schicken, 36; dazu giebt die Gemeinde 4 fl. 20 kr. rhein. (Hächenschwand). 
In Häusern zahlen die Armen 25 kr., gleichviel ob sie viel oder wenig Kinder 
schicken; die bemittelten dagegen auf jeden Fall 25 kr., auch wenn sie nur I 
Kind schicken. Die Gemeinde erhöhte sodann die Summe auf 16 fl. Rauw. 
In Vordermenzenschwand soll jedes Kind für die ganze Schulzeit 30 kr. ent- 
richten; da diese aber nicht zu den dem Schulmeister von der Gemeinde aus- 
geworfenen 21 fl. „erklecken, so erlegt die Gemeinde das übrige". 

4) Vgl. die verschiedenen Besoldungsanmerkungen; ausserdem für den 
täglichen Bezug Inzlingen, wo jedes Kind täglich einen Basler Rappen, und 
Rheinweiler und Bamlach, wo jedes 2 Pfennig bezahlte. 

6) Vgl. Anm. 1 u. a. 
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Eltern, soviele Anteile 1 ) — oder auch, was aber höchst selten 
vorkam, auf die ganze Bürgerschaft. Ebenso selten fand sich 
eine Rücksichtnahme auf die stärkeren und schwächeren 
Schultern oder auf die Zahl der Kinder, die aus einer Familie 
zur Schule gingen. 2 ) 

5. Auszahlung der Besoldung. Im allgemeinen war 
für die Auszahlung der Schullöhne wie der Gesamtbesoldung 
fast in allen Gemeinden immer noch das System der lokalen 
Anweisung massgebend. Der Schulhalter empfing seine Be- 
zahlung nicht unmittelbar von der Gemeinde, sondern wurde* 
an die verschiedenen Stellen gewiesen, wo die Gemeinde Ein- 
künfte zu verzeichnen hatte oder wo ihr Besoldungsbeiträge 
zur Verfügung gestellt waren. Dies war die fast ausnahms- 
lose Regel, dass die Gemeinde als solche das Einkommen des 
Lehrers nur auswarf, mit ihm vereinbarte und anwies, bezw. 
umlegte. 

Wenn auch der Schullohn in dieser Weise von der Ge- 
meinde normiert und repartiert ward, so hatte sie dem Schul- 
meister damit trotz des abgeschlossenen Vertrages noch gar 
keine sichere Gewähr gegeben, dass er den ausgemessenen 
Sold auch in seinem vollen Umfang erhielt; ihm selbst war 
es nämlich überlassen, sein eigener Kassierer zu sein und zu 
schauen, wie er zu seinem Verdienst kam. 

Gewiss wird es Bürger gegeben haben, die schon aus 
der trivialen Anschauung, jeder Arbeiter sei seines Lohnes 
wert, den Schulmeister regelmässig und richtig auszahlten; 
vielleicht, dass sie ihm ihre Anteile sogar ins Haus brachten, 

i) Wöchentlich erhält der Schulmeister 1 fl. 6 kr.; diese Summe wird 
„pro rata auf die Väter" umgelegt, so dass „also reich und arm, ob sie 1 oder 
3 Kinder schioken, gleichviel bezahlen 11 (Schmalenberg). 

2 ) Vgl. S. 41, Anm. 3. In Au und Sölden erhält der Schulmeister 
wöchentlich 1 fl 12 kr., woran jeder begüterte Bauer 4 kr., jeder Taglöhner 
2 kr. ohne Eücksicht auf die Zahl der Kinder beitrug; was fehlte, ergänzte die 
Gemeindekasse. Ähnlich in Bellingen, wo der Schulmeister aus dem Schul- 
dienst selbst 36 kr. jährlich vom Kinde bezog, aus dem Sigristendienst von 
der Kirche 19 fl. 22 kr., Zehnten von 3 Jauchert Reben und Äckern und 
1 Jauchert Matten; ausserdem von jenen, die keinen Zug hatten, 1 Laib Brot 
und 2% kr. in Geld, von denen, die einen Zug besassen, 1 Laib Brot und 1 
Bester Dinkel. 
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wenigstens die Geldbeiträge durch die Kinder überbringen 
Hessen. Allein, Sitte war das nicht; denn jeder Gemeinde- 
diener und Tagelöhner musste sich bei den Leuten, bei denen 
er arbeitete, seinen Lohn sammeln und ihn dort abholen, 
wo er angewiesen wurde. 

So musste auch der Schulmeister „von Haus zu Haus 
seinen Lohn gleichsam erbetteln und von Ostern bis Martini 
das Schulgeld, das schlechter Dingen einging, einziehen; 
folglich aus dem Schulgelde schlechter Nutzen geschöpfet 
wurde". 1 ) Härter war es schon, wenn es galt, ihn mit „Streiten 
und Betteln" zu verdienen. 2 ) Immerhin konnte er sich glück- 
lich preisen, falls er überhaupt bezahlt wurde. Allein, es 
kam oft genug vor, dass die Leute ihre Anteile 2, 3 und 
5 Jahre schuldig blieben, ja, ihn geradezu vorenthielten. 
Wagte es der Schulmeister, die „unrichtigen Zahler" zu 
mahnen, so konnte er „nichts als Schimpf zum Zinse" ein- 
stecken. 3 ) Dass er schlechte Früchte und Ware erhielt, ereig- 

!) Die Besoldung muss er „von Haus zu Haus einziehen und mit 
betteln verdienen" (Bellingcn). B. Gen. 1158 (Dek. Neuenburg). — „So gering 
auch die bisherigen Besoldungen sind, so hart haben sie auch in die Hände 
der Schulmeister fliessen wollen, dass sie benöthigt gewesen, solche von Haus zu 
Haus gleichsam zu erbetteln". B. Gen. 1110 (Nota des fürstl. Stiftes 
St. Blasien). — Der Schulmeister „muss selbst die halbe Besoldung, die in 
Naturalien besteht, theils von Haus zu Haus theils im Sommer zu Aerntezeit 
von einem Acker zum andern einziehen; zudem empfängt er schlechte Früchte". 
B. Gen. 1158 Dek. Neuenburg (Grissheim). 

2) In Rheinweiler musste der Lehrer 36 fl. seiner Besoldung „unter 
den derbsten Beschimpfungen" einziehen; ähnlich in Neuenburg, wo er sich 
das Schulgeld mit „Streiften und Betteln" verdienen musste. Eda. 

3) „Noch von 2, 3 Jahren steht der Schullohn aus" (Niderhof). In 
Herthen bekam der Schulmeister als Sigrist von einem Bürger l / a Viertel Korn, 
so er von Haus zu Haus mit Beschwerniss und grösstem Nachtheil der Schule 
einziehen muss; so auch die 2 kr. Schulgeld wöchentlich, welche die Kinder 
den Winter über bringen sollen: von 5 Jahren her habe er noch Exstantien; 
bei Anforderung der unrichtigen Zahler bekomme er nichts als Schimpf zum 
Zinse. B. Gen. 1158 (Dek. Wiesental). — Der Sigristendienst wirft an Geld und 
Naturalien 60 fl. ab; vom Kinde soll der Schulmeister 48 kr. jährlich an 
Schulgeld einnehmen; in drei Jahren hat er noch keine 16 fL erhalten; da- 
gegen bei Anforderung Schimpf genug zum Schullohne; nicht einmal beim 
Amte d. h. bei der Ortsobrigkeit fand er Hilfe. Eda (Dek. Neuenburg), Bam- 
lach. — Der Schulmeister in Unteralpfen hat 123 Kinder zu unterrichten und 



— 44 — 

nete sich offenbar gar nicht selten. 1 ) Nur einmal — es ist 
allerdings daran genug — musste vom Schulvisitator Fehr die 
Untat gerügt werden, dass dem Schalhalter die längst ver- 
fallene Besoldungsquote zugleich mit einer „handgreiflichen 
Handschrift" — wahrscheinlich zur besseren Erinnerung an 
den Empfangstermin — verabreicht wurde. 2 ) 

6. Folgerungen aus der bisherigen Darlegung. 
Die wichtigsten und überall beteiligten Besoldungsträger des 
eigentlichen Schullohnes waren die Kinder, die den Unterricht 
genossen, bezw. ihre Eltern, die diese zur Schule schickten. 8 ) 
Der Schulmeister war also nicht der Diener der Gemeinde 
als solcher, sondern nur der von ihr bezeichnete und bestellte 
Arbeiter jener Familien, die seinen Dienst in Anspruch 
nehmen wollten. Der Schulmeister wurde demnach nicht um 
der Gemeinde willen aufgenommen, sondern nur im Namen 
und Auftrag jener Familien, die ihm Arbeit und Verdienst 
gaben. 4 ) Das Recht der Pfarrer, der Gemeindevorsteher, der 
Grund- und Gerichtsobrigkeiten, den Schulhalter aufzunehmen, 
stellt sich also vielfach als ein stellvertretendes Recht dar; 



nur 47 fl. 20 kr. Besoldung; wobei noch der halbe Sigristendienst eingerechnet 
ist Im Jahre 1780 erhielt er sogar nur 14 fl. Eda (Dek. Waldshut). 

1) Es wurden ihm „statt guter fruchten mehr als halber wuest gegeben" 
(Murg). — Das Holz wurde im Herbst noch grün geliefert. B. Gen. 1158 
Dek. Wtal, Schwörstadt — Die Garben sind öfters in der Scheuer des 
Bauern schon halb abgenutzet Eda. Dek. Neuenburg, Grissheim. 

2 ) Fehr bittet in seinen Visitationsberichten die Landesstelle, dem 
Waldshuter Magistrat zu bedeuten, „dass man die Schulmeister mit Geld, mit 
keinen Schlagen besolde, wie von dem Spitalpfleger Rudolf Berola dem „Ge- 
hilfen 4 * Johann Soder geschehen, welcher den saumseligen Pfleger um die Be- 
zahlung allzeit ungestüm angehen muss". B. Gen. 1158. 

3 ) Für TVyhlen, wo jedes Schulkind wöchentlich 2 kr. bezahlen muss, 
bemerkt der Berichterstatter ausdrücklich: n und welche die Kinder in die 
Schule schicken, die miesen den Lohn selbsten bezahlen 11 . Vgl S. 53. Anm. 1. 

*) Die Tatsache, dass die Schule nicht zum vornherein eigentliche Ge- 
meindeanstalt war, lässt sich anch aus der Verordnung des Vogtes Joh. Jakob 
Tritschler und des Geschworenen Hans Georg "Wasmer zu Blasiwald erkennen. 
Sie hatten beobachtet, dass es „denenjenigen, welche Kinder haben, schwer 
fallet, die Schull allein zu erhalten 14 ; diesem Übelstand glaubten sie dadurch 
abhelfen zu können, dass „jedem Bürger, der guter besitzet, eine Bezahlung 
für ein Kind zugemessen werde"; denn „diejenigen Bürger, welche keine 
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die interessierten Familien besassen eigentlich das Recht, ge- 
meinsam den Instruktor ihrer Kinder zu bestimmen, weil sie, 
bezw. ihre Kinder, seine Arbeit beanspruchten und ihn dafür 
auch besoldeten. Ob dieses erste Stadium der Entwicklung, 
wonach der deutsche Schulmeister weiter nichts gewesen wäre 
als ein Privatlehrer, tatsächlich in den Gemeinden des Breis- 
gaus vorhanden war, darüber wird sich wohl nie ein sicheres 
Urteil fällen lassen. Faktisch findet es sich aber irgendwo 
anders, in den deutschen Schulen der Städte, von wo die 
deutschen Schulen des flachen Landes aller Wahrscheinlichkeit 
nach ihren Ausgangspunkt genommen haben, wenigstens in- 
soweit die äusseren Rechtsverhältnisse und deren Gestaltung 
in Betracht kommen. Das aber darf wohl mit Bestimmtheit 
behauptet werden, dass die Besoldungszustände um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts eine derartige Rechtsanschauung, wie 
die vorgetragene, in sich bargen. 

Wenn nun die Gemeinde, bezw. die Ortsobrigkeit nicht 
bloss die gemeinsamen Rechte der Familien in Stellvertretung 
und schliesslich von rechtswegen ausübte, sondern auch die 
gemeinsamen Pflichten auf sich nahm, und den Schulmeister 
unmittelbar besoldete, indem alle Bürger unterschiedslos zur 
Tragung der Kosten herangezogen wurden, dann war der 
Schulmeister der Angestellte der Gemeinde als solcher, er war 
Gemeindediener. 

Die berührte Entwickelung konnte sich natürlich dort 
nicht rein entfalten, wo der Sigristendienst einen Einfluss 
ausübte. Da dieser von Anfang an ein Kirchspiels-, bezw. 
Gemeindedienst war und beide Dienste sich aufs innigste ver- 
schmolzen, so war damit auch eine starke Änderung in der 
Auffassung von der rechtlichen Stellung des Schulmeisters 
gegeben, wie das bereits erwähnt und betont werden musste. 



Kinder Haben, können ringer Schullohn geben als einer, wo 6, 7 oder 8 
Kinder hat; jedem begüterten Bürger soll darum ein Kindslohn zugeschrieben 
werden", um so die Schule auf einen „beseren Weg" zu bringen. Blasiwald, 
2. Atta das Schulwesen betr. 1755—1764. — Vgl. auch S. 46 Anm. 1. 
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b. Die Besoldung im weiteren Sinne. 

1. Freiheit von Lasten und Bürden. Während für 
die Gemeindebeamten und -diener ein Teil ihrer Entlohnung 
in der Freiheit von Lasten und Bürden bestand, kann dies 
nicht für die Schulmeister konstatiert werden. 1 ) Es findet 
sich allerdings in den Tabellen von 1770/3 eine, aber auch 
nur eine einzige Bemerkung hierüber, dass nämlich der Schul- 
meister von Merzhausen aller Lasten und Bürden ledig sei. 
Wenn diese Sitte überall bestanden hätte, so würden jene 
Berichte, die von Schulmeistern selbst verfertigt worden sind, 
einen solchen Besoldungsbestandteil kaum verschwiegen haben, 
da den Schulmeistern doch alles daran liegen musste, vor der 
Regierung und Kammer ihre Besoldungsansprüche voll und 
ganz festzulegen. Verstärkt wird die Annahme, dass die 
Schulhalter nicht lasten- und bürdenfrei waren, durch eine 
Bemerkung über Warmbach; der dortige Lehrer klagte noch 
1781 u. a. darüber, dass man „ihn nicht von den allgemeinen 
Beschwerden und Fronen usw., besonders von Haltung des 
sog. Wucherstieres freylasse". 2 ) 

In diesem Zusammenhange sei auch eine andere Abgaben- 
freiheit erwähnt, obschon sie erst 1807 namhaft gemacht wird 



i) In der Tatsache, dass der Schulmeiser wie jeder andere Bürger, der 
in keinem Dienst- oder Amtsverhäitnis zur Gemeinde stand, an den Lasten und 
Bürden mittragen musste, darf wohl auch ein Beweismoment dafür erblickt 
werden, dass er weder als Gemeindediener noch als Gemeindebeamter ange- 
sehen wurde. 

2) B. Gen. 1158 Dek. W'tal — Der Gehilfe von Waldshut beschwerte 
sich, dass er entweder „Wacht thun oder bezahlen müsse". Fehr bat darauf- 
hin die Landesstelle, sie möchte der Stadt untersagen, ihre Leute in dieser 
Weise zu belasten. Dabei schrieb er, soviel er sich entsinne, sei eine 
Verordnung erschienen, wornach die Lehrer von Frohnden und Lasten frei sein 
sollten. Ob eine derartige Verordnung, wie sie Fehr vorschwebte, je erlassen 
wurde, war nicht feststellbar; vielleicht hatte er eine andere ähnliche im Auge, 
dass nämlich Lehrgehilfen bei der Rekrutierung verschont werden sollten. Sie 
erschien 1777, aber nur auf 2 Jahre. Immerhin ist die Notiz Fehrs für unseren 
Fall bemerkenswert, selbst wenn er sich getäuscht haben sollte; es ist nicht gut 
denkbar, dass Fehr von einer Regelung durch ein Gesetz und von einem Verbot 
gesprochen hätte, wenn nicht der Gegenstand des Gesetzes und des Verbotes 
in weiterem Umfange vorhanden gewesen wäre; denn um den einen oder 
anderen Fall zu beseitigen, macht man doch kein Gesetz ebensowenig als man 
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und der Beweis nicht erbracht werden kann, dass es sich um 
eine alte Vergünstigung handelt. Von den Lehrern der Orte 
Heitersheim, Brew garten, Grissheim, Eschbach (Staufen) 
wurde berichtet, dass sie bisher von allen Zehntabgaben so- 
wohl für die eigenen wie für die Schulgüter frei waren. In 
Tunsei besass er sie wenigstens für die „Nutzungsgüter", in 
Kiechlinsbergen für 4 Jauchert Feld. 1 ) 

2. Pension, Witwen- und Waisenversorgung. 
Diese war natürlich in anbetracht des privaten Dienstverhält- 
nisses nicht denkbar. Wo man den Schulmeister Jahr für 
Jahr aufdingte, .dort entfiel jede Sorge für die Zukunft des 
Schulhalters. War er nicht mehr fähig, die Stelle aufs neue 
zu übernehmen, so wurde sie ohne weitere Umstände einer 
unverbrauchten Kraft übertragen. 

Wo dagegen die Stellung des Schulmeisters infolge des 
Sigristendienstes oder aus anderen Umstanden schon lebens- 
länglich geworden war, dort konnte der altersgraue, kranke 
Schulmeister auf seinem Posten ausharren, wenn die Gemeinde 
und seine Einkünfte es gestatteten, sich einen Gehilfen bei- 
zuziehen. 2 ) 

Nicht immer war dieser Ausweg möglich; dann blieb 
ihm schliesslich nichts anderes übrig, als sich in das Armen- 
haus zurückzuziehen und wohltätige Leute und Stiftungen in 
Anspruch zu nehmen, sofern er nicht Ersparnisse seines 
Fleisses zur Verfügung hatte. 

Während man also von Schulmeisterpensionen nichts 
wusste, so kannte man doch so etwas wie eine Hinterbliebenen- 
fürsorge. 8 ) Abgesehen davon, dass die Kinder und die Witwe 
eines Schulmeisters auf dem Wege der Armenunterstützung 
eben als Hinterbliebenen des Schulmeisters einen vorzugsweisen 



Verbote erlässt für Zustände, die überhaupt nicht vorliegen. Wenn also Fehr 
Grund gehabt haben sollte, an eine gesetzliche Vorschrift in unserem Falle 
zu denken, so muss der Schulmeister so ziemlich allgemein lasten- und bürden- 
beschwert gewesen sein. 

1) Tab. 23, Bremgarten und eda foL 13 und 20. 

2 ) Der Schulmeister ist wohl geprüft, aber unfähig und schon 60 Jahre- 
alt; darum ihm ein Gehilfe. B. Gen. 1158 Dek. Neuenburg, Liel. 

3) Zu diesen Darlegungen vgl unten S. 141 u. 155 f. 
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Unterhalt bekamen, vorausgesetzt, dass es überhaupt not- 
wendig war, 1 ) gab es auch eine Fürsorge, die stillschweigend 
zum Recht wurde. 

Bewarb sich nämlich einer der Söhne des Schulmeisters 
um den Schuldienst, so genoss er das Vorrecht, vor den Mit- 
bewerbern berücksichtigt zu werden. Nicht selten war die 
Gewohnheit, dass einer der Söhne dem Vater sowohl im Si- 
gristen- als auch im Schuldienste ohne weitere Formalitäten 
nachfolgte. 2 ) 

Selbst für die Witwe oder eine der Töchter bildete die 
Schulstelle ein Versorgungsplätzchen, nicht als ob sie selbst 
Schule hielten, sondern indem sie sich an einen, der sich mit Er- 
folg um die Schule bewarb, verheirateten. Diese Gepflogenheit 
wurde schliesslich so stark, dass die Gemeinden nur an solche 
Bewerber, die sich verpflichteten, die Witwe, bezw. eine der 
Töchter des Schulmeisters zu heiraten, ihre Schuldienste 
vergaben. 3 ) 

Weiter erstreckte sich jedoch die Fürsorgetätigkeit der 
Gemeinde nicht; vielleicht dass sie dabei doch mehr auf ihren 



i) G. Rat 1774, 4. Febr. und 23. Sept. Die Witwe des lateinischen 
Schulmeisters Alexander Willig (vgl. F. Bauer, die Vorstände der Lateinschule 
S. 64), die mit einer „ehlenden Tochter beladen 14 war, erhielt „obwaltenden Be- 
dürftigkeit halber" wöchentiioh 20 kr. aus der „Seelhausschaffhey" ; ausserdem 
im Spätjahr ein Klafter Brennholz, frei ins Haus geliefert. 

2 ) Oberamtmann Walther von Rheinfelden wusste mitzuteilen, dass in 
der Kameralherrschaft Rheinfelden der Schuldienst meist vom Vater auf den 
Sohn übergehe. B. Gen. 1842. — In Kaiseraugst war die Schule tatsächlich 
ein Jahrhundert lang die Domäne der Familie Schmid. 1732 trat als erster 
Thomas Schmid im Alter von 18 Jahren den Schuldienst an; von ihm rühmt 
man, dass er gut rechnen, schön schreiben und singen konnte. Zu Anfang des 
19. Jahrhunderts waren daselbst noch Schmid Lehrer. Sonntagsblatt zur Volks- 
stimme aus dem Fricktal 1887, 163. 

3 ) 1773 starb der Schulmeister Machleid von Villingen. Um die frei 
gewordene Stelle bewarb sich der „gewesene Hofzahlamtsschreiber Fidel Andreas 
in Donaueschingen". Sie wurde ihm übertragen unter der Bedingung, die 
Witwe des verstorbenen Machleid zu ehelichen. Heyd II, 1255. — Diese Ge- 
pflogenheit war keineswegs bloss eine Besonderheit des Breisgaus. 1732 trat 
ein Bewerber um die Magisterstelle zu Mergentheim auf, der „sich in Choral- 
und Figuralmusik und Instruierung der Jugend qualifizieret gezeiget hat, und 
nebenbei sich erkläret, die Wittib zu heiraten". Schöllkopf, Würt V'jahrshefte 
NF. 1905 S. 316. 
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eigenen Vorteil als auf das Auskommen der Hinterbliebenen 
bedacht war. Wenn aber die Witwe sich nicht verheiraten 
konnte oder wenn ihre Kinder noch unmündig waren, so 
musste sie wie jede Handwerker- oder Bauersfrau sehen, wie 
sie sich durchschlug, oder der Gemeinde zur Last fallen. 

3. Dienstwohnung. Den Begriff „Dienstwohnung" 
kannte man vielleicht nicht dem Worte, wohl aber dem Inhalte 
nach als „freie Wohnung" oder als „Naturalquartier". 1 ) Sitte 
war indes die freie Wohnung nicht überall. Nach den Tabellen 
von 1770ff. kamen auf 95 Schulstellen 35 Dienstwohnungen; 
von diesen entfielen ungefähr 10 auf das obere Rheinviertel, 
die übrigen auf den südlichen Teil des mittleren Breisgau. 
Letzteres erklärt sich eben aus der Tatsache, dass die Schul- 
meistersigristen hier häufiger waren und der Schulmeister 
auch an Orten, wo kein Schulhaus vorhanden war, als Sigrist 
frei wohnte. 2 ) Zu den Gebieten, wo das Naturalquartier für 
den Schulhalter etwas unbekanntes war, gehörte das Hauen- 
steinische. Ihm aber statt dessen ein Wohnungsgeld zu be- 
zahlen, dazu fühlten sich die Gemeinden auch nicht bemüssigt. 
Man sah im Gegenteil bei der Einstellung eines Schulmeisters 
darauf, einen Dorfgenossen zu bekommen, der ein eigenes 
Heim besass. Auf diese Weise war ja die Wohnungsfrage 
aufs glücklichste gelöst. Wenn er nun noch seine eigene 
Stube für den Unterricht zur Verfugung stellte, so konnte 
dieses Entgegenkommen unter Umständen eine kleine Ver- 
gütung eintragen. 3 ) 

Fehlte ein Gemeindeschulhaus und besass der Schul- 
meister kein eigenes Haus, so entschieden sich die Bauern 
zu dem einfachen Mittel, dass der Schulmeister bei den Leuten 
zu wohnen habe, offenbar in ähnlicher Weise, wie manche in 



i) Diesen Brauch, freie Wohnung zu gewähren, kannte man auch sonst; 
wo es anging — so war es Grundsatz in der staatlichen Besoldung — , hatte der 
Beamte Anspruch auf ein Naturalquartier. Beidtel, Gesch. der österr. Staats- 
verfassung I, 21. 

2) „hat freie Wohnung als Sigrist im Sigristenhaus, das gehört der 
Kirche und ist von ihr zu unterhalten"- (Ebringen). 

3 ) „Von der Gemeinde 2 fl. Rhein, für das Schulhalten im eigenen Haus u 
.(Kaiserhaus). 

4 
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der Kehr das Essen hatten. Es heisst nämlich von Aftersteg 
und Muggenbrunn : „Der Schulmeister gehet wochenweis bey 
der Kinder ihr älter um, bey welchen die schul gehalten". 1 ) 



IL Versuch einer gerechten Würdigung der 

bestehenden Verhältnisse. 

Gelegentlich tauchen in Feuilletons, in Broschüren, auch 
in wissenschaftlich gehaltenen, historischen Darstellungen 
Bemerkungen auf wie: „Die Schulmeisterbesoldungen des 
18. Jahrhunderts und früherer Zeiten seien im Vergleiche zu 
denen des 19. Jahrhunderts wahre Hungerlöhne gewesen, mit 
denen der Schulmeister kaum allein, geschweige denn mit 
Familie auskommen konnte". An dieser vollbrüstigen Be- 
hauptung ist nur soviel wahr, dass sich die Löhne bei ober- 
flächlichem Vergleiche allerdings als Hungerlöhne repräsen- 
tieren. Erwägt man aber alle Umstände, unter denen diese 
Besoldungen verabreicht wurden, so dürfte doch ein milderes 
Urteil Platz greifen. 

Es ist richtig, dass die Schulmeister vielfach über ihre 
Löhne klagten. Es dürfte aber kaum angebracht sein, jede 
derartige Klage als bare Münze zu nehmen. In den Tabellen 
von 1770 ff. finden sich kaum nennenswerte Klagen, während 
sie bei den Visitationen Fehr's viel häufiger waren. 2 ) Diese 
Tatsache ist auch sehr erklärlich, wenn man bedenkt, dass 
die erst genannten Berichte meist von den Ortsvorgesetzten 
abgefasst wurden oder doch wenigstens die zuständigen Orts- 
behörden durchlaufen mussten. Deswegen soll auf das Schweigen 

!) „wohnt bei den Bauern, weil kein Schulhaus vorhanden ist" (Stohren)^ 

2 ) In Hochsal bezog der Schulmeister 2 kr. wöchentlich vom Kinde. 
43 Kinder hatte er in der Schule, also betrug sein Wochenlohn 1 fl. 26 kr. 
Damit, klagte er, kann ein Mann, „der weder eigentümliches noch anderen Ver- 
dienst hat, mit Famill nicht leben". B. Gen. 1158 Dek. W'hut. Der Schul- 
meister hatte an einem anderen Orte ausser den 2 kr. wöchentlich noch 
1 Scheitel Holz zu beanspruchen; allein, es gab Leute, die noch 5 Jahre her 
ihre Schuldigkeit zu bezahlen haben. „Wenn er aber, so meinte er, in der 
Schule seine Schuldigkeit tun will, sei er nicht im Stand etwas zu verdienen 
und folglich sich und seine Familie zu ernähren". Eda. Der Pfarrer von 



— 51 — 

der Tabellen in diesem Punkte kein besonderes Gewicht gelegt 
werden, zumal in den Berichten, die von Pfarrern gefertigt 
wurden, da und dort Klagen über die mangelhafte Besoldung 
der Schulmeister auftauchen. 

Bemerkenswert aber ist eine andere Tatsache. Trotzdem 
Fehr auf seiner Visitationsreise der Klagen genug hören 
musste, waren doch die Beschwerden über die Höhe der Be- 
soldung verhältnismässig gering. Weit häufiger beanstandeten 
die Lehrer die Art und Weise der Auszahlung. Dass aber 
diese in jeder Beziehung zu wünschen übrig liess und die 
Behauptung von den Hungerlöhnen als berechtigt erscheinen 
lässt, soll durchaus nicht in Abrede gestellt werden. 1 ) 

Wie stand es mit der Höhe der Löhne an sich? Waren 
sie wirklich zu niedrig bemessen? — Gewiss, insofern man 
das ins Auge fasst, was erleuchtete Köpfe von der Schule 
erwarteten. Musste nämlich der Lehrer sein Hauptaugenmerk 
darauf richten, wie er mit Frau und Kindern sein Fortkommen 
habe, dann konnte er eben für den Unterricht nichts erspriess- 
liches leisten. Noch in den 80 er Jahren mussten die Visita- 
toren die bittere Wahrnehmung machen, dass selbst Lehrer, 

Murg klagte: „Der Schulmeister kann unmöglich bestehen, wenn nicht ihme 
aus höherer Verordnung ein Saiarium von den Gemeinden geschöpfet und be- 
zahlet wird 11 . B. Gen. 2479. Ygl. auch unten S. 701, wozu aber zu bemerken 
ist, dass die Klage hier und in dem zweiten der angeführten Fälle hauptsächlich 
deswegen erhoben wurde, weil sie unter den neugewordenen Verhältnissen bei 
solchem Gehalte ihre Schuldigkeit nicht tun können. 

l) Der Mädchenlehrer in Staufen hatte 2 kr. wöchentlich; diese gehen 
aber schlecht ein,; deswegen bat er, „etwas gewisses jährlich auszuwerfen 
und ihm quartaliter zu bezahlen 11 ; also nicht Erhöhung, sondern nur Sicherung 
der Einkünfte. — Der Lehrer in Murg wollte sogar auf die 156 fl. Schul- 
geld verzichten, wenn er nur sicher 100 fl. bekäme und aus dem Sigristen- 
dienste 60 fl.; ein Mann also, der das ganze Jahr in Dienst steht und zudem 
noch unter den neuen Verhältnissen auch im Sommer Schulunterricht erteilen 
muss, verlangt selbst nur eine sichere Besoldung von 160 fl., pro Tag weniger 
als 7 2 fl. Ähnlich fordern die Schulmeister von Bellingen, Herten und vielen 
anderen Orten nicht eine Erhöhung, sondern nur die richtige Auszahlung. Der 
Schulmeister von Grissheim klagte auch nicht über zu geringen Sold, sondern 
nur darüber, dass er diesen selbst einziehen müsse. Er hatte bereits früher die 
Herrschaft gebeten, sie möchte ihm helfen, dass er eine bestimmte Besoldung 
in Geld erhalte und dass sie ihm frei geliefert werde; befohlen wurde sie von 
der Herrschaft, aber der Befehl blieb ohne Wirkung. B. Gen. 1158 a. v. 0. 

4* 
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die in der Normalschule gebildet wurden, ihr Wissen und 
Können eingebüsst hatten, weil sie in Nahrungssorgen auf- 
gingen. 

Allein, solche Gesichtspunkte dürfen wohl nicht den 
einzigen Massstab liefern, um Besoldungen und Löhne gerecht 
und billig zu beurteilen; sonst liegt immer die Gefahr nahe, 
dass jeder Stand zu jeder Zeit und an allen Orten zu gering 
besoldet ist: ein höheres Einkommen könnte ihn ja in den 
Stand setzen, noch hervorragenderes zu leisten. 

Jeder Arbeitslohn — und die Besoldung des Schul- 
meisters wurde gar nicht anders bewertet — muss doch in 
erster Linie bemessen werden nach dem Gegenstand, den die 
Arbeit erzeugt, nach der Arbeitsleistung und nach der auf- 
gewendeten Zeit. 

Des Schulmeisters Tätigkeit war der Unterricht; das 
Produkt desselben das Einzelwissen der Kinder. Wie hoch 
dasselbe, besonders was Lesen, Schreiben und Rechnen be- 
traf, auf dem Lande eingeschätzt wurde, dürfte zur Genüge 
bekannt sein. Ob jene Zeiten und Geschlechter darob einen 
Tadel verdienen, diese Frage soll vorerst auf sich beruhen; 
hier handelt es sich nur um die Tatsache, dass es so war. 
Soviel ist unbestritten, dass noch im 18. Jahrhundert das 
Schulwissen einen minderen Wert repräsentierte und darum 
auch eine mindere Bezahlung im Gefolge hatte. 

Was die Arbeitsleistung unserer Volksschullehrer wesent- 
lich gesteigert hat, ist die langjährige Vorbereitungszeit, die 
nicht geringe Kosten und Mühen verursacht. Ferner ist die 
tägliche Arbeit, die auf den Unterricht verwendet werden muss, 
eine weit schwerere, als sie es im damaligen Betrieb des 
Einzelunterrichtes bei den geringen Anforderungen an die 
Schule war. 

Schliesslich aber ist für unseren Fall ausschlaggebend 
die Zeit der Arbeitsleistung. Mit einigen wenigen Ausnahmen 
dauerte der Schulunterricht nur die paar Wintermonate, vom 
November des einen bis zum April des folgenden Jahres; sie 
schwankte zwischen 18 und 25 Wochen. Und selbst in dieser 
kurzen Zeitspanne waren die täglichen Schulstunden nicht 
übermässig reichlich angesetzt. Der Schulmeister war, um 
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mich einer uns geläufigen Terminologie zu bedienen, Saison- 
arbeiter mit einem ungewöhnlich kurzen Arbeitstag. 

Die Besoldung des Schulmeisters aus dem 18. Jahr- 
hundert war aber ein Arbeitslohn, der, wenn auch nicht 
formell und ausdrucklich, so doch tatsächlich an diesem drei- 
fachen Wertmassstabe abgeschätzt und darnach bemessen 
wurde, deshalb auch von uns daran gemessen werden muss; 
sie war ein Tag-, unter Umständen ein Akkordlohn. 1 ) 

Wird der Schullohn unter diesem Gesichtswinkel be- 
trachtet, so erscheint er in einer viel besseren Perspektive; 
er verliert bedeutend an verächtlicher Kargheit und gestaltet 
sich zu einem ganz annehmbaren Lohne, den sich der Schul- 
meister zu einer Zeit verdienen konnte, wo viele seiner Mit- 
bürger zur einkommenslosen Müsse „auf der Kunst am Kachel- 
ofen" verurteilt waren. Zog aber dann der Frühling wieder 
ins Land und ging die Arbeit draussen in Feld und Wald 
wieder auf, dann war auch rasch das Nest, das er gehegt 
und gepflegt hatte, ausgeflogen und nichts stand im Wege, 
anderm Verdienste nachzugehen; sein Dienst und Vertrag war 
zu Ende. An der Schule versäumte er nichts — er hatte ja 
8 Monate Ferien oder war entlassen. 2 ) 



!) Diese Auffassung liegt auch der ,,Normalsätzenden Schulordnung 11 des 
Erzherzogs Ferdinand aus dem Jahre 1586 zu Grunde: 

a. Für Lesen und Schreiben darf der Schulmeister von jedem Kinde 
eines Bürgers und „Innwohners", ebenso von den hiesigen Herren und 
adelsMnder 24 kr. quartaliter verlangen; 

b. von denen, „so mit Ziffer oder auff den Linien in gemain Raiten 
lernen" 1 fl. 

c. wenn ein Herr oder Reicher mehr dienst vom Schulmeister wünscht, 
so soll er auch mehr bezahlen. 

Dieser Lohntarif ist dem ganzen Zusammenhange nach festgestellt ohne 
Rücksicht auf das Auskommen des Schulmeisters. 

St. Blasien, 65. Schulordnung 1586. 

2) Vgl. B. Gen. 2479 und 1421, wo es oft und oft heisst, dass der 
Schulmeister sich zur Sommerszeit mit einem anderen Erwerbszweig abgibt; 
z. B.: Michael Schmid hat eine eigene Wohnung mit geringem Güthle, auf 
welchem er sich erhaltet, da er im Sommer taglöhnet und Winter Schulhaltet 
(Häusern). — „seiner Profession ein Maurer, mit welcher er Sommerszeit etwas 
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Verlassen wir jedoch diesen Standpunkt und beschauen 
wir uns die Besoldung von einer anderen Seite. Aus welchen 
Zeiten sind sie denn herausgewachsen? Die Beantwortung 
dieser Frage wirft ein neues Licht auf die Schullöhne und 
macht uns so manches daran begreiflich und verständlich. 

Die Schulmeistersbesoldungen, wie der Breisgau des 
18. Jahrhunderts sie aufweist, haben zur Grundlage die vom 
Mittelalter übernommenen Wirtschaftsverhältnisse, wenn auch 
hin und wieder in etwa modifiziert. Von daher erklärt sich 
die buntgewürfelte Zusammensetzung der Besoldungen aus den 
verschiedensten Bezügen an Naturalien und Bargeld. Sie war 
eben für die Schullöhne geradeso in Übung wie für die Ge- 
hälter der staatlichen und grundherrlichen Beamten x ) und für 
die Gemeindebediensteten. 2 ) 

Nicht bloss in ihrer Zusammensetzung erweisen sich die 
Schulmeistersbesoldungen als ein Ausfluss mittelalterlicher 
sozialer und wirtschaftlicher Gewohnheit, sondern auch in 
einem noch viel wichtigeren Punkte, in dem sie die Beziehung 
zu den althergebrachten Grundsätzen, die für die Entlohnung 



zu gewinnen sucht- 1 (Hächenschwand). — „arbeitet Sommerszeit bey seinen 
Eltern auf dem Bauerngüthle" (Schönenberg) u. v. a. 

Der Sommer konnte den Schulmeister selbst als Viehhirten, als Tag- 
löhner antreffen; das war gar nichts ausserordentliches; im Gegenteil, ganz in 
der Ordnung nach den Gewohnheiten und dem Brauche der damaligen Zeit. 
Völlig deplaziert sind darum Entrüstungen, wie: „Es ist sogar vorgekommen, 
dass Bauern auf den tollen Einfall gerieten, ihrem Schulmeister das einträgliche 
Amt eines Kuhhirten im Sommer aufzutragen, damit er dafür ihre Kinder im 
"Winter unentgeltlich unterrichte* 1 (Helfert I, 342), oder: „Wie jämmerlich die 
Lage der Lehrer im 16. Jahrhundert, besonders auf dem Lande war, geht dar- 
aus hervor, dass sie zuweilen im Taglohn arbeiten mussteu". (Mitteilungen der 
Gesellschaft für deutsche Erziehungs- und Schulgeschichte 16. Jahrgang I, 100). 

i) Der Gehalt der Beamten bestand in der Zuweisung von Sportein und 
Tantiemen, oft im Genüsse von Naturalbezügen (Getreide, Wein, Bier, Holz 
und Grundstücke). Beidtel, Gesch. d. ö. Staatsverf. I, 21. 

2) Vergleicht man die reinen Schullöhne mit den Sigristeneinkünften, 
so fällt auf, dass erstere bei weitem nicht so bunt gemischt sind wie letztere; 
vor allem macht sich bemerkbar, dass in vielen Gemeinden die Schullöhne nur 
aus Bargeld bestanden. Sollten diese Schulen vielleicht sehr jung und zu 
einer Zeit ins Leben getreten sein, wo die Geldwirtschaft bereits in die ent- 
legensten Dörfer gedrungen war? 
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von Arbeit, Dienst und Amt galten, nicht verleugnen können. 
Die Höhe der Schullöhne finden wir zu niedrig; und doch 
wenn wir sie vergleichen mit den Einkünften aus den Diensten 
und Ämtern, die mit den deutschen Schulen auf gleicher 
Stufe standen, so geben sie diesen nichts nach. 1 ) Also 
müssen für das Ausmass der Besoldungen und Entlohnungen 
der Schulmeister dieselben Gesetze gegolten haben, wie für 
die übrigen Löhne und Besoldungen. Bekannt ist es, dass 
die Beamten im Mittelalter und darüber hinaus keine eigent- 
liche Besoldung bezogen. Man hegte nämlich die Erwartung, 
dass sich für die Verwaltung der Ämter Männer von Besitz 
hergeben würden, während man für die besoldeten Dienste 
möglichst nach Leuten fahndete, die schon ein, wenn auch 
geringes, Auskommen besassen, sei es in Landwirtschaft, sei 



i) Der Freiburger Lateinschulmeister genoss Ende des 17. Jahrhunderts 
za 450 fl., Holz, Wohnung und anderes; er musste aber das ganze Jahr hin- 
durch Unterricht erteilen und konnte keinem anderen Verdienste nachgehen; 
dann ist auch hier sein Organistengehalt eingerechnet Archiv der Stadt-Ge- 
meinde Freiburg i. B., Lat. Schule. Der Vogt von Neckargartach (der landes- 
herrliche Beamte) bezog Ende des 18. Jahrh. 78 fl. 27 kr. Th. Knapp, Beitr. 
61. — Nach dem Säckelamtsbuch der Stadt Freiburg (Stadt. Archiv) vom Jahre 
1771 bezog ein Kanzleisubstitut 110 fl.; der Nachtwächter hatte 166 fl. 40 kr. 
Mit dem deutschen Schuldienst war völlig gleichgestellt der Mesnerdienst. Die 
Einkünfte aus letzterem sehen sich im allgemeinen in ihrer Höhe ziemlich gut 
an. Sobald man sie jedoch auf Wochen- und Taglöhne reduziert, so erhalten 
sie im grossen und ganzen dasselbe Aussehen wie die Schullöhne: Va A- un( i 
weniger pro Tag, womit, wie tatsächlich in den Tabellen ebenfalls betont wird, 
die Inhaber des Sigristendienstes nicht allein auskommen konnten. Der Sigrist 
hatte ebenso sehr, wie der Schulmeister unter den Schattenseiten des da- 
maligen EnÜohnungssystemes zu leiden. — Zur Yergleichung .sei auch das 
Einkommen eines Weltgeistlichen herangezogen. „Welche Aussichten hat der 
junge Geistliche? Ungemein trübe. 5—6 Jahre muss er in einem Seminare 
unter soldatenähnlicher Zucht schmachten usw., als Kaplan bekommt er 130 fl. 
Im Defizientenstand bekommt der Geistliche 200 fl. In diesem elenden 
Zustand der Krankheit soll er mit 200 fl. Arzt Apotheke, seine Bedürfnisse 
bestreiten". Brunner, Theolog. Dienerschaft S. 365, nach einem Zitat aus 
einer Schrift des Jahres 1788. — Die sog. Lokalkapläne, d. h. die Seelsorger, 
die eine ganze Gemeinde im vollen Umfange einer Pfarrei und mit allen Ar- 
beiten und Lasten einer Pfarrei jahraus, jahrein versehen mussten, erhielten 
durch Joseph II. 400 fl. ausgeworfen. Vgl. Kolb, Lexikon I, 396 
„Gremmelsbach". 
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es in einem Handwerk. 1 ) Warum nun zugunsten des Schul- 
dienstes von diesen Grundsätzen und Regeln eine Ausnahme 
gemacht werden sollte, ist nicht recht erfindlich, zumal er 
mit auf der untersten Stufe der Beschäftigungen stand, viel- 
fach noch unter den Gemeindediensten rangierte. Der Schul- 
meister empfing ebensowenig als die Beamten und Gemeinde- 
bediensteten ein Gehalt, das für sich allein zu einem standes- 
gemässen Leben hingereicht hätte. 

Wohl liegt nun das 18. Jahrhundert schon sehr tief in 
der Neuzeit. Wer jedoch weiss, wie sich auf dem Lande 
alte Zustände konservieren, oft geradezu mumifizieren, und 
wer weiss, wie echt mittelalterlich vielfach noch das Rechts- 
und Wirtschaftsleben der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts, 
hauptsächlich in den österreichischen Erblanden, war, der 
wird die Schullöhne und Schulbesoldungen hinsichtlich der 
Höhe minder tadelnswert finden; auch die Auszahlung wird 
ihn minder befremden. Unverzeihlich ist eigentlich nur, dass 
die Eltern ihre Pflichtigen Besoldungsanteile nicht prompt 
erlegten. Vielleicht darf uns aber gerade diese Wahrnehmung 
ein Fingerzeig zu einem neuen Moment einer gerechten 
Würdigung sein. Sollten die Dorfbewohner schliesslich in 
den Schuleinkünften des Lehrers eine angenehme Erhöhung 
seines sonstigen Lebensunterhaltes erblickt und deswegen ihn 
so leichtfertig an seinem Einkommen geschmälert haben? — 

Wenn die Besoldungen gar so kärglich und elend waren, 
wie man es nur zu oft mit einem gewissen Seitenhiebe dar- 
zustellen beliebt, so ist es doch etwas merkwürdig, dass fast 
immer — oft mehr als genug — Bewerber um die Schul- 
dienste vorhanden waren. 2 ) 

i) Vgl Beidtel, Gesch. d. ö. Staatsverf. I, 21. — Alle Gemeindebeamte 
waren ohne Gehali — Gemeindediener wie Hirt, Flurschütz, Nachwächter u. a. 
erhielten Besoldung. Th. Knapp, Ges. Beitr. a. a. 0. — Als 1732 unter den 
Bewerbern um die Mergentheimer Magisterstelle eine Auswahl getroffen werden 
sollte, wurde von einem der Bewerber ausdrücklich hervorgehoben, dass er 
„Vermögen genug habe, mit der kleinen Besoldung auszukommen". Schöllkopf, 
Würt. V'jahrshefte 1905, S. 316. 

2 ) „deren melden sich immer mehrere an, es seye ein noch so geringes 
Gehalt dem Dienste anklebend". B. Gen. 1751 — Für Zarten waren es 1775 
drei Kompetenten. Deput. Rat. 1775, 16. November. Als der Schullehrer 
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Diese Tatsache lässt sich nicht im Handamdrehen mit 
„heruntergekommenen Existenzen, verstickten Studenten" usw. 
abfertigen, da die bisherigen Erörterungen doch zur Genüge 
gezeigt haben, dass es meist Bürger des Ortes selbst waren, 
und dass sich sogar Männer von einigem Ansehen und Söhne 
aus „guter Familie" darunter befanden. 1 ) Wohl scheinen 
es Leute gewesen zu sein, die auf Verdienst angewiesen waren ; 
aber auch da widerspricht schon die Prüfung und Sichtung, 
die von den Anstellungsberechtigten geübt wurde, der all- 
gemein gehaltenen Behauptung von den verkrachten Existenzen. 
Dass man doch nicht jedes hergelaufene Subjekt, auch nicht 
jeden beliebigen Bürger zum Schulmeister machte, — von 
Ausnahmen natürlich abgesehen — dafür ist Zeugnis der 
Amrigschwander Schulstreit, ferner die nicht unbedeutende 
Anzahl von Schulordnungen, die in Städten, teilweise auch 
auf dem Lande, für die deutschen Schulen gegeben wurden; 
in erster Linie forderten sie gute Charaktereigenschaften. 
Wenn sich also stets Bewerber um die Schulstellen fanden, 
auch solche, die sonst schon ein Auskommen hatten, so 
mussten die Schuldienste doch auch lim ihres Lohnes willen 
einigermassen begehrenswert gewesen sein. 

Von einiger Bedeutung für die richtige Beurteilung der 
Frage nach der Auskömmlichkeit des Schullohnes dürfte auch 
sein, was für Löhne ein Mann ansetzte, dessen Interesse für 
Schulfortschritt sehr rege und der in die Bedürfnisse der 
Schulmeister eingeweiht war. Der Visitator Fehr bestimmte 
um 1781, also zu einer Zeit, wo die ganzjährige Unterrichts- 
zeit bereits Vorschrift war, für den Lehrer von Birndorf 
200 fl. jährlich — pro Tag eine Kleinigkeit über x / 2 fl. Für 
den Lehrer von Strittmatt forderte er von der Gemeinde 100 fl., 
während sich der Pfarrer erbot, 12 fl. aus der eigenen Tasche 
beizuschiessen. An anderen Orten, wo aber die ganzjährige 
Schulzeit offenbar nicht in ihrem vollen Umfange eingeführt 

Anton Ruckmich in St Blasien seine Stelle kündigte, so meldeten sich sofort 
drei Schullehrer für diese Stelle. 

1) Die Söhne von Geschworenen (Schmalenberg, Wittenschwand); 
"Waisenvogt, Gemeindeschreiber gehörten sicherlich nicht zu den untersten 
Klassen der „Gemeindeleute". 
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wurde, begnügte er sich mit dem Versprechen der Gemeinde, 
dass sie dem Lehrer 52 fi. und eine Matte, um eine Kuh zu 
halten, geben werde; manchmal ging er sogar bis zu 30 fl. 
herunter. Fehr hatte aber dabei einen Jahreslohn im Auge; 
denn er ordnete an, dass die Besoldung von 40 fl. für den 
Lehrer von Bierbronnen mit 10 fl. vierteljährlich von der 
Gemeinde entrichtet werde. 1 ) 

Man muss auch sehr wohl erwägen, dass jede Schul- 
gemeinde auf sich allein angewiesen war, um den Schulmeister 
zu besolden; und da hiess es eben doch auch manchmal, sich 
nach der Decke strecken und nicht mehr geben, als was die 
wirtschaftliche Lage des Ortes und seiner Einwohner zuliess. 2 ) 
Staatliche Unterstützung, wodurch minder bemittelten Ge- 
meinden aufgeholfen worden wäre, kannte diese Zeit begreif- 

i)'Vgl. B. Gen. 1158 Dek. W'hut, Bierbronnen; Dek. Wtal, Todtmoos 
u. a. Vgl. auch unten die Besoldungsansätze Bobs und der Regierung, S. 185 
1792 wurde ein „Gesamteinkommen von 150 fl. als ein gutes bezeichnet, wo- 
bei kein Grund zum Verlassen der Stelle sei". Schöllkopf , Würt. V'jahrshefte 
1905, S. 318. — In ähnlicher Weise können uns die Besoldungsansatze aus der- 
selben Zeit, wenn auch in anderen Territorien, orientieren. Im Kurmainzischen 
setzte man für die Triviallehrer 300 fl. jährliches Einkommen fest, wobei je- 
doch sehr wohl ins Auge zu fassen ist, dass die Triviallehrer sich gänzlich dem 
Schuldienste widmen mussten und dass diese Gehalte immerhin das Prädikat 
„etwas beträchtlich" erhielten. Messer, S. 53 u. a. 0. 

2) In dem Beibericht zur Besoldungstabelle von 1785 bemerkte die 
landständische Buchhaltung, dass die Dörfer nicht alle in der Lage wären, die 
Besoldungen der Schulmeister aus eigener Kraft zu erhöhen; es sei darum 
ganz vernünftig gewesen, den Religionsfond hiefür auszubeuten. B. Gen. 3119 
(1785, 18. Okt.). — In Kurmainz war man idealistischer als in Oesterreich; 
die Schulreformatoren dekretierten ohne weiteres 300 fl. Gehalt; allein, sehr 
bald mussten sie die Erfahrung machen, dass die meisten Ortschaften den 
Normalgehalt schlechterdings nicht aufbringen könnten; der nächste Gedanke 
war dann, einen „staatlichen Schulfond" zu gründen. Messer, S. 72. Auch 
Schöllkopf weist in seinem mehrfach angezogenen Aufsatz auf die „traurige 
ökonomische Verfassung mancher Gemeinden und ihrer Abneigung gegen jede 
besondere Leistung" hin; a. a. 0. 317. Die Tatsachen bestätigen die Annahme, 
dass manche Schulmeister, solange die Schule eine rein private Angelegenheit 
der Gemeinde war, wirtschaftlicher Verhältnisse wegen nicht aufgebessert 
werden konnten. — Vgl. S. 196. Anm. 1. — Zur Illustration noch einige weitere 
Bemerkungen aus der Tabelle von 1807: „die Quelle den Schuldienst zu ver- 
bessern ist bei der Armut der Gemeinde unbekannt 14 Tab. 23, fol. 23 (Heck- 
lingen); „"Wie die Besserstellung in den meisten Gemeinden des Kommissariats 
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licherweise nicht; denn die deutsche Schule war noch keine 
Staatsangelegenheit, sondern reine Privatsache der Gemeinden 
und Ortsobrigkeiten. Diejenigen, die den Gemeinden und 
Schulmeistern eine materielle Stütze bieten konnten und 
sollten, waren die Herrschaften: sie haben aber kaum über- 
all ihre Pflicht getan. Abgesehen davon, dass sie den 
Sigristendienst mit seinen Einkünften den Schulmeistern über- 
liessen, geschah von dieser Seite sehr wenig, um die Schul- 
meister aufzubessern, trotzdem sie die Mangelhaftigkeit der 
Besoldung erkannten, wenn die Schule zu höheren Leistungen 
geführt werden sollte, und trotzdem es ihnen oft ein leichtes 
gewesen wäre, teils aus eigenem zu geben, teils mit dem 
entsprechenden Nachdruck von den Gemeinden und den Eltern 
etwas mehr für die Schulmeister zu erwirken. 1 ) 

Die bisherigen Erörterungen sollten aber keineswegs 
den Beweis erbringen, dass die Schullöhne so bemessen ge- 
wesen wären, dass der Schulmeister damit sein Lebensaus- 
kommen finden konnte; nicht einmal der Versuch hierzu 
wurde unternommen. Das Ziel der Ausführungen war nur, 
nachzuweisen, dass man den Schullohn des 18. Jahrhunderts 
nicht nach unseren heutigen Begriffen von Gehalt und Be- 
soldung beurteilen darf. 

Unumwunden wird zugegeben, dass der Schulhalter mit 
seiner Bezahlung allein nicht auskommen konnte, auch dann 
nicht, wenn man nur die Zeit, für welche sie in Wirklichkeit 
verabreicht wurde, die Winterszeit, in Berechnung zieht; 
denn er stellte sich kaum auf einen halben Gulden pro Tag. 
Wie weit man mit diesem Gelde reichen konnte, davon können 
wir uns ein ungefähres Bild machen an der Hand einer 
Berechnung, die uns aus dem Kloster St. Ursula in Freiburg 
für zwei Tagesmahlzeiten erhalten ist. 2 ) Darnach betrugen 

St. Blasien durchgeführt werden kann, ist unerfindlich" : Gemeindemittel fehlten. 
Eda fol 42; „auf dem Schwarzwald mussten wegen Dürftigkeit der Gemeinden 
mehrere Orte zusammengeschult und für die Bestreitung der Kosten ins Mit- 
leiden gezogen werdend Eda fol. 52 u. a. 

1) Vgl. unten S. 138 f. 

2 ) Im Jahre 1787 musste die vorderösterr. Buchhalterei eine Erhebung 
über das Kloster St. Ursula veranstalten, um dessen jährlichen Kostenaufwand 
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die Ausgaben für 2 Mahlzeiten pro Tag und pro Kopf 24 1 j 2 kr. 
Selbst wenn man zugibt, dass der ländliche Tisch in der Regel 
etwas billiger sein und für gewöhnlich auch die halb Mass 
Wein in Wegfall kommen wird, so reichte 1 / 2 fl. doch kaum 
hin die täglichen Bedürfnisse einer Familie zu bestreiten; 
für einen unverheirateten Mann mag er sehr wohl die täglichen 
Ausgaben gedeckt haben. (Mit letzterem Umstände wird es 
auch, um das im Vorübergehen zu erwähnen, zusammenhängen, 
dass sich im oberen Breisgau, wo die Löhne am geringsten 
waren, sehr viel unverheiratete Schulmeister fanden). Wie dem 
aber auch war, ob der Schulmeister damit ausreichte oder 
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bemessen zu können. Bei dieser Gelegenheit wurde eine detaillierte Be- 
rechnung des Mittag- und Abendessens vorgelegt. 

1. Mittagmal: 

1. für die Suppe per Kopf 

2. für 1 / 2 Pfd. Rindfleisch samt Knochen ä 8 kr. 

3. für Rettig, Bahnen, Senft usw. abwechselnd 

4. für das Zugemüss 

5. für Auflag Vi Pfd. Schafffleisch ä 67 a kr. 

6. für Brod 1V 4 kr. 

7. für Zurichtung an Holz, Salz, Schmalz nnd Ge würze 2*/ a kr. 

Zusammen 13 kr. 

2. Nachtmal: 

Nur die Helfte 6V a kr. 

6V 9 kr. 
Dazu täglich eine halb Maass "Wein ä 10 kr. 5 kr. 

Also täglich für Speis und Trank per Kopf 24 l / a kr. 

Für ein Jahr 149 fl. 2 l / 9 kr. 

Dazu wurde noch bemerkt, dass das Essen „bey so theuren Zeiten ein- 
mal nicht übersetzt seyn werde 11 und dass „in den Klöstern überhaupt für die 
ordinarie Kost noch eine Speis weiters pflege aufgestellt zu werden". St. Fbg 
1723 (1787, 6. Nov.). 

Aus derselben Zeit stammen folgende Preisangaben; sie finden sich in 
einer Taxordnung vom 29. Dez. 1786, durch die sämtliche laufenden Preise um 
1 / a kr. für das Pfund heruntergesetzt wurden. Für das „beste ausgemästete 
Ochsenfleisch" wurden 8, bezw. l 1 ^ kr., für „minderes" 7, bezw. 6Vi kr., für 
noch ,jninderes" 6, bezw. 5 Vi kr. verzeichnet. H. H. St. Archiv, V. Oe. 40. 
— Zur Vergleichung kann auch herangezogen werden, die Angabe des "Wald- 
kirch er Schulmeisters Steiger; er musste während seines Aufenthaltes in Frei- 
burg für seine Person und für sein Kind, dass er bei sich hatte, „für die 
blosse Kost trockenen Tisch (ohne Zimmer, Bett, "Wasch und andere not- 
wendige Auslagen) wöchentlich 3 fl. bezahlen". Das macht pro Tag für beide 
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nicht, immerhin waren die paar Kreuzer eine schöne Zubusse 
zu dem übrigen Lebensunterhalt. 

Der Schullohn wollte und sollte nun einmal kein Gehalt 
in unserem Sinne sein, womit der Empfänger, ohne noch 
anderer Einkünfte zu bedürfen, sein standesgemässes Auskommen 
gehabt hätte. Nicht einmal dort, wo der Schuldienst ein regel- 
rechter Gemeindedienst war, darf man mit Bewusstsein von 
einem Einkommen und Gehalt sprechen, das geeignet sein 
sollte, für sich allein die Lebensbedürfnisse zu bestreiten. 
Wo er das aber nicht war, dort wurde er gar nur als 
Einzelarbeit entlohnt, wie heute ein Privat- und Stunden- 
lehrer bezahlt wird, ohne dass man irgend welche Rücksicht 
nimmt, ob der Unterrichtende damit auskommen kann oder 
nicht; im Gegenteil, man rechnet darauf, dass die Entlohnung 
bloss dazu dient, andere Existenzmittel zu ergänzen. 

Dieses Verhältnis bestand noch grossenteils — vielleicht 
kann man sagen durchgehends — um und nach der Mitte 

eine Kleinigkeit über 25 kr. — für ein Jahr 156 fl. — für eine Winter- 
Unterrichtszeit von 20 Wochen 60 fl. Es gab nun Jahresbesoldungen sowohl 
wie Winterschullöhne von dieser Höhe doch in erheblicher Menge; stellt man 
sich ausserdem noch auf den Standpunkt jener Zeit, dass der Schullohn nur 
eine Bezahlung der Arbeit war, kein Gehalt in unserem Sinne, so gewinnen 
die Löhne doch gar sehr an Bedeutung. 

Aus den Besoldungstabellen selbst ergeben sich Anhaltspunkte für eine 
richtige Einschätzung der Schullöhne. Yon Günterstal wurde 1785 berichtet, 
dass der dortige Schulmeister „zur Winterszeit von dem Gotteshause die Kost 
habe, anzuschlagen zu 30 fl." Tab. 16, No. 7. Rechnet man die Winterunter- 
richtszeit zu 20 Wochen, so entfallen auf den Tag 15, bezw. 14 kr., je nachdem 
der Sonntag mitzurechnen ist oder nicht. — Nicht zu übergehen ist, wie hoch 
Gemeinden selbst die Kost veranschlagt haben. „Unter 29 fl. 20 kr. sind 
14 fl. 40 kr. für Kost, die er für 22 Winterwochen geniesset" (Utzenfeld); 
Geschwend: 40 fl. fix, darunter 20 fl. für Kost (20 Wochen); Herrenschwand: 
12 fl. angerechnet für „geniessende Kost*' in 21 Wochen. Tab. 16, No. 133 ff. 
In Weilersbach, wo von Martini bis Ostern Schule gehalten wurde, bekam der. 
Lehrer die Kost bei den Bauern und obendrein 50 kr. die Woche, „welches 
ungefähr 16 fl. 40 kr. ausmacht" Tab. 16, No. 16; der Schulmeister stellte 
sich somit auf eine Barbesoldung von ungefähr 50 fL, eine häufig vorkommende 
Bezahlung. Hätte er nun von den 16 fl. 40 kr. noch den Hauszins zu bestreiten 
(in der Höhe von za 10 fl., vgl. Tab. 16, No. 19), so hätte er Kost und Woh- 
nung frei und ausserdem noch 6 fl. 40 kr. netto. Diese an sich kleinlichen 
Berechnungen dürften insgesamt den Beweis erbracht haben, dass die Schul- 
haltersbesoldungen doch ziemlich weit von Hungerlöhnen entfernt waren. 
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des 18. Jahrh. für die deutschen Schulen des Breisgaus. Alle 
Momente, die im Verlaufe des vorliegenden Kapitels entweder 
berührt oder dargestellt wurden, müssen insgesamt berück- 
sichtigt werden, um die Schuldienste, deren Inhaber, ihre Ein- 
künfte, kurz die gesamte wirtschaftliche, rechtliche und soziale 
Stellung des Schulmeisters gerecht und billig würdigen zu 
können. 

§ 6. 
Die soziale Stellung des Schulmeisters. 

Wenn also im allgemeinen die Lage der Schulmeister 
nicht so jämmerlich war, wie man sie gerne ausmalt, so 
genoss er doch weder in Stadt noch auf dem Lande sonderlich 
hohes Ansehen; denn es blieb das Schulhalten immerhin 
ein Dienst oder eine Arbeiterstellung und dazu gab sich der 
reiche, angesehene Bürger nicht her; dafür war er zu vornehm 
und in seiner Art zu unabhängig. Das Ziel seines Ehrgeizes 
war zum mindesten ein Gemeindeamt. Weil sich daher meist 
Leute niederen Schlages mit der Schule abgeben mussten, so 
konnte weder die Person des Lehrers noch sein Dienst im 
Volke, das bekanntlich nur zu sehr nach dem Kleide urteilt, 
an Wertschätzung erheblich gewinnen. 

Sein Ansehen konnte schwerlich auch dadurch gehoben 
werden, dass Leute, die ob ihrer Jugendlichkeit noch „unter 
väterlichem Gehorsam", die „beim Vater noch in Muss und 
Brod standen", den Schuldienst versahen. 1 ) An Wissen und 
Können, an Charakterbildung dürfte er, obwohl sich darüber 
nicht schlechthin urteilen lässt, seine Mitbürger kaum ausser- 
ordentlich überragt haben — alles Umstände, die ebenso- 
wenig das Ansehen der Schulmeister als das der Schule 
förderten; die geringen Erfolge der Schule hinwiederum Hessen 
in den Augen der Menge eine Besserstellung der Schulmeister 
untunlich erscheinen. Und so wirkte eines auf das andere; 
diese Zustände beeinflussten sich gegenseitig, so dass es dem 



i) Der Schulmeister ist ein „lediger Knab ohne Profession Stehet unter 
des Vaters Gehorsam" (Rütte-Wittenschwand) — „Bürgerssohn, hat nebst der 
Schule noch bei seinem Vater zu arbeiten" (Todtnauberg) u. a. Vgl. oben 
8. 48, Anm. 2. 
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Zeitgenossen ausserordentlich schwer werden konnte, über ein 
solches Gemisch und Gewebe seinen Blick empor und hinaus 
auf ein höheres Ziel zu lenken und zur Erreichung des Zieles 
alle Mittel klar zu erkennen und bereit zu stellen. 

Von der hohen Bedeutung des Volksschullehrers hatte 
man in den Schichten des Volkes noch keine richtige Vor- 
stellung, wenn auch Ansätze zu einer besseren Wertschätzung 
festzustellen waren. Fast aus allen Berichten und Akten- 
stücken spricht zum allermindesten Gleichgiltigkeit gegen die 
Schulmeister und die Schule. Wie Oasen in der Wüste nehmen 
sich darum Berichte aus, die nicht bloss aktemnässig, weil 
es nun .einmal so sein musste, über Schule und Schulmeister 
trockene Zahlen und Angaben enthalten, sondern auch ein 
herzliches Wort für den Schulmeister und seine Aufgabe finden 
und für die Verbesserung seiner Lage eine Lanze brechen. 
Sie waren aber auch in der Tat so selten wie Oasen in der 
Wüste und meist aus der Feder von Pfarrern. 



§7. 
Reformpläne und -wünsche; Reformschulordnungen. 

Es gab auch im Breisgau Männer, die für eine gute 
Volksbildung ein offenes Auge besassen; sie erkannten ganz 
klar, wo man den Hebel anzusetzen habe, wenn man den 
Versuch wagen wollte, das Schulwesen zu heben, und wenn 
man dabei auf Erfolg rechnete: An der Person und an der 
Stellung des Lehrers. Man wünschte darum eine Reform der 
Schulmeisterstellung teils auf dem Boden der bestehenden 
Verhältnisse, teils indem man darüber hinauswies. 

1. Der Reformplan der St. Blasianischen Seel- 
sorger. 1 ) Bereits 1753 äusserten sich die St. Blasianischen 
Seelsorger über die Notwendigkeit, sowie über die Art und 

i) Das Reformprogramm vom 31. Okt. 1753 ist enthalten in dem Akten- 
convolut Amrigschwand, Schuldienste. Heyd II, 1225 bringt daraus ein will- 
kürlich aus dem Zusammenhang gerissenes Stück — an Tendenzarbeit wird 
man doch bei einem Geschichtswerk nicht denken dürfen — und begleitet den 
„Ausriss" mit den Worten: „Namentlich enthält er (Faszikel) ein Fragment 
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Weise einer Landschulreform. Ihre Gedanken unterbreiteten 
sie der Kanzlei des Stiftes St. Blasien. 

Soweit ihre Reformgedanken die Lehrerfrage streiften, 
gingen sie ein auf die Festsetzung und Auszahlung des Schul- 
lohnes und auf die Indienstnahme der Schulhalter. 

Bezüglich des ersten Punktes ihres Programmes brachten 
sie keine positiven Vorschläge; sie zeichneten nur die Richt- 
linien vor, die eine neuschaffende Hand gegebenenfalls ausziehen 
sollte. Dieses Organisationsgeschäft dachten sie der Kanzlei 
zu; sie legten ihr nahe, als weltliche Obrigkeit sich der Sache 
zu bemächtigen. Unter etwaiger Zuziehung der Vögte und 
Geschworenen sollte beratschlagt und beschlossen werden, wie 
in jeder Gemeinde die Schulmeister zu belohnen und auszu- 
zahlen wären. Was für einen Zweck die Reformer mit ihrem 
Antrage im Auge hatten, liegt in dem Motiv, das sie für ihre 
Forderung angaben. Sie glaubten nämlich, es könnte auf 
diese Weise verhindert werden, dass der Schulmeister auch 
künftig das ganze Jahr über „durch öftere Anforderung um 
seinen Schullohn sich bemühen müsse und dass er durch 
mehrmalige doch auch nit allzeith nutzende Klag bey der 
Obrigkeith gequälet oder bekränkheit werde". Es lag ihnen 
also vor allem am Herzen, dass dem Schulmeister nicht bloss 
ein auskömmlicher Lohn festgesetzt, sondern dass ihm die 
Auszahlung und zwar eine pünktliche Einhaltung der Zahlungs- 
fristen garantiert würde. Nebenbei mochten sie noch im 



(wahrscheinlich vom P. Josephus Eusebius Kleinbrot) mit merkwürdigen, auf 
das Schalwesen bezüglichen Beschlüsse der Konzilien zu Konstanz und Trient". 

Dazu ist zu bemerken: 

1. von einem Fragment kann gar keine Bede sein; denn es ist nirgends 
eine Lücke zu entdecken; es ist ein vollständiges Aktenstück mit der Über- 
schrift: „Vnterthänige Erinnerungsschrift vnd vnmassgeblicher Anschlag wegen 
Einrichtung der Schulen". 

2. Das Aktenstück ist unterzeichnet: „Embsige und Eufrige Seelensorger"; 
also sind doch diese in erster Linie als Verfasser zu betrachten und zwar so- 
lange, bis ein stichhaltiger Gegengrund geltend gemacht werden kann, was je- 
doch bei Heyd nicht der Fall ist. 

3. Kleinbrot wird in dem Faszikel, in dem dieses Aktenstück liegt, ein- 
mal genannt, aber in einer ganz anderen Angelegenheit. 
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Auge gehabt haben, die Höhe und Ausmessung des Lohnes 
f&r die untertänigen Gemeinden einheitlicher zu gestalten. 

Betreffs einer Regelung der „Indienstnahme" traten die 
Reformer mit detaillierten Antragen an die Obrigkeit heran» 
Das Recht, einen tauglichen Schulmeister auszusuchen und 
anzunehmen, verbleibe der Gemeinde und ihren Vorgesetzten. 
Nur soll ihnen zur Pflicht gemacht werden, sich beizeiten 
nach einem passenden Manne umzusehen und mit ihm des 
Lohnes, des Schulortes und Schulhauses wegen einen richtigen 
Vertrag abzuschliessen. Um Allerheiligen jeden Jahres — 
also ungefähr 14 Tage vor Schulanfang — hat sich der Vogt 
oder einer der Geschworenen der Gemeinde mit dem „ aus- 
gesuchten Schuelmeister" auf der Kanzlei der weltlichen 
Obrigkeit vorzustellen und Aufschluss über den Vertrag und 
dessen Abmachungen zu geben. Der „gestellte" Schulmeister 
muss, sofern er nicht der „Alte" ist, vor dem Ortspfarrer 
erscheinen, damit er über seine „Wissenschaft erforscht* 
werde; erst „nach befundener Tauglichkeith" sollte er „in die 
Pflicht genommen" werden. 

Nicht über jeden Zweifel erhaben ist in diesem Schrift- 
stück, wem die Verfasser die Inpflichtnahme zuschreiben, ob 
dem Pfarrer oder ob der Kanzlei. 

Eine bestimmtere Ansicht lässt sich vielleicht gewinnen, 
wenn wir die Tabellen der Hächenschwander Einung, die ja 
niedergerichtlich und pfarrlich nach St. Blasien gehörte, bei- 
ziehen. Nach der einen Tabelle approbiert die Obrigkeit, 
nach der anderen der Pfarrherr. Einen weiteren Gesichts- 
punkt bietet der Amrigschwander Schulstreit, in dessen Verlauf 
P. Fridolin Osswald als etwas allbekanntes dem „minderen 
Gerichtsherren das Recht einen Schuelmeister in Pflicht zu 
nemmen", zuschreibt, was dann auch tatsächlich bei der 
regelrechten Anstellung des zweiten Schulmeisters geschah. 1 ) 
Man wird also auf dem rechten Wege sein, wenn man be- 
hauptet, dass die Reformvorschläge das Recht der „Inpflicht- 
nahme 8 der weltlichen Obrigkeit gewahrt wissen wollten, 
jedoch so, dass diese den Pfarrer als Mandatar benützen konnte. 

i) Vgl oben S. 17, Anm. 2 und 8. 25 ft 
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Eine bedeutsame Folgerung sei hier noch festgestellt: 
Nicht als kirchliche Obrigkeit soll die Kanzlei den Schul- 
meister „in Pflicht nehmen", sondern als weltliche Behörde, 
gestutzt auf den Titel der niederen Gerichtshoheit und teil« 
Weise auch der Grundherrschaft oder kurz gesagt als nähere 
Obrigkeit. Ebenso handelte der Pfarrer, wenn er den Schul- 
meister „in Pflicht nahm", nicht als kirchliches Organ, sondern 
*ls Vertreter der weltlichen Obrigkeit. 

Wenn man nun die Reformvorschläge mit den sonstigen 
Rechtsgewohnheiten hinsichtlich der An- und Aufnahme von 
Schulmeistern im oberen Breisgau vergleicht, so ist unver- 
kennbar, dass die „Embsigen und Eufrigen Seelensorger" sich 
kaum merklich vom Boden des bestehenden Rechtes entfernt 
haben. Sie wollten offenbar nur zwei Ziele mit ihren Anträgen 
erreichen, nämlich den obrigkeitlichen Einfluss auf die Schul- 
zustände ihrer untertänigen Gemeinden sichern und stärken, 1 ) 
sodann die Stellung des Schulmeisters auf ein solideres 
Fundament gründen und schliesslich ganz allgemein die Obrig- 
keit veranlassen, etwas zugunsten der Schule zu leisten. 

2. Reformschulordnungen. Ob die Wünsche und 
Anregungen der „Embsigen und Eufrigen Seelensorger" erfüllt 
und beachtet wurden, ob sie gar für eine Schulordnung die 
Grundlage abgegeben haben, konnte nicht ermittelt werden. 

Wohl bergen die St. Blasianischen Akten zwei Schul- 
ordnungen, die eine für die Reichsherrschaften, die andere 
für den Zwing und Bann St. Blasien; diese aus dem Jahre 
1771, jene von 1765. Ein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen dem Reformprogramm und den beiden Schulord- 
nungen lässt sich jedoch nicht mit Sicherheit erweisen, wenn 
auch die prinzipiell -rechtlichen Gesichtspunkte der Schul- 
ordnungen in der Richtung der Reformvorschläge liegen. 
Schon oben wurde nämlich aufmerksam gemacht, dass die 
rechtlichen Grundlagen der Reformanträge nichts neues be- 
deuteten, sondern bloss eine schärfere Fixierung der bestehenden 
Gewohnheit darstellten. Die Schulordnungen brauchen also 
nicht aus diesen geschöpft zu haben. 

1) Es ist dieselbe Tendenz, die sich in dem Falle der St Blasianisohen 
Herrschaft Staufen geltend machte; Tgl. 8. 18 f. 
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Was die „Schulordnung für sämtliche St. Blasianischen 
Reichsunterthanen" von 1765 betrifft, so brachte sie hinsicht- 
lich der Kenntnisse eines Schulmeisters keine neuen Vor- 
schriften. Dagegen weiss sie sich in Adjektiven fast nicht 
zu erschöpfen, um dessen Charakter und Leben zu beschreiben: 
„wohlerfahren, embsig, nüchter, Bekandt- und sittsam" 
müssen die Schulmeister sein. 

Wie bislang, sollten sie Jederzeit von St. Martini bis 
Georgii u angestellt werden. Das Recht, die Schuldienste zu 
besetzen, wurde in die Hände der Gemeinden gelegt; ausüben 
durften sie es aber nur „unter Zuzug und Begnehmigung des 
Seelsorgers". Ganz im Einklang mit den „Embsigen und 
Eufrigen Seelensorgern" betonte auch sie, dass zeitlich darauf 
gesehen werde, einem „Mangel oder Abgang" an Schul- 
meistern vorzubeugen. 

Den „behörigen Unterhalt vor die Schulmeister" liess 
die Schulordnung von den Räten und Beamten des Stiftes 
unter „Beyzug deren Seelsorgeren, und Gemeindtsvorgesetzten" 
auswerfen. Nach welchen Normen die Ausmessung vor sich 
zu gehen habe, dafür enthielt die Schulordnung keine Angaben. 

Gegenüber der Schulordnung für die Reichsuntertanen 
bedeutete die für den Zwing und Bann St. Blasien einen nicht 
geringen Fortschritt. Es wehte schon kräftige Reformluft 
durch dieselbe, ohne jedoch an der bisherigen prinzipiellen 
Stellung etwas zu ändern. Sie besprach die Vorbildung, die 
Besoldung, Anerkennung und Strafen; nicht berührt wurde 
die Anstellung. 

Bezüglich der Vorbildung setzte die Schulordnung einen 
Grundsatz, der uns heutigentags eine Binsenwahrheit dünkt, 
„nachdrucksamst" an die Spitze: „Die Schulmeister sollten 
nach und nach alles jenes selbst besser erlernen, was den 
Kindern in den neugedruckten Schulschriften zu lernen vor- 
geschrieben wird". 

Um nun den Mängeln und Fehlern, die dem Autodidakten 
gemeinhin anhaften, wirksam zu begegnen, und um anderer* 
seits den Schulmeistern einen Berater an die Hand zu geben, 
bestellte die Herrschaft den Schulmeister zu St. Blasien, 
J. Zobel, zum Oberschulmeister. Er bekam die Rolle eines 
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Instruktors und eines Visitators zugeteilt. Ersteres zunächst 
in der Weise, dass er die Schulmeister für den Herbst 1771 
zu einem „allgemeinen Examen" vorbereiten, für später jedoch 
nur insoweit, als er den Schulhaltern „mit Rath und Thath, 
so oft sie es verlangten, an die Hand gehen sollte". 

Neben dem Oberschulmeister, aber erst in zweiter Linie, 
werden die Seelsorger als Berater namhaft gemacht. Merk- 
würdigerweise spricht die Schulordnung weder von einem 
Rechte noch von einer Pflicht der Geistlichen; vielmehr wird 
ausdrücklich gegenüber dem von der Herrschaft bezeichneten 
Oberschulmeister hervorgehoben, dass „sich auch die Seel- 
sorger erbieten, dem gemeinen Besten und Gottes Ehr zu 
Liebe, sie (die Schulmeister) zurechte zu weisen, und zu be- 
rathen". Die Aufgabe des Oberschulmeisters als Visitator 
bestand darin, „so oft er Zeit und Lust dazu hatte", die 
Schulen der benachbarten Yogteien zu besuchen und nach- 
zusehen, ob die herrschaftlichen Befehle und Verordnungen 
befolgt werden. 

Das Hauptaugenmerk sollte er natürlich auf das Wissen 
der Schulmeister haben, ob sie „sich nach und nach befleissen, 
jenes zu erlernen, was ein Schulmeister wissen und können 
muss und ohne welches kein tauglicher Unterricht gegeben 
werden kann". Es wurde ihm erlaubt, den Schulmeistern, 
die zu willigem Gehorsam gegen ihn verpflichtet wurden, eine 
Aufgabe zu stellen und sie darüber von Punkt zu Punkt 
zu prüfen. 

Das Recht, die Schulmeister zu massregeln, behielt die 
Herrschaft für sich; den Gemeindevorstehern wurde nur das 
Hecht, bezw. die Pflicht übertragen, strafbare Schulmeister 
bei der geistlichen und weltlichen Obrigkeit anzuklagen. 
Grund zur Klage war gegeben, wenn der Schulmeister die 
Schulordnung nachlässig innehielt, falls er „nicht lernen will, 
was ein Schulmeister wissen solle" oder wenn er sich so auf- 
fahrte, dass sein Leben der Jugend zum Ärgernis oder gar 
zum Verderben gereichen könnte. 

Umgekehrt wurde den Ortsvorgesetzten befohlen, einen 
Schulmeister, der „ein ehrlicher Mann ist und seiner Pflicht 
nachkommt, bei seiner Ehre zu beschützen, ihm zur Erhaltung 
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der guten Ordnung ihre Hand zu bieten"; untersagt wird 
ihnen dagegen, einen Schulhalter „anzufeinden, wenn er im 
Anzeigen getreu ist". 

Gälte es die Besoldung festzustellen, so sollten die 
Gesichtspunkte, wonach die Höhe abgesteckt wird, sein: Die 
„mehrere Arbeit, der Fleiss und Geschicklichkeit K , haupt- 
sächlich aber musste darauf Rücksicht genommen werden, 
dass ein Schulmeister, der die neue Schulordnung, erfülle, eine 
„merklich grössere Besoldung als vorher" verdiene. 

Das Einsammeln des Schullohnes bei den Eltern der 
Kinder wollte man abgestellt wissen; dafür sollte die Gemeinde- 
schatzungskasse" die Besoldung leisten, der Vorgesetzte dafür 
sorgen, dass diese die Schulgeldbeiträge erhalte und keine 
„Rückstände und Extantien" vorkämen. 

Damit der Schulmeister bei Atem gehalten würde und 
er seine Sonn- und Feiertagsschule den Sommer über gut 
besorge, sollte ihm nie vor Oktober die ganze Besoldung ver- 
abreicht werden. 

3. Die Reformwünsche des Pfarrers von Zell. 
Weiter als die genannten St. Blasianischen Schulreformfreunde 
geht 20 Jahre später der Pfarrer von Zell i. W.; seine For- 
derungen überschritten auch die zuletzt erwähnte Schulordnung» 
Während jene an dem reinen Arbeits- und Vertragsverhältnis 
nicht rüttelten, verlangte Pfarrer Leontim Antonius Frey, 
dass „ein beständiger Schulmeister, der von den Gemeinden 
nicht alljährlichen Eunte abgefordert werden, angenommen 
werde". Warum wünschte er das? „Sonsten was einer gut 
macht, der andere widerumb verderbet". Sein Ziel ist also 
ein dauerndes Dienstverhältnis zwischen Gemeinde und Schul- 
meister, wobei aber die Gemeinde zu überwachen wäre, 
damit sie nicht nach Willkür handeln könnte; mit diesen 
Worten verlangt er die staatliche Schulaufsicht; denn seine 
Bemerkungen waren an die Regierung und Kammer in Freiburg 
gerichtet. 1 ) 

i) Der letzte Gedanke ist von Frey nicht wörtlich ausgesprochen; er 
ist jedoch eine unmittelbare Folgerang aas seinem Wort: „damit sie nicht 
alljährlichen Konten abgefordert werden 11 . Ungefähr 10 Jahre früher als der 
Pfarrer Frey sang der Pfarrvikar von Schiachsee, P. Ambrosias aus St Blasien, 
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Auch bezüglich der Vorbildung äusserte er Wunsche, 
die allerdings nicht so bedeutend sind; der Schulmeister solle 
in der Musik erfahren und fähig sein, „etwelche Schulen zu 
tradieren". 1 ) 

Die Ausfahrungen über die Lehrerfrage um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts im Breisgau seien beschlossen mit einem 
kleinen Bildchen, das die St. Blasianische Kanzlei 1774 von 
den Schulmeistern entwarf. 2 ) „Die Schulmeister über den 
Wald sind meistens zu ihrem Amte noch ganz untaugliche 
Leute, die jenes, was sie den Kindern zeigen sollen, selbst 
nicht oder wenigstens nicht nach gewissen Ordnungen und 
Grundsätzen verstehen, auch zu einer besseren Verfassung 
ihrer selbst nicht zu bringen sind, wenn sie nicht wenigstens 
ein halb Jahr lang auf Unkosten der Gemeinden zum Unter- 
richte in die Normalschule nacher Freiburg genommen werden. 
Denn ob man sie gleich hier in St. Blasien besser, und unent- 
geltlich unterweisen zu wollen, ihnen den Antrag gemacht, 3 ) 
findet sich doch aus allgemeinem Vorurteil keiner aus ihnen, 
der sich hierin eine besondere Mühe zu geben einigen Lust 
gewiesen und sich besser belehren lassen wollte. 

Die Schullöhne aber, und die Besoldungen der Schul- 
meister sind so gering, dass sie niemand aufreizen, sich auf 
eine mühevolle Verrichtung zu verwenden, welche kümmerlich 
für einen Winter ihren geringen Kosten zu bestreiten erklecklich 

das Lob eines „beständigen Schulmeisters"; er rühmte darob die Schule in 
Schluchsee, die sich dieses Vorzuges vor anderen erfreute. Hofrat Granicher 
meinte allerdings, die Beständigkeit eines Schulmeisters genüge noch nicht, die 
Unwissenheit der Kinder zu beseitigen; das sei die Hauptaufgabe der Eltern, 
die ja die Kinder „fruehe und spath, an Sonn- und feyrtagen vast beständig 
um sich haben". Darauf erwiderte P. Ambrosius in vollen Tönen: „und wan 
iemand Jeugenen wolte, was grosser nutzen für die Jugend ein bewehrter, 
beständiger Schuhlmeister seye, müsse er nit nur schluchsee, sondern alle wohl 
eingerichtete erther der gantzen weit blind machen wollen". Blasiwald 2, 
Schulwesen 1764. 

!) Diese seine Ansichten äusserte Pfarrer Frey in den bekannten 
Tabellen von 1770ff; für die Gemeinde und Vogtei Zell hat er sie verfasst. 
B. Gen. 2479. 

2) B. Gen. 1110 (Nota des fürstl, Stiftes St. Blasien). 

3) Vgl. oben S. 67 f. 
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ist. Die meisten Besoldungen bestehen zu 20 und 30 fl. und 
die höchste für einen Schulmeister, der bei 90 Kinder zählet, 
belauft sich auf 50 fl. Fremde Schulmeister, die nichts Eigenes 
und kein Nebengewärbe sich zu nähren dabey hätten, könnten 
mit so schlechtem Gehalt ohnmöglich bestehen; und würde 
man neben den Sonn- und Feiertagen noch eine tägliche 
Sommerschule hier einführen, würde auch den Einheimischen 
ihr Nebengewärbe und folglich ihre Nahrungsquelle grossen- 
theils verstopfet, wenn man ihnen nicht eine hinlängliche 
Besoldung auswerfen würde. 

So gering auch die bisherigen Besoldungen sind, so hart 
haben sie auch in die Hände der Schulmeister fliessen. wollen, 
dass sie benöthiget gewesen solche von Haus zu Haus gleichsam 
zu erbetteln. Es hat zwar dieser, wie anderer Hinderniss 
durch die einsweilige, der hohen Stelle schon einmal vor- 
gelegte St. Blasianische Schulordnung mit dem vorgebogen 
werden wollen, dass darin verordnet wird, die Schulmeister 
sollen ihren Lohn zumal aus den Händen der Vorgesetzten 
und aus der Gemeindtsschatzungskasse empfangen, 1 ) damit 
auch Arme, welche immer wegen ihr Ohnvermögen die Kinder 
der Schule entzogen, hierunter keine Entschuldigung mehr 
haben möchten". — Allein, es geschah nichts von Seiten der 
Gemeinden, „welche dem Gehorsame gegen ihre nähere Obrig- 
keit vollkommen entsagt zu haben scheinen". 



i) Vgl. oben 8. 69. 



2. Abschnitt. 



Die Entstehung des Standes der 

Volksschullehren 



I. Kapitel: Die Zeit der Pläne und Versuche 1770-1774. 

§8. 
Die Anfänge der Reform in Wien und im Breisgau. 

Unverkennbar steckte Maria Theresia das Ziel, in dessen 
Richtung die Stellung des Schulmeisters zu verschieben sei, ab, 
als sie das Wort prägte: „Die Schule ist und bleibet allezeit 
ein politicum". Sollte nämlich die Schule ein staatliches 
Institut werden, so musste vor allem dem Schulmeister und 
seinem Dienste ein Platz im öffentlichen Rechte angewiesen 
werden. Dahin steuerten Maria Theresia und ihre vertrauten 
Batgeber zielbewusst und unverwandt. Allein, nicht von all 
den beteiligten Behörden war das Ziel klar geschaut, und die 
es sahen, fanden nur sehr schwer den Weg. In einem Punkte 
indes waren sich alle Schulfreunde einig, dass die Stellung 
des Schulmeisters auf irgend eine Weise müsse um- und neu- 
gestaltet werden. 

1769 stand das Thema der Schulverbesserung bei der 
niederösterreichischen Regierung auf allerhöchste Anordnung 
hin zum ersten Male zur Beratung. Das erzbischöfliche 
Wiener Konsistorium glaubte in erster Linie, mit einer 
besseren Ausbildung der Lehrer zum Ziele zu gelangen, und 
beantragte daher die Gründung von Pflanzschulen, „woraus 
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die Lehrmeister zu nehmen"; — der Antrag fiel jedoch weit 
unter den Tisch. 1 ) 

Sein Schicksal teilte ein zweiter Antrag des Erzbischofs 
von Wien, des Bischofs von Neustadt und anderer aus dem 
Klerus, die Besoldung der Schulmeister zu erhöhen, da die 
„kummerliche Lebensstellung der meisten Schulmeister ein 
grosses Hindernis für das erfolgreiche Gedeihen der Schul- 
zustande" bildeten. 

Andere Vorschläge wurden nicht gemacht; daher blieb 
diese Beratung hinsichtlich der Lehrerfrage unfruchtbar. 9 ) 
Von hier aus gelangten also keine nennenswerten Vorschläge 
an die Hofkanzlei. Besser Hess sich in dieser Hinsicht das 
oberösterreichische Gubernium an, das eine eigene Kommission 
niedergesetzt hatte, um die Verhältnisse der Schulen und 
Lehrer eingehend studieren und erörtern zu lassen. Sie ver- 
sprach sich eine Besserung der „elenden Schulzustände" 
hauptsachlich von der Aufbesserung der Besoldungen und von 
grösserer Strenge in der Zulassung zum Schuldienste und 
trat mit entsprechenden Anträgen an die Hofkanzlei heran. 8 ) 

Diese hatte dem oberösterreichischen Gutachten nichts 
hinzuzufügen. 4 ) Der Staatsrat musste sich daher mit den 
immerhin armseligen Anregungen begnügen. Es gelang jedoch 
Freiherrn v. Gebier, für die 2. Lesung der Schulreformvor- 
schläge einen ausfuhrlichen Plan aus der Feder des nach- 
maligen Normalschuldirektors Messmer beizubringen. 5 ) Be- 
züglich der Lehrerfrage bot auch er nicht gerade viel; allein, 
viel bedeutete schon der eine Vorschlag, eine Schule zu 
gründen, der die Aufgabe zu stellen wäre, neben Schulkindern 
taugliche Schulmeister, Hauslehrer und Katecheten zu unter- 

i) Helfert L 125. Die folgenden Ausführungen über die Theresianische 
Schalreform stützen sich vorwiegend auf Helferts bahnbrechendes Werk. Da 
jedoch Helfert meist nur chronologisch referierend und kompilatorisch darstellt, 
glaubte ich für meine mehr systematisch gehaltene Abhandlung die Haupt- 
punkte herausgreifen zu müssen, und das schon um deswillen, damit die Breis- 
gauer Spezialsohulgeschiohte auf ein breiteres Fundament zu ruhen kommt. 

2) Helfert I, 125. 

3) Eda 126. 
*) Eda 128ff. 

5) Eda 1361 und 618 f. 
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richten und heranzubilden. Es wurde nun beschlossen, den 
Messmerischen Plan allen weiteren Reformarbeiten zugrunde 
zu legen und die Verbesserung erst nur auf die beiden Pro- 
vinzen Nieder- und Oberösterreich auszudehnen, obschon Graf 
Blümegen forderte, die Schulreform sofort auf alle Erbländer 
auszudehnen; man wollte erst Versuche machen und dann 
erst das Erprobte in die übrigen Provinzen tragen. Die Ent- 
scheidung für Nieder- und Oberösterreich fiel hierauf am 
19. Mai 1770, indem Maria Theresia für jede dieser Provinzen 
eine eigene Schulkommission anordnete, die eine rein staat- 
liche Behörde in Verbindung mit der Landesregierung sein 
sollte. Mit dieser Verordnung begann in Österreich tatsäch- 
lich eine neue Epoche für das niedere deutsche Schulwesen — 
es war der Anfang der Volksschule in Österreich. 

Das Errichtungsdekret enthielt auch einige Bestimmungen 
über die Lehrerfrage. Von einschneidender Bedeutung war die 
den Schulkommissionen vorbehaltene, doppelte Befugnis, die 
„Auffuhrung, Sitten und Wissenschaften der bestehenden Schul- 
meister" zu untersuchen und die „in üble Sitte und Unfleiss 
verfallende Schulmeister abzuschaffen". In diesen Verfügungen 
offenbarte sich schon die volle Tragweite der eingeleiteten, 
staatlichen Schulreform. Sie waren eine erste Konsequenz 
aus dem obersten Prinzip, das Maria Theresia aufgestellt hatte; 
die staatliche Regierung erklärte sich für berechtigt, mit Um- 
gehung der grund-, gerichts- und gemeindeherrlichen Rechte 
den Schulmeister beaufsichtigen, unter Umständen ihn abr 
setzen zu dürfen. 

Weniger klar und bestimmt war in demselben Erlass, 
was bezüglich der Vorbildung verfügt wurde. Vorerst be- 
kamen nämlich die geistlichen Seminarien und die Kollegien 
die der Jesuiten sowohl wie der Piaristen den Auftrag, die Schul- 
meister auf ihren Dienst vorzubereiten; zu diesem Zwecke sollte 
in einem jeden dieser Häuser ein Geistlicher eigens mit dem 
Unterrichte der Schulmeister betraut werden. 

Diese letzte Anordnung scheint aber kaum irgendwo in 
Kraft getreten zu sein; denn bereits am 2. Januar 1771 wurde 
die Wiener Normalschule, zugleich Knabenschule und Lehrer- 
seminar, dem Gebrauche übergeben. In ihr gewann die 
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Vorbildung der Lehrer nicht nur ihren Ausgangspunkt ; sie war 
auch jederzeit eine Richtschnur und ein Mittelpunkt für alle 
Bestrebungen, die es auf einen Ausbau der Lehrerbildung 
abgesehen hatten. 

Der Wiener Normalschule stellte die n.ö. Schulkommission 
zunächst die zwiefache, praktische Aufgabe: Sie musste einer- 
seits die deutschen Stadt- und Landschulmeister Nieder- 
österreichs ausbilden, anderseits die Direktoren und Lehrer 
der Provinzial- Normalschulen für ihre Aufgabe heranziehen. 
Man hatte nämlich bereits im Sinne des Blümeg'schen An- 
trages, auch ohne weitere Erfolge abzuwarten, begonnen, 
das deutsche Schulwesen aller Provinzen in die allgemeine 
Reform einzubeziehen. Nur wenige Tage nach dem Erlass 
des Hofdekretes zur Errichtung der n.ö. Schulkommission 
wurden sämtliche Länderstellen mit einem allerhöchsten Be- 
fehle bedacht, des Inhalts, dass diese an der Hand einer von 
der o.ö. Schulkommission entworfenen und von ihr praktisch 
verwerteten Schultabelle allüberall Erhebungen veranstalten 
sollten „über die Beschaffenheit der Schul, und darinnen von dem 
betreffenden Schulmeister gepflogen werdende Unterrichtung 
deren Kinder in Lesen, Schreiben, Rechnen und der Christ- 
Katholischen Glaubenslehre". 1 ) 

Vorläufig verblieb es aber für die meisten Erbländer bei 
dieser Anregung, bis das Hofdekret vom 11. April 1772 an- 
ordnete, in jeder Provinz eine Normalschule zu errichten, 
damit die deutschen Schulmeister in Stadt und Land eine ein- 
heitliche Ausbildung empfingen. 

Die Frage nach dem Orte, wo solche zu gründen, blieb 
zunächst noch offen. Ursprünglich zeigte sich Maria Theresia 
geneigt, an jedem Bischofssitze eine Normalschule errichten 
zu lassen. Sie wurde dabei von der Idee geleitet, dass da- 
durch den Priesteramtskandidaten Gelegenheit geboten würde, 
sich im Volksschulwesen genügend umzusehen; „es sei nämlich 
höchst notwendig, dass die Geistlichkeit die Oberaufsicht über 
die Schule habe«.*) 



i) U. A. Volksschule in genere 1770, 6. Mai. 
2) Eda. 
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Die Hofkanzlei *) hatte jedoch Bedenken gegen diesen 
Plan, weil die Lage und Verteilung der Bischofssitze einer 
staatlich geleiteten und beaufsichtigten Schulreform nicht 
gunstig sei. Speziell für die Vorlande eigne sich der Kaiserin 
Wunsch nicht. Bischofssitz sei Eonstanz — Eonstanz konnte 
allein nur in Betracht kommen ; denn alle übrigen vorländischen 
Bistumer hatten den Bischofssitz ausserhalb der Vorlande — , 
Provinzialhauptstadt dagegen sei Freiburg. 

Nur ein Teil der Vorlande gehöre zur Diözese Eonstanz ; 
so könne, wenn der Wunsch Maria Theresias in Erfüllung 
ginge, der vorländische Klerus doch nur zum Teil in einer 
Normalschule ausgebildet werden, während die Seelsorger 
der übrigen Diözesen ausgeschlossen blieben, was sicherlich 
nicht zu wünschen wäre. Deshalb warf die Hofkanzlei die 
Frage auf: Wäre es nicht besser die Provinzialhauptstädte, 
also im vorliegenden Falle Freiburg zum Sitze der Normal- 
schule auszuwählen. Abgesehen davon, dass die Hofkanzlei 
einen zu grossen Einfiuss des Bischofs auf die Schule befürchtete, 
hätte die Verlegung der Normalschule nach Konstanz gerade 
für diese und ihre Verwaltung erhebliche Schwierigkeiten 
gehabt. Über dem Direktor der Normalschule stand als 
nächste Verwaltungs- und Leitungsinstanz die Schulkommission; 
diese aber setzte sich der Hauptsache nach aus Räten der 
Landesstelle zusammen; deren Sitz aber war Freiburg. Kam 
die Normalschule nach Konstanz, so waren beide Glieder 
des Organismus zum Schaden des Schulwesens auseinander 
gerissen. 

Schliesslich verstand sich Maria Theresia zu dem allge- 
meinen Befehl, die Normalschulen am Sitze der Provinzial- 
regierungen zu gründen; für die Vorlande, speziell für den 
Breisgau also, in Freiburg. Die Errichtung der Freiburger 
Normalschule Hess auch nicht lange auf sich warten; denn 
schon im Hochsommer 1772 waren im Auftrage der v.o. 
Schulkommission, bezw. der Landesstelle drei weltliche Lehrer, 
ein Geistlicher und ein Professor der Universität — das Lehr- 
und Vorstandspersonal der künftigen Freiburger Normalschule 

i) Eda Hofkanzleivortrag vom 21. Febr. 1772. 
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— nach Wien abgereist, um dort unter Messmers Leitung in 
die neue Schulmethode eingeweiht zu werden. Zu Anfang 
des Jahres 1773 kehrten sie nach Freiburg zurück; gegen 
Ende April eröffnete sodann die Regierung und Kammer die 
Freiburger Normalschule, in etwa das erste vorländische 
Lehrerseminar. l ) 

Noch im selben Jahre wurde die neue Lehranstalt von 
Schulmeistern der Yorlande in Anspruch genommen. Die 
Schulkommission berief nämlich im Frühjahr 1773 die deutschen 
Schulmeister der vorländischen Städte nach Freiburg, damit 
sie an der Normalschule die Schul- und Unterrichtsformen 
kennen lernten. Über den Yerlauf sowie über die näheren 
Umstände dieses ersten Seminarkurses lässt sich nicht viel 
sagen, weil keine Aufzeichnungen hierüber vorhanden sind. 
Nur einige gelegentliche Notizen geben Aufschluss über die 
Teilnehmer und die Kosten des Kurses. 

Da die städtischen Schulmeister häufig „ad dies vitae" 
angestellt waren und deshalb Jahresbesoldung genossen, so 
lief ihnen der Gehalt während ihres Aufenthaltes in Freiburg 
weiter; überdies warf ihnen die Landesstelle noch 1 fl. Tage- 
gelder aus. Die „Kostgelder" mussten die Gemeinden aus 
dem „ städtischen oeconomico" leisten; in gleicher Weise 
wurden sie verpflichtet, die Ausgaben für die Bücher und 
Schreibutensilien den Schulmeistern zu ersetzen. 2 ) 

Unter den Gerufenen befanden sich auch die Yillinger 
Minoriten. Die Regierung beabsichtigte nämlich schon damals, 
das Franziskanergymnasium aufzuheben und die deutsche 
Schule dorthin zu verlegen. Es gelang jedoch den Oberen, 
die Ausführung des Beschlusses für dieses Mal abzuwenden 
oder vielmehr nur hinauszuschieben; denn wenige Jahre dar- 
auf wurde die Umwandlung doch vollzogen. 8 ) 

Auf dem Kurse selbst, der von Ende April bis August 
währte, waren sämtliche breisgauischen Städte, vielleicht mit 



i) Eine ausführlichere Darstellung wird in der Fortsetzung dieser Arbeit 
unter dem Titel „Die Freiburger Schulen 1 * geboten werden. 

2) Vgl. Waldkirch, 35. Verbesserung des Schulgehaltes 1773. 

3) FDA, NF. 5, 281 und Heyd II, 1266. 
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der einzigen Ausnahme von Bränlingen, vertreten. 1 ) Von 
einigen sind positive Zeugnisse hierüber vorhanden: von anderen 
ist die Annahme sehr wohl berechtigt, da der Normalschul- 
direktor^Bob 1775 allen Städten — Braunlingen ausgenommen 
— bezeugte, dass ihre Schulmeister schon ausgebildet seien. 2 ) 

Neben den Schulmeistern wurden auch Lehrerinnen ein- 
geschult; es waren Klosterfrauen. Unter anderen zwei 
Schwestern aus dem Villinger Dominikanerinnenkloster. Über 
die Freiburger Ursulinerinnen und die übrigen Klosterfrauen, 
die in der Folgezeit Unterricht erteilten, waren keine positiven 
Angaben zu erreichen; allein, wenn die Landesstelle die 
Villinger Schwestern gefunden hat, so wird sie auch nicht 
versäumt haben, die in ihrer nächsten Nähe wohnenden zur 
Ausbildung zu berufen. 3 ) 

Der Plan der Schulkommission, der aber, nebenbei be- 
merkt, nicht auf ihrem Boden erwachsen, sondern von Wien 
aus angeordnet oder doch wenigstens inspiriert war, ging 
dahin, vorerst die Schulmeister der Städte in die neue Methode 
einzuführen und dann durch diese die Schulhalter ihrer Nach- 
barschaft unterweisen zu lassen. 4 ) 

i) Aus "Waldkirch war gekommen Franz Xaver Steiger, von Laufen- 
burg Benedikt Heim, der nach einem Bericht des Bürgermeisters und Bates 
von Laufenburg schon geraume Zeit, seitdem er in Freiburg examiniert wurde, 
als „Normalschullehrer" seine Tätigkeit entfaltete (10. Aug. 1774). Von dem 
Elzacher Schulmeister wird mitgeteilt, dass er im November 1773 in der Stadt 
Elzach die „Normalschule 11 eingerichtet habe („Normalschule" nannte man 
anfangs irrigerweise jede Schule mit der neuen Lehrart). Ferner ist bekannt, 
dass die Villinger Schulmeister und Klosterfrauen auf diesem Kurse anwesend 
waren. (Vgl. zu letzterem Heyd, a. a. 0.). 

2) B. Gen. 1842. Am 11. Juli wurde in der Schulkommission, deren 
Sitzung Bob nicht anwohnte, das Conclusum notiert: „Wir haben zu wissen 
nöthig, wer schon unterrichtet und geprüft wurde, wer nicht, um sie entweder 
hierher oder an eine Hauptschule einzuberufen, der K. K. Rath und Direktor 
Bob soll berichten". — Der Kommissionssekretär wandte sich, ohne diesen Be- 
schluss förmlich auszuführen, unmittelbar unterm 21. Juli an Bob, der auch sofort 
Antwort gab mit der Bemerkung: „bei künftiger Visitation müsse darauf gesehen 
werden, ob einige von diesen einzuberufen seien"; in dem Bobschen Verzeichnia 
sind nun sämtliche Städte namentlich aufgeführt, nur Bräunungen nicht. 

3) Vgl. S. 77. Anm. 3 u. oben Anm. 1. 

4) In dem Aktenconvolut „WaldMrch, 35. Verbesserung des Schulge- 
haltes 1773" befindet sich ein loser Zettel „Notanda", die aus verschiedenen 



- 79 — 

Vielleicht hat man auch gleich für den ersten Kurs 
solche Landschulmeister, deren Schulen im Mittelpunkt einer 
Gegend lagen, wo keine Stadt vorhanden war, beigezogen. 
Es werden nämlich in dem Bobschen Verzeichnis der unter- 
richteten und geprüften Schulmeister — es ist aus der Mitte 
des Jahres 1775 datiert — ausser Staufen und Kirchzarten 1 ) 
noch einige andere Landschulmeister 2 ) vermerkt. Es ist 
jedoch sehr wohl möglich, dass diese von den im Sommer 

Gründen dem Waldkircher Schulmeister Frz. Xaver Steiger zugeschrieben werden 
müssen (um nur ein derartiges Beweismoment anzuführen: Das 4. Notandum lautet: 
„Wegen dem Schulgelde, damit ich nicht mehr in der Cantzley zu arbeiten an- 
gehalten werden möchte"; darauf folgen zwei Aktenstücke von der Schul- 
kommission an den Waldkircher Magistrat, durch welche diesem verboten wird, 
den Schulmeister auf der Kanzlei zu verwenden). Das 7. Notandum nun be- 
sagt: „dass die Schulmeister erst auf den Sommer möchten eingerufen werden 
und ob man es gratis Thun müsse". Dieses Notandum setzt eine Verordnung vor- 
aus, dass die soeben ausgebildeten Schulmeister ihre Kollegen aus der Nach- 
barschaft zu unterweisen verpflichtet seien. — Die Schulkommission war offen- 
bar von Wien aus so angeleitet worden, weil man dort dieselben Wege wandelte; 
nur so ist der § 19 der A.Sch.O. klar, wo ausdrücklich Wert darauf gelegt 
wird, dass sich die Landschulmeister in „einer benachbarten Stadt 11 die not- 
wendigen Kenntnisse erwerben müssten. Eine derartige uneingeschränkte Ver- 
ordnung ist nur denkbar, wenn die Schulmeister der Städte schon die nötige 
Vorbildung besassen und das nicht bloss in Vorderösterreich, sondern auch in 
den übrigen Provinzen. Wäre der Plan, in dieser Weise die Unterrichts- und 
Schulreform in weitere Kreise zu tragen, Eigengewächs der Freiburger Schul- 
kommission gewesen, hätte man sich in Wien kaum dazu entschlossen, eine 
allgemeine Verordnung darauf aufzubauen; denn Vorderösterreich war und galt 
als zu geringfügig, um einen solchen Einfluss auszuüben. 

1) Diese Annahme ist für Staufen und Kirchzarten angängig, deren 
Lehrer Hägelin und Reber 1775 von Bob als unterwiesen und geprüft bezeichnet 
wurden. B. Gen. 1842 (1775). 

2) „Bruder 1 • Joseph von Oberwinden (vgl. S. 5, Anm. 6), Gilli von 
Kirchhöfen, Keller von Pfaffenweiler, Köpfer von Grünem, Flum von Wettel- 
brunn, Schreiber von Heitersheim, Ditz von Beute, Schädler von Lehen, Zeiger 
von Biengen, Nadler von Oberrimsingen, Schrambacher von Zähringen, Schmid 
von St Trudpert. 

„Bruder" Joseph von Oberwinden — Joseph Kneidinger — begründete 
1782, 19. Okt. sein Gesuch um das Anstellungsdekret damit, dass er „im 
Jahre 1773 die für die deutschen Schulen vorgeschriebene Lehrart zu erlernen 
sich bemühte 11 B. Gen. 1751. Diese Bemerkung kann auf den Besuch der 
Normalschule im Sommer 1773 oder auf einen Unterricht durch den Elzaoher 
„Normalschullehrer" im Winter 1773/4 gedeutet werden. 
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1773 alisgebildeten Lehrer unterwiesen und dann von Bob 
geprüft wurden; diese Annahme besitzt für einige Orte ziem- 
lich viel Wahrscheinlichkeit. 1 ) Es könnte anch sein, dass 
manche von ihnen 1774 die Normalschule besucht haben. 

Mit dem berührten und zum Teil auch wirklich durch- 
geführten Plane näherte man sich ganz deutlich dem alten 
Brauche, wo sich der eine vom anderen einschulen liess. 

Der „abgerichteten" waren es Ende 1774 laut des ge- 
nannten Verzeichnisses für die gesamten Yorlande 45; für 
die Ortenau: 1, für Schwäbisch-Österreich: 16, für den Breis- 
gau: 28 — gewiss ein viel verheissender Anfang! 

• Die Gründung der Normalschule wurde aber nicht bloss 
für die Ausbildung der Lehrer und für ihren Unterricht 
bedeutsam, sondern auch für ihre ganze Stellung. Man beab- 
sichtigte nämlich in der Normalschule nicht allein ein Lehrer- 
seminar zu errichten, sondern eine „Musteranstalt", nach 
der sich die übrigen Schulen j der Provinz zu richten hätten. 
Unter anderem musste da sehr vorbildlich wirken die Stellung 
der Normalschullehrer. *) 

Die Normalschule war eine volle Staatsanstalt. Die 
Lehrer mitsamt ihren Vorgesetzten waren staatliche Beamte; 
vom Staate wurden sie angestellt, von ihm besoldet, von ihm 
beaufsichtigt: so waren sie jeder selbständigen Zwischen- 
gewalt entrückt. 

Diese Wahrnehmung konnte natürlich bei den deutschen 
Schulmeistern in Stadt und Land ihre Wirkung nicht ver- 
fehlen. Letztere strebten deshalb, trotzdem ihre Dienste auf 
einer durchaus verschiedenen Grundlage beruhten, im Hin- 
blick auf die Normalschule kräftigst darnach, sich und ihre 
Stellung von den Gemeindebehörden und Ortsobrigkeiten zu 
emanzipieren. 

*) Das steht fest von dem S. 79 Anm. 2 genannten Schmid von St. Trud- 
pert; er Hess sich 1774 von dem Schulmeister in Wetteihrann unterrichten und 
dann von Bob prüfen. Da ausser Wettelbrunn noch drei andere Orte der 
Herrschaft Staufen aufgeführt werden, so liegt die Annahme jedenfalls sehr 
nahe, dass diese vom Schulmeister in Staufen ausgebildet wurden. 

2 ) Die Stellung und die Entwicklung des Normalschullehrerstandes wird 
im Zusammenhange mit der Normalschule zur Sprache kommen. 
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Nach einer Seite des Schulwesens gelang es ihnen 
auch — ihre Anstrengungen fanden nicht ohne Absicht die 
staatliche Unterstützung — , nämlich in der schultechnischen 
Leitung der Schulen. Hier setzten die Lehrer, die an der 
Normalschule ausgebildet wurden, so scharf ein, dass die Ge- 
meinden sich bei der Landesstelle darüber beschwerten — 
natürlich ohne dadurch wesentliche Abhilfe zu erlangen. 1 ) 

Das neue £ntwicklungsstadium der Lehrerfrage machte sich 
noch in anderer Richtung geltend. — Der Staat kümmerte sich 
nun auch um die Besoldungen der Schulmeister, obschon man 
vorderhand nicht daran dachte, allgemein die Besoldungen auf- 
zubessern und zu konsolidieren. Wohl aber trat die Landes- 
regierung im Einzelfall wirksam auf, wenn es galt, die Schul- 
löhne zu sichern und zu einer angemessenen Bezahlung zu 
verhelfen. 2 ) Die Hofstelle interessierte sich ebenfalls für diesen 
Zweig der Lehrerfrage; sie Hess sich berichten und gab Ent- 
scheidungen, besonders wenn es sich darum handelte, die 
bisherige Besoldung in ihrem vollen Umfange zu garantieren. 8 ) 



1) Vgl. die folgenden Ausführungen. 

2) Im Jahre 1773 ordnete die Regierung und Kammer nach verschiedenen 
Verhandlungen mit Waldkirch und dem Kameralamte Schwarzenberg (auch mit 
diesem, weil die Kinder der zur Herrschaft Schwarzenberg gehörigen Gemeinde 
Stahlhof die Waldkircher Schule besuchten) an, dass der Gehalt des Schulmeisters 
aus „städtischen Mitteln mit 300 fl. jährlich 11 festgesetzt, dagegen das Schulgeld 
abgeschafft werde; dann fügte sie bei, dass der Schulmeister in Zukunft nicht 
mehr auf der Kanzlei verwendet werden soll. Waldkirch, 35. Schuldienst 1773. 
— Etwas früher (offenbar 1771) half sie die Besoldung des Schulmeisters von 
Elzach ordnen; er hatte bis dahin von den „Bauernkindern 41 , d. h. den nicht 
aus der Stadt gebürtigen Kindern, jeden Montag ein Scheitholz und wöchentlich 
2 7j kr. erhalten; mit Genehmigung der landesfürstlichen Regierung bestimmte 
die Herrschaft (v. Wittenbach), dass die drei adeligen Yogteien von Unterbieder- 
bach, nach Elzach gehörig, das Schulgeld durch einen Sester Roggen, den jeder 
Bauer leisten sollte, abzulösen sei. Tab. 6 (1772). 

8) 22. Januar 1774 wurde die v. ö. Regierung und Kammer beauftragt, 
das „Quantum der denen Schulhaltern zu Waldkirch und Kümberg angewiesenen 
Besoldung anzuzeigen" — 12. Februar berichtete die Landesstelle, dass die 
„Jahresbesoldungen aus denen städtischen und Stiftungsmitteln mit 300 fl. für 
jeden geschöpfet werden 14 . Tir 1774 fol. 14a und 2. April fol. 60b. — In 
Stockach wollte man offenbar das Schulgeld aufheben, ohne aber dem Schulmeister 
-dafür ein sicheres Einkommen zu gewährleisten. Sofort machte eine Verordnung 
dieses Vorhaben hinfällig, solange nicht ein „sioherer fundus u vorhanden sei. 

6 
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Andererseits aber wehrte sie Versuche, die Schulmeister aus 
staatlichen Mitteln aufzubessern, allen Ernstes ab, indem sie 
die unterstellten Behörden, wenn auch nicht wörtlich, so 
doch inhaltlich daran erinnerte, dass die deutschen Schulen 
vorläufig noch Gemeindeschulen seien. 1 ) 

Dabei liess es aber die Freiburger Regierung und Kammer 
nicht bewenden; sie veranstaltete durch den landständischen 
Eonsess Erhebungen über den Schuldienst und ihre Inhaber. 
Die eingelaufenen Materialien sollten sie in Stand setzen, auf 
einer ganz realen Basis den Bau des Reformprogrammes 
auszuführen. 2 ) 

Am meisten wurden von dem neuen Kurse jene Ge- 
meinden betroffen, wo neuausgebildete „Normalschullehrer" 
ihre Tätigkeit entfalteten. Diese ordneten in der Schule alles 
an und unterrichteten, ohne sich von den Gemeinden auch 
nur das geringste darein reden zu lassen. 8 ) Unter dem Vor- 
wande, dass sie in „Schulsachen" keine andere Oberhoheit 



Es scheint, dass man auch anderwärts das Schulgeld abschaffen wollte; denn 
noch im selben Jahre wurde allgemein anbefohlen, „dass bei dem Umstände, wo 
die Schulgelder dortlandts (im Breisgau) aufgehoben, auch denen Schullehrern 
ein grösseres Gehalt ausgemessen werde 11 . Tir 1773, 11. September und 
20. November fol. 162 b und 205 a. 

1) Die Landesstelle schrieb 1774, 30. März berichtigend an die Hof- 
kanzlei, dass sie „denen Schulmeistern ihren Gehalt per 300 fl. nicht aus dem 
Hauptschulfonde, sondern aus jeden Orts-Beiträgen und Mitteln bestimmt habe". 
Offenbar hatte die Hofkanzlei in dem vom 4. Oktober 1773 datierten Dekret 
in dieser Hinsicht der Regierung irgend einen Vorhalt gemacht. Tir 1774, 
7. Mai fol. 84a. 

2) In Tat und Wahrheit scheint die Sohulkommission diese Tabellen 
nicht benützt zu haben; denn sie beachtete anfänglich in ihren Anordnungen 
weder örtliche noch wirtschaftliche Unterschiede; nur höchst selten nahm sie 
Rücksicht darauf, wie sich aus späteren Ausführungen ergeben wird. 

3 ) Der Laufenburger Schullehrer Benedikt Heim begann entweder im 
November 1773 oder zum allermindesten Ostern 1774 (letzteres scheint aber 
sehr unwahrscheinlich) die „Normalschule". Der Stadtrat setzte „nach angeb- 
und Einleitung desselben die teütsohe scholl in seinen erforderlichen Stand"; 
bis jetzt aber werde „diese Real-schull durch die Lehrer selbsten "Willkürlich 
abgehalten und ohne Obrigkeitliche Vorschrift geübt", klagte der Stadtrat bei 
der Landesstelle. Sie beschuldigte den „deutschen Normalschulhalter, dass er 
sich einige Vorrechte anmasset, und sich von der Hohen Normal-Direktion in 
Freiburg einzig gelaitet wissen will". Der Rat ersuchte deshalb die Regierung,. 
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anerkannten, als die des Normalschuldirektors und der Schul- 
kommission, strebten sie darnach, möglichst selbstherrlich 
die Schulen zu regieren. Mit solchen Plänen hatten sie offen- 
bar auch Glück; denn Pfarrer und Gemeindevorsteher mussten 
sich ihnen wohl oder übel gefangen geben und sie gewähren 
lassen, weil sie nach ihrem eigenen Eingeständnis von der 
verbesserten Lehrart nichts verständen. 1 ) 

Immerhin blieb es vorerst wenig, was wirklich geschah ; 
aber es waren triebkräftige Ansätze zu einer völligen Um- 
bildung der Zustände unter den deutschen Schulmeistern. 

Inzwischen bemühte sich der Wiener Normalschuldirektor, 
die dortige Schulkommission, die Hofkanzlei und die Kaiserin, 
eine allgemeine Schulordnung zu schaffen — ein Versuch 
löste den andern ab. Wohl der beste und klarste unter allen, 
wenn auch der idealistisch-radikalste war der Schulplan des 
Grafen Pergen. 2 ) 

Er will die Zulassung zu einem Schulamte — eine seiner 
ersten Forderungen — nicht bloss an die Bedingung der 
Kenntnisse und des Charakters gebunden wissen, sondern zu- 
nächst an eine bestimmte Altersgrenze. Bevor diese erreicht 
ist, soll kein Kandidat angestellt werden. 

Um die Lehrer auf ihre Tätigkeit vorzubereiten, schlägt 
er die Gründung eines eigenen Seminars vor, wie das früher 
schon ohne Erfolg von anderer Seite geschehen war. Ein 
ein- oder zweijähriger Kurs ist sein Ziel, damit die Kandidaten 
„die Kunst, die jugendlichen Gemüter zu erforschen und zu 

den ^Nomalschulhalter der näheren Obrigkeit zu subordinieren' ; und zwar in 
Sachen des Lehrplanes, der Ferientage und der Bestrafung der Schulversäumnisse. 
Ob, die Klagen und Bitten Erhörung fanden, ist nicht überliefert. B. Gen. 1842 
(1774, 19. August). 

i) In einem Klageschreiben über ihren Schulmeister berichtete „Schult- 
heis, Bürgermeister und Rath" der Stadt Elzach, dass „hiesiger Pfarrer und 
amtmann die schulen mehrmalen visitiert haben 11 ; allein sie messen dieser 
Tätigkeit nicht viel Nutzen bei; denn es ist, wie die genannten der Eeg. und 
Kammer bemerken, „ihnen (Pfarrer und Amtmann) und uns die Ordnung in 
docirung der Normalschule nicht bekannt und deshalb müssen wir lediglich dem 
führfahren des Schulmeisters die sache überlassen. B. Gen. 1110 (1774, 
10. August). 

2) Helfert I, 196 ff. 

6* 
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lenken und der darnach in allen Fällen abzumessenden Zucht", 
ferner die einzig gute Methode und das „donum cummunicandi" 
sich erwerben und ausbilden, also ein Seminar, um die Lehrer 
methodisch und pädagogisch zu schulen. 

Erst wenn die Kandidaten „aufs schärfste" geprüft sind, 
und wenn der Staat, der die „auszuwählenden Lehrer nach 
ihren Sitten, Talenten, Kenntnissen und individueller Denkungs- 
art, besonders in Absicht auf die bürgerlichen Pflichten aufs 
genaueste kennen müsse", Kandidaten für geeignet erklärt, 
können sie definitiv angestellt werden. 

Der Entwurf vergisst auch nicht, die Belohnungen und 
Strafen für fleissige, bezw. schlechte Lehrer zu besprechen. 
Dagegen fehlt dem idealistischen Schulplan der realste Eck- 
stein, an dem jedes Reformprojekt auf seine Tauglichkeit ge- 
prüft werden konnte : Die Besoldung der Lehrer. Eine Reform 
ihrer Stellung uüd Vorbildung, ohne eine Erhöhung und 
Sicherstellung ihrer Einkünfte, blieb allzeit ein Traumgebilde. 

Zerschellen musste aber schliesslich Pergens Schulplan 
an seiner Forderung: „Unterricht und Erziehung müssen den 
Händen der Ordensgeistlichen . . . durchaus abgenommen und 
die Schulen (von den niedersten bis zu den höchsten) nur 
mit weltlichen oder doch weltgeistlichen bewährten Lehrern 
besetzt werden". Mit eisernem Starrsinn hielt er an diesem 
Programmpunkt fest. — Entweder wird der ganze Plan oder 
nichts davon Wirklichkeit, war sein Motto. Die Grundzüge 
seines Entwurfes, vieles Detail wurden an hoher und höchster 
Stelle anerkannt und gebilligt; man sah jedoch an diesen 
Orten sehr rasch ein, dass es unmöglich sei, mit einem 
Federstrich die Verweltlichung der Schulen durchzusetzen. 
Woher sollten die Geldmittel geschöpft werden, um all die 
neuen Lehrkräfte entsprechend zu besolden? Woher überhaupt 
plötzlich so viele weltliche Lehrpersonen bekommen? Aus 
dem Boden konnte man sie wahrlich doch auch nicht 
stampfen; v. Pergen selbst konnte diese Fragen nicht aus- 
giebig beantworten. So musste denn der ganze Plan fallen, 
allerdings erst nach langen Verhandlungen, da er im Prinzip 
bereits genehmigt war. Pergens Plan wurde somit nicht so 
sehr aus Grundsatz abgelehnt, als vielmehr weil man sich 
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vor der unerbittlichen Wirklichkeit bengen musste. Pergen 
wollte in dieser Hinsicht aber keine Eonzessionen machen 
und so blieb sein Entwurf „Buchstabe". 

Die Kaiserin stand abermals am Anfange ihrer Schul- 
reform, da auch an der Normalschule nicht alles so glänzend 
harmonierte, wie man es im ersten Rausche der Begeisterung 
vermeinte. Nochmehr geriet sie ins Gedränge, als die Auf- 
hebung des Jesuitenordens ihr neue Schulsorgen in den 
Schoss warf. 1 ) 

Sie begann auch tatsächlich nochmals ganz von neuem. 
Dieses Mal gelang ihr aber der grosse Wurf, da sie Männer 
fand, die es verstanden mit einer ruhrigen Tätigkeit und mit 
weitherzigem Reformeifer weisses Masshalten zu verbinden, 
sodass sich ihre Neuerungen nicht allzuweit vom Boden der 
Wirklichkeit verloren. 

Für das deutsche Schulwesen arbeitete in diesem Sinne 
der Abt von Sagan, J. J. v. Felbiger. 2 ) Sein erstes grund- 
legendes Werk war die „Allgemeine Schulordnung", die er 
im Sommer und Spätjahr 1774 zusammen mit der nieder- 
österreichischen Schulkommission schuf; 6. Dezember 1774 
wurde sie als „Schulpatent" für alle Erbländer publiziert. 3 ) 
Sie hatte im wesentlichen durchschlagenden Erfolg zu ver- 
zeichnen. 



i) Unrichtig ist es, davon zu sprechen, dass die Aufhebung des Jesuiten- 
ordens der Kaiserin die Schulreform abgenötigt habe. Diese Behauptung behalt 
weder für das Mittel- und Hochschulwesen noch für die deutschen Schulen ihre 
Richtigkeit; für letztere vor allem deswegen nicht, weil die Jesuiten weder direkt 
noch indirekt massgebenden Einfluss auf sie besassen. Die Mittel- und 
Hochschulen neu zu ordnen, war schon vor 1773 geplant. So viel nur ist wahr, 
dass die Aufhebung des Jesuitenordens die Schulreform beschleunigte und 
dem Staat freiere Hand gewahrte. 

2) Ueber Felbiger, der von 1774 — 1782 das österr. Schulwesen leitete 
vgl, Bibl. für kathol. Pädagogik Bd. V und Volkmer, J. J. v. Felbiger, wo sich 
noch weitere Literaturangaben finden. Die Darstellungen beider Autoren sind 
sehr reichhaltig; allein, ihre Urteile dürften sich bei einem noch tieferen und 
umfassenderen Studium etwas verschieben. 

s ) Die „Allgemeine Schulordnung 11 ist verschiedenerorts neu abgedruckt; 
für vorliegende Darstellung wurde der Abdruck im V. Bd. der Bibl. für kathol 



— se- 
il. Kapitel: 
Die Jahre erfolgreicher Reformtätigkeit 1774-1780. 

§ 9. 
Die Bestimmungen der allgemeinen Schulordnung 

über die Lehrer. 

Mit der Person des Lehrers steigt oder fällt der Wert 
der Einzelschule. Es konnte deshalb nicht anders sein, als 
dass sich die allgemeine Schulordnung auch mit den Schul- 
meistern, mit ihrer Person und ihrer Stellung beschäftigte. 
Sie lenkte ihre Aufmerksamkeit auf die Lehrpersonen und 
ihre Vorbildung, auf Anstellung und Besoldung, auf Rang- 
klasse und Auszeichnung, auf das Verhältnis des Lehrers zu 
Staat und Gemeinde. 

1. Die Lehrpersonen, v. Pergen hatte mit seinem 
Antrage, die Schulen durchgehends mit Laien zu besetzen, 
völlig Fiasko gemacht. In der Debatte, die sich an seinen 
Vorschlag anschloss, erkannten alle Beteiligten sehr wohl, 
dass der Versuch, mit einem Male alle Geistlichen aus der 
Schule zu verdrängen, im gegebenen Augenblicke ein Ding 
der Unmöglichkeit sei. Darum hielt die A.Sch.O. bezüglich 
der Lehrpersonen an dem Herkommen fest. — Jedermann, 
Laie sowohl wie Geistlicher, Frauen so gut wie Männer, 
durften Schule halten; nur waren sie verpflichtet, alle Vor- 
schriften inbezug auf Vorbildung, Anstellung und Unterricht 
voll und ganz zu befolgen. 1 ) In der Praxis konnte ja immer 
noch das Prinzip, den Laien zu bevorzugen, im Auge behalten 
werden. 

2. Die Besoldung. Die Frage, wie dem Schulmeister 
und seinen Angehörigen Einkommen und Lebensunterhalt 
geboten werden sollte, wurde von Tag zu Tag brennender, 
seitdem man den Schulmeistern neue, erhebliche Lasten auf- 
bürdete; die unangenehmsten Folgen hatte in dieser Hinsicht 

Pädagogik, wo sie als Bestandteil des Felbigerischen Methodenbuches wiederge- 
geben ist, benutzt; zitiert wird sie nach § und Seitenzahl der B(ibl.) für K(athol.) 
(Pädagogik) V. 

i) § 3 B. K. P. V, 297. 
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die Einfabrang der Sommerschule. Bislang konnte der Schal- 
meister wenigstens in den 8 freien Monaten seinem Erwerb 
nachgehen, so dass der Schallohn, wie gering er auch immer 
sein mochte, ihm den Verdienst des Sommers annehmbar 
ergänzte. Sobald er jedoch von November des einen bis 
„Michaelis" des andern Jahres mit geringen Unterbrechungen 
Schule halten musste und ihm auf diese Weise der „Hand- 
erwerb" fast völlig abgeschnitten war, gestaltete sich die 
Besoldung in dem bisherigen Ausmass wahrlich zum kärg- 
lichen Hungerlohne, womit er oft nicht einmal sich selbst, 
geschweige denn noch eine Familie ernähren konnte. Trotzdem 
so die Besoldungsfrage mit der eng verketteten Schulreform 
überhaupt in ein neues Stadium getreten war, streifte die 
A.Sch.O. sie nur im Vorübergehen. 1 ) 

Ganz allgemein wurde als Prinzip, wonach die Besoldung 
im Einzelfall zu regeln sei, angeordnet, dass die Schuldienste 
„hinlänglich besoldet" werden müssten, damit der Schul- 
meister „dabei sein Auskommen finden könne". 2 ) Sie vergass 
auch nicht die Ausführung dieses Kautschukparagraphen 
überwachen zu lassen, indem sie den Oberaufsehern zur 
Pflicht machte, darauf zu sehen, „wo den Schulbediensteten 
ihre Gebühr nicht gereicht werde" und darüber Bericht zu 
erstatten. 8 ) 

Zur Besoldung im weiteren Sinne gehören Dienstwohnung, 
Pensionen und Hinterbliebenenforsorge. Vergebens sucht man 
die A.Sch.O. daraufhin ab; das Gesetz weiss nichts davon, 
ausgenommen die eine Vorschrift, dass auch auf dem Lande 
die Schulstube und die Wohnräumlichkeiten des Lehrers 
getrennt sein müssten. 4 ) 

Demnach blieb es mit dem Einkommen der Schulmeister 
beim alten; sie bezogen ihre Naturaleinkünfte, ihr Schulgeld 

i) Auch anderwärts konnte man diese Entwickeiung und diese Zu- 
sammenhänge beobachten. Die Mainzer deutschen Schullehrer klagten bis auf 
einen alle, dass sie von dem bisherigen Gehalte nicht leben könnten, wenn sie 
sich gänzlich dem Schuldienste widmen müssten. Messer, S. 79. 

2) § 21 B. K. P. V, 309. 

3) § 18 Eda 307. 

4) § 4 Eda 298. 
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u. a. und erwarben sich in Nebenverdiensten ihren eigent- 
lichen Lebensunterhalt. Solch „ehrlichen Erwerb gönnte die 
A.Sch.O. den Schulmeistern auf dem Lande"; nur musste 
eine Beeinträchtigung der „Hauptpflicht ausgeschlossen sein". 1 ) 

Zwei Erwerbszweige wurden jedoch unter Strafe der 
Absetzung verboten: „Das Schankgewerbe" und das „Musizieren 
in den Wirts- oder dergleichen Häusern an Kirchtagen und 
Hochzeiten". Bezüglich des ersteren wollte man noch solange 
Nachsicht üben, bis die Schulmeister ein genügendes Ein- 
kommen besässen. 2 ) 

Das Schulpatent rüttelte ausserdem an einer andern 
Beschäftigung, die bis dahin vielerorts den Schulmeister die 
Hauptquelle seines Lebensunterhaltes war, an dem Sigristen- 
dienst. Es wurde den Schulmeistern, die zugleich Sigristen 
waren, untersagt, den Pfarrer auf Versehgängen zu begleiten. 8 ) 
Wenn die Schulleitung in der Folge an dieser Verordnung 
strenge festhielt, so konnte es dahin kommen, dass dem 
Lehrer der Sigristendienst und damit ein beträchtlicher Teil 
seiner Einkünfte entzogen wurde, weil man sich hütete, bei 
solch einengenden Vorschriften beide Dienste zu vereinigen, 
eine Entwicklung, die um Jahrzehnte später tatsächlich ein- 
getreten ist, die aber für das ausgehende 18. Jahrhundert 
und besonders für Österreich noch nicht angebracht war. 
Allüberall wurde nämlich die Sigristenbesoldung immer noch 
als die zweckmässigste Erhöhung der Schullöhne betrachtet, 
selbst staatlicherseits. 4 ) 



i) Mit Beginn und Durchführung der Schulreform konnte man auch 
berechtigterweise einen Unterschied zwischen Hauptdienst, bezw. -amt, 
und Nebendienst, bezw. -amt machen; denn jetzt stand Lehr- Amt und Beruf 
zeitlich neben andern Beschäftigungen, während sie früher meist zeitlich auf- 
einanderfolgten. 

2) § 21 B. K. P. V, 309f. 

3) § 21 B. K. P. V, 310. 

4) Vgl. unten 8.148 f. — Um dieselbe Zeit drangen die Schulreformatoren 
in Kurmainz auf Trennung des Kirchen- und Schuldienstes, weil die „Lehr- 
theile des künftigen Schulamtes die gänzliche Verwendung eines Mannes zu 
ihrer Bearbeitung einzig und allein für sich fordern". Messer, S. 54. 
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Hatte so der Staat es versäumt, 1 ) den Schulmeistern 
ein in der Hauptsache sorgenloses Dasein zu verschaffen, um 
ihnen eine ungeteilte Aufmerksamkeit auf den Unterrichte zu 
ermöglichen, so benützte das Schulpatent andere kleine 
Mittelchen, den Eifer der Lehrer zu spornen. Allen jenen, 
die sich im Unterrichte der Jugend durch Fleiss und Fähig- 
keiten hervortaten, wurden bessere Schuldienste oder „andere 
diesem Fache ähnliche Stellen" in Aussicht gestellt; unter 
Mitbewerbern um solche Posten sollten sie den Vorzug 
erhalten. 2) 

So bedauerlich es ist, dass Felbiger mitsamt der nieder- 
österreichischen Schulkommission, der Hof kanzlei, dem Staats- 
rate und selbst der weitblickenden Kaiserin kein entscheidendes 
Wort fand, um in irgend einer Form die akut gewordene 
Besoldungsfrage einer prinzipiellen Lösung entgegenzufahren, 



!) Versäumt oder absichtlich unterlassen oder gar noch die Besoldungen 
herabgesetzt? Felbiger hat in seinem Methoden buche folgenden Satz: „Des 
geringen Einkommens ungeachtet, fehlt es dennoch selten an Leuten, die Schul- 
dienste suchen oder dabei bleiben, unerachtet das Einkommen desselben ver- 
mindert worden ist 11 . Darnach wäre die Besoldung der Schulmeister nicht nur 
nicht geregelt und erhöht, sondern sogar noch geschmälert worden. — Es ist 
jedoch nicht recht ersichtlich, was Felbiger damit meinen konnte; denn es ist 
weder ein allgemeiner Erlass noch eine Einzelentscheidung vorhanden, durch 
die das harte Urteil Felbiger» gerechtfertigt würde. Zwei Verordnungen hätten 
schliesslich dazu Anlass bieten können : Die Einschränkung der Nebenverdienste 
und die Einfuhrung der Sommerschule, die dem Schulmeister manchen Ver- 
dienst entzog, wenn sie wirklich abgehalten wurde. Aber es ist nicht sonder- 
lich wahrscheinlich, dass Felbiger diese beiden Punkte im Auge gehabt habe. 
Dieser Vorwurf trifft jedoch nicht Österreich, sondern Preussen; denn 
die angezogene Notiz findet sich in einem Abschnitte des Methodenbuches, der 
an seiner Spitze die Bemerkung trägt: „Die Eigenschaften, das kluge, zweck- 
mässige Betragen der Schulleute findet man in einem Buche beschrieben, 
welches hierüber zu Sagan im Jahre 1768 gedruckt ist". Dieses Buch wurde 
durch die Edition des Seminarlehres Gottfried Lennarz nach der Orginalaus- 
gabe vom Jahre 1768 zugänglich; der Abschnitt des Methodenbuches erweisst 
sich als wortwörtlicher Abdruck der für preussisch-schlesische Verhältnisse be- 
rechneten Schriften. 

2) § 24 B. K. P. V, 311. Natürlich mussten Lehrer, die sich „einer 
Belohnung" würdig machten, erst den staatlichen Behörden namhaft gemacht 
werden; diese Anzeige wurde darum unter die Punkte der Berichterstattung des 
Visitators aufgenommen. § 18 Eda 252. 
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ebenso begreiflich und schliesslich verzeihlich ist diese Unter- 
lassungssande. 

Vor allem kann man Felbiger kaum einen Vorwurf 
machen, als ob er diesen Mangel verschuldet habe; denn er 
hat in anderen Schriften, die nichtamtlicher Natur sind, seine 
Ansicht über die innige Beziehung zwischen Besoldung und 
Lehrtätigkeit klar genug niedergelegt. Es ist ihm „bedau- 
rungs würdig, dass man so schlecht für diejenigen sorgt, die 
doch dem gemeinen Wesen so wichtige Dienste leisten sollten" ;*) 
„rechtschaffene Schulmeister, diese für eine Gemeinde so 
nützlichen Personen, hält er der grössten Hochachtung und 
einer ihren wichtigen Diensten angemessenen Belohnung aller- 
dings würdig: wir bedauern aufrichtig, dass man sie in An- 
sehung ihres Gehaltes an manchen Orten Tagelöhnern gleich 
und vielleicht noch geringer gemacht hat". 2 ) 

Doch Felbiger stand nicht allein mit diesen seinen An- 
schauungen; auch jene Behörden, durch deren Hände die 
A.Sch.O. vor ihrer Publikation ging, wünschten, dass die 
Schulmeister einen ihrer Stellung gebührenden Lohn empfingen; 
denn sonst hätte man kaum unter die Obliegenheiten des 
Oberaufsehers die Verpflichtung aufgenommen, nachzusehen, 
„ob den Schulbediensteten auch ihre Gebühr gereicht werde". 8 ) 

Offenbar traute sich aber der erst in der Anfangsent- 
wickelung begriffene Staat noch nicht, an ein so schwieriges 
Werk, wie es die Besoldungsregelung war, Hand anzulegen. 
Bekanntlich waren die Gemeinden, bezw. die Familien, die 
Ortsobrigkeiten, da und dort die kirchlichen Organe die Be- 
soldungsträger. Sodann herrschte in der Gesamtmonarchie 
die bunteste Regellosigkeit bezüglich der Schulmeisterlöhne; 
dieses Hunderter-, Tausenderlei war zudem wiederum aufs 
engste verquickt mit den widersprechendsten wirtschaftlichen 
und rechtlichen Verhältnissen. Wer an der Zentralregierung 
in Wien hatte wohl von diesen bizarren Zuständen klare 
Kenntnisse und Vorstellungen, wenn sie sogar in wichtigeren 



i) Methodenbuch II, 3. Hauptstück (B. K. P. V, 252). 

2) Eda 253. 

3) § 18 Eda 307. 
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staatlichen Dingen fehlten? 1 ) Ohne sie aber war eine all- 
gemeine Verordnung, die auch nur im entferntesten den 
bestehenden Verhältnissen gerecht wurde und die nicht ein- 
fach alles über den Haufen werfen wollte, undenkbar. 

Zum andern war noch gar nicht die rechtliche Grund- 
lage geschaffen, von der aus der Staat die Besoldungshöhe 
und die Besoldungsweise einfach dekretieren konnte. Das 
war jedoch eine der ersten Bedingungen, wollte man mit 
Erlassen Glück haben; alles andere Messe man, eine Turm- 
spitze mit Knauf ohne Fundament und Mauern bauen. Die 
Grundherrschaften und Gerichtsherren, wie die Gemeinden 
besassen immer noch zuviel Selbständigkeit, als dass eine 
Verordnung des erst werdenden Einheitsstaates, tatsächlich 
Wandel schaffen konnte. 2 ) Im Gegenteil, der Staat hätte den 
Schulreformen noch weitere Hunderte von Widersachern 
erweckt, falls er gleich von Anfang eigenmächtig, ohne Be- 
rücksichtigung der entgegenstehenden Rechte , vorgegangen 
wäre; das aber musste im Interesse der Schule sowohl als 
der allgemeinen staatlichen Reformen mit kluger Berechnung 
vermieden, hauptsächlich aber alle Änderungen, welche erhöhte 
Geldausgaben und persönliche Opfer forderten, tunlichst hintan- 
gehalten werden. Es ist ja eine bekannte Tatsache, wo immer 
jemand persönliche Opfer für eine Sache, die er selbst als 

i) So erzählt Frhr. Johann v. Wessenberg in einem Briefe an den 
Grafen v. Stadion, dass der Graf Ludwig Cobenzl bei dem Abschlösse des 
Friedens von Campo Formio keine Ahnung davon besessen habe, wo eigentlich 
der Breisgau gelegen sei. Arneth, Johann Frhr. von Wessenberg I, 128. 

2 ) Oberamtmann Walter legte den Finger auf diese für das Schulwesen 
verhängnisvolle Selbständigkeit, als er im Jahre 1777 über seine Schulreform- 
tätigkeit berichtete. Er habe, so schreibt er, nach Möglichkeit für die Auf- 
besserung der Schullehrer gesorgt; es hätte vielleicht manche Gemeinde noch 
starker herangezogen werden können, wenn man von Amtswegen einen Einblick 
in die Gemeindebücher und -kassen hätte nehmen dürfen. — Es scheint aber in 
den folgenden Jahrzehnten trotz der josefinischen Verordnungen, die Gemeindever- 
waltungen ihrer Selbständigkeit zu berauben und unter staatliche Kuratel zu stellen, 
nicht viel geschehen zu sein, wenigstens was die Verwendbarkeit der Gemeinde- 
mittel für die Schulen betrifft; 1807 schlägt der geistliche Bat und grossherzogl. 
bad. Schuloberaufseher Alois Flamm als erstes Mittel, die wachsenden Schul- 
kosten zu decken, vor, „den Zustand der Gemeindsmittel und ihre Verwendungs- 
art genau zu untersuchen". Tab. 23 (Bremgarten). 
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gut und wünschenswert anerkennt, bringen soll, dort sinkt 
nicht selten die Wärme der Begeisterung, insbesondere der 
Schulfreundlichkeit — es war und ist unter allen Himmels- 
strichen und zu allen Zeiten immer dasselbe Schauspiel — 
auf Null, wenn nicht gar unter den Gefrierpunkt. 

So war es denn für den Hof und die Schulleitung immer 
noch das klügste, hinsichtlich der Besoldungsfrage möglichst 
zu schweigen, zumal ja der Oberaufseher, für seinen Bezirk 
die Seele der Schulreform, die Aufgabe zugesprochen erhalten 
hatte, auch der Besoldung seine Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Er war vertraut mit den Lebensbedürfnissen der unterstellten 
Lehrer und mit der Leistungsfähigkeit der zuständigen Be- 
soldungsträger; darum lud man das ganze Geschäft mit all 
seinen Widerwärtigkeiten auf die Schultern des Oberaufsehers 
oder des Visitators (so wurde später der Oberaufseher seiner 
Haupttätigkeit wegen genannt). Wenn diese einmal die 
schwierigsten Vorarbeiten geleistet hatten, konnte der Staat 
auch mit einer allgemeinen Regelung zugreifen. 

3. Die Vorbildung. Je weniger die Besoldungsfrage 
berücksichtigt worden war, um so eifriger wandte man sich 
einer andern Seite der Lehrerfrage zu, der Vorbildung und 
Anstellung. Denn hier bedurfte es doch nicht so erheblicher 
Geldmittel weder aus der Staatskasse noch aus dem „Gemeinde- 
säckel" noch aus der Tasche der Eltern. Hier war dem 
Staate auch die Achillesverse geboten, wo er den bisherigen 
Schulorganismus, wenn man überhaupt das bunte Gemengsei 
so nennen darf, anfassen, überwinden und sich dienstbar 
machen konnte. Ja, der Staat hatte in diesem Punkte grossen- 
teils gar keinen Widerstand zu befürchten, weil man ihm in 
der Erkenntnis, dass er allein vermöge seines Entwicklungs- 
ganges eine umfassende, allgemeine Reform durchführen könne, 
das Recht dazu selbst anbot 1 ), oder weil man den Eingriff in 

x ) Vgl das Promemoria des Passauer Fürstbischofs von 1769 bei 
Helfert I, 617; er wünschte, dass „der Unterricht der Jugend in den Schullen 
mit aller Aufmerksamkeit befördert, mittelst landesfürstlicher Verordnungen auf 
die besten Wege geleitet werde". Reform des deutschen Schulwesens verlangte 
man überall, darum auch eine Reform der Lehrervorbildung. Allgemein war 
man jedoch überzeugt, dass „niemals jemand wird imstande sein, andere mit 
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die bestehenden Rechte und dessen Tragweite nicht zu würdigen 
vermochte. Die politische Klugheit erforderte es, möglichst 
viele Rechte der sog. Mittelsgewalten an sich zu bringen, 
ohne diesen erhebliche Lasten aufzuerlegen oder sie in ihren 
nutzbaren Rechten zu schmälern; daher die aufmerksame 
Behandlung der „billigen" Vorbildung auf der einen und das 
scheinbare Ausserachtlassen der wirtschaftlichen Lage der 
Schulmeister auf der anderen Seite. 

Die Verordnungen über die Lehrerbildung waren in 
ihrem Kernpunkte nichts neues. Dass jeder Schullehrer sich 
an der Normalschule einige Zeit lernend und übend aufhalten 
sollte, war schon vor 1774 festgelegt. Man baute jetzt jene 
Verordnungen nur weiter aus. 

Der oberste Grundsatz für die Kandidaten des Lehr- 
amtes lautete: Niemand kann und darf einen Schuldienst 
übernehmen und weiter innehaben, wenn er nicht in der 
neuen Lehrart unterrichtet ist. 1 ) Man machte aber sofort 
den wohlberechtigten Unterschied zwischen den Schulmeistern, 
die bereits in Dienst standen, und zwischen den Kandidaten 
für ledig gewordene Schulstellen. Den ersteren bewilligte 
eine Übergangsbestimmung, dass man sich zufrieden geben 
wolle, wenn sie sich nur auf den „Gebrauch der Bücher, auf 
die Führung der Schullisten und Kataloge" verständen. Das 
Schulpatent begnügte sich auch, wenn sich Schulleute vom 
Lande, die allzuweit von den Hauptschulen entfernt wohnten, 
in einer anderen, als in einer Hauptschule die für die Erb- 
lande bestimmte Lehrart erlernten, vorausgesetzt natürlich, 
dass an der Schule, wohin sie sich begaben, die Reformen 
schon eingeführt waren. 

Strenger verfuhr man mit den Kandidaten. Sie mussten 
auf alle Fälle für ihren Unterricht eine Normal- oder Haupt- 
schule aufsuchen. Für die Prüfung jedoch, mit der die Aus- 



Nutzen zu lehren, wenn er selbst die Sache nicht gründlich weiss". B. K. P. 
Y, 246. Darum begrüsste man es mit Freuden, dass die Kaiserin verbessernde 
Hand an die vorhandenen Gebrechen legte und bereitete ihr hierin gar keine 
Schwierigkeiten. 

i) § 3 B. K. P. V, 297 u. a. a. 0. 
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1. Mai, 1. Juli und 1. Dezember der Unterricht für die Schul- 
kandidaten zu beginnen habe. 

Veranlasst wurde diese Vorschrift offenbar durch den 
Unfug, dass die Kandidaten zu jeder beliebigen Zeit kamen 
und einzeln für sich Unterricht verlangten; dadurch müsste 
jedoch, wie der Erlass meint, der Direktor und die Lehrer 
„zu sehr zerstreut" (zersplittert) werden. Dieses Motiv der 
angeführten Verordnung macht es wahrscheinlich, dass jeweils 
zu Beginn des folgenden Kurses der vorausgehende bereits 
beendigt war. Es dauerte demnach ein Kurs 2 — 3 Monate — 
eine unbedeutende Vorbereitungszeit. 1 ) 

Dürftig war die Vorbereitungszeit bemessen, dürftig 
auch Umfang und Inhalt der Vorbildung, und trotzdem kann 
nicht in Abrede gestellt werden, dass diese Schulung dem 
angehenden Lehrer mehr als der bisherige Drill bieten konnte. 
Der ideale Hauptgewinn lag jedoch nicht so sehr in dem, was 
der Kandidat erlernte, als vielmehr darin, dass eine eigene 
berufliche Ausbildung des deutschen Schulmeisters vom Gesetz 
anerkannt und von Staats wegen gefordert wurde; das Volk 
musste sich fügen und mit der Zeit fand es selbst den hohen 
Wert der Vorbereitung heraus. So legte denn die A.Sch.O. 
auch hierin für Österreich einen lebensfähigen Keim zur 
modernen Lehrervorbildung, wie sie jetzt allenthalben als 
etwas selbstverständliches verlangt wird. 



1) Methodenbuch II. B. K. P. V, 288. Die kurze Zeit erklärt sich 
vorwiegend daraus, dass man noch keine völlig richtige Anschauung über die 
Vorbildung besass. Felbiger selbst schreibt: „Man macht den Schulmeistern 
die Vortheile des Zusammenunterrichtens bekannt; man macht ihnen begreiflich, 
wie durch den gehörigen Gebrauch der Lesebücher der Jugend Kenntnisse bei- 
gebracht werden können, die der alte Schulmeister selbst nicht verstand. Mit 
schweren Dingen, was viel Uebung und Nachdenken erfordert; zu welchen sie 
gemeiniglich nicht aufgelegt sind, muss man sie verschonen". Felbiger, Was 
sind Trivialschulen? . . . beantwortet von einem Kenner der Schulen S. 32; 
vgl. dazu A. d. Bibl. 52, 515 ff. — Sonstwo erachtete man auch damals schon 
eine langer bemessene Unterrichtszeit für notwendig. Der Schulorganisator 
Bentzel in Mainz forderte bereits 1774 zwei Jahre Vorbereitungszeit, weil die 
Erfahrung gelehrt habe, dass ein Jahr, wie ursprünglich vorgesehen, nicht ge- 
nüge; man brauchte nämlich gleich für den ersten Kurs 20 Monate. 
Messer, S. 47. 
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4. Die Anstellung. Mit den Vorschriften bezüglich 
der Ausbildung steht in engster Fühlung, was über die An- 
stellung der Lehrer verordnet wurde. „Keiner konnte ein 
Schulamt erlangen, oder einen Dienst, mit welchem vorher 
das Unterweisen in Schulen verbunden gewesen ist, wirklich 
antreten", wenn er „nicht in der vorgeschriebenen Unter- 
weisungsart wohl unterrichtet, und in der Normalschule bei 
der hierüber mit ihm angestellten Prüfung tüchtig befunden 
worden ist". 1 ) Und nochmals betonte das Schulpatent: „Nicht 
eher dürfen die Kandidaten auf ihrer Station wirklich ange- 
stellt werden, als bis sie von dem Normalschuldirektor das 
Zeugnis ihrer Tüchtigkeit und von der Schulkommission ein 
Dekret über ihre Anstellung erhalten haben". 2 ) 

Mit diesen Grundsätzen war die Anstellung eines Schul- 
meisters unter staatliche Aufsicht gestellt. Eine erste Be- 
deutung, die aber ganz auf der Oberfläche liegt, hatte die 
Oberaufsicht insofern, als keiner der Schulinteressenten fortan 
den andern willkürlich in seinen Rechten beschränken konnte, 
wie es tatsächlich geschehen war. Es bestand für den Zurück- 
gesetzten eine wirksame Beschwerdeinstanz, die allerdings 
wiederum zu ihren eigenen Gunsten entscheiden konnte und 
entschied. 

Allein, die „platonische" Oberaufsicht wäre dem Staate 
wohl nicht der Mühe wert gewesen; er wollte ein unmittel- 
bares Recht auf die Anstellung haben und dadurch die Befug- 
nisse der Gemeinden und Obrigkeiten, nach seiner Meinung 
zugunsten der Schule, beschneiden. 

In den aus der A.Sch.O. angeführten Sätzen sind zwei 
Momente nach dieser Richtung von epochemachender Bedeutung. 
Fürs erste wurden diejenigen, die bisher das Recht hatten, 
^inen Schulmeister zu ernennen, in ihrer Wahlfreiheit be- 
schränkt; denn es durften nur Leute, die entweder ihren 
Befähigungsnachweis bereits in der Tasche trugen oder doch 
gewillt waren, sich den Vorschriften über die Ausbildung zu 
unterwerfen, auf Schulstellen befördert werden. 



i) § 3 B. K. P. V, 297. 
2) § 19 Eda 308. 
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Noch tiefer musste das zweite Moment, dass nur 
Kandidaten mit einem Schulkommissionsdekret eine 
Stelle antreten konnten, auf das bestehende Recht 
einwirken; denn dieser Satz bedeutete für die Anstellungs- 
berechtigten eine wesentliche Beengung ihrer Bewegungsfreiheit. 
Wohl verabreichte das Schulpatent die bittere Pille in einem 
Tropfen süssen Honigs; die „Ernennung zu Schuldiensten 
bleibe denjenigen, welche dieses Recht bisher gehabt, noch 
fernerhin ungekränket". 1 ) In Tat und Wahrheit verhielt 
sich die Sache, wie folgende Ausführungen erweisen werden, 
doch etwas anders. 

An dem Akte der Anstellung lassen sich drei Seiten 
unterscheiden: 1. das Recht, einen passenden Mann auszusuchen, 
2. die Befugnis, den Ausgewählten in das Dienst-, bezw. Beamten- 
verhältnis aufzunehmen, 3. die Berechtigung, den geschehenen 
Akt zu bestätigen und als rechtskräftig zu erklären. Diese 
Handlungen können von drei verschiedenen Personen voll- 
zogen werden; sie können aber auch in eins zusammenfallen. 
Wie frühere Erörterungen zeigten, wirkten bei der Besetzung 
sehr oft zwei, weniger oft drei Faktoren zusammen; ebenso 
selten war es, dass nur ein Anstellungsberechtigter die An- 
und Aufnahme vollzog. Wo mehrere sich in das Besetzungs- 
recht teilten, dort hatte die Gemeinde das Auswahlrecht und 
die Befugnis, den Vertrag abzuschliessen, während die „Obrig- 
keit" (ganz allgemein gesagt) den Schulmeister in Pflicht nahm, 
d. h. die Aufnahme bestätigte und als rechtskräftig erklärte. 

Verblieb es nun wirklich trotz des geforderten staatlichen 
Anstellungsdekretes bei den alten Zuständen, wie die A.Sch.O. 
insinuieren möchte? Keineswegs; denn ohne Schulkommissions- 
dekret konnte der angenommene Kandidat die zugesagte Stelle 
nicht antreten; ohne das Dekret war also die vorausgegangene 
Ernennung von Seiten der Gemeinde und Obrigkeit nicht 
rechtskräftig; sie wurde vor dem staatlichen Forum nicht 
anerkannt; die An- und Aufnahme war für das öffentliche 
Recht null und nichtig. Trat der Schulmeister doch den Dienst 
an, so konnte er vom Staate ohne weiteres entlassen werden. 



i) § 19 B. K. P. V, 308. 
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Das Schulpatent stellte also die Herrschaft (Obrigkeit) 
mit der Gemeinde sachlich auf eine Stufe, wenn erstere auch 
formell übergeordnet blieb: Gemeinde, Pfarrer und Ortsobrig- 
keit behielten zusammen das Recht, eine geeignete Persönlich- 
keit „an- und aufzunehmen" und sie sodann der Schulkommission 
zur Bestätigung gleichsam zu präsentieren. Die Rechte der 
Ortsobrigkeit hatte demnach der Staat tatsächlich an sich 
gezogen; denn trotz der Bestätigung von Seiten der Ortsobrig- 
keit galt das ganze Anstellungsverfahren nichts, solange nicht 
der Staat dem Akte sein Siegel aufgedruckt hatte. Erst mit 
der Aushändigung des „Dienstdekretes" an den Kandidaten 
war die Anstellung „fertig" — öffentlich anerkannt und vor 
dem staatlichen Forum rechtskräftig. 1 ) 

Dieses Yorgehen des Staates gegenüber den Dominien 
entsprach übrigens in jeder Beziehung dem eingeschlagenen 
Kurs der inneren Politik: die Rechte der Grund- und Gerichts- 
herren wurden mehr und mehr beschnitten, teils zugunsten 
der Untertanen, teils — und das natürlich weit häufiger — im 



!) Zu dieser rechtlichen Neugestaltung steht es durchaus nicht im Gegen- 
satz, wenn der St. Petrinische Oberamtmann Thadäus Xaver Weinzierl den 
Lehrer, den die Gemeinde St. Ulrich anstellte, auf ihr Ansuchen in der her- 
kömmlichen Weise bestätigte; denn er unterwarf sich zu gleicher Zeit den er- 
gangenen Verordnungen, indem er befahl, dass sich der Lehrer ausbilden lasse, 
um das Anstellungsdekret zu erhalten. B. Gen. 1751 (1782, 6. Dezember). — 
Offenbar haben auch die Gemeinden und Schulmeister diesen Gang der Ent- 
wickelung beobachtet; denn in den Bittgesuchen um das Anstellungsdekret 
wird nirgends, auch nicht in den selbständig abgefassten etwas davon erwähnt, 
dass die Herrschaft die Aufnahme vorgenommen oder dabei mitgewirkt habe. 
Dagegen heisst es fast immer, auch bei den Gemeinden, wo alleiniges 
Ernennungsrecht der Herrschaft konstatiert wurde: „Die Gemeinde . . . hat 
mich zum Schulmeister angenommen". Selbst weiin man annimmt, dass dieser 
Satz durchweg nur formelhaften Wert besass, ist er von Bedeutung für die 
Beurteilung. Auf der einen Seite gab der Verfasser der Formel — so es über- 
haupt eine solche ist — der Anschauung, dass die Ortsobrigkeiten so gut wie 
kein Recht oder doch nur formelles Recht an der Anstellung haben, auch vor 
den staatlichen, offiziellen Behörden Ausdruck, ohne von irgend einer Seite her 
eine Zurückweisung zu erfahren; andererseits musste die Anwendung der Formel 
immer mehr bei den Gemeinden sowohl wie bei den Lehrern die Oberzeugung 
wachrufen und festigen, dass der Ortsobrigkeiten Mitwirkungsrecht nur eine 
untergeordnete Formsache sei, wenn diese überhaupt noch an ihrem Rechte 
festhielten. 
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Interesse des Einheitsstaates und des unmittelbaren Unter- 
tanenverbandes. x ) 

5. Die Stellung des Lehrers zu Staat und Gemeinde. 
Der Staat blieb aber nicht dabei stehen, bloss auf die An- 
stellung entscheidenden Einfluss zu nehmen; er wollte den 
Schulmeister überhaupt von sich als der obersten Behörde 
abhängig machen. 

Schon vor 1774 hatte er die Schulmeister, die an der 
Normalschule unterrichtet wurden, belehren lassen, dass sie 
nur dem Normalschuldirektor, also nur der staatlichen Be- 
hörde, unterständen, wenigstens was die Schulsachen betreffe. 
Was auf diese Weise erst nur vereinzelt auf das Land 
hinausgetragen wurde, stempelte das Schulpatent nunmehr 
für alle Provinzen zum allgemeinen staatlichen Rechte. Das 
Prinzip der staatlichen Schulhoheit über die Lehrer wurde 
im § 1 der A.Sch.O. klipp und klar ausgesprochen; die 
Schulkommission „solle alle Schulen des ganzen Landes samt 
ihren Lehrern, soviel Schulsachen betrifft, unter ihrer Auf- 
sicht haben". 2 ) Die praktische Ausführung der staatlichen 
Aufsicht wurde den Oberaufsehern und ihren Organen anvertraut 
mit dem Auftrage, zu beobachten und zu berichten, „welche 
Schulmeister sich durch ihren Fleiss und Eifer um das Schul- 
wesen besonders hervortun und einer Belohnung sich würdig 
gemacht haben" und „welche ihre Pflichten vernachlässigen 
oder etwa gar unverbesserlich, mithin zu bestrafen oder ab- 
zusetzen wären". 8 ) 

Die allgemeine Schulordnung nahm für den Staat Rechte 
in Anspruch, die derselbe bis dahin weder besessen noch 
ausgeübt hatte. Wenn auch die Konsequensen aus dem vor- 
schwebenden Endziel, dem „politicum" der Schule, nicht alle 
gezogen wurden, so reichten die ergangenen Bestimmungen 
doch hin, den Schuldienst samt dessen Inhaber aus seiner 
bisher privatrechtlichen Stellung herauszuheben und ihm einen 



i) Die weiteren Wirkungen, die man sich von dem Dekrete versprach, 
sollen im näohsten Abschnitte besprochen werden, da die Novelle zum § 19 der 
A.Sch.O. die Folgen weit klarer als das Schulpatent selbst herausstellte. 

2) B. K. P. V, 296. 

8) § 18 B. K. P. V, 308. 

7* 
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Platz im öffentlichen Rechte anzuweisen. Der Staat war nun 
sein unmittelbarer Vorgesetzter wenigstens in der Schultechnik; 
der Staat ratifizierte seine Anstellung und gab ihr die Rechts- 
wirkungen; der Staat regelte seine Vorbildung, kurz der 
Schulmeister war jetzt nicht mehr der von der Gemeinde und 
Obrigkeit gedungene Knecht der Gemeinde, sondern der vom 
Staate gesetzte Gemeindebedienstete mit einer hervorstechenden 
Eigentümlichkeit allerdings, dass er dem Staat und der auto- 
nomen Gemeinde zu gleicher Zeit Untertan war: in Schulsachen 
dem Staate, der Gemeinde in seiner Besoldung. 1 ) 

6. Rang und Ansehen. Trotz dieser zwiefachen Ab- 
hängigkeit war die Stellung des Lehrers doch um ein be- 
deutendes gesteigert worden. Die erhöhte Stellung sollte 
auch äusserlich zum Ausdruck kommen ; deshalb ordnete das 
Schulpatent an, dass die Schulmeister des flachen Landes 
den Rang nach den Gerichts-, in den Städten nach den 
Magistratspersonen einzunehmen hätten, also an beiden Orten 
unmittelbar nach den Genieindebeamten. 2 ) So kleinlich uns 
eine derartige Bestimmung auf den ersten Blick dünkt, so 
gibt sie sich bei richtigem Lichte besehen in ganz neuer 
Farbe. Sie ist nur der Ausdruck der im Schulpatente gelegenen 
Auffassung vom Schuldienste und dessen Inhaber. 

Die getroffene Rangstellung war sicherlich dazu angetan, 
das Ansehen der Lehrer unter dem Volke zu steigern. Eine 
Vermehrung des Ansehens beabsichtigte auch das bereits er- 
wähnte Verbot des „musizierens" und des „Schankgewerbes". 8 ) 

Es fehlten aber immer noch zwei wesentliche Grund- 
steine zu einer achtungswerten und ehrfurchtgebietenden 
Stellung, die wirtschaftliche Besserstellung 4 ) und die tiefer 



i) Die eingehendere Würdigung der staatlichen Reformen bezüglich 
der Lehrerfrage nach Theorie und Praxis siehe unten S. 143 ff. 

2) § 24 B. K. P. V, 311. 

3 ) Felbiger dehnte in seinem Methodenbuche die das Ansehen unter- 
grabenden Beschäftigungen noch weiter aus: „tanzen oder auch anderen zum 
Tanze aufwarten (zum Tanze aufspielen) ist ganz und gar unerträglich und 
dem Stande eines Schulmannes höchst ungeziemend". B. K. P. V, 249. 

4 ) In Kurmainz bewilligte man den- Schulhaltern 300 fl. Jahresgehalt, 
damit der Nahrungskummer weder Untätigkeit noch Verachtung errege. 
Messer, S. 53. 
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angelegte Ausbildung. Trotz dieser Mängel bleibt die All- 
gemeine Schulordnung in der Entwicklung der Lehrerfrage 
ein Markstein, an dem alte und neue Zeit aufeinander treffen. 

§ 10. 

Die Zeit der Festigung. 
1775 _ 1780. 

Rein äussere Gründe brachten es mit sich, dass der 
Schuleifer der Kaiserin und ihrer Regierung in diesen Jahren 
etwas nachliess. Die „bewaflhete Unterhandlung" in betreff 
Bayerns zog das Interesse in ausserordeijtlicher Weise auf 
sich. Andererseits musste eine kluge Leitung einige Jahre 
zuwarten, um die Wirkungeu des weitausschauenden, folgen- 
schweren Schulpatentes zu beobachten. 

Im grossen und ganzen war deshalb die Folgezeit damit 
beschäftigt, das gesetzlich normierte möglichst festzuhalten 
oder zu ergänzen. Die Festigung und der Weiterausbau der 
im Schulpatente gelegten Grundmauern vollzog sich weniger 
durch Hofdekrete und allerhöchste Verordnungen, als vielmehr 
durch sog. Instruktionen, die von Felbiger verfasst, von der 
n.ö. Schulkommission geprüft und allerhöchsten Ortes ge- 
nehmigt wurden, daher wie die Dekrete offiziellen Charakter 
trugen. 

Im Vordergrunde standen wiederum die zwei Gebiete: 
Vorbildung und Anstellung; beiden wurde ungeteilte Auf- 
merksamkeit geschenkt. 

1. Das Dienstdekret. Der Anstellungsparagraph der 
A.Sch.O. war keineswegs so harmlos, wie die Gesetzgeber 
es glauben machen wollten; das beweist schon die Tatsache, 
dass die Schulleitungszentrale in Wien über keinen Punkt 
der Schulreform so ausführlichen Bericht verlangte, wie über 
die Anstellung und Vorbildung. 

Durch Hofdekret vom 15. Juli 1775 forderte die Hof- 
kanzlei, dass von Halbjahr zu Halbjahr — die Termine waren 
15. Juli und 15. Dezember — über die Vorbildung der Schul- 
leute, über die Erteilung der Dekrete und über die erfolgten 
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Anstellungen berichtet werde. 1 ) Aufs nachdrücklichste wurde 
den Oberaufsehern befohlen, „nach völlig eingerichteter Normal- 
schule der Provinz" keinen neuen Schulmeister aufziehen zu 
lassen, wenn er nicht ein Dekret der Schulkommission auf- 
weisen kann. 2 ) 

Trotz der ziemlich deutlichen Sprache des § 19 und 
dieser neuesten Verordnung musste die Hof kanzlei doch die 
betrübende Wahrnehmung machen, dass der Anstellungs- 
paragraph nicht überall richtig „eingenommen" werde. Die 
Folge davon war ein Dekret des 11. Mai 1776, 8 ) das nun in 
aller Form Ziel und Wert des „Dienstdekretes" kurz und 
bündig darlegte und betonte, es dürfe von dieser Vorschrift 
kein Haar breit abgewichen werden. Hinsichtlich der Vor- 
bildung könne besonders bei „alten" Schulmeistern schliess- 
lich ein Auge zugedrückt werden; für die Form der Anstellung 
jedoch gebe es keine Zugeständnisse. „Jedem geprüften und 
tüchtig befundenen Schulmeister, welcher zur Besetzung der 
erledigten Schuldienste in Stadt und Land erwählet und aus- 
ersehen worden", müsse ein Dekret ausgefertigt und ein- 
gehändigt werden; denn es sollte dadurch dem Unwesen 
gesteuert werden, dass die Gemeinden „nur auf jene sehen, 
die am wohlfeilsten unterrichten, sich so der Verbesserung 
entziehen und die Schulmeister nach Belieben, wenn sie wollten, 
wie einen Dienstboten entlassen". 4 ) 

Nach zwei Seiten hin sollte also das Dekret seine Wirk- 
samkeit entfalten: 1. nach der Seite der Anstellungsberechtigten 
und Dienstherren, 2. nach der Seite der Lehrer, und zwar 
für beide Teile in Rücksicht auf Einstellung wie Entlassung. 

Da die Schulkommission nur auf Grund eines vom 
Normalschuldirektor ausgestellten Zeugnisses das Anstellungs- 
dekret erteilen durfte, und da ohne Dekret jede Anstellung 



i) ß. Gen. 1454 (1775, 22. September; Mitteilung an den Normalschul- 
direktor Bob); vgl. U. A. Volksschule in genere. 

2) B. K. P. V, 276. 

3) Nach Tir 1776 fol. 94 b gab ein Bericht des 0. Oe. Guberniums un- 
mittelbaren Anlass zu diesem Dekret 

4) B. Gen. 1751; Sammlung I, 7, 5l9ff; unterm 24. Juli gab es der 
Landespräsident im Breisgau bekannt. 
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rechtlich ungiltig war, so waren sowohl die Schulmeister wie 
die Gemeinden und Obrigkeiten gezwungen, auf vorschrifts- 
mässige Ausbildung zu sehen, wenn es sich darum handelte, 
eine Stelle neu zu besetzen. 1 ) Es konnte doch nicht mehr 
vorkommen, dass Leute angestellt wurden, von denen Berichte 
sagen mussten, sie sollten den einen oder anderen Gegenstand 
ihres Unterrichtes selbst noch erlernen. Eine bessere Vor- 
bereitung musste aber auch in der Schule reifere Fruchte 
zeitigen. Daher war das Dienstdekret mittelbar von Einfluss, 
um die Schule in Erziehung und Unterricht auf ein höheres 
Niveau zu bringen. 

Demselben Zweck diente das Dekret auch dadurch, dass 
es die Stellung des Schulmeisters festigte. Was Jahre zuvor 
der Pfarrer von Zell gefordert hatte, sollte nun Wirklichkeit 
werden. Der alljährliche Wechsel wurde unterbunden und 
so dem Übel, dass jedes Jahr ein neuer Schulmeister den 
Unterricht erteilte, entschieden vorgebeugt. Selbst wenn der 
Nachfolger besser unterrichtete, so hatte doch jeder seine 
eigene Methode und sein eigenes Verfahren, worauf die Schüler 
wieder von vomen eingeschult werden mussten, ein Umstand, 
der den Erfolg des Unterrichtes recht sehr in Frage zog. 

Auch jenem Zustande, wo zwar der Schulmeister nicht 
jedes Spätjahr durch einen neuen ersetzt wurde, aber doch 
immer wieder aufs neue einen Vertrag abschliessen musste, 
war mit dem Dekret ein Ende gesetzt; denn der Lehrer war 
nunmehr für immer angestellt. 

Weiterhin machte das Dekret jede eigenmächtige Dienst- 
entlassung von Seiten der Dienstherren illusorisch. Der Staat 
erkannte nämlich durch das Dekret die Anstellung als 
rechtsgiltig an. Er war also die letzte entscheidende Instanz 
bei der Anstellung, daher auch bei der Entlassung. Ohne 
oder gar gegen Wissen und Willen des Staates konnte keinem 
Lehrer seine Stelle abgenommen werden; er musste gehört 



!) So nahm St Peter für Eschbach einen „neuen Schulhalter" nur unter 
der Bedingung an, dass er den darauffolgenden Sommer auf einen Unterrichts«- 
kurs in der Normalschullehrart zu Freiburg verwende und dann die neue Lehr- 
art in Eschbach einführe. B. Gen. 1842 (1779, 24. Dezember). 
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werden, und in seiner Hand lag es, den von ihm bestätigten 
und ratifizierten Vertrag zu lösen oder aufrecht zu erhalten. 

Aus den bisherigen Ausführungen über das Anstellungs- 
dekret, die sich der Hauptsache nach auf das Schulpatent 
und auf das Hofdekret von 1776 stützen, ergibt sich mit 
durchsichtiger Klarheit, dass dem Dekrete eine vorwiegend 
rechtliche Natur innewohnte. Es war keineswegs, wie Felbiger 
in der Instruktion für Oberaufseher irreführend bemerkt, nur 
zu dem Zwecke geschaffen, dass der Kandidat dadurch „seine 
Tauglichkeit zu lehren erweisen kann". 1 ) Diese Aufgabe fiel 
dem Zeugnis, das der Normalschuldirektor ausstellte, zu ; das 
Dekret erteilte, wenn ich mich so ausdrücken darf, die „venia 
legendi" und verlieh denx abgeschlossenen Dienstvertrag 
öffentlich-rechtliche Bedeutung. 

Die Stellung des Lehrers war von nun an staatlich ge- 
schützt und gefestigt; er war nicht der Willkür und Laune 
der Gemeinden und Obrigkeiten preisgegeben, wenn damit 
auch nicht gesagt sein soll, dass diese immer nach Willkür 
und Laune den Schulmeister behandelten; aber möglich ist 
es stets gewesen, ohne dass sich die Schulmeister irgendwo 
tatkräftigen Schutzes erfreut hätten. 

Die dauernde Stellung befähigte den Lehrer, sich in ein 
und derselben Schule Erfahrungen zu sammeln, und diese 
wiederum an dieser zu verwerten. Sein Interesse wuchs mit 
dem Aufblühen des kindlichen Geistes; es trieb ihn, selbst 
nach Mitteln und Wegen zu forschen, um das Wissen der 
Schüler auszubauen, ihre geistigen Kräfte zu üben und ihren 
Charakter zu veredeln — all das natürlich nur unter der 
einen Voraussetzung, dass der Lehrer kein Lohnwerker und 
Taglöhner war; denn einem solchen Gebilde konnte auch ein 
Dienstdekret mitsamt seinen wohltätigen Folgen keinen be- 
lebenden Odem einhauchen. 

Für den praktischen Vollzug einer Anstellung wurden 
zahlreiche Vorschriften erlassen, die nicht alle miteinander in 
Einklang gebracht werden können; im grossen und ganzen 
war der Gang folgender: Wurde ein Schuldienst frei, so 

i) B. K. P. V, 276. 
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hatte der Ortsaufseher seinen Instruktionen gemäss die 
Pflicht, hierüber an den Oberaufseher Bericht zu erstatten. 
Unterdessen machten die Anstellungsberechtigten von ihren 
Rechten Gebrauch und wählten unter den Bewerbern den, der 
ihnen am meisten zusagte. Für den Fall, dass sie ihre Rechte 
nicht ausübten, musste der Visitator nach Umfluss von 
4 Wochen den Oberaufseher davon verständigen; besondere 
Folgen, wie z. B. Rechts verwirkung, zog die Unterlassung 
vorerst nicht nach sich. 

Von dem Resultat der Auswahl und Annahme war im 
weiteren Verlaufe des Geschäftes Schulkommission und Schul- 
aufsicht zu benachrichtigen. Die Verordnungen und Instruk- 
tionen legten den Neuaufgenommeneji die Verpflichtung auf, 
sich dem Visitator zu stellen, wenn es sich um Landgemeinden 
handelte, dem Oberaufseher, wenn Städte und Märkte in 
Betracht kamen. Die Visitatoren und Oberaufseher mussten 
sich über Wissen und Können der Kandidaten verlässigen. 
Auf Grund des Fähigkeitszeugnisses, bezw. der erprobten 
Kenntnisse und des Aufnahmescheines, erwirkten sie sodann 
dem Kandidaten dafc Anstellungsdekret. 

2. Vorbildung. Hinsichtlich der Vorbildung gab es 
keine verschärften Verordnungen und Instruktionen; es wurde 
nur ausgebaut, was in den Richtlinien der A.Sch.O. grund- 
gelegt war. Teilweise Hess man ganz bedeutende Milderungen 
eintreten, wodurch sich das Neue den überkommenen Zu- 
ständen noch etwas mehr als im Schulpatent anbequemte. 

Ziel der Vorbildung war laut Hofdekret vom 11. Mai 1776, 
die Schulmeister so zu unterrichten, dass sie imstande wären, 
„nach der vorgeschriebenen Lehrart die Bücher zu brauchen, 
und die Jugend des Orts angemessenen Gegenstände leicht, 
gründlich, und so zu lehren, dass die Schüler davon Nutzen 
haben".i) 



i) (Sammlung I. 7, 519 ff. — Inhalt und Form der normalistischen 
Bildung fasste der russische Staatsrat Aepinus kurz in die 3 Funkte zusammen: 

1. Erklär ung des Methodenbuches, 

2. die Methode durch Anwohnen in den Klassen sehen, 

3. praktische Proben in Gegenwart des Direktors geben. 

Vgl. Schlözer, Staatsanzeigen V, 5, wo über den Versuch, die Österr. Schul- 
reformen nach Kussland zu verpflanzen, gesprochen wird. 
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Da sich die Unterrichtsgegenstande, in denen die Schul- 
meister ausgebildet sein mussten, mit dem deckten, was sie 
ihren Schülern beibringen sollten, so kann von einer ein- 
gehenden Darstellung hier abgesehen werden; denn Unterrichts- 
gegenstande und -methode werden in einem eigenen Abschnitte 
behandelt werden. Ebenso kommen die beiden anderen Gegen- 
stände auf dem Unterrichtsplan der Lehrer: das Führen der 
Kataloge und das Benehmen bei Visitationen an anderer, 
geeigneterer Stelle, zur Sprache. 

Dagegen möge das Verfahren eines Unterrichtskurses in 
aller Kürze skizziert werden. 1 ) Sobald die Teilnehmer an 
einem Kurse sich versammelt hatten, nahm der Normalschul- 
direktor mit seinen Lehrern unter den gekommenen eine Aus- 
lese vor, und zwar in Rücksicht auf die Schulen, an denen 
sie wirken sollten und wollten. Wer nämlich wünschte, an 
einer Normalschule angestellt zu werden, der musste eigene 
Fachkenntnisse schon besitzen oder dieselben sich in besonderem 
Unterrichte, um den sich die Normalschnldirektion nicht 
weiter zu kümmern brauchte, bei dem entsprechenden Fach- 
lehrer aneignen. 

Die künftigen Trivialschullehrer wurden nochmals ge- 
sichtet. Alle, die mit Lesen, Schreiben und Rechnen noch 
nicht hinreichend vertraut waren, vereinigte man in einer 
besonderen Klasse, um ihr Wissen in diesen Fächern zu ver- 
vollständigen. 

Was dagegen Methode, Schulzucht und Geschäftsführung 
betraf, darin mussten alle Präparanden gemeinsam unter- 
wiesen werden; denn das waren die eigentlichen Unterrichts- 
gegenstände des Vorbereitungskurses. Es handelte sich näm- 
lich bei der Ausbildung der Lehrer an der Normalschule nicht 
so sehr darum, ihnen Lesen, Schreiben usw. beizubringen, als 
vielmehr sie nur zu unterweisen, wie sie diese Fächer in der 
Schule zu bandhaben hätten. 



i) Vgl. B. K. P. V, 223 ff. Die Skizze lehnt sich enge an das Methoden- 
bach an, weil über die tatsächliche Anwendung der Vorschriften keine Akten- 
notizen vorliegen; dass in der Praxis manches nach Zeit und Ort anders ge- 
handhabt wurde, ist selbstverständlich. 
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Der Unterricht an der Normalschule selbst vollzog sich 
in der Weise, dass der Normalschuldirektor und die Lehrer 
Vorlesungen hielten, die Seminaristen ausserdem beim Unter- 
richte der Normalschullehrer hospitierten und sich praktisch 
einübten. Seinen Anfang nahm der Kurs damit, dass den 
Präparanden in den sog. Vorlesungen der Inhalt der Bücher, 
welche sie in die Hand bekamen, eingehend erklärt wurde. 
Eine unmittelbare Eontrolle des Gelernten fand nicht statt; 
dagegen wurde den Präparanden der Rat mitgegeben, die zur 
Besprechung kommenden Abschnitte vor der Erklärung durch- 
zulesen und nach derselben gründlich zu studieren, sich über 
unverständliche Stellen beim Lehrer selbst aufklären zu lassen 
und manches von der Erklärung zu Papier zu bringen. 

Während der Unterrichtszeit für die Kinder, die die 
Normalschule besuchten, hospitierten die Kandidaten in den 
einzelnen Klassen. Hier wurde ihnen eine Illustration dessen 
geboten, was sie in den Büchern lasen und was ihnen die 
Lehrer vortrugen ; ausserdem übten sie Aug' und Ohr für den 
praktischen Schuldienst, indem sie beide an die Eigenheiten 
des Unterrichtes gewöhnten. 

Auf einer weiteren Stufe mussten sich die künftigen 
Lehrer selbst im Schulhalten versuchen; dies geschah in 
Gegenwart der übrigen Kursteilnehmer und des Direktors 
oder eines Lehrers entweder in einer Vollklasse der Normal- 
schule oder in einer eigens gebildeten Abteilung. 

Die gesamte theoretische und praktische Einschulung 
wurde durch eine Prüfung vor dem Normalschuldirektor und 
dem Oberaufseher abgeschlossen. Entsprach der Kandidat 
den Anforderungen, die im Verhältnis zu früher auch jetzt 
noch nicht besonders hoch geschraubt waren, — um eben das 
nötige Lehrermaterial zu bekommen — , so wurde ihm vom 
Direktor das Befähigungszeugnis ausgefertigt. Erst auf Grund 
dieser Bescheinigung konnte er, wie bereits bekannt, von der 
Gemeinde und Schulkommission definitiv angestellt werden. 

3. Vorbildungsstätte — Musterschule. Die 
A.Sch.O. unterschied bezüglich der Vorbildung berechtigter- 
weise zwischen den Lehrern, die bei der Publikation des Ge- 
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setzes schon in Dienst standen, und jenen, die erst unter den 
neugeordneten Verhältnissen in den Schuldienst eintraten. 
Ersteren wurden einige Milderungen zugebilligt. Die Über- 
gangsbestimmungen wiederholte das Hofdekret vom 11. Mai 1776 
mit der Bemerkung, „es mit jenen Schulmeistern, die bereits 
im Amte, und besonders, wenn sie schon alt sind, nicht so 
genau zu nehmen, wenn sie wegen des Erscheinens zum 
Unterrichtnehmen Anstände machen" ; den „neuanzustellenden" 
wurde auch damals keine Nachsicht gewährt. 

Die Übergangsbestimmung wurde aber schliesslich zur 
Konzession an alle wirklichen Schulmeister und entfaltete sich 
zum System der Musterschule. Wer ihr eigentlicher 
Urheber war, lässt sich nicht klar erkennen, da keine 
Grandungsverordnung hierüber erging. Sie wurde anfänglich 
nur in Einzelentscheidungen anerkannt; durch eine Instruktion 
vom Jahre 1778 wurde sie sodann allgemein zugelassen und 
eingeführt, ihre Aufgabe genau umschrieben und geregelt. 
Es ist auch schwer, jemanden für diese zurückweichende Ein- 
richtung verantwortlich zu machen, da die Musterschule in 
ihren Grundzügen weiter nichts war als die Fortbildung und 
legale Bestätigung der vor 1774 bereits bestehenden Aus- 
bildungsverhältnissen. 

Ermutigt durch das Zugeständnis der A.Sch.O., dass im 
Dienst stehende Schulmeister sich eigentlich an jeder Schule, 
wo vorschriftsmässig verfahren wurde, ausbilden konnten, 
hatten auch die Kandidaten den Versuch gemacht, an gut 
eingerichteten Schulen ihre Ausbildung zu holen; die Instruktion 
für Musterschullehrer musste die Tatsache zugeben und aner- 
kennen, dass dies mit Erfolg geschehen sei. 1 ) 

Ihrem Inhalte nach war die Musterschule also nichts 
neues; neu war nur der Titel, neu auch die staatliche Aner- 
kennung des bestehenden Brauches. Zum Range von Muster- 
schulen wurden Trivialschulen gewöhnlich dann erhoben, wenn 
der Visitator fand, dass Unterricht, Schulzucht und Schul- 
leitung nach den Verordnungen gehandhabt wurde, wenn die 



i) Vgl. oben S. 79 f., 16 f. und unten S. 1271 
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daselbst unterrichtenden Schulmeister günstige Erfolge erzielt 
hatten, und wenn die Orte so gelegen waren, dass die um- 
wohnenden Schulmeister sie leicht erreichen konnten, kurz, 
wenn sie durch den Fleiss der Lehrer und des Aufsehers so 
emporgearbeitet waren, dass sie als leuchtendes Vorbild auf 
den Scheffel gestellt zu werden verdienten. 

Um die Musterschullehrer zu schonen, durften laut 
Instruktion die Schulmeister bloss zu der von der Schul- 
kommission bestimmten Zeit sich einfinden. An einer Muster- 
schule sollte nur unterrichtet werden, wer schon lesen, 
schreiben und rechnen konnte, d. h. „nur Schulmeister und 
Gehilfen, die schon im Amte waren", weil es sich hier noch 
mehr als an der Normalschule darum handelte, die Schul- 
meister vor allem in das neue Unterrichtsverfahren, in den 
Gebrauch der Bücher und in die amtliche Führung der Schul- 
geschäfte einzuführen. 1 ) 

Dementsprechend war auch der Unterrichtsstoff und Lehr- 
plan angeordnet. Die Präparanden wohnten, wie in der 
Normalschule, täglich dem Schulunterrichte des Musterschul- 
lehrers bei. Ausserdem hatten sie noch zwei eigene Stunden, 
in denen die neue Lehrart im allgemeinen und die spezielle 
Methode der einzelnen Fächer an der Hand der Bücher erklärt 
und repetiert wurde. Das Hauptgewicht legte man auf die 
„Kunst zu fragen". Weil man die Art und Weise, wie die 
Präparanden in dieses schwierige Gebiet eingeführt wurden, 
auch sonst anwendete, so sei sie mit einigen Strichen gezeichnet. 

Zunächst markierte der Musterschullehrer den Schüler. 
Einer der Präparanden erhielt den Katechismus mit Fragen 
in die Hand. Dieser stellte nun die daselbst vorgedruckten 
Fragen an den markierten Schüler, der in der Instruktion 

i) Offenbar wurden aber auch Kandidaten zum Besuche der Muster- 
schule zugelassen; denn die Instruktion verordnete zum Schlüsse: „Diejenigen 
Kandidaten, die nicht sofort einen Schuldienst antreten können, mögen ihre 
Prüfung an der Normalschule ablegen und dort das Zeugnis in Empfang 
nehmen 11 . — Nebenher sei bei dieser Gelegenheit bemerkt, dass man derartigen 
Inkonsequenzen auf Schritt und Tritt begegnet. Dieser Fehler rührt wohl 
hauptsächlich davon her, dass die allerwenigsten, nicht einmal Felbiger ein 
scharf umrissenes, klares Bild weder von den bestehenden Verhältnissen noch 
von den Zielen und Reformen vor Augen hatten. 
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eigens angewiesen wurde, verstümmelte und unvollständige 
Antworten zu geben; denn dadurch sollte der Präparand 
genötigt werden, das Fehlende durch Fragen hervorzuholen 
und zu ergänzen. Aufgabe des „markierten Schülers" war 
es natürlich auch, stets auf die begangenen Verstösse und auf 
die „besonderen Vorteile" aufmerksam zu machen. Hatte der 
Kandidat einige Fertigkeit in dieser mechanischen Ausfragerei 
erworben, so musste er den in Frag' und Antwort abgefassten 
Katechismus mit dem ohne Fragen vertauschen, und das 
Schauspiel begann von neuem. 

Wie an der Normalschule, so wurde auch hier der Unter- 
richtskurs beschlossen mit einer Erklärung der schulmeister- 
lichen Pflichten, der Schulzucht und des Verhaltens gegen 
die Schüler. 

Damit wurden sie entlassen, und zwar ohne Zeugnis; 
dieses sollte ihnen der Visitator nach der ersten Schulprüf img, 
vorausgesetzt, dass sie glatt verlief, vom Oberaufseher der 
Normalschule erwirken. 1 ) Um die Kandidaten instand zu 
setzen, sich „zielbewasst" auf die Prüfung vorzubereiten, gab 
ihnen der Musterschullehrer ein Formular des Zeugnisses 3 ) 
mit nachhause; es zählte alle Gegenstände, worauf Wert ge- 
legt wurde, einzeln auf. 

Der Ordnung wegen mussten die Musterschullehrer über 
ihre Tätigkeit dem Oberaufseher regelmässig Bericht erstatten. 

So sah, wenigstens nach der Instruktion, die Lehrer- 
bildung an den Musterschulen aus. Inwieweit Wirklichkeit 
und Ideal sich deckten, darüber lässt sich nichts Positives 
behaupten. 

Der Gründe, um die Nachgiebigkeit, wie sie sich in der 
Musterschule veroffenbarte, zu motivieren und zu beschönigen, 
fand man verschiedene. 8 ) In erster Linie waren es die Kosten 
der Ausbildung; denn diese wurden von den Gemeinden und 
Schulmeistern immer vorgeschützt, wenn letztere aufgefordert 
wurden, sich um ihre Bildung an der Normalschule zu be- 
werben. Die Gemeinden zwingen, dass sie so grosse Opfer 

1) B. Gen. 1109 (Verb. Instr. für Visitatoren). 

2) Vgl. Beil. IE, 1. 

3) Vgl. unten S. 118 f. 
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brächten, das wollte und konnte der Staat nicht; es standen 
ihm nämlich vorläufig gar nicht soviele rechtliche Macht- 
mittel zu Gebote, um in diesem Punkte Gehorsam zu erzwingen. 
Andererseits musste er befürchten, dass er sich um jede 
Frucht seiner mühevollen Saat brächte, wenn er hartnäckig 
auf seine Forderungen beharrte. Dieses Moment war wohl 
für die staatliche Anerkennung ausschlaggebend. 1 ) 

Ein weiterer Grund hatte sicherlich in Beschwerden der 
Gemeinden seinen Ursprung. 2 ) In der Stadt und in der 
Normalschule sahen die Kandidaten bezüglich des Lehrstoffes, 
der Methode und der Ausstattung der Schulen so manches, 
was sich wohl für diese schickte, sich aber nicht für das 
platte Land eignete. Die neuen Schulmeister vermeinten da- 
gegen eine Grosstat zu leisten, wenn sie auch all jene Äusser- 
lichkeiten auf das Dorf verpflanzten. Derartige Allüren ver- 
ursachten den Gemeinden meist nur erhebliche Kosten und 
brachten den Schülern wenig Gewinn, eher Schaden. 

Umgekehrt gab es wieder Schulmeister, die der Ansicht 
waren, das in der Stadt erlernte Unterrichtsverfahren sei in 
den Dorfschulen schlechterdings nicht anwendbar, und des- 
wegen sich gar nicht bemühten, es in der Schule zu verwerten. 
Aus beiden Gründen musste man hinsichtlich der Lehrer- 
bildung allerdings eine Schule, die heimatlichen, ländlichen 
Charakter trug, der Normalschule vorziehen. 

Weiterhin erklärte die Instruktion, dass der einzelne 
Präparand in der Normalschule „der vielen Geschäfte und 

i) „Die Übergangsbestimmung wurde der Unkosten wegen zu einer 
Konzession an die Schullehrerkandidaten. Nur die Prüfung musste des Dekretes 
wegen vor dem Normalschuldirektor abgelegt werden 11 . Felbiger, Was soll 
eine Normalschule sein? Beitr. V, 156. 

2) Einige Gemeindevorsteher beklagten sich z. B. bei Bob. dass ihre 
Schulmeister ihnen zu hohe Kosten verursachten. Unter den Beschwerdepunkten 
muss sich auch der Vorwurf befunden haben, dass sie zu kostspielige Schul- 
einrichtungsgegenstände anschafften; denn Bob schrieb anlässlich des Streitfalles 
Neuershausen (vgl. unten S. 120 ff.) an die Regierung und Kammer: „Man braucht 
auf dem Lande keine Kanzeln und dgl.; wenn sich die Vorgesetzten bey mir 
dieser requisiten wegen erkundigen, so werden sie um zwey drittel wohlfeiler 
zukommen, als wenn sie durch die Schulmeister angeschaffet werden, welohe 
ihren ganzen Augenschein von der hiesigen Normalschule nehmen 11 . B. Gen. 
1467 (1777). 
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Zerstreuungen" (Zersplitterung) wegen nicht individuell und 
aufmerksam behandelt werden könnte; viel eher wäre es 
pinem Musterschullehrer möglich, da bei ihm nur wenige 
zusammenkämen. 

In ihrem innersten Kerne scheint jedoch die Muster- 
schule ein Kind des allzu ungestümen Reformeifers zu sein. 
Man wollte an dem kaum in die Erde gesenkten Baume 
sofort Früchte sehen, und so überstürzte man sich in der 
Zufuhr immer neuer Triebkräfte. Anstatt konsequent Jahr 
um Jahr Schulmeister einzuberufen, insbesondere bei Neu- 
besetzungen an der normalen Vorbildung unnachsichtlich fest- 
zuhalten, ev. da und dort die alten Zustände zu ertragen, 
bis sie mit dem ergrauten Lehrer zu Grabe sanken, verliess 
man öfter den sicheren, zielbewussten Weg und machte Kon- 
zessionen über Konzessionen, und schliesslich näherte sich 
der Reformwagen wieder seinem Ausgangspunkte. 

4. Mesnerdienst. Sicherlich war jene Vorschrift, dass 
der Schulmeister den Pfarrer nicht mehr auf dessen Verseh- 
gangen begleiten dürfe, von den besten Absichten für die 
Schule diktiert. Allein, sie konnte den mächtigeren Sitten 
und Rechtsverhältnissen gegenüber nicht standhalten; ins- 
besondere deswegen nicht, weil man fast allgemein in den 
Einkünften der Mesner die vorteilhafteste Aufbesserung der 
Schullöhne erblickte. 1 ) So musste es zur Unmöglichkeit 
werden, die Verordnung strenge durchzufahren. Man trat 
deshalb, teilweise wenigstens, den Rückzug an. 1778 wurde 

L ) Man betrachtete es so wohl im Interesse der Gemeinden als auch der 
Schulmeister ganz allgemein als wünschenswert, den „Sigristendienst dem Schal- 
amte einzuverleiben, und dadurch den Unterthan noch mehreres zu erleichtern". 
B. Gen. 1842 (1777, 27. Dez. Frz. Anton v. Schönau-Wehr). Der genannte 
Grundherr bestellte sodann 1781 Joseph Wolf als Lehrer für Wehr; bei dieser 
Gelegenheit sprach er ihm die Einkünfte des Mesnerdienstes zu, sobald der- 
selbe frei würde. B. Gen. 1751. — „Damit der Lehrer zu Dogern (mit einer 
Besoldung von 100 f 1.) einen seiner Bemühung angemessenen Lohn und besseren 
Lebensunterhalt habe", wurde ihm noch der Sigristendienst mit 55 fl. 59 kr. 
übertragen. ZGO. NF. I, m 39 (1783). — Fehr stellte bei der Regierung den 
Antrag, es möchte der Pfarrer von Rheinweiler veranlasst werden, dass er 
dem Schulmeister (90 fl. Einkommen) den Sigristendienst (Erträgnis: 19 fl. 36 kr., 
4 Säcke Korn und ebensoviel Gerste) gebe. B. Gen. 1158 Dek. Neuenburg B 8« 
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jenen Orten, wo Schul- und Mesnerdienst in einer Person 
vereinigt waren und sonst kein Kirchendiener, auch kein 
Schulgehilfe vorhanden war, zugestanden, dass der Schul- 
meister den Pfarrer auf den Versehgängen unter der Bedingung 
begleiten dürfe, dass er die „verabsäumten Schulstunden ent- 
weder an den Rekreationstägen oder durch Verlängerung der 
angemessenen Unterrichtszeit nachtrage". Wo aber die Vor- 
aussetzungen nicht zutrafen, wo also ein Schulgehilfe oder 
mehrere Kirchendiener angestellt waren, dort blieb es bei der 
Verordnung. 1 ) 

5. Besoldung. Für sie brachte auch diese Periode 
keine allgemeine Entscheidung. 2 ) Nur wurde eine noch weiter- 
gehende Einschränkung der Nebenverdienste in die Instruktion 
für Schulaufseher aufgenommen: „Jede Beschäftigung, ins- 
besondere Schreibereien, die den Schulmeister am ungestörten 
Unterrichte hindern könnten", wurden verboten. 3 ) 

Dafür aber begünstigte man sie in anderer Weise, um 
ihr ohnedies geringes Einkommen nicht noch mehr zu belasten. 
Sämtliche Ausgaben für Bücher und Schreibmaterialien mussten 
von den Gemeinden bestritten werden, natürlich nur insoweit, 
als sie für den Unterricht notwendig waren. 4 ) 

i) Sammlung 8, 193. Ursprünglich war diese Verordnung offenbar nur 
für Niederösterreich gemünzt; durch Aufnahme in die lnstr. für Schulaufseher 
wurde sie mit dieser allgemein bekannt gegeben. Vgl. B. Gen. 1109 Sammlung 
jener Schriften usw. 

2) Bob erwähnt in seinem Visitationsberichte Hof Verordnungen , die 
mittelbar der Besoldung zugute kommen sollten. Es geschah dies gelegentlich 
•der Anordnung, Au und Merzhausen zu einer Schulgemeinde zusammen- 
zulegen; dies sollte um so eher bewerkstelligt werden, als Merzhausen, 
wohin Au teilweise als Filial gehörte, nur 44 fl. Schullohn aufzubringen im- 
stande sei. „In derley Fällen (wo die Schule des Pfarrortes mit den Einkünften 
der Füialschule aufgebessert werden könnte), fährt Bob fort, ist durch Hof- 
verordnungen vorgesehen, dass sich Filialen mit der Hauptpfarr in Ansehung 
der Schule vereinigen sollten 11 . Von derartigen Verordnungen war aber nicht 
«ine Spur zu entdecken. Vgl. B. Gen. 1119 (1781). 

3) B. Gen. 1109. 

4) Eine unmittelbare Verordnung über diesen Punkt stand nicht zugebot. 
Der Befehl dazu ist aber enthalten in dem Erlass der Landesstelle an die Stadt 
Waldkirch, dass der „Stadtrath verhalten sei, die Schulmittel anzuschaffen 41 . 
IValdkirch, 35. Schuldienst (1773). Unter den Schulmitteln verstand man nicht 

8 
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6. Verhältnis zur Staatsobrigkeit. Das Schalpatent 
hatte den Schullehrer in Sachen der Schultechnik von jeder 
Zwischengewalt eximiert und ihn unmittelbar der Schul- 
kommission unterstellt. Weiter noch ging die „Instruktion 
für Schullehrer". 1 ) Sie Hess die Scheidung in Schulsachen 
und Schulverwaltung überhaupt fallen und wies die Lehrer 
an, „alle Befehle der allergnädigst verordneten Schulkommission 
als ihrer Hohen Instanz mit gebührender Achtung zu befolgen"; 
ausserdem wurden sie verpflichtet, die „dirigierenden Per- 
sonen als ihre Vorgesetzten zu betrachten und deren An- 
ordnungen auf das genaueste zu befolgen". 2 ) 



nur Tafeln, Bänke usw., sondern auch die Bücher und Schreibutensilien, die 
der Lehrer für den Unterricht unmittelbar benötigte und die er früher samt 
und sonders aus eigenem Geld anschaffen musste. Ebenso wurden in der 
Entscheidung bezüglich der Vorbildungskosten (vgl. unten S. 122) die not- 
wendigen Bücher miteinbegriffen. Fehr kreidete es bei seinen Visitationen 
als Mangel an, wenn dem Lehrer die Bücher nicht angeschafft waren. Aus 
all dem aber geht hervor, dass es sich hierbei nicht um eine spezifisch breis- 
gauische Anordnung handelte, sondern dass all diesen Befehlen und Rügen, 
eine allgemeine Hofverfügung zu Grunde gelegen haben musste. 

Die Bücher, Tafeln und Tabellen, deren der Lehrer benötigte, waren: 

1. Die Handbücher, bestehend aus zwei Bänden. Der I. Band enthielt 
die katechetische Tabelle, den kleinen Katechismus No. 6, den L Teil des Lese- 
buches oder Katechismus ohne Fragen No. 5, denselben mit Fragen, die kate- 
chetischen Gesänge, das gewöhnliche Evangelium; der H. Band den Kern des 
Methodenbuches, die Forderungen nebst der Stundenabteilung für den Tag der 
Schulvisitation, die Kunst zu fragen, das ABC-Büchlein, das 2. Stück des Lese- 
buches und zwar die letzten 4 Stücke mit Fragen, die Anleitung zum Schön- 
schreiben, die Anleitung zum Rechtschreiben, die Anleitung zum Rechnen 1. Teil. 

2. Das Buchstabentäfelein, die Buchstabiertafel, die Stundenabteilung, 
die 5 ersten Blätter der in Kupfer gestochenen Vorschriften. Vgl. Instr. für 
Musterschullehrer. (Näheres über die Bücher in der Fortsetzung der Arbeit). 

i) Diese Instruktion galt, dem Inhalte und der Form nach zu schliessen, 
in erster Linie den Normalschullehrern. Da sie aber unter der allgemeinen 
Aufschrift „Instruktion für die Schullehrer 41 in das Methodenbuch aufgenommen 
wurde, so erhielten ihre Bestimmungen zugleich allgemeine Giltigkeit. 

2) B. K. P. V, 270, wozu noch der § 4 ebenda von Bedeutung ist: 
„Ohne Wissen der Direktion darf nicht die geringste Änderung gemacht werden. 
Bei wesentlichen Neuerungen muss auch die Genehmigung der K. K. Schul- 
kommission vorhergegangen sein". 
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Im Prinzip sind hier die Grundsätze des Schulabsolutis- 
mus klar ausgesprochen; in der Praxis nahmen aber diese 
volltönenden Forderungen ein viel bescheideneres Gesicht an. 1 ) 

§ IL 
Die Durchführung der Gesetze im Breisgau. 

1774_80. 

Was vor 1774 bezuglich der Lehrerfrage im Breisgau 
geschehen ist, wurde bereits geschildert. Es ist klar, dass 
die A.Sch.O. den Eifer der Schulfreunde erst recht spornte. 
Man setzte das Begonnene mit Nachdruck fort. 

1. Das Lehrpersonal. Keine Neuerung nahm die vor- 
ländische Schulkommission hinsichtlich der Lehrpersonen vor. 
Getreu der landesfürstlichen Anordnung behielt man sowohl 
Mönche als auch Nonnen bei, um durch sie deutsche Schulen 
leiten zu lassen. 

An Mönchen waren es nur die Franziskaner zu Villingen, 
die den Unterricht an der dortigen zweiklassigen Hauptschule 
übernahmen. Es muss jedoch hinzugefügt werden, dass sie 
es nicht aus freiem Antriebe getan, sondern sich nur einem 
höheren Machtgebot unterwarfen. Sie hatten bis dahin eines 
der Villinger Gymnasien inne — das andere war in den 
Händen der Benediktiner von St. Georgen (auf dem Schwarz- 
walde). Da zwei Lateinschulen in dem wirtschaftlich nieder- 
gegangenen und noch niedergehenden Städtchen nicht gedeihen 
konnten, so hob die Kaiserin das Franziskanergymnasium auf 
und verpflichtete die Franziskaner, den Unterricht an der 
deutschen Hauptschule zu besorgen. 2 ) Die Laienschulmeister, 
die bis zum Jahre 1775 an der deutschen Schule tätig waren, 
mussten sich nach anderen Stellen umsehen; den einen von 
ihnen, Fidel Andreas, finden wir später als Lehrer zu Kirch- 
höfen; für den anderen, Merkle, sorgte, wie es scheint, die 
Stadt selbst.») 

1) Vgl. unten S. 143 ff. 

2) 1774, 15. Nov. Vgl. hierzu und zu dem folgenden FDA. NF 3, 
211 ff. und 5, 281 ff.; Heyd 11, 1266. 

3) B. Gen. 1842. 1777, 23. Juni berichtete der Magistrat auch über 
die „Versorgung des abgekommenen Schulhalters Merckle"; der Inhalt des 

8* 
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Der Übergang der deutschen Schule in Villingen an die 
Franziskaner war insofern eine Wohltat, als sie den Unter- 
richt unentgeltlich erteilten, d. h. die Schüler brauchten kein 
Schulgeld zu bezahlen. Von der Stadtgemeinde erhielten die 
Patres eine Bezahlung; es war dieselbe, die ihnen schon ver- 
abfolgt wurde, als das Gymnasium noch bestand: 25 Malter 
Frucht, die „nach dem Kameralanschlag einen Wert von 
150 fl. repräsentierten". 

Sehr bald musste man jedoch in Villingen die Erfahrung 
machen, dass Orden, die Transmutationen (Versetzungen) 
kennen, sich nicht auf das beste für den Schuldienst eignen. 
Schon im Mai 1778 beklagte sich der Villinger Magistrat bei 
der Regierung und Kammer, dass „die den Minoriten zu- 
kommende mutatio loci der Verbesserung der dortigen Knaben- 
schule widerstreite". P. Salesius habe um seine transmutatio 
und Dimission gebeten. Wenn es so weitergehe, werde die 
Schule stets mit Anfängern, nie mit praktischen Lehrern be- 
setzt sein. Dazu habe die Stadt fortwährend die Last der 
Unterweisungs- und Approbationskosten zu tragen. 

Die Regierung trat auf die Seite des Magistrates und 
verbot dem Franziskanerprovinzial, jetzt oder später einen 
Lehrer der Hauptschule „ohne vorgängige Anfrage und von 
diesseitiger Landesstelle erhaltene Erlaubnis zutransmutieren". 1 ) 

Weit zahlreicher als Mönche wurden Klosterfrauen in den 
Dienst der deutschen Schule gestellt. Wo es irgendwie möglich 
war, eigene Mädchenschulen zu errichten, dort mussten Frauen- 
klöster die Lehrkräfte hergeben, gleichviel ob sie Unterricht 
der weiblichen Jugend in ihrer Regel stehen hatten oder nicht. 

Solche von Klosterfrauen geleitete Mädchenschulen be- 
standen zu Breisach, Freiburg, Staufen und Villingen. In 
Freiburg waren es die Ursulinerinnen, deren Hauptaufgabe 
von jeher die Erziehung und Bildung der weiblichen Jugend 
war. Ausserdem widmeten sich dieser edlen Tätigkeit die 
Augustinerinnen „auf dem grünen Wald" und die Domikanerinnen 

Schreibens ist jedoch nicht erhalten, wenigstens soweit das Aktenmaterial zu- 
gänglich war. 

1) B. Gen. 1842 (1778, 29. Mai und 24. Juni). 
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„auf dem Graben". 1 ) Ob diese wie die später noch zu nennenden 
Dominikanerinnen von Adelhausen sich aus eigener Initiative 
zum Unterrichte hergegeben haben, war nicht überall zu er- 
kennen. Sicher ist, dass die Villinger Ordensfrauen — es 
waren Dominikanerinnen — von der Landesstelle aus zum 
Normalschulunterricht nach Freiburg befohlen wurden ; vielleicht 
erteilten sie schon zuvor Unterricht. 2 ) In Staufen unterrichteten 
bis 1777 Ursulinerinnen, eine Filiale des Freiburger Ordens- 
hauses. 8 ) 

Sonst waren es durchweg Laien. Bezüglich ihrer Heimat 
und ihrer Nebendienste herrschten im grossen und ganzen 
noch immer die gleichen Zustände wie vor 1770. Nur an 
jenen Orten, wo die Sommerschule eingeführt wurde, trat der 
Schuldienst mehr und mehr in den Vordergrund und wurde, 
abgesehen von den gesetzlichen Bestimmungen zum alleinigen 
Beruf des Inhabers. Die übrigen Beschäftigungen mussten 
dagegen immer weiter zurückgestellt werden, worüber sich 
die Schulmeister aus leicht begreiflichen Gründen bitter be- 
klagten. Es wurde ihnen ja auf diese Weise unmöglich ge- 
macht, sich den Lebensunterhalt zu gewinnen; auf die Neben- 
verdienste aber waren sie angewiesen, solange ihre Besoldung 
trotz der Mehrbelastung beim alten Stand verblieb. 4 ) 

Infolge der einheitlich gestalteten Unterrichtsmethode und 
der zentralisierten Schulverwaltung und Schulleitung war den 
Schulmeistern Gelegenheit zu einer gewissen Freizügigkeit ge- 
boten. Allerdings stand gegen eine Niederlassung an einem fremden 
Orte dasHerkommen und die Besoldungsverhältnisse, sodass diese 
Periode für den Breisgau kaum eine merkliche Änderung in 
dieser Beziehimg zu verzeichnen hatte. In der Hauptsache 
war immer noch der Wirkungskreis eines Lehrers und seine 
Heimat ein und dasselbe. Unter den in diesem Zeiträume 



1 ) Über sie und ihre Schulen wird die Fortsetzung dieser Arbeit unter 
der Aufschrift: Die Freiburger deutschen Schulen berichten. 

2) Es waren die Ordensfrauen Feliciana und Hyacintha, denen der 
Magistrat 1777 ein ausdrückliches Lob spendete. 6. Gen. 1842 (1777). 

S) Über diese Filiale wird die Fortsetzung der Arbeit einiges interessante 
Detail beibringen. 

4) Vgl. B. Gen. 3119 (1785). 
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geprüften und angestellten Lehrern fand sich ungefähr ein 
Dutzend, die nicht in ihrem Heimatsort Schuldienst taten. 1 ) 

2. Ausbildung. — Die Kosten derselben. — 
Die Musterschule. Die Präparandenkurse an der Normal- 
schule nahmen ihren regelrechten Fortgang; nur scheint, die 
A.Sch.O. denselben etwas beschleunigt zu haben; denn es war 
doch gewiss auf die Publikation der Schulordnung zurückzu- 
führen, dass im Sommer 1775 alle noch nicht eingeschulten 
Lehrer an die Normal- oder eine Hauptschule gerufen werden 
sollten: so wünschte es ja der 19. Paragraph des Schul- 
patentes. 2 ) 

Manche der Schulmeister folgten unter Zustimmung der 
Gemeinden gern und freudig diesem Rufe; manche mussten 
von der Gemeinde und Obrigkeit dazu veranlasst werden. Es 
gab aber auch Lehrer und Gemeinden, die allerlei Schwierig- 
keiten machten und wieder andere, die sich gar nicht um die 
Aufforderung kümmerten und ihre Schulen im alten Stile 
weiter hielten, als ob gar nichts geschehen wäre. Zu dieser 
letzteren Kategorie gehörte der grössere Teil des oberen 
Rheinviertels. 

Derer, die sich geradezu sträubten ihre Schulmeister zu 
schicken, waren es doch nur wenige. Genannt werden nur 
Heitersheim, Forchheim, Rheinweiler und Bamlach. Die 
Schulmeister, so wendete Heitersheim und Forchheim ein, 
sind schon bei Jahren und darum zu alt, um nochmals 
ein neues Lehrverfahren zu erlernen. Urnen aber ohne 
weiteres den Dienst zu kündigen, sie „ihres Dienstes 
zu berauben und brotlos zu machen", um eine junge, 

1) Vgl. B. Gen. 1751 u. Tab. 23. Beispielsweise seien angeführt : Anton Schu b 
aus Botweil für Achkarren, Dominik Messmer von Niederrimsingen für Brem- 
garten, Frz. Xaver Beck v. Kenzingen für Altbreisach, Frz. Xaver Frey aus 
Freiburg für Staufen; aus etwas späterer Zeit: KarlDold, gebürtig von Vöhren- 
bach, für Mettau, Fridolin Weber von Obersäckingen für öipf und Oberfrick, 
Joseph Wolf aus Braunau für Wehr. 

2 ) „Nachdem die Normal- und Hauptschulen behörig eingerichtet sein 
werden, sollen im ersten darauffolgenden Sommer die schon vorhandenen, 
aber noch nicht abgerichteten Lehrer aus den Städten und vom Lande in die 
Normalschule oder wenigstens in eine Hauptschule der Provinz sich begeben". 
B. K. P. V, 308. 
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bereitwillige Kraft zu erhalten, schien den Gemeinden 
und Ortsobrigkeiten doch auch zu hart. Den Gemeinden 
Forchheim und Heitersheim lag jedoch allem Anscheine nach 
weniger das Alter des Schulmeisters am Herzen als das Geld, 
das sie für die Normalschulbildung derselben aufwenden sollten. 
Forchheim wies ausdrücklich darauf hin, wieviel Aufwand es 
schon im Interesse des öffentlichen Wohles machen musste 1 ) 
und darum nicht auch die Kosten der Ausbildung tragen 
könne. Die Regierung liess sich jedoch nicht zur Nachgiebig- 
keit herbei: sie dekretierte einfach: „Es hat zu geschehen". 2 ) 

Für die Gemeinden Bamlach und Rheinweiler legte sich 
der v. Rottbergische Amtmann ins Zeug und schlug vor, für 
beide Orte nur eine „Normalschule" zu errichten und zwar zu 
Bamlach. Es könnte sodann der Schul- und Mesnerdienst, 
die zufälligerweise gerade in jenen Tagen beisammen waren, 
auch künftighin vereinigt bleiben und das Sigristenhaus in 
ein Schulhaus umgestaltet werden, um doppelte Kosten zu 
ersparen. 

Die Regierung ging nicht darauf ein; sie entschied sich 
vielmehr dahin, dass die Schulmeister beider Orte sich „auf 
Kosten der Gemeinden mit allfälligem Beitritt der Obrigkeit 
in der Lehrart zu unterrichten" hätten. 8 ) Den Gemeinden 
blieb schliesslich nichts anderes übrig, als in den sauren 
Apfel zu beissen und die Kosten der Lehrerausbildung auf 
sich zu nehmen. 4 ) 



!) Erst vor kurzem habe es eine Hebamme ausbilden lassen, wie es 
ihr befohlen wurde (die Unkosten beliefen sioh auf 170 fL), abgesehen von 
vielen anderen Ausgaben. 

2) B. Gen. 1842 (1777). Es ist merkwürdig, dass die Regierung und 
Kammer so starr vorging, trotzdem die allgemeine Schulordnung und das Hof- 
dekret von 1776 Nachsicht und kluges, langsames Vorgehen anrieten. Sehr 
wenig Begierungsgeschick verrät auch der Umstand, dass man die Gemeinden 
einfach abwies, ohne auch nur auf den einen oder den anderen ihrer Gründe 
einzugehen oder ihnen Batschläge zu erteilen, wie sie es unter ihren Ver- 
hältnissen machen könnten. 

8) B. Gen. 1842 (1777, 24. März und 1. Mai). 

4) Die Lehrer erwarben sich in dem folgenden Jahre ihre Ausbildung. 
Des Schulmeisters von Bamlach, Bernhard Heitz, erstes Zeugnis ist schon vom 
10. Dez. 1777 datiert — sein Anstellungsdekret erst vom 6. Juli 1779. Der 
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Die Ausgaben für den Unterricht der Lehrer waren 
überhaupt oft Gegenstand der Klage von Seiten der Gemeinden. 1 ) 
Ob sie die Kosten vollständig abweisen wollten oder ob sie 
nur mit den hin und wieder ungebührlich hohen Summen 
unzufrieden waren, liess sich nicht ausmachen. 

Die A.Sch.O. hatte die Frage, wer die Auslagen der 
Lehrervorbildung zu bestreiten habe, offen gelassen, indem 
sie nur erklärte, dass die Anstellungsberechtigten „taugliche", 
also bereits ausgebildete Leute für die Schulstellen in Vor- 
schlag bringen sollten. Sie überliess es demnach den Ge- 
meinden und den Obrigkeiten, mit welchen Mitteln sie für 
taugliche Leute sorgen wollten, wenn nur diejenigen, die ein 
Dienstdekret heischten, ein Fähigkeitszeugnis des Normal- 
schuldirektors vorweisen konnten. In der Regel kamen die 
Gemeinden, ohne besondere Schwierigkeiten zu machen, für 
die Unkosten auf, vorausgesetzt, dass sie die Lehrer über- 
haupt zum Unterrichtnehmen fortschickten. Da sich aber 
nicht alle Gemeinden mit dieser neuen Last befreunden 
konnten, kam es schliesslich soweit, dass die Regierung und 
Kammer mit einer prinzipiellen Verordnung eingreifen musste. 
Anlass dazu erhielt die Landesstelle durch eine Beschwerde, 
die der Schulmeister von Neuershausen bei dem Landständischen 
Konsess vorbrachte. 2 ) 

Um die Wende des Jahres 1776 forderte der Graf Duran 
und das obrigkeitliche Amt die Gemeinde Neuershausen auf, 
einen „teutschen Normalschulmeister anzunehmen und auf- 
zustellen". Die Wahl fiel auf Anton Schweyer, der offenbar 
schon zuvor als Schulhalter dort tätig war, sodass es sich 
nur um seine Ausbildung und die vorschriftsmässige Anstellung 

Lehrer von Rheinweiler, Joseph "Winkler, erhielt das Anstellungsdekret 
1780, 14. Dez.; der von Forchheim, Konrad Haberer 1782, 11. Mai. 
Ferdinand Schreiber zu Heitersheim unterrichtete laut Fehrs Visitationsbericht 
1781 vorschriftsmässig, war also zuvor ausgebildet worden. B. Gen. 1751 
und 1842. 

1) Bei dem Normalschuldirektor haben sich „einige Vorgesetzten von 
den Dorfschaften mündlich beschwert, dass ihre Schulmeister ihnen in ihrem 
Unterrichte allzu theuer zu stehen kämen, indem einige 60, 70 bis 80 fl. ä 
Conto für ihre Vorbildung den Gemeinden aufschrieben". B. Gen. 1467. 

2) Folgende Darstellung stützt sich auf B. Gen. 1467. 
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handelte. Der Stabhalter Ignaz Flamm begab sich mit ihm 
nach Freiburg, wo er ihn für einen mehrmonatlichen Normal- 
schulknrs bei dem Lehrer Joseph Keller miterbrachte. 

Nachdem Schweyer 3 Monate hindurch alles mitgemacht 
hatte, „examiniert und approbiert" war, kam er zurück, indem 
er der Gemeinde eine Rechnung von 72 fl. vorlegte. 1 ) Diese 
war jedoch keineswegs gesonnen, die Kosten von solcher Höhe 
zu tragen; sie glaubte vielmehr, dass „entweder der Schul- 
meister Anton Schweyer, oder dessen Vater solches zu be- 
streiten schuldig seye". Die Schweyer bestanden aber darauf, 
dass die Gemeinde zur Zahlung verpflichtet sei. Sie brachten 
deshalb, aJs die Gemeinde ihren Ansprüchen gegenüber sich 
hart und unzugänglich erwies, die „partikularstrittigkeit" vor 
den landständischen Konsess. 

Dieser ergriff, wie es aus seiner Stellung im Lande sehr 
leicht erklärlich ist, Partei für Neuershausen und damit für 
die Gemeinden, die nicht alle „vermögend seyen, disen Last 
nebst sovilen andern, die neürlich eingeführt werden, zu 
tragen, ohne sich dergestalt zu erschöpfen, dass sie, und ihre 
Nachkömmlinge sich kaum mehr erholen können". Als der 
geborene Anwalt der Gemeinden verlangte er zu allererst ein 
allgemein giltiges, „entscheidendes Regulament" über diese 
Frage. 

Die landständischen Vertreter benützten zugleich die 
Gelegenheit, um noch andere Bedenken zu äussern und ihrem 
gepressten Herzen Luft zu machen. Sie verwarfen die 



i) „Das Conto des Anton Schweyer: 

Herr Anton Schweyer Schulhalter von Neuershausen hat zu be- 
zahlen Laut Akord mit Ignatz Flamm daselbstiger Stab- 
halter für Kost und Geliger von 21>n April bis 5ten August 38 fl. — 
Item für die Lehrstunden, jedem Lehrer monatl. 3 fl. 27 fl. — 
Item an Wein die Maass ä 10 kr. 5 fl. 50 
Item für die Nebendienste der Magd Trinkgeld 1 fl. 30 

Summa 72 fl. 20. 

Diess bescheine mit eigener Handunterschrift, 

Freyburg, den 5ten August 1777. 

Franz Joseph Keller 
Lehrer der ersten Klasse". 
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„Extralehrstnnden" 1 ), die den Kandidaten zugemutet werden, 
als unnötig und zu kostspielig. „Es bedunket uns, schrieben 
sie, als ob es genug wäre, wenn ein solcher, der schon 
Schulhalter wäre, diejenigen Stunden, die für junge Schul- 
kinder gehalten werden, fleissig benutzte, als womit er in 
einem Monat weiter ist, als die Schulkinder in 3, 4, 5 Monaten 
können müssen". Schliesslich betonten sie fest und entschieden, 
dass bei aller Begeisterung für die Volksschule 2 ) doch in den 
Neuerungen „Ziel und Mass" eingehalten, die Kosten beschränkt 
und die Einrichtungen so getroffen werden müssten, dass die 
„hiesigen (Freiburger) Normalschullehrer nicht zu weit noch 
zu willkürlich verfahren" und dass sie nicht „mit Übertreibung 
ihres Privatnutzens die Kosten ohne Notwendigkeit vermehren 
helfen als wodurch endlich allgemeine Klägden, und Be- 
schwehrden erreget und Anstände gestiftet werden, die der 
Erreichung des Haubtzweckes just zuwiderstehen, und entweder 
selben an manchen Orten vereitlen, oder doch weiter ent- 
fernen". 

Eine der Früchte, welche die landständische Vorstellung 
bei der Regierung und Kammer zeitigte, war die prinzipielle 
Entscheidung, dass die Gemeinden für sämtliche Kosten, die 
mit der Ausbildung ihrer Lehrer verbunden sind, also für 
Wohnung, Kost, Unterrichtsgeld, Bücher und Schreibmaterialien 
aufkommen müssten, weil sie in erster Reihe aus der guten 
Bildung des Lehrers Nutzen für die Kinder ihrer Einwohner 
schöpften. 8 ) Nur dann trat diese Pflicht an eine Gemeinde 

i) Offenbar waren dies jene Stunden, von denen der II. Teil des 
Methoden buches (I. Hauptstück) spricht: „Alle denen es an Kenntnis der Sache 
fehlt, sind an denjenigen Lehrer anzuweisen, welcher in der Normalschule 
eben diesen Gegenstand lehrt: Von demselben lernen sie besonders in einer 
eigenen deshalb veranstalteten Klasse die erforderlichen Gegenstände 1 '. B. K. P. 
V, 233. Der landständische Konsess verriet also mit seinen Bemerkungen 
nur seine Unkenntnis in den getroffenen Einrichtungen. 

2) „"Wir stellen dieses keineswegs in der Absicht vor, als obe wir der 
Verbesserung des Schulwesens und der hieruntigen allerhöchsten Intention in 
der Hauptsache nur im mindesten unbeförderlich seyn wollten, da wir vielmehr 
mit aller von uns abhangen mögender Thätigkeith beizuhelfen geneigt sind". 

3) Eine ähnliche Verordnung erging 1776, 11. Januar für Böhmen; 
die Gemeinden wurden verpflichtet, jenen Schulleuten, die sich an der Muster- 
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heran, wenn es sich um seine erstmalige Ausbildung handelte. 
Anders, wenn der Schulmeister auf Befehl des Oberaufsehers 
oder der Schulkommission nochmals die Normalschule besuchen 
musste, um Lücken in seinem Wissen und Können auszufüllen; 
das ging auf seine eigenen Kosten. 1 ) 

Ein anderes praktisches Resultat wurde durch das Ein- 
greifen Bobs in diese Verhandlungen erzielt: Sämtliche Rech- 
nungen der in Freiburg unterrichteten Schulmeister mussten 
der Normalschuldirektion und dem landständischen Syndikat 
zur Begutachtung vorgelegt werden. In ihrem ersten Teile 
wurde diese Vorschrift von Bob angeregt. Er richtete sich 
mit seinem Antrage hauptsächlich gegen die Präparanden, da 
sich diese nach seiner Meinung nicht darauf verständen, mit 
fremdem Gelde haushälterisch umzugehen. Er „wisse nun 
zuverlässig, was Notwendigkeit und Mutwille" sei; 2 ) deshalb 
stellte er bei der Regierung und Kammer den Antrag, die 
Lehrer anzuhalten, dass sie ihm die Rechnungen zur Durchsicht 
unterbreiteten. Die Regierung erklärte sich damit einver- 
standen, nicht so der landständische Konsess. 

Dieser hatte zum vornherein zu verstehen gegeben, dass 
er die Schuldigen irgendwo anders suche, als dies der Direktor 

schule unterweisen Hessen, Diätengelder zu verabreichen. Belfert I, 388. — 
Einzelentscheidungen waren bereits früher ergangen; vgl. oben Rheinweiler und 
Bamlach S. 119. — Das O/Amt Neuenbürg wies infolge der ergangenen 
Regierungsverordnung die Gemeinde Harthausen an, „zur Reise des Schul- 
meisters Gaugel, und Aufenthalt in Fieyburg die Beköstigung anzuschaffen". 
Vorsichtigerweise fügte es noch bei: Wenn sich Anstände ergeben sollten, so 
habe der Pfarrer schon Anweisung, woher der Yorschuss zu nehmen. B. Gen. 1751 
(1778, 10. Jan.). 

i) Dem Schulmeister von Herrischried, Michael Sibold, wurde der Rat 
gegeben, durch Fleiss seine mittelmassigen Leistungen zu verbessern; allenfalls 
könne er auf eigene Kosten an die Normalschule kommen. B. Gen. 1751 
(1782, 13. April). — Vgl. unten S. 177. 

2) Die Rechnungen fand er „offenbar übertrieben" und „die Gemeinden 
in der That überhalten 41 . „Ja, ich mache mich anheischig, jeden Schulmeister 
für 45 fl. so zu übernehmen, dass ich ihm Kost, einen Trunk über Tisch, 
Wohnung, Exstrastunden für 3 Lehrer, Schreibmaterialien, und Bücher an- 
schaffen werde. Auf die Art werde ich die Aufsicht selbst über sie nehmen 
und nicht gestatten, dass sie die halbe Zeit müssig gehen, und 3 und mehr 
Monate hier zubringen". Ebenso verhalte es sich mit den Schulerfordernissen; 
vgl. S. 111, Anm. 2. B. Gen. 1467. 
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Bob tat, nämlich unter den Normalschallehrern, die Bob mit 
seinen Ausfahrungen wahrscheinlich in Schutz nehmen wollte; 
ihnen war der Aufenthalt der Schulmeister in Freiburg eine 
günstige Gelegenheit, durch „bessere Preise" auf Kosten der 
Gemeinden ihr Gehalt aufzubessern, — und diese wollten sie 
nicht ungenützt verstreichen lassen, wie der Konsess glaubte 
annehmen zu dürfen. Aus diesem Grunde genügte dem 
Konsesse auch die Unterschrift Bobs nicht; vielmehr bestand 
er darauf, dass der landständische Syndikus 1 ) ebenfalls das 
Recht erhalte, die Rechnungen durchzusehen und mit seiner 
Unterschrift zu bestätigen, zumal das Syndikat die betreffenden 
Gemeinden und den unterrichteten Schulmeister über ihre 
Schuld, bezw. über seine Forderung anzuweisen hatte. Trotz- 
dem dieses Verlangen den ganzen Unwillen Bobs hervorrief, 2 ) 
erfüllte die Regierung doch diesen Wunsch und liess die Be- 
gutachtung beider zu, da sie selbst dadurch an Einfluss und 
Macht weder verlieren noch gewinnen konnte. 

Damit war der Streit zwischen der Gemeinde Neuers- 
hausen und ihrem Lehrer samt seinem Nachspiel geschlichtet; 
zugleich die Frage, wer die Vorbildungskosten zu tragen 
habe, prinzipiell gelöst. Die Last war ganz auf die Schultern 
der Gemeinden geladen. So zog man denn auch hier nicht 
die vollen Konsequenzen aus dem Worte: „Die Schule ist und 
bleibet jederzeit ein politicum"; denn der Staat als solcher 
leistete nichts, auch keinen Zuschuss, ausser dort, wo er als 
Grund- oder niederer Gerichtsherr in Betracht kam, also auf 
den Kameralgütern. 3 ) Die Herrschaften konnten dazu bei- 
tragen, wenn sie wollten; verpflichtet waren sie nicht. 

*) Er habe sich „amore Publici zu übernahm dieser extra Mühe so 
willig als unentgeltlich angeboten 11 , erklärte der Eonsess. 

2 ) Bob bemerkte zu dem landständischen Konsessualantrag: „Wenn der 
landständische Syndikus verstehe, was einem Landschulmeister in Ansehung 
der Zeit und der Erfordernisse nothwendig sei, dann möge er die Begutachtung 
allein besorgen; andernfalls sei seine Unterschrift ein unnöthiges Ceremoniell, 
da er selbst ja im Namen der Regierung unterschreibe. Ich glaube nicht, 
dass man eine Jurisdiktionsschändung aus dem kleinmünzigen Geschäftel heraus- 
grübeln werde!" 

3) Zu Ende des Jahres 1773 erbat sich Franz Anton Hotz aus Konstanz 
„eine Gnadenaushilfe zur Erlernung der neuen Normal-Schulmethode". Die 
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Anders als in dem vorliegenden Falle entschieden wurde, 
verfuhr man, wenn die Kandidaten bloss zur Prüfung an die 
Normalschule kamen; handelte es sich nur um Prüfungs- 
kandidaten, so sollte diesen aus der Easse der Landesstelle 
„Kost und andere Erfordernisse" bestritten werden. 1 ) 

Es ist zwar gewiss, dass die neue Lehrart aus ver- 
schiedenen, an anderen Orten ausführlicher zu erörternden 
Gründen nur mit wachsendem Misstrauen aufgenommen wurde; 
allein man darf doch auch der Verordnung, dass die Ge- 
meinden für sämtliche Ausbildungsauslagen einzustehen hätten, 
eine erhebliche Schuld zumessen, wenn um 1783 erst ungefähr 
120 — also gerade die Hälfte — regelrecht ausgebildete 
Lehrer im Breisgau wirkten und wenn es 1785 noch nicht 
mehr als 146 waren. 2 ) 

Die Schulmeister dürfen dafür offenbar weniger verant- 
wortlich gemacht werden ; denn sie kamen zum Teil gerne, um 
sich besser auszubilden. So erschien der Schulhalter Mathias 
Kirner trotz seines hohen Alters und lernte, „soviel seine 
bejahrten Kräfte zuliessen". Der „schon 35 Jahre nur im 
Breisgau alte Schulmeister Joseph Messmer von Merdingen 
freute sich, dass er sich noch in „seinen anfänglich alten 
Tagen", wie er schon lange begehrte, ausbilden durfte. 3 ) 

Wie schon erwähnt, bewies das obere Rheinviertel die 
grösste Nachlässigkeit in der Ausbildung seiner Lehrer. Es 
ist diese Tatsache eigentlich nicht verblüffend, sobald man 
sich an die oben erwähnte St. Blasianische Note erinnert. 
Soweit es sich um die alte Grafschaft Hauenstein handelt, 
kennt man auch sehr rasch einen Teil der Ursachen dieser 
Gleichgiltigkeit; man braucht nur auf die politischen und 
religiösen Kämpfe und Eigenarten ihrer Bewohner den Finger 
zu legen, um vieles zu verstehen, manches gar zu verzeihen. 

Um ihnen aber doch gerecht zu werden, darf man nicht 
ausser acht lassen, dass es den Gemeinden des südlichen 



Hofkanzlei Hess den Bittsteller abweisen, er möge „sich selbst am seine Unter- 
haltung bewerben". Tir. 1773, 21. Dez. 
i) B. Gen. 3119 (1777, 2. Dez.). 

2) Eda (1785, ldst. Bericht). 

3) B. Gen. 1751 und Beil. IL 
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Schwarzwaldes, die zum Teil recht arm waren, sehr grosse 
Kosten verursacht hätte, ihre Schulmeister nach Freiburg zu 
schicken. Die Schulkommission verhehlte sich auch augen- 
scheinlich diese Gründe nicht, und so beschloss sie im 
Jahre 1777, die Schulmeister an Ort und Stelle unterrichten 
zu lassen, indem sie zu diesem Zwecke einen Normalschul- 
lehrer in die Gegend abordnete. Mit dieser Aufgabe wurde 
Franz Xaver Ranch betraut. Er kam im Spätjahr des ge- 
nannten Jahres in die Kameralherrschaft Rheinfelden, um die 
Lehrer, so lautete der technische Ausdruck für die Lehrer- 
vorbildung, „abzurichten". Sein Aufenthalt war sehr kurz; 
er dauerte nur von Ende September bis Mitte November. 1 ) 
Ein gediegener Unterricht in so kurzer Zeit bei einer Präpa- 
randenzahl von über 20 Schulmeistern ist nicht wohl denkbar. 

Die Wahrnehmung, dass es mit den Kenntnissen dieser 
Schulmeister trotz der „Ablichtung' 1 nicht weit her sei, 
musste dann auch Fehr auf seinen Visitationsreisen machen; 
ja, noch mehr, er konstatierte, dass sich auch nicht ein ein- 
ziger daraufhin um das Anstellungsdekret beworben habe — 
soviel hielt man in diesen Gegenden auf die Schulverbesserung! 
Er machte deshalb der Landesstelle, um das gleich hier noch 
anzuführen, den Vorschlag, jenen Lehrern, deren Schulen 
visitiert und gut befunden wurden, das Anstellungsdekret zu 
geben, ohne weitere Förmlichkeiten von ihnen zu fordern. 

Es wurde übrigens das Experiment kein zweites Mal 
unternommen, sei es, dass man zum voraus nur die Kameral- 
herrschaft in dieser Weise bereisen lassen wollte, sei es, dass 
der praktische Erfolg zu weit hinter den Erwartungen zurück- 
blieb und zu den aufgewendeten Kosten in keinem Ver- 
hältnis stand. 



!) Ende Sept bis Mitte Nov. sind nur ungefähre Angaben. Ober- 
amtmann Walter schreibt in seinem Berichte über die Kameralherrschaft, er 
habe am 19. Sept. die Nachricht erhalten, das Bauch komme; er wollte des- 
halb seinen Bericht nicht früher ausfertigen, als bis Bauch seinen Unterrichts- 
kurs vollendet hätte. Der Bericht ist aber tatsächlich vom 24. Nov. datiert; 
also waren die Tage von Ende Sept. bis Mitte Nov. die Unterrichtszeit 
B. Gen. 1842 (1777). 
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Man hätte nun glauben können, dass um so mehr das 
zweite Mittel, die Schulmeister in die neue Lehrart einzu- 
fahren, zur Anwendung gekommen wäre, nämlich die Muster- 
schule. Allein, allen Anzeichen nach zu schliessen, sickerte 
hier nur ein sehr schwaches Quellchen. Unter dem Hundert 
Lehrer, deren Zeugnisse aus dieser Zeit erhalten sind, be- 
finden sich nämlich recht wenige, von denen ausdrücklich gesagt 
wird, dass sie nicht an der Normalschule ausgebildet wurden. 

Immerhin kannte und benützte man diese Einrichtung, 
bevor sie noch offiziell anerkannt war. Vom Abt zu 
St. Trudpert ist überliefert, dass er einen seiner untergebenen 
Lehrer nach Wettelbrunn schickte, damit er sich dort das 
neue Lehrverfahren aneigne; der Säckinger Stadtschulmeister 
Saner hatte verschiedene Schüler. 1 ) Die Regierung machte 
den landständischen Konsess aufmerksam, dass sich Schul- 
meister zur Ersparung der Kosten in einer benachbarten 
Schule, die schon im Sinne der Reform eingerichtet sei, 
könnten unterrichten lassen, um hierauf an der Normalschule 
nur die Prüfung abzulegen. 2 ) 

1) Die Lehrer Fridolin Meyer von "Wallbach und Fridolin Schupfert 
zu Schwörstadt wurden von Saner in Säckingen unterrichtet. Bob vermochte 
es aber, als sie sich zur Prüfung in Freiburg einfanden, nicht, ihrem Instruktor 
ein glänzendes Lob auszustellen. „Es erhellet aus der Prüfung, dass der 
Säckingische Schulhalter Saner weder Eenntniss noch Geschicklichkeit, und die 
hier erlernten Grundsätze entweder vergessen habe, oder geflissentlich verkenne; 
denn seine Zöglinge sind in allem nur halb unterrichtet. Auch Fridolin Schupfert 
musste erst hier wieder unterwiesen werden. Nun ist er endlich bey anhaltendem 
Fleisse fähig einer Trivialschnle wohl vorzustehen, indem er Talent und Grund- 
sätze genug besitzet, sich vollkommen zu machen". B. Gen. 1751 (1778, 
18. Mai). Ein dritter Schüler des Säckinger Schulmeisters wird in dem Bam- 
lacher Lehrer, Bernhard Heitz, namhaft gemacht. 3 Monate war er in Säckingen; 
4 "Wochen an der Normalschule. Allein, bei seinem „langsamen und schwer- 
fälligen Talent", „ohne Gabe zu unterrichten", wurde trotz seines Fleisses sehr 
wenig erreicht. Bob Hess ihn lür den "Winter 1777/78 in Bamlach Schule 
halten. Nach den folgenden Osterferien sollte er nochmals in Freiburg antreten. 
Mit dem Zeugnis vom 25. Mai 1779, dass er „geläufiger geworden", erhielt 
er 6. Juli d. J. das Dekret mit dem Bemerken: „Er müsse sich fleissig üben 
und vollkommener werden". Eda. 

2) Aus demselben Grunde, schrieb die Schulkommission an den Triberger 
Obervogt, könnten sich die Lehrer seiner Vogtei in Triberg unterrichten 
lassen. B. Gen. 1842 (1777, 10. Dez.). 
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Zu einer geregelten Konzession für den Breisgan wurde 
die Musterschule im Jahre 1778, bezw. sollte es werden. In 
diesem Jahre ermächtigte nämlich die Hofkanzlei den Normal- 
schuldirektor Bob, Schulmeister, deren Schulen mustergiltig 
seien, anzuleiten, dass sie andere Schulmeister „abrichteten, 
und zwar auf dieselbe Art und Weise, wie sie abgerichtet 
wurden". 1 ) 

Bob führte den Erlass kaum aus; denn es war ihm ja 
in den folgenden Jahren nicht möglich, auf Schulinspektion 
zu gehen, da ihn Krankheit ans Haus fesselte. Die Visitation 
war aber für die Errichtung einer Musterschule unerlässliche 
Bedingung; denn erst, wenn sich der Visitator mit eigenen 
Augen von dem vortrefflichen Stand einer Trivialschule über- 
zeugt hatte, durfte sie zu dem Range einer Musterschule er- 
hoben werden. Der v.o. Regierungsrat v. Maurer bestätigt 
uns übrigens diese Annahme, dass offiziell keine Musterschulen 
eingerichtet wurden, indem er gelegentlich der Beratung über 
einen Fehrschen Bericht und Antrag sich dahin ausliess: „Es 
existieren keine Musterschulen, also ist es auch unthunlich, 
Musterschulmeister zu ernennen". 2 ) Wohl hielten die Land- 
gemeinden an dem alten Brauche fest, ihre Schulmeister in 
einer benachbarten Schale unterweisen zu lassen; nur war 
keine Regel und Ordnung, wie das in den Verordnungen über 
•die Musterschulen vorgesehen war; es war vielmehr der Will- 
kür des einzelnen anheimgegeben, wohin er gerade gehen 
wollte. 3 ) 

i) Tir. 1778, 22. Aug. foL 151 b. Zur gleichen Zeit beglückte man auch 
Schwäbisch-Österreich mit dieser willkommenen Neuerung. Das Direktorium 
wurde verhalten, zwei ihrer „fähigsten 11 Schulmeisternach Freiburg zu schicken; 
Bob sollte sie nach der entworfenen und mitkommenden Instruktion, sowie 
nach der Vorschrift des Lesebuches unterrichten. Mit dem Attestat begeben 
sie sich dann an ihren Bestimmungsort, wo sie selbst andere Schulmeister 
.„abrichten". 

2) Vgl. unten S. 173 f. 

3) Fehr berichtete über die Schulmeister Blasi Baumgartner (Amrig- 
schwand) und Gottlieb Isele (Oberweschnegg), dass sie zu Berau (gemeint ist 
wohl Bernau; denn Berau lag in der Reichgrafschaft Bonndorf und besass 
St. Blasianische Schulorganisation und -methode) Unterricht genommen haben; 
sie wurden infolgedessen nur zur Prüfung in Freiburg verpflichtet. B. Gen. 
1158. — Ebenso teilte er mit, dass sich der Lehrer von öflingen zu Zell 
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Über den Inhalt der Vorbildung, wie Bob sie an der 
Freiburger Normalschale bot, sind wir so wenig unterrichtet, 
wie über das Verfahren, das er und sein« Lehrer bei der 
Unterweisung der Trivialschullehrer einschlugen ; noch weniger 
natürlich in dieser Hinsicht über jene Landschulen, in denen 
Schulmeister ausgebildet wurden. 

Bekannt ist, dass für den Besuch der Normalschule aus 
guten Gründen Anfangstermine festgelegt waren. In Frei- 
burg wurden diese Termine samt den damit zusammen- 
hängenden, zeitlich abgegrenzten Kursen nicht eingehalten. 
Von einem der Kandidaten heisst es, dass er sich fünf Monate 
dort aufhielt, 1 ) von einem andern, dass er vom 21. April bis 
5. August die Normalschule besuchte ; 2 ) von anderen wiederum, 
dass sie nur einige Wochen dort waren. Wenn man ausser- 
dem aus dem Datum der Befähigungszeugnisse Folgerungen 
ziehen darf, so kommt man zu demselben Schluss; denn sie 
sind zu den verschiedensten Zeiten des Jahres ausgestellt. 
Nur selten, dass einige Zeugnisse dasselbe Datum tragen. 
Gewiss darf dieses Entgegenkommen, dass die Schulmeister 
hinsichtlich ihres Besuches an keine festgesetzte Zeit gebunden 
waren, dem Direktor Bob zugute gehalten werden. 3 ) 

Um so trauriger war es, dass trotz alledem die Beteili- 
gung von Seiten der Landschulmeister verhältnismässig sehr 
flau war. Mit Bitterkeit nagelte Fehr die Tatsache fest, dass 
im Hauensteinschen, das sich ja vor allen Bezirken in der 
Abneigung gegen die Reformen auszeichnete, fast kein Lehrer 
„abgerichtet" sei, dass sicherlich keiner vorschriftsmässig 
verfahre. 4 ) Wo es ein Schulmeister wagte, nach der neuen 

habe unterweisen lassen. Eda. — Andreas Kiefer hat sich bei Lorenz Rümelin 
„Schulhalter zu Atzenbach ein Jahr lang aufgehalten und wohl profitieret". 
B. Gen. 1751 (1779, 4. Okt.) — "Während der Schulmeister von Kaiseraugst, 
der 1772 seinem Vater Thomas Schmidt (vgl. S. 48 Anm. 2) im Dienste nach- 
folgte, einen Kurs in Freiburg mitmachte, holte sich sein Sohn die theoretische 
und praktische Bildung bei Gindelin und Hage in Rheinfelden. Sonntagsblatt 
der Volksstimme aus dem Fricktal 1887, 163. 

1) So Karl Dold, Schulmeister in Mettau. B. Oen. 1751. 

2) Vgl. oben S. 121. 

3) Vgl. B. Gen. 1751. 

4) B. Gen. 1158 Dek. Waldshut (Tabelle). 

9 
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Lehrart zu unterrichten, musste er gewärtig sein, von Dienst 
und Brot gejagt zu werden. 1 ) Ja, Fehr konnte sich des Ein- 
druckes nicht erwehren, als ob die Hauensteiner nur zum 
Scheine Schulmeister nach Freiburg geschickt hätten, da sie 
denselben nach ihrer Rückkehr verboten, den Unterricht auf 
Grund der neuen Methode zu erteilen. Eine Gemeinde ging 
gar soweit, ihre Lehrern überhaupt nicht in Dienst zu nehmen, 
trotzdem sie es ihm versprochen und trotzdem er sich schon 
die Gerätschaften angeschafft hatte. 2 ) 

Auch in den übrigen Teilen des Breisgaus wurde die 
Lehrerbildung manchmal recht gering gewertet. In der 
Meinung, dass sich die neue Methode für das Land nicht eigne, 
waren die Gemeinden keineswegs darauf bedacht, den Lehrern 
behilflich zu sein, ihr Wissen und Können zu vervollkommen. 
Es kam nicht selten vor, dass die Schulmeister infolge 
mangelnder Unterstützung von Seiten der Obrigkeit und Ge- 
meinden alles was sie erlernt hatten, vergassen. 3 ) 

Die Resultate der Vorbildung spiegelten sich in den 
Visitationen wieder. Das Bild, das sie darboten, zählt nicht 
zu den besten; es war licht, soweit der mittlere Breisgau 
den Hintergrund lieferte, je weiter nach Süden, desto mehr 
grau in grau. 



i) Eda Hochsal; „darf wegen Bedrohung der Gemeinde nicht vorschrift- 
massig verfahren 11 . 

2 ) Joseph Kiefer aus Niederhof bei Murg teilte Fehr mit, dass ihn die 
Gemeinde nach Freiburg an die Normalschule geschickt habe; er sei im Besitze 
der Atteste und des Anstellungsdekretes; bereits habe er eine schwarze Tafel 
gekauft und bezahlt und nun lasse ihn die Gemeinde nicht Schule halten, 
weil er nicht nach der alten Methode unterrichte. Tatsächlich hat Kiefer im 
Spätjahr 1779 die Normalschule besucht; sein Zeugnis ist vom 15. Dez. und 
sein Anstellungsdekret vom 20. Dez. datiert B. Gen. 1751. — Die Beschwerden 
des Schulmeisters veranlassten Fehr zu einer sehr scharfen Bemerkung: „Aus 
dieser Begebenheit erhellet klar, dass von Seiten der Grafschaft Hauenstein 
keine andere Absicht gewesen ist, als eine hohe Landesstelle glauben zu machen, 
die Schulen seyen in dieser Grafschaft gut eingerichtet, da sie sich gleich an- 
fangs eifrig gezeigt mit Einschickung von 5 Schulmeistern, um den Unterricht 
in hiesiger Normal zu nehmen, und hernach doch nicht vorschriftsgemäss 
haben Schulehalten lassen". B. Gen. 1158 (Dek. Whut A $ Murg). 

3) B. Gen. 1119 (Zähringen). 
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Bob konnte auf seiner Visitationsreise 1781 feststellen, 
dass unter 21 Schulmeistern 11 vorschriftsmässig unter- 
richteten, 6 ziemlich gut, 3 schlecht, und dass einer gar nicht 
nach der Methode ging. 1 ) 

Fehrs Visitationsbescheide lauteten in diesem Punkte: 2 ) 

1. für den südlichen Teil des Dekanates Breisach: zwei 
vorschriftsmässig, 3 ziemlich gut, 1 schlecht. 

2. für das Dekanat Neuenburg: 4 vorschriftsmässig, 
3 ziemlich gut, 1 schlecht, und einer hielt sich überhaupt 
nicht an die Methode. 

3. Waldshut: da fällte Fehr überhaupt die Rubriken 
nicht aus, so schlecht fand er hier alles; er musste sogar die 
betrübende Erfahrung machen: „abgerichtet, aber nicht vor- 
schriftmässig", und das in der Stadt Waldshut selbst! — In 
Todtnau und Schönau war das Unterrichtsverfahren ziemlich 
gut; der Schulmeister von Todtmoos war noch nicht abgerichtet. 

4. Wiesental: 6 vorschriftsmässig, 9 sehr mittelmässig, 
1 nicht nach der Methode, 2 nicht abgerichtet. 

5. Frick und Gaudis: 5 vorschriftsmässig, 14 ziemlich 
gut, 6 schlecht, 3 nicht nach der Methode, 1 nicht abgerichtet. 

Schulmeister, bei denen die Visitation Unwissenheit in 
der Methode antraf, bekamen einen kürzeren oder längeren 
Wiederholungskurs an der Normalschule zudiktiert. Diese 
Kurse trugen jedoch in keiner Weise den Charakter einer 
Massregelung an sich; sie dienten nur dazu, vorhandene 
Lücken auszufüllen. 3 ) 

Vergegenwärtigt man sich, dass die Schulverbesserung 
in einer Gemeinde schon einen gehörigen Schritt vorwärts 



i) Ein besonderes Lob konnte er dem Schulmeister von Kappel spenden; 
er ist ein geschickter, fleissiger und ungemein eifriger Mann; er hat aus eigenem 
Antrieb die ergangenen Verordnungen genau befolgt Seine Kinder sind in Sitten 
und Wissenschaften die besten, die ich kenne. B. Gen. 1119. 

2) B. Gen. 1158. 

3) B. Gen. 1119 (Zähringen und Stegen). Das Verfahren des Lehrers 
von öflingen fand Fehr ein wenig vorschriftsmässig; „er muss sich in einer 
benachbarten Schule besser damit bekannt machen und sich prüfen lassen, 
wenn immer Hoffnung ist, dass er die Lehrart noch begreifet, da er 49 Jahre 
zählt". B. Gen. 1158. (Dek. Wtal). 

9* 
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machte, sobald der Lehrer in ordentlicher Weise ausgebildet 
wurde — selbst wenn die Methode nicht einmal das Prädikat 
„gut* verdient — , so begreift man auch, dass die Regierung die 
Gemeinden nnd Ortsobrigkeiten mit Strafen bedrohte, falls 
sie nicht von ihrer Nachlässigkeit in diesem Punkte ablassen. 1 ) 

3. Anstellung — Dienstnachfolge. Während Schul- 
kommission und Normalschuldirektor ihre volle Aufmerksam- 
keit gleich von vornherein der Vorbildung zuwandten, waren 
sie weniger auf die rechtliche Stellung derselben und ihre 
Festigung bedacht. Zu den Schulkommissionen, an denen 
da« Hofdekret von 1776 mit Fug und Recht bemängelte, dass 
sie von dem § 19 keinen richtigen Gebrauch machten, gehörte 
darum auch die vorländische Schulbehörde; denn vor dem 
genannten Erlass wurde im Breisgau kein Anstellungsdekret 
ausgegeben. 2 ) Es macht den Eindruck, als ob die Provinzial- 
schulbehörden an dem § 19 der A.Sch.O. achtlos vorüber- 
gegangen sind, weil sie dessen Tragweite nicht erfassten. 
Erst mit dem Jahre 1777 setzte die Ausstellung der Dienst- 
dekrete ein, auch für jene Schulmeister erst, die bereits vor 
1775 eingeschult und geprüft worden waren. Sie zog sich 
dann in ununterbrochener Reihenfolge bis zum Jahre 1783 
fort. Soweit lässt sie sich wenigstens aktenmässig verfolgen; 
mit diesem Jahre versiegen plötzlich die Quellen. Die Aus- 



i) Als das Schönau-Wehr'sche Amt 1777, 5. Apr. mitteilte, dass man 
mit der Schuleinrichtung nur langsam vorgehen könne, weil der Vorgänger im 
Amte nichts getan, und dass erst, um ein ordentliches Gehalt für den Schul- 
meister zusammenzubekommen, viele Anstände überwunden werden, müssten, 
schrieb die Regierung kurzer Hand zurück: „Wir können nicht langer zusehen 1 *. 
Unter Strafandrohung wurde die Beamtung angewiesen, den Lehrer sofort zu 
veranlassen, dass er sich die neue Methode zu eigen mache. B. Gen. 1812 
(1777, 6. April und 1. Mai). Der Schulmeister wurde folgenden Sommer unter- 
richtet und geprüft; sein Zeugnis ist datiert von 30. Juli und das Ans t rim ngs- 
4ekret vom 5. Aug. B. Gen. 1751. 

2) Das Nellenburger O/Amt zu Stockach wies ausdrücklich daraufhin, 
dass ein „newerliohes Dekret" den Anlass gab, den Lehrer Gange!, der ^skh 
beim Lehrer Hafner zu Riedlingen auf die Trivialschulkenntnisse verlegte und 
dabei Fortschritte machte", nach Freiburg zu schicken, damit er sich dun* 
seine Prüfung das Dekret erwerbe. B. Gen. 1751 (1778, 10. Jan.). 
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Stellung der Dekrete dauerte aber an, wie später noch gezeigt 
werden wird. 1 ) 

In diesen 6 Jahren wurden za 110 Dekrete ausgefertigt; 
mit einer einzigen Ausnahme sämtliche für den Breisgau. 
Wenngleich die Zahl nicht einmal die volle Hälfte der Schulen 
repräsentiert, so darf unser Urteil doch nicht zu hart lauten. 
War es doch etwas ganz und gar ungewohntes, dass der 
Staat in letzter Instanz die Anstellung der Lehrer regelte. 
Andererseits ist die immerhin nicht unbeträchtliche Zahl mit 
ein Beweismoment, wie gerne man von den Schulrechten an 
eine einheitliche starke Landesregierung abgab, weil die 
Grund-, Gerichts- und Gemeindeobrigkeiten selbst die Mängel 
des bestehenden Schulwesens einsahen, aber sich doch zu 
schwach und zu einsam fühlten, um eine durchgreifende 
Besserung herbeizuführen. 

Die Vorschriften über den Gang einer Anstellung blieben, 
wie soviele andere Verordnungen, die im Grunde genommen 
stets auf das niederösterreichische Kronland zugeschnitten 
waren, für den Breisgau ein toter Buchstabe. Die Vorstellung 
beim Visitator war nicht leicht zu bewerkstelligen, da es um 
1777 nur einen gab, nämlich den Oberaufseher Bob, der 
alles, Visitator, Normalschuldirektor und Oberaufseher, in 
einer Person vereinigte. In der Regel wandte sich der Schul- 
meister, bezw. der Kandidat mit einem Bittgesuch an die 
Landesstelle, damit sie ihm das Dekret ausfertige. 

Für diejenigen, die sich unmittelbar von der Normalschule 
aus, wo sie gerade unterrichtet oder geprüft wurden, um 
das Dekret bewarben, wurden die Eingaben direkt an die 
Landesstelle befördert. Es war die Mehrzahl, weil die Lehrer 
infolge der Vorschrift, dass zum mindesten die Prüfung an 
der Normalschule abzulegen sei, dahin kommen mussten; die 
meisten Gesuche sind deswegen von Freiburg aus datiert. 
Von draussen haben die Ortsobrigkeiten meist die Schrift- 
stücke vermittelt. In Freiburg wünschte man offenbar diesen 
Weg; denn über unmittelbar eingesandte Gesuche forderten 
sie die zuständigen näheren Obrigkeiten um Begutachtung auf. 

i) Vgl. hierzu und zu dem folgenden B. Gen. 1751. 
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Die meisten Bittgesuche worden wohl von den Lehrern 
selbst, wenn auch nach einer ihnen vorgelegten Schablone, 
abgefasst und geschrieben. 1 ) Es scheint aber nicht immer 
so gewesen zu sein. So lief zu Anfang 1782 bei der 
Regierang und Kammer das Bittgesuch des Schulmeisters 
Eonrad Haberer von Forchheim ein. Aller Vermutung nach 
lautete dasselbe auf eine Anstellung für Riegel; denn es ging 
die Landesstelle das Baden-Lichteneggsche Amt um Auskunft; 
an, ob Konrad Haberer tatsächlich für Riegel aufgenommen 
sei. Der damalige Beamte Dr. Schlichtig verneinte es und 
gab an, dass er Schulmeister zu Forchheim sei, und zwar 
schon seit 22 Jahren; wenn trotzdem noch ein Anstellungs- 
dekret notwendig falle, so solle man ihn zum wenigsten 
nicht auf einen Ort, wo er sich nicht befinde, bestätigen. Er 
fögte dann noch bei, dass die Schriftsteller der Bittwerber 
erst sich auch genau verlässigen sollten, für welche Dienste 
diese in Betracht kommen. 2 ) 

Dem Gesuche an die Schulkommission musste das 
Prüfungszeugnis 3 ) des Normalschuldirektors beigelegt werden; 
ausserdem eine Bescheinigung über die „An- und Aufnahme* 
von Seiten der Gemeindevorgesetzten oder Ortsobrigkeiten 4 ) — 
so wenigstens bis 1781; von dieser Zeit an fehlen diese ßei- 



i) Wie sklavisch und gedankenlos sich die Schulmeister an das Formular 
hielten, lässt sich darin erkennen, dass sie schrieben, sie seien in „hiesiger 
Normalschale unterwiesen, bzw. geprüft worden", wahrend sie an den Schluss 
als Ort des Datums ihre Heimat angaben. B. Gen. 1751. 

2) Eda. 

3) Bis 1780 wurden die Zeugnisse bei den Akten behalten; von da an 
gingen sie augenscheinlich wieder an die Bittsteller zurück. Sämtliche Zeugnisse 
aus dieser Zeit sind mit geringfügigen Abweichungen nach einem Formular 
geschrieben; vgl. Beil. III, 1. 

4) Ein derartiges Schriftstück vom Vogt in Littenweiler ausgestellt, 
ist erhalten; es ist zugleich ein Muster der damaligen Bildung auf dem Lande, 
„demnach Vorweiser dieser Hieronymus wohlfahrter schulhalter durch auf- 
weisung seines attestatum das er die Normalschule erlernet und sey geprüfet 
worden in unser gemeindt aufgenommen wordten. Zu Zeugniss der Wahrheit 
bezeuge ich mit Eigener unterschrüft 

Lüttenwieler den 8*en Jenner 1779 Jakob Ruh 

Vogt allda. 
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lagen bei den Akten, wahrscheinlich weil sie wieder zurück- 
gestellt wurden. 

Die Tätigkeit der Schulkommission konzentrierte sich 
nun darauf, die Einlaufe zu prüfen ; unter Umständen mussten 
ergänzende Erhebungen veranstaltet werden. Die Ausübung 
ihrer Rechte kristallisierte sich in der Ausfertigung des 
Dekretes. 1 ) 

Dieses Schriftstück wurde nicht durch die Schulaufsicht, 
sondern durch die ortsobrigkeitlichen Behörden den Schul- 
meistern ausgehändigt; auf diese Weise empfingen auch diese 
die erforderliche Nachricht über die bestätigte und vollzogene 
Anstellung der Schulmeister. 

Eine Ausnahme von diesen Förmlichkeiten sollte, wie 
schon angeführt, zugunsten der Lehrer in der Kameralherr- 
schaft Rheinfelden gemacht werden. Ob aber der Antrag 
Fehr von der Schulkommission gebilligt und von der Landes- 
stelle ausgeführt wurde, entzieht sich einem sicheren Urteil. 
Es wurden allerdings im Juni 1781 vier Dekrete, aber ohne 
Namensangabe der Empfänger, in die Kameralherrschaft 
expediert. 2 ) Allein, es scheint doch recht fraglich, ob sie von 
Fehr veranlasst wurden, da sein ausführlicher Visitations- 
bericht, in dem auch sein Antrag enthalten ist, Anfangs Juni 
noch nicht bei der Landesstelle sein konnte. 8 ) 

In den Kreisen der Lehrer wurde das Anstellungsdekret 
zum Teil sehr hoch eingeschätzt; denn sie erkannten in dem- 
selben die Sicherung ihrer Stellung. 4 ) Andere waren weniger 
weitschauend, vielleicht auch weniger optimistisch — und sie 

i) Vgl. Bei]. IV. 

2) B. Gen. 1751. 

3) Vgl. S. 174 f. 

4) Vgl. Beil. II; ausserdem folgende Belegstellen: Euere Exzellenzien 
und Gnaden geruhen diejenigen, welche sich mit Fleisse darauf geleget haben, 
die zur Erziehung der Jugend erforderliche Geschicklichkeit zu erlernen, mit 
einem Anstellungsdekret zu begnadigen". — Bittgesuche, die noch nicht völlig 
schabionisiert waren und noch etwas Selbständigkeit an sich trugen, verlangten 
das Dekret „zu mehrerer Sicherheit der Anstellung" — „zur Sicherheit des 
Dienstes"; ein anderer bekannte in seinem übersohwänglichen Stil, dass er „für 
die anhoffende Gnade (d. h. für das Dekret) seinen Eifer verdoppeln, und ohn- 
abänderlich in allerunterthänigsten Respekt harren werde". B. Gen. 1751 a. v. 0. 
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bildeten die Mehrheit; sie erblickten in dem Dekret nichts 
anderes als ein Schreiben, das ihnen den Antritt ihres Dienstes 
ermöglichte. 1 ) 

Die Wirkung der staatlichen Massregel lässt sich auch 
schon da und dort erkennen. In Kirchhöfen war der früher 
in Villingen angestellte Fidel Andreas Schulmeister; mit 
dessen Leben und Unterricht war weder die Gemeinde noch 
die Herrschaft noch der Pfarrer zufrieden. Unter den alten 
Verhältnissen hätten diese ihm bei gegenseitigem Einver- 
ständnis einfach den Laufpass geben können. So etwas war 
um 1781 doch nicht mehr so leicht möglich. Deshalb nahmen 
sie ihre Zuflucht zu dem staatlichen Aufsichtsorgane. Als 
Fehr die Schule zu Kirchhöfen visitierte, beschwerten sie sich 
und baten um Abhilfe. Fehr schlug nun der Landesstelle vor, 
Fidel Andreas zu veranlassen, dass er sich nach einem 
anderen Schuldienst umsehe und mit irgend einem Schul- 
meister seine Stelle vertausche; so werde die Gemeinde vor 
ihm und er vor der Gemeinde „klaglos gestellt". Zugleich 
sollte ihm Vorhalt gemacht werden, sich künftig mit seiner 
Umgebung besser zu vertragen, mit der Auflage, nochmals 
die Normalschule zu besuchen. Ob die beantragte Mass- 
regelung in dieser gelinden Form — Strafversetzung konnte 
man noch nicht anwenden wegen der hergebrachten Unter- 
tanenverhältnisse — auch zur Wirklichkeit wurde, darüber 
fehlen augenblicklich die Belege. 2 ) 

Die staatliche Schulbehörde war indes auch bemüht, der 
prinzipiellen Auffassung von der veränderten Stellung der 
deutschen Schulmeister zum Durchbruche zu verhelfen. Be- 
kanntlich mussten sie vordem an manchen Orten, trotzdem 
sie eigentlich für immer den Dienst besassen, jedes Spätjahr 
um Bestätigung nachsuchen. Dieses Ansinnen stellte noch 
im Jahre 1777 die Gemeinde Zell i. W. an ihre Schulmeister. 



1) „Zur Antretung des Schuldienstes 11 erbaten sich die Breisgauer Schul- 
meister fast durchweg das „Dienstdekret". Der Lehrer von Oberwinden legte 
ihm fast gar keinen Wert bei; denn er wünschte dasselbe nur, weil dem „Ver- 
nehmen nach jeder methodenkundige Schulmann mit einem von der hohen 
Landesstelle gefertigten Anstellungsdekrete versehen sein soll". B. Gen. 1751. 

2) B. Gen. 1158 Dek. Breisach B 3. 
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Da trat aber Schulkommissionsreferent v. Schmidfeld mit 
aller Energie dagegen auf und untersagte der Gemeinde, 
weiterhin ein solches Verlangen laut werden zu lassen, und 
dem Schulmeister, sich je auf solche Forderungen einzulassen. 1 ) 

In der Schulgesetzgebung wurde die unmittelbare Dienst- 
nachfolge der Söhne mit keiner Silbe erwähnt; sie blieb also 
vorläufig noch zu Recht bestehen. In allen jenen Fällen, wo 
der Sohn des Schulmeisters neben dem Yater als Gehilfe tatig 
war, darf man wohl mit Bestimmtheit annehmen, dass er 
seinem Vater im Schulmeisterdienst folgte. Der eine oder 
andere Fall ist auch aktenmässig belegt. Bei dem betagten 
Lehrer von Wittnau, Mathias Kirner, drückte man ob seiner 
mageren Leistungen ein Auge zu und erteilte ihm trotz seiner 
Unfähigkeit auf das Fürwort Bobs hin das Dienstdekret, da 
er zu gleicher Zeit seinen Sohn, mit dessen Beihilfe er sodann 
den Unterricht erteilen wollte, in Freiburg unterweisen Hess; 
bei dieser Sachlage war Dienstnachfolge sicher. 2 ) 

Dafür, dass Schuldienste durch „Erheiratung" erworben 
wurden, fanden sich keine Belege, wenigstens nicht für die 
Zeit nach 1774. Kurz vorher hatte Fidel Andreas auf diesem 
„nicht ungewöhnlichen Weg" den Villinger Schuldienst erhalten. 
Es ist aber so gut wie sicher, dass sich diese Unsitte auch 
nach 1774 weiterschleppte; denn in der josephinischen Aera 
musste dagegen Front gemacht werden. 

4. Besoldung. Obschon sich keine gesetzliche Vor- 
schrift unmittelbar mit der Lehrerbesoldung beschäftigte, so 

1 ) „wenn sich die Gemeind eine solche forderung würklich träumen 
lassen sollte, So ist selbe in diesseitigem Namen von einem solchen der aller- 
höchsten Anordnung widerstrebendem Ansinnen alles Ernstes abzumahnen und 
dem Schulmeister einzubinden, dass er sich unter Verlust des Dienstes in eine 
solch niedrige Bitte nicht einlasse, sondern hierinnenfals diesseitig kräftige 
Unterstützung gegen die Gemeinde jederzeit zu erwarten habe". B. Gen. 1842 
(1778, 28. April). 

2) B. Gen. 1751 (1778, 24. Juni, Zeugnis; 5. August, Dekret). Inbetreff 
des Schulmeisters von Frick, Franz Joseph Fuess, legte Fehr der Regierung 
nahe, ihm offiziell mitzuteilen, dass er „das einem Schulmeister unanständige 
täppische Betragen und das unzeitige Spielen vermeiden und mit der Jugend 
gute Zucht und Ordnung halten soll, wofern er nach dem Tode seines alten 
Vaters, welchen er laut 4. Gebot ehren soll, den Schuldienst erhalten will u . 
B. Gen. 1158 (Dek. Frick und Gaudis B 3). 
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regten doch Einzelentscheidungen der staatlichen Regierung, 1 ) 
von oben gespendetes Lob, besonders aber das Beispiel der 
Kaiserin auf ihren eigenen Gütern, manche Besserung an. 
Wo man überhaupt Interesse für die Schule zeigte, war man 
sich auch, wie das St. Blasianische Reformprogramm erweist, 
darüber klar, dass „vorderst will nöthig seyn zu untersuchen, 
mit was Mitteln ein diensttauglicher Schul -Lehrer besoldet 
und beygebracht werden möge". 2 ) Leider waren es, soweit 
der Gegenstand aktenmässig verfolgt werden kann, nur 
wenige, bei denen diese Einsicht auch wirkliche Erfolge 
zeitigte. So beschloss die kleine Gemeinde Mambach, ihrem 
Schulmeister die 10 fl., die jährlich auf das Scheibenschiessen 
verwendet wurden, als Besoldungszulage zu geben. 3 ) 

Der Freiherr v. Schönau-Schwörstadt, einer der eifrigsten 
Schulfreunde, machte den Versuch, mittelst einer gerecht ver- 
teilten, allgemeinen Belastung der Ortseinwohner die Besoldung 
des Schulmeisters zu erhöhen und sicher zu stellen. Er 
ordnete an, dass ein jeder seiner Untertanen, der eine Haus- 
haltung hatte, einen Beitrag zur Besoldung leiste, gleichviel 
ob er mit Kindern gesegnet sei oder nicht. Die Anteile 
wurden nach Massgabe des Vermögens abgestuft. Der Reiche 
musste 40 kr., der Mittlere 30 kr., der Arme 20 oder 10 kr., 
unter Umständen auch gar nichts bezahlen. Die Bauern 
sträubten sich dagegen; sie wollten am alten Zopf festhalten, 
dass für jedes Kind wöchentlich 2 kr. erlegt werden sollen.*) 

In Wehr bestand der Sold des Schulmeisters um 1773 
in 50 fl. von der Gemeinde und in 10 fl. von der Herrschaft 
nebst freier Wohnung. Zu Anfang 1781 stellte der Grund- 
herr, v. Schönau - Wehr, den Präparanden Joseph Wolf als 
ersten Lehrer an „mit einem jährlichen Gehalt von 150 Reichs- 
gulden, frey Holz und Quartier"; ausserdem sicherte er ihm 



!) Die Hofkanzlei ermächtigte die Regierung und Kammer zu einem 
Befehle an die Stadt Stauf en, dass sie „den Gehalt des Schulhalters aus Stifts- 
geldern auf 300 fL ergänze". Tir 1774, 12. März fol. 45 b. 

2) B. Gen. 1842 (1777, 5. Apr., v. Schönau-Wehr'sches Amt). 

3) ZGO NF. 10, m54 (1776). 

4) B. Gen. 1842 (1777). 
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die Einkünfte des Mesnerdienstes zu, sobald „ein oder beyde 
Sigristendienste ledig werden". 1 ) 

In Kirchhöfen regelte die Gemeinde offenbar 1779 die 
Besoldung des Schulmeisters. Von Wichtigkeit ist da, dass 
sie das Schulgeld in die Besoldung mit einbezog, sodass nicht 
mehr die einzelnen den Schulmeister bezahlten, sondern die 
Gemeinde ihn unmittelbar aus der Gemeindekasse besoldete. 2 ) 

Viel Mühe wandte der Oberamtmann von Rheinfelden 
auf, um den Schulmeistern der Kameralherrschaft eine reich- 
lichere Besoldung zu verschaffen. Er hatte dabei manche 
Schwierigkeiten zu überwinden. Auf der einen Seite drängten 
ihn die Schulmeister vorwärts, indem sie ihm ihre Absicht 
eröflheten, den Schuldienst unter den so ungünstig gewordenen 
Verhältnissen zu quittieren. Er musste daher alles aufbieten, 
den „eint- und anderen fähigeren unter der tröstlichen Zu- 
sicherung, dass bey künftig erfolgen mögenden besseren Zeiten 
auf eine ergiebigere Belohnung die Rechnung zu machen 
seye a , in seinem Dienste festzuhalten. 

Auf der anderen Seite standen die Vögte und Obervögte 
und stimmten dem Oberamtmanne bewegliche Klagelieder an 
über „die armutsvollen, geldklemmen Zeiten". Als eine 
drückende Fessel empfand er es, dass ihm jegliche Einsicht- 
nahme in die Gemeinderechnungen verwehrt war, da vielleicht 
manche Gemeindekasse noch stärker hätte herangezogen 
werden können. Um eine sichere Quelle für die Besoldungen 
nutzbar zu machen, legte er Hand an die Einkünfte der 
Kirchenfabriken; die Genehmigung der Landesstelle hatte er 
allerdings zuvor nicht eingeholt, auch nicht die der kirch- 
lichen Obrigkeit, soviel sich sehen lässt. Er erlaubte sich 
den Eingriff „spe rati gratiosi" — in der angenehmen Hoff- 
nung, eine gnädige Bestätigung zu finden; er kannte offenbar 
die Gesinnung der Regierung in diesem Punkt zu gut, weil 
er so zuversichtlich zugriff. 3 ) 

i) B. Gen. 1751 (1781, 18. Okt.). 

2) B. Gen. 1158 (Dek. Breisach A 2). Trotzdem fuhr Fidel Andreas 
immer noch weiter, von den vermöglichen Kindern die 25 fl. jährlich zu 
„erpressen". 

3) B. Gen. 1842 (1778). 
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Auch aus dem Waldviertel liegt eine Notiz über die 
Besserstellung der Lehrer vor. In Triberg galt es, dem 
Schulmeister zu seinem Gehalt von 15 fl. und 1 fl. Schulgeld 
pro Kopf noch 45 fl. Zulage zu erwirken. „Wenn nicht alle 
scharfen und Zwangsmittel angewendet worden wären", so hätte 
man kaum etwas erreicht , berichtete der dortige Obervogt. 1 ) 

Im grossen und ganzen taten die Gemeinden und näheren 
Obrigkeiten bis zum Jahre 1781 meist so gut wie nichts, um 
die Lage der Lehrer den gesteigerten Anforderungen ent- 
sprechend zu verbessern. Fehrs Visitationsberichte sprechen 
in dieser Hinsicht eine deutliche Sprache; denn er stiess fast 
überall noch auf die alten Besoldungen. Die Tabellen von 
1785 weisen wohl Besserungen auf, doch nicht so, wie es die 
Neugestaltung der Verhältnisse erheischte. 2 ) Noch bezeichnender 
ist es, dass man nicht einmal soviel Einsicht besass, den 
Lehrer auf eine andere Art und Weise auszulöhnen. Immer 

i) B. Gen. 1842 (1777, 10. Okt). 

2) Um die eine oder andere Stichprobe zu bieten: 

a) Endingen, 1772 : 40 fl., 33 Bester Weizen — 33 Sester Korn — 

4 Saum Wein — 7 Klafter Eichen, 400 Wellen; gestiftete Jahr- 
zeiten: 4 Sester Weizen — 14 Sester Korn — 14 fl.; vom Spital: 

5 fl. — 4 Bester Korn; von Ämtern 1 fl. 20 kr. u. Akzidentien 
(Begräbnisse) 2—3 fl. Schulgeld von za 123 Knaben u. 97 Mädchen 
im Alter von 6 — 12 Jahren zur Winterszeit u. za 20 Kindern zur 
Sommerszeit. Tab. 6. 

1785: Naturalien: 36 Sester Weizen, 48 Bester Korn, 7 l / a Saum 
Wein, 100 fl. Schulgeld; 19 fl. 40 kr. Anniversarien; 5 fl. milde 
Stiftung; 8 fl. „Stolnutzung 41 , 8 fl. Matten-, 1 fl. 30 kr. Ackernutzung, 

6 Klafter Holz = 24 fl., 400 Wellen = 6 fl. 40 kr. — zusammen 
393 fl. 32 kr. Tab. 15 u. 16. 

b) Hochdorf 1772: Vom Sigristendienst 3 Jauchert u. 3 1 /* Viertel 
Güter (Bestandzins 38 fl.; von jedem Bauer (94) 1 Laib Brot u. 
ungefähr 50 sog. Sigristgarben, die za 2 Bester Weizen und 4 
Sester Koggen betragen, von 142 Jahrzeiten ä 4 kr. 9 fl. 28 kr. 
— Schulgeld: 2 kr. wöchentlich pro Kopf (113 gehen in die Schule; 
also za 75 fl.) und 1 Scheit Holz täglich. Tab. 6. 

1785: als Schullehrer: 100 fl. Fixum; als Sigrist 4 Sester 
Roggen (3 fl. 20 kr.), 40 Sester „Mischelfrucht" 26 fl. 40 kr., 
Schulgarben 11 fl. 40 kr., 100 Laib Brot 13 fl. 24 kr.; von Kirche 
und Kapelle 9 fl. 10 kr., Stol 3 fl., Matten- und Ackernutzung 
18 fl. 45 kr., bzw. 39 fl. 22 V, kr. — zusammen: 225 fL 57 kr. 
Tab. 15 No. 14. 
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herrschte noch das eingefleischte System des Einsammelns 
und Erbetteins. Selbstverständliches heisst es anführen, wenn 
man darauf hinweist, dass Hinterbliebenenfürsorge, Pensionen 
und ähnliches blieb, wie es war. 

5. Soziale Stellung. Berücksichtigt man alle Um- 
stände, von denen die Wertschätzung eines Amtes und einer 
Person abhängig ist, so wird man es nicht verwunderlich 
finden, dass der Schulmeister tatsächlich noch nicht an An- 
sehen gewachsen war. 

Erhöhten Wert hatte allerdings der Lehrer in den Augen 
des Staates erhalten. Man schätzte seine Bedeutung für Staat 
und Volk sehr hoch ein; man erkannte in ihm doch mehr 
als den handwerksmässigen Einpauker von Katechismusfragen, 
Lesen und Schreiben; man sah in ihm den Erzieher des 
Volkes ; seine Tätigkeit wurde bewertet vom Standpunkte des 
Staatsinteresses und des Volkswohles; 1 ) in der von Staats- 
gnaden lebenden deutschen Schule, vorwiegend in der Persön- 
lichkeit des Lehrers sah der Staat ein ausgezeichnetes Werk- 
zeug vieler seiner Pläne. 

Zu einer solch idealen Betrachtung konnte sich der 
gemeine Mann jedoch nicht aufschwingen. Hinderlich stand 
ihm im Wege, dass er den Schulmeister jeden Tag im ärm- 
lichen Gewände und bei der gemeinen Arbeit sah und wusste, 
woher er stammte, wie er begabt war; hinderlich war ihm 
auch ab und zu das Leben und Treiben, die Jugendlichkeit 
und der Charakter des Schulmeisters. 2 ) 

c) Gütenbach 1772: Aus der Gemeindssteuer- oder Vorratskasse 
jährlich 18 fl. Tab. 6 — 1785: Ein Fixum in Bar von 30 fl. 
Tab. 15 No. 189. 

d) Hubertshofen 1772: Von jedem Bauern (6) von Martini bis Ostern 
48 kr. von 23 Taglöhnern 16 kr.; dazu jährlich 6 Klafter Haus- 
brennholz, das „die Taglöhner zumachen" und die Bauern vor das 
Haus führen. Tab. 6. 1785: Ein Fixum von 30 fl. Tab. 15 No. 204. 

!) Sein Ansehen bei den staatlichen Behörden musste aber stark ein- 
büssen, wenn die Hofkanzlei sich genötigt sah, die „ungereimten Gesuche", 
womit die Lehrer „ohne Vorwissen der Schulkommission den Hof belästigen, 
abzuwehren". Tir 1778, 30. Dez. fol. 235. 

2 ) Obschon schlechter Lebenswandel der Lehrer nach den vorliegenden 
Angaben nicht als Charakteristikum des 18. Jahrh. angesehen werden darf, so 
gab es doch auch, wie zu allen Zeiten vereinzelte, die, wenn ich mich für jene 
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Inbezug auf letzteres ergaben übrigens die Visitationen 
von 1781 kein ungünstiges Resultat. Bob konnte unter 
21 Schulmeistern 14 mit dem Prädikat gut für Aufführung 
und Fleiss ausstatten; die anderen waren im grossen und 
ganzen ordentlich, wenn sie auch da und dort zu wünschen 
übrig Hessen. 

Fehr fand unter den 6 Lehrern, die er in dem Dekanate 
Breisach visitierte, 4 gut und 2 schlecht; im Dekanat Neuen- 
burg unter 9 Lehrern 8 gut und 1 mittelmässig; im Dekanat 
Waldshut (soweit er überhaupt Angaben machte) unter 
15 Schulmeistern 9 gut; im Dekanate Wiesental unter 18 Schul- 
meistern 14 gut, von den übrigen 4 ist einer eigensinnig, ein 
anderer ziemlich gut und die beiden anderen schlecht, sehr 
unfleissig und dem Trünke ergeben; im Dekanate Frick und 
Gaudis waren unter 29 Lehrern 21 gut, 1 sehr gut, unfleissig 
dagegen 2, schlecht 2, „läppisch und ein Spieler" 1, „delpel- 
haft und faul" 1, „zu Zeiten dem Trünke ergeben" l. 1 ) 

Die Stimmung der Gemeinden und der Bevölkerung gegen- 
über den Schulmeistern kam mancherorts auch klar zum Aus- 
druck, indem sie ihnen einfach die gesetzlich vorgeschriebene 
Rangordnung nicht einräumten. 2 ) 

Die Instruktionsverordnung für die Ortsschulaufsicht, 
dem Schulmeister „bei vorfallenden Bedrückungen, von welcher 

Zeit so ausdrücken darf, ihrem Stande Unehre machten. Wenn an solchen 
Orten der Schulmeister nicht geachtet war, so konnte er an seine eigene Brust 
schlagen und sich als Sünder bekennen. So berichtete Fehr über den Lehrer 
von Hornussen, Anton Bürgin, dass er trotz seiner 60 Jahre sich noch schlecht 
aufführte. — Über des Schulmeisters ärgerliche Aufführung und Unfleiss klagen 
Pfarrer und Gemeinde zu Mettau; der Schulmeister Karl Dold sei die meiste 
Zeit in der Kanzlei zu Laufenburg, oder er halte sich in den Wirtshäusern 
auf, von welchen er erst früh Morgens um 2, 3 oder 4 Uhr nach Hause komme; 
er lebe im Unfrieden mit seinem Eheweib, welches ihn sogar auf dem Kirch- 
wege, in der Schule vor den Kindern wegen verdächtigen Umgangs mit ledigen 
Weibsbildern beschimpfe und ihm in Gegenwart des Herrn Pfarrers die schänd- 
lichsten Vorwürfe, welche er nicht leugnen könne, gemacht habe. Sie hätten 
ihn schon öfters bei dem K. K. Obervogteiamt Laufenburg verklagt, aber das 
helfe ihm noch. B. Gen. 1158. YgL oben S. 137 Anm. 2. 

1) B. Gen. 1158. 

2) Eda (Warmbach und Säckingen). 
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Art sie auch sein mögen, getreulich beizustehen", 1 ) wurde, 
wie sich bei der Stellung der Ortsschulaufseher nur gar zu 
leicht begreifen lässt, schlecht befolgt. Bob ersuchte darum 
die Schulkommission, bei der Stadt Freiburg einzuschreiten, 
damit sie den Lehrern ihres untertänigen Ortes Horben 
„gegen die Unarten einiger Eltern unterstützen", — gewiss, 
alles in allem genommen sehr wenig Anzeichen, dass die 
soziale Stellung der Schulmeister um einige Grade gestiegen wäre. 

§ 12. 
Rückblick. — Erfolg oder Misserfolg? 

Die erste Epoche staatlicher Schultätigkeit in Österreich 
zog, soweit sie sich mit der Lehrerfrage befasste, an unserem 
Geiste vorüber. Es war eine reichbewegte Zeit frohen Schaffens, 
freudiger Hoffnung und stürmischer Pläne. Zum Abschied 
von der theresianischen Schulära noch die Frage : Welchen Fort- 
schritt machte die Lehrerfrage in ihren Tagen? Wo stand sie 
in ihrer Entwicklung am Beginne der Schulreform? Wo nach 
dem ersten Dezennium? 

Unstreitig hat die Lehrerfrage im Prinzip einen ganz 
gewaltigen Fortschritt gemacht. Der deutsche Schulmeister 
wurde jetzt auf den Scheffel gestellt; über seine Person und 
seine Stellung, seine Vorbildung und seine Aufgaben berieten 
und beschlossen die Stände und Gubernien, die Hofstellen, 
der Staatsrat und die Kaiserin. 

Bis tief in die Mitte des 18. Jahrhunderts war das Privat- 
recht die eigentliche Grundlage, auf der die deutschen Schulen 
beruhten. Dies Fundament ward nun weggezogen und andere 
kräftigere Grundmauern gebaut: auf dem öffentlichen Rechte 
erhob sich fortan die Stellung des deutschen Schulmeisters. 

Diese Tatsache ist von umwälzender Tragweite. Vorher 
war der Schulmeister und Schulhalter im Grunde genommen 
nichts als ein Privatlehrer — jetzt ein öffentlicher Lehrer; vorher 

i) B. Gen. 1109 u. 1119; vgl. B. K. P. V, 283, wo dem Ortsschul- 
aufseher zur Pflicht gemacht wird, „sich der Schulmeister in billigen Sachen 
anzunehmen, ihre gerechten Forderungen zu unterstützen und sie gegen Be- 
leidigungen von Seiten der Eltern, Beamten, halsstarrigen Kinder oder anderen 
Personen zu schützen 11 . 
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der Arbeiter und Dienstbote der Gemeinde, bzw. der inter- 
essierten Familien — jetzt in, gewissem Sinne der vom Staate 
angestellte Gemeindebeamte; zuvor der Schulhandwerker — 
jetzt der Berufsschullehrer, auf eigener Schule vorgebildet; 
ehedem vereinzelte Schulmeister — jetzt ein eigener Volks- 
schullehrerstand; 1 ) bislang in Rang und Ansehen eines Hirten 
und Nachtwächters — jetzt beinahe auf gleicher Stufe mit 
den Gemeindebeamten, kurz eine gewaltige, prinzipielle Ände- 
rung und Verschiebung, die nur den wenigsten Zeitgenossen 
und Epigonen klar vor Augen stand. 

Allein, ob des Lichtes darf der Schatten nicht vergessen 
werden. Tiefen und langen Schatten warf die Besoldungs- 
frage der Schullehrer. Bekanntlich hat die Theresianische 
Schulgesetzgebung die Gehaltsfrage als ein zartes Blümchen 
von der Art des „noli me tangere" behandelt. Wohl kann 
man der Staatsregierung mildernde Umstände für die Unter- 
lassungssünde zubilligen; nichts desto weniger steht die Tat- 
sache fest, dass sich diese Vernachlässigung bitter rächte. 

So konnten, um nur das eine und andere zu erwähnen, 
die staatlichen Behörden nicht mit jenem Nachdrucke die Ein- 
führung der Sommerschulen fordern, wie es notwendig ge- 
wesen wäre, um die widerstrebenden Gewohnheiten der Be- 
völkerung niederzuringen. Die Vereitelung des ganzjährigen 
Unterrichtes war jedoch nur eine der üblen Folgen. 

Eine andere bestand darin, dass überhaupt jede Ver- 
besserung des Unterrichtes in Frage gestellt wurde. Die Lehrer 
waren mancherorts so schmal gehalten, dass sie in ihrem 
Lohne kaum eine Entschädigung für Arbeit und Mühe besassen. 
In den vergangenen Tagen, wo man hinsichtlich der Schul- 
leistungen allenthalben sehr genügsam war, hatte der niedrige 
Lohn nicht so viel zu bedeuten — der Schulmeister konnte 



!) Beides: „Berufsschullehrer" und „gesonderter Stand" ist unter anderem 
auch' darin ausgesprochen, dass sich Kandidaten für den Schuldienst ausbilden 
und prüfen lassen konnten, ohne für eine bestimmte Schule vorbereitet zu 
werden. Der Schuldienst wird so als Lebensaufgabe gefasst; durch das Zeugnis, 
das die bestandene Prüfung brachte, wurde der Kandidat in den Stand der 
Schulmeister eingereiht; er ist Lehrer, auch ohne einer Schule vorzustehen. 
Vgl. Instruktion für Musterschullehrer. 
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sich ja immer noch eine andere Einnahmequelle eröffnen. 
Jetzt aber sollte sich der Lehrer mit ganzer Seele der Schule 
widmen, ausserhalb der Unterrichtszeit noch auf seine Weiter- 
bildung und Vervollkommnung bedacht sein — — allen der- 
artigen Bestrebungen verlegten die Nahrungssorgen den Weg 
mit unübersteiglichen Hindernissen. 

In der Besoldungsfrage also kein Fortschritt. Bei näherem 
Zusehen sogar ein Rückschritt! Das Schulpatent erhob den 
Schuldienst zum Amt und Beruf. Im Hauptamte war der 
Inhaber eines Schuldienstes Lehrer — alles übrige war nun- 
mehr offiziell Nebenbeschäftigung und musste von Rechtswegen 
auch so behandelt werden, während dieses Verhältnis noch 
um 1770 nicht gerade überall aber doch vielfach umgekehrt 
lag. Damals bildete das Einkommen aus dem Schuldienste 
eine hübsche Zubusse zu den Einnahmen aus Landwirtschaft, 
Handwerk, Mesnerdienst und dgl. 

Und um 1780? Manche Nebenverdienste waren ein- 
geschränkt, andere untersagt; ein Ersatz war jedoch dafür 
nicht geleistet. Durch die Pflicht, vor- und nachmittags, 
Sommers- und Winterszeit Unterricht zu erteilen, war dem 
Lehrer der Zugang zu anderen Einnahmequellen sehr erschwert, 
wenn nicht ganz versperrt. 1 ) Unter ganz neuen Bedingungen 
sollte er mit derselben Besoldung, mit dem „Schultagelohn u 
wie ehedem zurecht kommen. Jetzt fing die ehemalige nicht 
überzahlte Besoldung wahrlich an, ein Hungerlohn in des 
Wortes vollstem Sinne zu werden. Und wenn an irgend einer 
Klippe die Reform der Lehrerstellung, der Schule überhaupt jäh 
zerschellen oder doch einen toddrohenden Leck fassen musste, 
so war es an der ungelösten, verschlechterten Gehaltsfrage. 

Ja, warum griff der Staat nicht mit starker Hand zu 
und dekretierte einfach Besserstellung der Schulmeister? — 



1 ) Diese Tatsache machte die Schulkommission geltend, als sie das Gesuch 
des Zeichenlehrers Casimir Rösch an der Normalschule in Freibarg befürwortete, 
als er um Gehaltserhöhung bat: „Er musste von seinem eigenen Vermögen 
-zusetzen. Die Stunden ausserhalb des Unterrichts kann er nicht mehr für 
Nebenverdienst verwenden 4 '. St. Fbg. 2446 (1786, 31. August). Mit demselben 
Recht konnte auch der Landschullehrer auf den Ausfall an Nebeneinkünften 
Muweisen. 

10 
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Wem sollte er die Besoldung aufladen? Sich selbst? — Er 
musste froh sein, wenn die bisherigen Staatsansgaben gedeckt 
waren. — Den Ständen, bezw. den Ortsobrigkeiten nnd Ge- 
meinden? — Hier stand ausser dem hartnäckigen Wider- 
spruche vieler Stände nnd Gemeinden die konservierende 
Richtung der Kaiserin im Wege; sie wollte wohl vorwärts 
gehen, dabei aber möglichst das Alte bewahren. Daher kam 
es auch, dass man den Gemeinden vollkommen freie Hand 
Hess, wie sie mit Beiziehung der Ortsobrigkeiten die Besoldung 
ausmessen und regeln wollten. Dem Lehrer wurde weiter 
nichts eingeräumt als der Beschwerdeweg zur Schulaufsicht und 
Schulkommission. Sonst aber war er in Sachen der Besoldung 
völlig auf die Gemeinde angewiesen und von ihr abhängig. 

Und das Resultat daraus? Der Lehrer stand nunmehr 
eben in seiner Eigenschaft als Schulmeister nicht bloss unter 
einer, sondern unter mehreren Obrigkeiten. Wem sollte er 
folgen? Der Staat schrieb ihm die Unterrichtszeit für Sommer 
und Winter vor; er befahl ihm die neue Methode, andere 
Bücher; aber gab ihm nichts zur Nahrung und Kleidung für 
sich und die Seinigen. — Von der Gemeinde empfing er da- 
gegen seinen Lebensunterhalt; sie konnte zulegen und abziehen. 
Wenn sie sich nun gegen die Schulreform aussprach, dem 
Lehrer sogar verbot, sie anzuwenden, was lag näher, als auf 
die Seite jener zu treten, die seinen Brotkorb in Händen trugen? 

Diese Zwitterstellung, 1 ) verbunden mit der materiellen 
Verschlechterung, stellten alle jene Fortschritte, die die Lehrer- 
frage im Prinzip vorwärts gemacht hatte, in Frage. — Ob 
Maria Theresias Erbe des Rätsels Lösung fand? 



i) Etwas ähnliches konnte sich dort einstellen, wo keine reinliche Scheidung 
zwischen staatlichen und ständischen Ämtern vorgenommen wurde. So war 
der Landeshauptmann von Mähren zu gleicher Zeit Präses der Landschaft, wie 
im Breisgau der Regierungs- und Kammerpräsident zugleich Präses des land- 
ständischen Konsesses war. Von dem mährischen Landeschef ist nun bekannt 
dass er in eine schwere Pflichtenkollision geriet, in der seine ständische An- 
schauung siegte. Sein Verhalten trug ihm die Ungnade des Kaisers Joseph 
ein; Joseph erblickte in ihm einen Betrüger, dem höchstens ein notdürftiges 
Sustentationsgehalt zu belassen sei. Vgl. Hock-Bidermann, Staatsrat S. 134. 



3. Abschnitt. 



Der Lehrerstand in der 
nachtheresianischen Zeit (1780—1806). 



I. Kapitel: Die Gesetzgebung. 

§ l. 

Josephs II. Interesse für den Lehrerstand. 

In der Überschrift des Kapitels liegt auch sofort ein 
urteil über diese Periode. Sie schuf nichts prinzipiell neues 
zur Lösung der Lehrerfrage. Joseph II. brachte allerdings 
eine grosse Schulgesetzgebung auf die Bahn ; allein, sämtliche 
Gesetze entwuchsen dem von seiner Mutter „gestürzten und 
beackerten" Boden und stellten sich nur als eine Fortsetzung 
dessen dar, was Maria Theresia begonnen. 

1. Die Besoldung. Aus der Lehrerfrage griff Joseph 
hauptsächlich einen Punkt auf, der in der Theresianisch- 
Felbigerschen Ära recht stiefmütterlich behandelt worden war: 
Die Besoldung der Trivialschullehrer. 

Bald nach seinem Regierungsantritt erliess der Kaiser 
eine Verordnung, die sich ganz im Sinne der „josephinischen 
Aufklärung" bewegte. Der Kaiser lud die Besoldung, die er 
zu den Schulunterhaltungskosten rechnete, auf die stärkeren 
Schultern der Stifter und Klöster; natürlich nur in den Ge- 
meinden, in denen sie Ortsobrigkeiten, bezw. Gmndherren 
waren, die also den Klöstern und Stiftern „zugehörten". 1 ) 

i) Hofdekret vom 19. Juli 1781. TT. A. Volksschule, Niederösterreich 
125 y. J. 1781. Das Dekret enthalt auch Bestimmungen über die Baupflicht 

10* 



— 148 — 

Die Massregel Josephs, auf die Stifter und Klöster die 
Besoldung der Lehrer abzuwälzen, besass weder in den alt- 
hergebrachten Zustanden noch in den durch Maria Theresia 
neugeschaffenen Verhältnissen eine rechtliche Grundlage; denn 
nach altem Herkommen zahlte den Schulmeister derjenige, 
der seinen Dienst in Anspruch nahm — nach der Neuordnung 
hätte der Staat die Besoldung zu tragen, weil er die Schul- 
hoheit in vollem Umfange für sich beanspruchte. Erweist 
sich so die Verordnung von 1781 als Willkürakt, so bleibt 
ihr doch unbenommen, dass sie vom Kaiser in guter Absicht 
erlassen wurde. Nur war die Gehaltsfrage durch sie noch 
lange nicht erledigt und gelöst; schon aus dem Grunde nicht, 
weil doch nicht alle Dörfer unter dem Krummstab standen 
und somit nur ein kleiner Teil der Lehrer aufgebessert wurde. 
Sodann fehlte immer noch das wichtigste Bestandstück einer 
Gehaltsregulierung: Ein gesetzlich normiertes Mindestmass, 
wodurch der Willkür der Gemeinden und Ortsobrigkeiten 
Schranken gesetzt wurden. Das wäre praktische Schulpolitik 
gewesen. Wenn es sich aber für Joseph IL darum handelte* 
praktische Wirklichkeitspolitik zu treiben, dann versagte er 
gar zu leicht. Ausserdem mussten hier die alten Schwierig- 
keiten zutage treten. Der Staat konnte eben nicht so ohne 
weiteres allgemein auf ein Minimum, das nicht unterschritten 
werden durfte, antragen und dessen Einhaltung wirksam vor- 
schreiben, weil nicht er der Besoldungsherr war, sondern aus 
Kassen, über die er kein Verfügungsrecht besass, bestreiten 
wollte, und weil ihm immer noch hergebrachte Rechte, auf 
die sich die Gemeinden mehr und mehr besannen, entgegen- 
standen. 

Von Tag zu Tag wurden jedoch die Gehaltsverhältnisse 
der Trivialschullehrer unerträglicher. Um den dringendsten 
Bedürfnissen abzuhelfen, beschloss Joseph, einen Umweg ein- 
zuschlagen. Er verordnete durch Hofdekret vom 16. Oktober 
1783, Schul- und Mesnerdienst sollten künftighin überall 



der Klöster; es wird deshalb mit samt seinen Einschränkungen vom 10. Okt 
1781 und vom 31. Juli 1787 in der Fortsetzung der Arbeit unter dem Titel: 
„Schulunterhaltungspfücht" des näheren zur Sprache gebracht werden. 
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vereinigt werden, damit die Erträgnisse der Kirchendienste 
das Schulmeistereinkommen erhöhten. 1 ) 

Die Besoldung selbst, die des Mesnerdienstes wegen auf 
den geistlichen Fond abgewälzt wurde, setzte er auf 200, 
bezw. auf 150 fl. fest. In grösseren Pfarreien, wo der Mesner- 
dienst ziemlich umfangreich sei, sollte der Lehrer ausserdem 
in Stand gesetzt werden, sich einen Gehilfen zu halten. 

Die Wohnungsfrage war dadurch in den meisten Fällen 
ebenfalls rasch gelöst, da der Lehrer in seiner Eigenschaft 
als Sigrist Anspruch auf die Mesnerwohnung hatte. 

Den Weg der Vereinigung beider Dienste beschritt 
Joseph II. offenbar nur deswegen, weil er von ihm eine 
Regelung der Lehrerbezüge erhoffte, ohne die staatlichen 
Kassen in Anspruch nehmen zu müssen und ohne dem Volke 
neue Abgaben aufzubürden. War der Lehrer zugleich Sigrist, 
so belastete man einfach die kirchlichen Güter und Fonds, 
so oft es sich um eine Gehaltserhöhung der Schulmeister 
handelte. Nur aus diesen rein materiellen Interessen heraus 
ist es erklärlich, dass Joseph eine Vereinigung beider Dienste 
anstrebte, während doch die noch konservativer gesinnte 
Maria Theresia ihre Trennung, wenn auch nicht in vollem 
Umfange, angebahnt hatte. 

Das Gesetz war wiederum unzulänglich und inkonsequent. 
Unzulänglich, weil es mehr Schulen als Pfarreien und Sigristen- 
dienste gab, also war doch nicht allen Lehrern gedient. In- 
konsequent, weil es nicht in das Programm der Staatsschule 
passte. Wollte der Staat alle Rechte über die Schulen an 
sich ziehen, so musste er auch die Lasten, wenigstens zum 
Teil, auf seine Rechnung übernehmen. 

Die Verordnung machte in Wahrheit den Lehrern nur 
Zukunftsmusik; denn unmöglich konnte sie sofort in Kraft 
treten, da die bisherigen Sigristen noch in ihrem Dienste be- 
lassen wurden, bis sie freiwillig abdankten oder mit Tod 
abgingen. 

Tatsächlich bot also das Gesetz nichts Positives; im 
Gegenteil, es entzog durch andere Bestimmungen den Schul- 

i) U. A. V'schule N.Oe. 132 v. J. 1783. 
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* 

lehrern noch einen Teil ihres Gehaltes, nämlich das von den 
Kindern erhobene Schulgeld, 1 ) bevor noch ein anderes Ein- 
kommen den Schulmeistern gesichert war. Wieder um eine 
Enttäuschung reicher! 

Dass man mit der Entziehung des Schulgeldes einen 
Fehler begangen hatte, sah man auch sehr bald ein. Es ver- 
suchte darum ein Hofdekret vom 14. Dezember 1784, ihn 
wieder gut zu machen. Jedem Lehrer sollte der dadurch 
verursachte Ausfall an seiner Besoldung durch einen Zuschuss 
aus dem Religionsfond gedeckt werden ; die Höhe des Ersatzes 
war nach dem Masse des Bedürfnisses zu berechnen. 2 ) 

Ob auf diese Weise die Einbusse, falls das Besoldungs- 
gesetz zur Ausfährung kam, wirklich ausgeglichen wurde, ist 
sehr fraglich — es fanden sich weder dafür noch dagegen 
Belege — , da man nicht fiberall so sehr geneigt war, die Er- 
trägnisse des Religionsfondes für Schulzwecke auszumünzen. 

Zu der 1783 geplanten „Unentgeltlichmachung" des 
Elementarunterrichtes, die der Kasse der Lehrer sicherlich 
empfindlichen Schaden gebracht hätte, gesellten sich bald 
darauf kleinere Gehaltsbeschneidungen. Dem aufgeklärten 
Monarchen waren die sogenannten Bruderschaften ein Greuel; 
deshalb schritt er zu ihrer Beseitigung und zog ihre Kapitalien 
an den Staat. 8 ) Manchem Lehrer entgingen bei dieser Gelegen- 
heit kleinere Nebeneinkünfte. 

Schaden nahmen die Lehrer auch von den Klosterauf- 
hebungen. Von früherer Zeit her waren die Stifter und 
Klöster in dieser oder jener Form verpflichtet, Zuschüsse zu 
dem Schullohne zu geben. 1781 wurden sie ja überhaupt 
verbindlich gemacht, die Besoldungen zu tragen. Wenn nun 
ein Stift oder Kloster aufgehoben wurde, wer wurde dann 

*) Nur für die Mädchen blieb das Schulgeld obligatorisch; bezüglich 
der Knaben überliess man es immerhin noch den Eltern, dem Lehrer geschenk- 
weise „zur Erkenntlichkeit" Lebensmittel oder Geld zu verabfolgen. Nähere 
Ausführungen über das Schulgeld bringt die Fortsetzung unter Schulgeld. 

2) Tir 1784, fol 336 b. 

3 ) Zur Auf hebung der Bruderschaften vgl Geier, S. 192 ff.; ins einzelne 
gehende Untersuchungen werden die Studien über die kirchlichen Reformen im 
Yorderösterr. Breisgau unter Maria Theresia u. Joseph II. von Dr. H.Franz bieten. 
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der Erbe seiner Verpflichtungen? Es ist klar, dass mit dem 
Kloster auch der Schullohnanteil einging. Daher verordnete 
das Hofdekret vom 31. Juli 1787, dass die Stifter und Klöster 
jene „Beyträge, die sie zur Verbesserung des Unterhaltes der 
Lehrer, es sey in Geld oder in Naturalien . . . ordentlich 
geleistet haben, immerfort, und ohne Unterschied, ob die 
Stifter und Klöster noch bestehen oder nicht, abführen". 1 ) 
Da die aufgehobenen Stifter und Klöster dem Religionsfond 
zugefallen waren, so musste er auch für ihre Verpflichtungen 
einspringen und ihre Lasten gegenüber den Schulen und 
ihren Lehrern übernehmen. 

Eine andere Tat Josephs, die gleichfalls auf den Gehalt 
der Lehrer einen schlimmen Einfluss ausübte, war die Pfarr- 
organisation. 2 ) Sie bezweckte kleinere Pfarrbezirke und damit 
auch kleinere Schulgemeinden, weil in jeder Pfarrei eine eigene 
Schule errichtet werden sollte. Diese Neuerungen brachten 
den Lehrern einen „beträchtlichen Verlust an ihrem Gehalte", 
sodass sie nach einer Bemerkung der Hofstudienkommission 
„kümmerlich leben" mussten. 8 ) 

Die bisher besprochenen indirekten Verkürzungen wurden 
nicht ersetzt, aber auch nicht rückgängig gemacht, trotzdem 
sie nicht gerade zu Gunsten der Schule gewirkt haben dürften. 
Anders benahm sich der Kaiser gelegentlich der Aufhebung 
der „Taufgebühren" und des „Häuserrauchens". Das Verbot 
der „Häuserräucherung" erging Ende des Jahres 1785. So 
lief im Franziskanerkloster zu Villingen ein vom 30. Dez. 1785 
datiertes Regierungsschreiben ein, dass künftig „alle Räuche- 
rungen in Privathäusern an Weihnachten, Neujahr und Drei- 
könig" abzustellen seien; dem staatlichen Verbote folgte 1786 
das bischöfliche. 4 ) Bei Gelegenheit der Zeremonie des „Häuser- 
rauchens" nun hatte der Schulmeister, soweit er daran be- 
teiligt war, eine Gebühr erhalten; mit dem Aufhören des 
Brauches entfiel sie natürlich. 



i) K. K. Archiv für N. Oe. K. 1787—89. 

2) Vgl Geier S. 173 ff. 

8 ) TL A. Vschule in genere (Vortrag der Hofstadienkommission 1784). 

4) IDA. 32, 296. 
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Joseph II., der „Sakristan", glaubte auch die Stol- 
gebühren neu ordnen, bzw. aufheben zu müssen, damit das 
Volk zur Zahlung der Staatsabgaben leistungsfähiger werde. 
Dabei wurden auch die Gebühren der Schulmeister, bzw. der 
Sigristen aufgehoben. 

Vom böhmischen Gubernium aus wurden Einwendungen 
gegen das Gesetz gemacht; die Lehrer würden in ihrer Be- 
soldung doch gar zu sehr geschmälert. Joseph konnte sich 
diesen berechtigten Vorstellungen gegenüber nicht verschliessen. 
Er griff daher, um den Lehrern ihre bisherigen Einkünfte zu 
erhalten, zu einem höchst sonderbaren Mittel. Er erklärte 
die Graben als einen festen Bestandteil der Lehrergehälter, 
den das Verbot der „Häuserr andrangen" keineswegs alteriert 
habe. Deswegen wurden die Grundherrschaften dazu verhalten, 
auch künftighin, wie das bisher Sitte war, diese Beiträge den 
Lehrern zu leisten. Die Taufgebühren sollten nach wie vor 
den Lehrern entrichtet werden ; unter Umständen müssten sie 
im Genüsse dieser Einkünfte kräftig geschützt werden. 1 ) 

Trotzdem man so wieder „flickte", was zerrissen worden 
war, gestalteten sich die Gehaltszustände der Trivialschullehrer 
doch immer trauriger. Sollte das Schulwesen nicht wieder in 
die Brüche gehen, so musste der Kaiser notgedrungen eine 
Gehaltsregulierung durchfuhren. 

Das Gesetz vom 24. März 1785 nahm darum einen ener- 
gischen Anlauf, endlich einmal die Lage der deutschen Schul- 
lehrer zu verbessern. 2 ) Vor allen anderen derartigen Erlassen 

i) TL A. Vschule in genere 1786, 13. August und Handbuch 10, 831. 
Der Freiburger Magistrat beschloss infolge eines Begierungsdekretes (Heyd, 
Gesch. des Volksschulwesens in Baden S. 1288), den Schulmeistern die ent- 
gangenen Gebühren zu vergüten. In PoL et Oecon. 1786, 31. August. — 
v. Barth-Barthenstein III, 72 führt einen dem oben genannten ähnlichen Erlass 
für das Jahr 1788, 10. Okt. an: Die Naturaleinkünfte betr. ist darauf zu sehen, 
dass sie in dem bisher gewöhnlichen Masse und in guter Qualität entrichtet, 
und nach dem Landpreise bestimmt werden. Hierzu gehören auch benannÜich 
die für das "Wetterläuten und Bäuchern eingeführten Wetterläutgarben, Getreide, 
Most u. dergl, welche Abgaben, obschon das Wetterläuten und Bäuchern ab- 
gestellt ist, fortan abgereicht werden müssen. 

2) Handbuch 8, 480; vgl. Petzek V, 569 ff. P. Ph. Wolf, S. 159 f. 
u. a. v. 0. 
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zeichnete es sich dadurch ans, dass ein Mindestgehalt fest- 
gesetzt wurde. Jeder Lehrer sollte berechtigt sein, mindestens 
130 fl. jährlich zu beanspruchen, ein Gehilfe dagegen 70 fl. 
An höheren darüber hinausgehenden Bezügen wurde nichts 
geändert, ebensowenig als man der Schulfreundlichkeit nach 
oben hin Schranken setzte. Erheblich war der Mindest- 
gehalt an sich keineswegs; 1 ) die Lehrer mussten sich aber 
damit begnügen, da sie ja auch Dienstwohnungen hatten und 
meist eine kleine Landwirtschaft führten, wie es das Gesetz 
selbst betonte. 2 ) Ausserdem stellte ihnen Joseph eine Auf- 
besserung auf 80, bzw. 150 fl. in Aussicht, sobald Religions- 
und Schulfond, die ohnehin schon gewaltige Summen für die 
Schulen bereitstellen müssten, die Mehrausgaben tragen könnten. 

Das Gesetz bemühte sich auch, einen anderen Stein vielen 
Ärgers und Anstosses aus dem Wege zu räumen; den ver- 
alteten Auslöhnungsmodus. Immer noch bestand das Her- 
kommen, dass der Lehrer selbst sein Gehalt einsammeln 
und einziehen musste. Dieser Unsitte sollte jetzt und für 
immer ein Ende gemacht werden. 

Das Ortsgericht 3 ) wurde verpflichtet, sowohl das Schul- 
geld als auch die Naturalien einzusammeln und den Schul- 
lehrer in Gegenwart des Pfarrers, des Beamten und des Schul- 
aufsehers auszuzahlen. 4 ) Diese äusserst zweckmässige Reform 



1) Um so mehr muss es befremden, dass die n.ö. Regierung mit Zu- 
stimmung des Kaisers den Mindestgehalt auf 100 fl. herabsetzte. Die Gründe 
liegen allerdings auf der Hand; es wäre sonst der Fondszuscbuss unerschwing- 
lich gewesen, da er bei der Reduktion immerhin noch 17.737 fL jährlich 
heischte, andernfalls 60.423 fl. St. R. 1785, 19. Aug., 3342; vgl. dazu Hock- 
Bidermann, S. 528. Niederösterreich stand übrigens mit diesem „Minimallohn" 
nicht allein; in den Hochfürstlich Nassau-Usingischen Landen war der Mindest- 
gehalt auch nur auf 100 fl. angesetzt A. d. Bibl. 52, 200 (1782). 

2 ) Mit derselben Begründung, weil sie „noch ein bürgerl. Gewerbe 
treiben können", wurden den Kirchendienern in Kurmainz 150 fl. jährlich bewilligt 
Den Lehrern dagegen, deren Amt vom Kirchendienste getrennt wurde, waren 
500 fl., den Gehilfen 300 fl. ausgeworfen; tatsächlich erhielten sie 400, bzw. 
250 fl. — doch ein beträchliches mehr als in Österreich. Messer, 90 ff. 

3) Es ist die eigentliche Gemeindebehörde, die Gerichts- und Verwaltungs- 
funktionen ausübte; also ähnlich unserem Gemeinderat. 

4) Die Stadt Freiburg hatte schon 1784 für Herdern eine ähnliche Be- 
stimmung getroffen. 
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war sehr wohl begründet. Dem Lehrer sollten so jegliche 
Widerwärtigkeiten, deren er stets beim Sammeln gewärtig 
sein musste, erspart bleiben. Andererseits war ihm jeder 
Anlass benommen, den Unterricht zu verkürzen oder ausfallen 
zu lassen. Der Hauptgrund war jedoch wohl der, dass der 
Lehrer noch mehr als dies bisher der Fall war, von den Eltern 
und den einzelnen Dorfbewohnern unabhängig werden sollte. 

Diese Richtlinien einer Gehaltsordnung zog die „Instruk- 
tion für Kreisschulkommissäre " etwas weiter aus. Ihre An- 
weisungen betreffen hauptsächlich die Art und Weise, wie 
die einzelnen Teile der Besoldung für die Gehaltsaufbesserung 
zu berechnen seien. 1 ) 

Bezüglich der „sicheren und fixierten Einkünfte", die 
sich auch damals noch aus Beiträgen von Kirchen und Stif- 
tungen und dem Mesnergehalt zusammensetzten, waren keine 
weiteren Bestimmungen notwendig. Nur wurde angeordnet, 
dass Auslagen, wie der Lehrer sie z. B. für Kirchenwasche, 
seinen Stellvertreter im Mesnerdienste während der Unterrichts- 
zeit und für ähnliches zu leisten hatte, von dem Einkommen 
abgerechnet und dementsprechend eine höhere Aufbesserung 
gewährt werde. 

In derselben Absicht liess man die „unbestimmten Ein- 
künfte" (die sog. Akzidentien) nicht in einer Durchschnitts- 
summe in Anrechnung bringen, sondern verlangte, das geringste 
der letzten 5 Jahre als Normaljahr zu betrachten. Unberück- 
sichtigt sollten in der Gehaltsaufbesserung bleiben: die Ge- 
schenke und Kleinigkeiten z. B. Eier, Würste u. dgl., wie sie 
da und dort üblich waren. 

Zu begrüssen war es auch, dass man einige Gesichts- 
punkte für die Bewertung und Ausmessung der Naturalien 
angab. Grundsatz ward: Die Naturaleinkünfte müssen „be- 
stimmt fixiert" werden; ausmessen soll man sie nach dem 
gewöhnlichen Masse, nach dem üblichen Landespreise und in 
guter Qualität. 

1785 erhielten die Schullehrer noch eine weitere kleinere 
Vergünstigung, die jedoch ziemlich anbedeutend war. Der 

1) § 5 der Instr. B. Gen. 1114. 
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Kaiser verwilligte den Schulmeistern für ihre Anstellungs- 
dekrete Stempelfreiheit, ebenso für die Zeugnisse der Normal- 
schüler und Lehramtskandidaten, weiterhin für die Quittungen, 
die ausgestellt wurden für Schulerfordernisse, Bücher und 
solche Empfänge, die nicht den Schullehrern zu eigenem Nutzen 
gereichten; die Quittungen für Schullohn und Gehalt hatten 
dagegen den Stempel zu tragen. 1 ) 2 ) 

Die Gesetzgeber waren aber immer noch weit davon 
entfernt, Pensionen, Hinterbliebenenfürsorge der deutschen 
Schullehrer auf gesetzlichem Wege zu ordnen. Letztere blieb 
völlig unberührt; nur bestätigte man die alte Art der Hinter- 
bliebenenfürsorge, wenn durch diese der Schule kein Abtrag 
geschah. Dagegen warf die Instruktion den Schulmeistern, 
die freiwillig aus dem Dienste schieden, um jungen, tüchtigen 
Kräften den Platz frei zu machen, so etwas wie eine Pension 
aus. Sie durften nämlich vom bisher bezogenen Gehalt bis 
zu 30 fl. weiter gemessen; ausserdem sollte ihnen der Mesner- 

i) St. R. 1785, 26. Okt., 4423 und ü. A. V'schule N. Oe. 246 de 
1785. Die Studienkommission hatte in ihrem Protokolle vom 12. Okt. 1785 
einen noch viel weitergehenden Vorschlag eingebracht. Darnach sollten die 
Schulzeugnisse für die Schüler und Lehrkandidaten, dann die Anstellungsdekrete 
für die Schullehrer der Trivial-, Haupt- und Normalschulen, ebenso die Quit- 
tungen für ihren Gehalt und sonstige Schulerfordernisse vom Stempel befreit 
sein. Sie begründete ihren Antrag damit, dass die Lehrer ohnehin gering be- 
soldet seien; sodann seien die Dekrete nicht üblich gewesen; sie seien ja nur 
„wegen der Sicherheit, damit man keine untüchtige Nationalschullehrer von 
Seiten der Gemeinden und Obrigkeiten anstelle" eingeführt worden; deswegen 
sei es nicht mehr wie recht und billig, wenn man dafür sorge, dass „diese 
zum Besten des Staates getroffene Vorsicht besagten Schullehrern nicht zum 
Nachteil gereiche". Die Hofkanzlei teilte diese Anschauung nur „zum Teil"; 
zum Teil hatte sie das Gegenteil befürwortet, weil sie, wie Greiner meinte, 
den letzten Grund des Staatswohles nicht genügend beachtet habe. Im Staats- 
rate fanden sich ebenfalls Gegner des ausgedehnten Antrages der Studien- 
kommission. Baron Reischach und Baron Hatzfeld glaubten, der Staat habe 
genug getan, wenn er jene Gegenstände stempelfrei erkläre, die dem Schul- 
halter nicht unmittelbar zum Nutzen gereichten. Dahin entschied sich denn 
auch der Kaiser. 

2) Ob die Verordnung: „Die Lehrer sind von den sog. Charakters- oder 
Carenztaxen befreit" auch den deutschen Schullehrern galt, konnte ich nicht 
feststellen; deswegen sei sie hier nur anmerkungsweise verzeichnet. Tir 1786, 
29. Okt. fol. 428 b. 
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dienst verbleiben, vorausgesetzt dass er überhaupt zur Schule 
gehört hatte. 1 ) 

Die staatliche Gehaltsgesetzgebung brachte ausser der un- 
mittelbaren, finanziellen Besserstellung auch noch andere Vor- 
teile, die jedoch nicht so sehr aus den ergangenen Gehalts- 
gesetzen als vielmehr aus der staatlich übernommenen Schul- 
hoheit erflossen. 

Ehedem setzten die Obrigkeiten fest, was der Schul- 
meister von dem einzelnen an Schullohn verlangen konnte. 
Damit waren jedoch die Eltern keineswegs verpflichtet, ihm 
soviel zu bezahlen; im Gegenteil, sie konnten vor der An- 
stellung abhandeln, wenn sich der Schulmeister darauf einliess. 
Erst nach Abschluss des Schulvertrages besass er einen 
rechtlichen Anspruch auf den vertragsmässig zugesagten Lohn. 

Das beiderseitige Übereinkommen bot ihm eine Handhabe, 
säumige Eltern gerichtlich zu belangen. Nur auf dem Wege 
einer Zivilklage konnte der Lehrer zu seinem Lohne kommen, 
wenn man ihm Schwierigkeiten bereitete. Niemand trat für 
ihn ein; niemand, auch nicht die Obrigkeit garantierte ihm 
die Besoldung. Das Gericht entschied lediglich nach Recht 
und Gerechtigkeit auf Grund des vorgefundenen Tatbestandes. 

Diese missliche Lage änderte sich, als der Staat die 
Schulhoheit und die Gehaltsregulierung übernahm und aus- 
übte. Er setzte nicht bloss fest, was der Lehrer ansprechen 
durfte, sondern er diktierte der Gemeinde, dass jedem Lehrer 
zum allermindesten 130 fl. zukommen müssten, wobei er aller- 
dings seine Geldbeihilfe in Aussicht stellte. Für jene Beträge, 
die von der Gemeinde, bzw. den Eltern oder Dritten geleistet 
werden, übernimmt er die Garantie in der Weise, dass er mit 
seiner Autorität die Pflichtigen zwingt, ihre Anteile pünktlich 
und vollständig zu bezahlen. 

Hatte der Lehrer Klagen und Beschwerden, so war er 
nicht mehr genötigt, vor Gericht zu gehen, das, nebenbe 
bemerkt, immer noch grundherrliches Gericht gewesen wäre 
sondern wandte sich unmittelbar an die staatliche Schul- 
aufsicht und durch diese an die Staatsverwaltung, die für ihn 

i) Instr. Kreisschlkr. § 11. 
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eintrat and seinen berechtigten Beschwerden Abhilfe ver- 
schaffte. 

Den Gemeinden wurde nicht jegliches Recht genommen, 
wohl aber so eingeschränkt, dass sie prinzipiell nur noch 
zahlendes und ausführendes Organ des Staates waren. Dem 
Lehrer dagegen bot diese staatliche Sicherstellung seines Ge- 
haltes einen festen Rückgrat gegenüber den Gemeinden und 
den Eltern, ein Ergebnis der Schulreform, das nur von der 
segenreichsten Wirkung für den Unterricht und die Schul- 
zucht sein konnte. 

2. Die Vorbildung. Die Besoldung war in den 
Augen Josephs II. der Angelpunkt der gesamten Lehrerfrage. 
Fast in allen seinen Schulgesetzen kehrte sie wieder. Bei 
weitem nicht dasselbe Interesse hatte er für die Vorbildung. 
Diese kam nur in einem einzigen Gesetze zur Sprache und 
da nur ganz allgemein. 1783 erneuerte er die alte Ver- 
ordnung, dass Schuldienste nur mit Leuten, die den Präpa- 
randenkurs an der Normalschule mitgemacht haben und ge- 
prüft sind, definitiv besetzt werden könnten. 

Ausführlicher befasste sich die Instr. für Kreisschul- 
kommissäre mit der Ausbildung der deutschen Schulmeister. 
Während die A.Sch.O. als ordentliche Bildungsstätten nur die 
Normal- und Hauptschulen kannte, bestimmte die Instr. hier- 
für die Haupt- und Musterschulen. Letztere waren ursprüng- 
lich Notbehelfe; jetzt standen sie mit der Hauptschule bei- 
nahe auf gleicher Stufe. 

Regel sollte sein, dass ein Kandidat, der die Unter- 
richtsgegenstände schon verstand in einem zweimonatlichen 
Kurse an der Musterschule die Lehrart erlernte; unter Um- 
ständen konnte diese an sich schon knappe Zeit auf sechs 
Wochen verkürzt werden. Mit dieser offenbar ungenügenden 
Zeit gab man sich deswegen zufrieden, weil das erste Jahr 
praktischer Schultätigkeit noch in den Vorbereitungskurs ein- 
bezogen wurde; erst am Schlüsse desselben, wenn die Visi- 
tation gut ausfiel, sollte er das Anstellungsdekret erhalten. 

Als Mindestmass seiner Kenntnisse forderte man: Aus 
dem Kern des Methodenbuches die Einleitung und die fünf 
Hauptstücke, aus der dritten Abteilung desselben Buches das 
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vierte und fünfte Hauptstück, die Gegenstände des Schul- 
unterrichtes und die Methode nach den Forderungen. Bei 
ihrem Abgange empfingen die Praparanden ein Zeugnis, das 
erst dann eine Berechtigung auf das Anstellungsdekret ver- 
lieh, wenn der Kreisschulkommissär den Kandidaten nochmals 
geprüft und dasselbe mit seiner Unterschrift bestätigt hatte. 

Nirgends wurde bisher etwas von einer Entlohnung der 
Musterschullehrer erwähnt. Fortan sollten sie eine kleine 
Bezahlung, bestehend in 2 fl., von jedem Praparanden er- 
halten und auf eine Anzahl unterrichteter Schulmeister eine 
Remuneration aus dem Schulfond. Ob die Kandidaten selbst 
oder ob die Gemeinden jene 2 fl. zu entrichten verpflichtet 
waren, darüber sprach sich die Instr. nicht aus. Den Muster- 
schullehrern wurde ausserdem in Aussicht gestellt, dass sie, 
sobald der Schulfond erstarkt sei, vor den übrigen Schul- 
lehrern auf 150 fl. sollten aufgebessert werden. 

Da die Ausbildungszeit sehr kurz war und die Prüfung 
des Kreisschulkommissärs nicht das ganze Wissen des Kandi- 
daten erproben konnte, so war es sehr wohl möglich, dass 
Lücken unbesehen mit in den Dienst gingen. Wenn die 
Visitation in dieser Beziehung irgendwo Mängel zu Tage 
förderte, so konnte auf dreifachem Wege dagegen einge- 
schritten werden. War die Unkenntnis leichterer Natur und 
betraf sie nur den einen oder anderen Punkt, so genügte es, 
dass der Visitator den Lehrer aufmerksam machte und 
ihn an Beispielen praktisch belehrte. Bei grösseren Lücken 
wurde als Gegenmittel empfohlen, den Schulmeister auf 2, 3 
Wochen einem benachbarten tüchtigen Lehrer in die Schule 
zu schicken. Besonders gute Resultate versprach sich die 
Instr. von einem dritten Weg. Dem Schulmeister sollte auf 
seine eigenen Kosten für za 3— 6 Wochen ein tüchtiger, vor- 
gebildeter Gehilfe zugeordnet werden. Gewiss, so glaubte 
man, würde sich der Schulmeister alle Mühe geben, um sich 
von dieser Last zu befreien. 

Nachdem mit dem Jahre 1785 die Gehaltsfrage der 
deutschen Schulen einigermassen geordnet war, fand der 
Kaiser auch Zeit und Gelegenheit, der Vorbildung seine Auf- 
merksamkeit zu widmen. Es beschäftigte ihn das Projekt, 
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wie eigene, von der Normalschule getrennte Lehrerbildungs- 
anstalten gegründet werden könnten. 

Anlass zur Diskussion dieser Frage gab ein an den 
Kaiser gerichtetes, anonymes Schreiben, in dem die Gebrechen 
der bisherigen Methode und die mangelhafte Ausbildung der 
Lehrer freimütig gerügt wurden. Joseph gab das Prome- 
moria an die Hofstudienkommission, die nun darauf bedacht 
war, Abhilfe zu schaffen. 

Zu Ende des Jahres 1786 und zu Anfang von 1787 legte 
Gottfried van Swieten, der Präses der Studienkommission, dem 
Kaiser den Plan eines Pädagogiums vor. Es sollte dazu 
dienen, sowohl deutsche als auch Gymnasiallehrer auszubilden. 
Die Einrichtung dachte sich van Swieten so: Die Lehramts- 
kandidaten treten nach vollendetem Gymnasialstudium ein. 
Die ersten zwei Jahre verwenden sie auf die „deutschen 
Gegenstände". Darauf folgt ein dreijähriger Philosophiekurs 
an der Universität. Weitere drei Jahre sind dem Fachstudium 
vorbehalten: Die einen schulen sich theoretisch und praktisch 
für den deutschen Schulunterricht ein, die andern für das 
Gymnasium. Doch dieser Plan, der einen modern gerichteten 
Lehrer wie süsse Zukunftsmusik, der Vergangenheit abge- 
lauscht, anmuten muss, zerschlug sich wiederum wie Pergens 
Projekt am — Geld. 

Man hatte auch vor, das Piaristeninstitut in ein Lehrer- 
seminar umzubilden. Diese Absicht scheiterte daran, dass 
man sich genötigt gesehen hätte, nicht bloss ihr Haus in 
Wien und an anderen Orten sowie ihre Lehrkräfte in Anspruch 
zu nehmen, sondern auch die Regel so umzugestalten, dass 
schliesslich nur noch Trümmer übrig geblieben wären. Und 
das wollte man nicht; denn offenbar hat die Klosterstürmer ei 
doch nicht jene Vorteile gezeitigt, die die Theoretiker auf 
Kathedern und an grünen Tischen ausgerechnet hatten. 1 ) 

Einen zweiten Plan arbeitete der Schulober auf seher 
J. A. Gall, dessen Gutachten sich die Studienkommission er- 
beten hatte, im folgenden Jahre aus. Er wünschte für jede 
Provinz ein zweckmässig bestelltes Lehrerseminar; denn 



i) St. R. 1787, 234. 
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„nichts schien ihm nützlicher". Die Grundzüge seines Ent- 
wurfes für eine Lehrerbildungsanstalt in der Reichshauptstadt 
sind kurz diese: Das Wiener Augustinerkloster soll aufge- 
hoben werden; das Gebäude mit seinen Renten würde die mate- 
rielle Grundlage für die geplante Anstalt bieten. Zwei Lehrer 
und ein Gehilfe sollten den Unterricht besorgen. Letzterem 
wies er zu die Gegenstände der Normalschule, Pädagogik, 
Landwirtschaftskunde, Veterinärkunde, Verhaltungsregeln für 
den Verkehr der bäuerlichen Bevölkerung mit den Herr- 
schaften, der Geistlichkeit und den Gemeindeämtern. Den 
Zöglingen sollte Wohnung und Eost in der Anstalt selbst ge- 
boten werden; Gall veranschlagte die Zahl der Seminaristen 
auf 30. 

Mit dem projektierten Zusammenleben der Präparanden 
konnte sich Joseph ebensowenig befreunden als mit dem über- 
ladenen Lehrplane. Auch die Geldfrage spielte wiederum 
ihre leidige Verderbersrolle. So wurde denn Galls Plan, an 
dem Joseph im Grunde Gefallen gefunden hatte, nicht zur 
Wirklichkeit — „ad acta" war sein Geschick. 

In Angriff wurde dagegen ein anderes Projekt ge- 
nommen : Die Errichtung einer Lehrerinnenbildungsanstalt, die 
jedoch in dem Luzac'schen Mädchenpensionat nur wenig greif- 
bare Resultate lieferte. 

Mit diesen Versuchen 1 ) wurden vorläufig alle Be- 
strebungen, die Lehrerbildung weiter auszugestalten, für 
längere Zeit abgebrochen. Erst unter Franz IL (I.) wurden 
die Fäden wieder aufgenommen. 

3. Stellung des Lehrers. Sie erfuhr in den Regie- 
rungsjahren Josephs II. keine Änderung. Die Schulgesetz- 
gebung befasste sich nur einmal mit dieser Seite der Lehrer- 
frage, nämlich in dem Gesetz vom 24. März 1785. Die 
Schulmeister sollten, selbst wenn sie von den Gemeinden 
allein angestellt wurden, „nicht unbilligerweise beunruhiget, in 
ihrem Amte geirret, noch weniger ohne Vorwissen der Schul- 
visitatoren, und der Landesstelle abgedanket, ohne diese auch 

1) Vgl. zu diesen Projekten Hock-Bidermann, Staatsrat, S. 534 ft 
und St. E. 1786. 
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keine neuen aufgenommen werden, wie 'denn dergleichen 
Schnllahrer von der Landesstelle ihre Bestätigung, und von 
den Kreisämtern ihre Anstellungsdekrete zu erhalten haben". 1 ) 
Das Recht der Länderstellen „die geprüften Schulmeister nach 
der Vorschrift des neuen Schulplans zu bestätigen", wurde 
ausdrücklich in der Belehrung über den „Wirkungskreis der 
Länderstellen" ausgesprochen. 

Diese allgemeine Bestimmung, die sich im Prinzip 
völlig mit dem § 19 deckt, wurde von der Instr. auf die 
Wirklichkeit übertragen. Teils wurde der Gang der An- 
stellung genauer geregelt, teils wurden die allgemeinen Vor- 
schriften besonders inbezug auf die Absetzung weiter aus- 
gebaut. 

Wenn ein Schuldienst frei wurde, so musste der Patron 
binnen acht Tagen den Kreisschulkommissär davon benach- 
richtigen. Der Patron 2 ) konnte sodann einen tauglichen Mann 
für den Schuldienst annehmen, war aber verpflichtet, letzteren 
dem Kreisschulkommissär zur Genehmigung vorzustellen. 
Wenn es anging, sollte der Schulmeister sich persönlich bei 
diesem einfinden, indem er sein Zeugnis vorlegte und sich 
nach Gutbefinden des Kommissärs nochmals prüfen Hess. 
Mit dem Zeugnis und der Anweisung des Kommissärs begab 
er sich auf seinen Posten. Die Regierungsbestätigung wurde 
ihm erst nach der nächsten,' gut abgelaufenen Schulvisitation 
zuteil. 

Es gab immer noch Lehrer, die keine staatliche An- 
erkennung hatten; diesen sollte das Dekret nach der ersten 
Visitation ausgestellt werden. 

Es konnte natürlich der Fall eintreten, dass die Patrone 
die Besetzung eines Schuldienstes auf die lange Bank schoben. 
Gegen diese Nachlässigkeit war die Anordnung gerichtet, dass 
die Patrone nach Umlauf von vier Wochen ihr Anstellungs- 
recht verwirkt haben sollten, wenn sie diese Frist verstreichen 
Hessen, ohne ihre Pflicht und ihre Rechte erfüllt zu haben; 



i) Handbuch 14, 480 ff. (1786, 26. Mai). 

2) Unter Patronen versteht die Instr. die Landesregierung, die Grund- 
Jierren, die Gemeinden oder auch Pfarrer und Gemeinde zusammen. § 9 der Instr. 

11 
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vorausgehen musste aber amtliche Verwarnung. War dies 
geschehen, so wurde die Stelle von Amts wegen besetzt. 

Endlich legte man auch Hand an ein altes Übel; fortan 
sollte nur die Fähigkeit massgebend sein, wenn es sich um 
die Besetzung eines Schuldienstes handelte. Dagegen konnten 
Lehrerstellen von Rechts wegen nicht mehr erheiratet werden. 
In gleicher Weise wurde verboten, einen Schuldienst um der 
Versorgung willen zu übertragen. 

Man fasste auch schon einen Punkt, der für die An- 
stellung von der grössten Bedeutung werden konnte, scharf 
ins Auge, nämlich einen ev. eintretenden Lehrermangel. Die 
Instr. suchte vorzubeugen; die Kreisschulkommissäre wurden 
angeleitet, gegenseitig die Verzeichnisse der schon ausge- 
bildeten, aber noch nicht angestellten Lehrkräften auszutauschen 
„mit genauer Klassifikation", um so jederzeit in der Lage zu 
sein, aus dem benachbarten Gebiete Schullehrer herbeizuholen. 

Oberster Grundsatz für die Dienstentlassung war: „Es 
soll nicht in der Willkür der Patrone, Gemeinden, Herrschaften 
und Pfarrer stehen, ihre Schulmeister abzudanken, sondern im 
Falle sie mit den bestehenden Schulmeistern unzufrieden sind, 
die Sache vor die Kreisschulkommission gebracht und unter- 
suchet werden, ob die Beschwerden wirklich begründet und 
die Abdankung zum Besten der Schule seye. Es könnte sonst 
wie bisher geschehen, dass sie manchen wackeren eifrigen 
Schulmann bloss, weil er die Methode befolgete, oder dia 
Kinder in die Schule oder seinen Gehalt ordentlich eintrieb, 
ungerecht verfolgeten". 

Wie war nun der Einzelfall zu behandeln? — Hier trat 
der Wert der Regierungsbestätigung eklatant zutage. War 
der Lehrer nicht im Besitze eines Dekretes, so konnte der 
Patron ihn entlassen, vorausgesetzt, dass er einen besseren 
zur Anstellung beibringen konnte. Immerhin war es seine 
Pflicht, die Landesstelle von der Entlassung in Kenntnis zu 
setzen. 

Unter keinen Umständen durften die Patrone Lehrer, die 
von der Regierung bestätigt waren, eigenmächtig entlassen. 
Alle Beschwerden mussten vor den Kreisschulkommissär ge- 
bracht werden. Betrafen die Klagen die Schule, den Unter- 
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rieht oder die Schulzucht, so hatte der Kreisschulkommissär 
die Angelegenheit zu untersuchen, ev. in erster Instanz ab- 
zuurteilen. 

Wie die Unwissenheit des Lehrers von Seiten des Visi- 
tators, bezw. des Kommissärs zu behandeln war, wurde bereits 
besprochen. 

Handelte es sich um Alter und Krankheit des Lehrers, 
den „sehr oft der Dienst vor der Zeit entkräftete", so musste 
ihm ein Gehilfe als Stütze beigegeben werden; eine Pensio- 
nierung der Trivialschullehrer kannte man nur in bestimmter 
Form und unter ganz eigenen Bedingungen. Den Gehilfen zu 
besolden, war augenscheinlich Pflicht der Gemeinde. 

Strenger wurde gegen Lehrer vorgegangen, die sich 
Unfleiss und Versäumnis der Methode und der Lehrstunden 
zuschulden kommen liessen. Erstlich wurde ihnen verschärfte 
Schulprüfung angedroht. Härter war es schon, wenn der 
Lehrer auf bestimmte Tagsatzung vor das Kreisamt gerufen, 
gerügt und mit Dienstentlassung bedroht wurde. Schliesslich 
musste er, wenn sich keine Besserung zeigte, kassiert werden. 
Das letzte Urteil, ob Kassation angewendet werden sollte, behielt 
sich die Regierung selbst vor, weil sie das Dekret erteilt 
hatte. In der Behandlung des unfieissigen Lehrers ist die 
Instruktion übrigens milder als eine 1784 ergangene Ver- 
ordnung. Diese befahl, „nichtfleissige Lehrer ohne Nachsicht 
zu entlassen und dafür andere anzustellen". 1 ) 

In gleichem Verfahren und mit derselben Strafenab- 
stufang wie Unfleiss sollten bestraft werden: Fehler wider 
die eingeführte Schulzucht (z. B. grobe, finstere Behandlung 
der Kinder), böses Beispiel, wie „Sauferey, Sittenlosigkeit, 
schlechter Umgang und Geiz in Eintreibung der Geschenke 
und Parteilichkeit gegen die Kinder". 

Schwere Vergehen und Verbrechen, wie Diebstahl, 
Schandtaten, grober Betrug, Misshandlung der Kinder zu 
Krüppeln, „wie es manchmal geschieht", oder gar Verführung 
der Kinder mussten beim Landgerichte anhängig gemacht 
werden; in diesem Falle hatte die Schulbehörde nur den 



i) Tir 1784 fol. 373b. 

11 
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Richterspruch abzuwarten, um daraufhin ihre weiteren Ver- 
fugungen zu treffen. Ein „schuldig" des Gerichtes, das ver- 
pflichtet war, der Landesstelle das Urteil mitzuteilen, zog 
sofortige Entlassung nach sich, weil „ein öffentlicher Schul- 
lehrer in vorzüglichstem Grade ein ehrlicher Mann sein soll". 

Sehr heikel und delikat war unter den damaligen Ver- 
hältnissen die Behandlung jener Schullehrer, die „Alter-, 
Erankheits und unbesieglicher Unwissenheit halber a nichts 
oder doch weniges leisten konnten; sie waren um 1786 auf 
dem Lande immer noch zahlreich. Was mit ihnen beginnen? 
Sie einfach aus dem Dienste entlassen? Fürs erste waren 
ausgebildete Lehrkräfte nicht in genügender Zahl vorhanden; 
fürs zweite wurden alle ordentlichen Leute abgeschreckt, 
„diesen wirklich ärmlichen und geplagten Stand zu ergreifen", 
sobald sie wahrnahmen, wie unfähig gewordene Lehrer be- 
handelt wurden. Schliesslich wäre es auch zu hart, Leute, 
die im öffentlichen Dienste ihre Jahre und ihre Kraft „ab- 
gelebet" haben, zur Armenversorgung zu Verstössen, wenn 
man auch gar nicht berücksichtigen wollte, wieviel „unan- 
genehmes Geschrei und Murren darob unter dem Volke 
erreget" würde; die entlassenen Lehrer würden in der Glorie 
der Märtyrer dastehen. 

Die Instruktion schlug deswegen vor, sie zum freiwilligen 
Austritt zugunsten eines anderen zu bewegen. Kreis- 
kommissär und Patron mussten natürlich in gegenseitigem 
Einverständnis handeln; ausserdem waren einige Bedingungen 
zu berücksichtigen. Es musste feststehen, dass der Lehrer 
nur mittelmässige Leistungen aufzuweisen habe. Jene, zu 
deren Gunsten der Lehrer seinen Dienst quittieren sollte, 
mussten vorgebildet, praktisch erfahren, „geschicklich" und 
fleissig sein. Aus den Diensteinkünften durfte sich der Ab- 
gehende nur soviel vorbehalten, dass der Nachfolger 100 fl. 
Besoldung hatte; ausserdem sollte dem Ausscheidenden der 
Mesnerdienst verbleiben, wenn er ihn bis jetzt innegehabt hatte. 

Stand ein freiwilliger Austritt zugunsten eines Sohnes 
oder einer Tochter in Frage, so wollte man ein Auge zudrücken 
und von den sonstigen Anweisungen in diesem Falle absehen. 
Bezüglich des Ausscheidens zugunsten einer Tochter wurde 
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aber dem Kommissär doppelte Klugheit anempfohlen, weil es 
bei diesen manchmal schlechte, bloss interessierte Ehen ver- 
anlassen könnte. 

4. Rang und Ansehen. In der Überzeugung, dass 
„ein Schulmeister sowohl — und auch mehr — durch sein 
Verhalten als durch seine Lehre unterrichtet", schärfte die 
Instr. dem Lehrer einen soliden Lebenswandel ein: sanft gegen 
die Kinder, freundlich und friedliebend gegen die Gemeinde, 
ehrbar und untadelhaft im Privatleben. 

Sie sorgte aber auch dafür, dass dem Lehrerstande eine 
angemessene Behandlung zuteil wurde. Dem Kreisschul- 
kommissär legte sie daher nahe, die Schulmeister „nicht mit 
Er oder Ihr anzureden, sondern, um ihnen das nöthige An- 
sehen bey der Gemeinde zu geben, Herr zu nennen, und dies 
besonders in Gegenwart der Pfarrer und Beamten, die sie so 
gerne mit Du behandeln". 

Nicht in Gegenwart der Visitationsgäste sollen ihm 
Rügen und Zurechtweisungen erteilt werden, sondern erst 
nach deren Weggang. Festigung seiner Stellung wie Erhöhung 
seines Ansehens bedeutete die Erlaubnis, dass der Lehrer 
seine Beschwerden, Vorstellungen und Bemerkungen dem 
Kreisschulkommissär schriftlich — also geheim und unabhängig 
von der Gemeinde überreichen durfte. 

Ihr Rang wurde offenbar auch erhöht; während sie 
früher hinter dem Magistrat, bezw. Gemeinderat standen, 
rückten sie so auf — wenigstens in Landgemeinden — , dass 
der Ortsschulaufseher nach dem Vogt den ersten und der 
Schulmeister den 2. Platz einnahm. 

Noch im September des Jahres 1795 machte ein Schreiben 
die Runde, durch welches Beamte unter anderem dazu verhalten 
wurden, zu „sorgen, dass der Schulhalter weder in der Er- 
teilung des vorgeschriebenen Unterrichts gehindert . . . noch 
die von der Landesstelle bestätigten Schulhalter auf was 
immer für eine Art misshandelt werden". 1 ) 



i) B. Gen. 1307. Diese Verordnung ist allerdings nur für die öster- 
reichischen Vorlande gegeben worden; sie wurde hier eingefügt, weil sie sehr 
wohl geeignet ist, die allgemeinen Bestrebungen um Hebung der Lehrerstellung 
zu kennzeichnen. Anlass zur Verfügung gab, wie ein bischöfl. konstanzischer 
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§2. 
Leopolds IL Bedeutung für die Lehrerfrage. 

Leopolds Regierung war überaus kurz. Darum konnte 
sie, abgesehen von einigen Versuchen, für die Entwicklung 
der Lehrerfrage nicht bedeutungsvoll werden. In der „Nach- 
richt von einigen Schul- und Studienanstalten in den öster- 
reichischen Erblanden u wurde für die Landschulen ein eigener 
Schulplan angekündigt, erblickte jedoch das Licht der 
Welt nicht. 

Soweit die „Nachricht" Verfügungen, die auch auf das 
deutsche Schulwesen Bezug nehmen, in sich begreift, betreffen 
sie nur den „Normalkörper", d. h. das Lehrerkollegium der 
Normalschule. 

Einigen Wert besass diese Nachricht trotzdem für die 
Fortbildung der Lehrerfrage. In grosszügiger Anschauung 
gestand Leopold, bzw. der Verfasser der Nachricht, v. Martini, 
den Lehrern das Recht zu, in gewissem Sinne an dem Auf- 
bau des Schulwesens mitzuarbeiten. Ihre Stimme sollte ge- 
hört werden, wenn neues eingeführt, altes abgeschafft, kurz 
wenn Änderungen im Schul- und Studienwesen getroffen 
werden. Vor allem aber wurde ihnen der Weg geöffnet, frei 
ihre Meinung zu äussern und Beschwerden vorzubringen. 

Wie bereits angedeutet, bezogen sich diese freisinnigen 
Gedanken zu allernächst nur auf die Lehrer von der Hoch- 
schule herab bis zur Normalschule. Da jedoch die Fort- 
entwicklung der Lehrerfrage auch die deutschen Schulmeister 
immer mehr in den allgemeinen Verband der Lehrer eingliederte, 
so musste diese weitherzige, praktische Anschauung trotz der 
folgenden Reaktion auch auf sie übergreifen. 

§ 3. 
Franz IL (I.) und die Lehrerfrage. 

Mit ihm brach eine wesentlich neue Periode an, nicht 
nur auf dem Gebiete der Schule, sondern im ganzen Staats- 

Erlass erwähnt, eine „Vorstellung durch die Breisgauischen Landkapitel an die 
K. E. v. ö. Regierung u. Kammer". Gedruckte Hirtenbriefe für das Bistum 
Konstanz 1771—1810 im Pfarrarchiv zu Niederrimsingen. ZGO NF 18, m 57. 
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wesen, in der Politik nach aussen und in der Verwaltung 
des Innern: Die Zeit der Reaktion, die schon zu Leopolds 
Zeiten grundgelegt und durch die revolutionären Umtriebe be- 
stärkt worden war, obschon Leopold noch ziemlich den An- 
schauungen des aufgeklärten Jahrhunderts huldigte. 

Da aber Franz erst nach Lostrennung des Breisgaus von 
der österreichischen Monarchie seine Schulgesetze publizieren 
konnte, kommen sie für unsere Darstellung nicht mehr in 
Betracht, zumal auch infolge der Kriegswirren der Wiener 
Einfluss auf die Schul Verwaltung und Schulleitung fast Null war. 

Nur ein Punkt der Lehrerfrage sei berührt, weil sich 
die Entscheidung hierüber nur als eine Fortsetzung der 
josephinischen Gesetzgebung darstellte und gerade damals 
auch auf den Breisgau ausgedehnt wurde. Joseph II. hatte zu- 
zugelassen, dass der Mindestgehalt für Niederösterreich auf 100 fl. 
statt 150 herabgesetzt wurde; Leopold änderte nichts an den 
bestehenden Verhältnissen; Franz IL dehnte den niederöster- 
reichischen Besoldungssatz auch auf die übrigen Provinzen 
aus. Die v.o. Regierung und Kammer bezeichnete die 100 fl. 
darum als „provisorischen Dotationsgehalt der Lehrer*. 



2. Kapitel: Der Breisgau und seine Lehrer in der Zeit 

von 1780—1806. 

Das Schulwesen des Breisgaus liess, als Maria Theresia 
aus dem Leben schied, immer noch viel zu wünschen übrig. 
Gerade die Persönlichkeit und Stellung des Lehrers, von der doch 
sovieles für die Schule abhängt, wurde nicht mit der nötigen 
Sorgfalt behandelt. Hierin verhiess die Zukunft Besserung, 
da sich um 1780 mit der Verschiebung in der Regierung 
und Kammer die Art und Weise, wie man bis dahin das 
Schulwesen zu leiten beliebte, in etwa änderte. 

Bis dahin war fast alles vom Regierungstisch aus mit 
Erlassen und Reskripten, die sich einseitig auf die allgemeinen 
Gesetze stützten, mit Berichts- und Tabellenabforderung 
regiert worden. Die Folge davon war, dass nur die Ge- 
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meindebehörden und Ortsobrigkeiten mit der Landesstelle in 
Berührung kamen, 1 ) der Lehrer dagegen nur selten sich aus- 
sprechen konnte. Nun griff man zu einem unstreitig wirk- 
sameren Mittel, zu den Visitationen; sie versprachen tat- 
sächlich, eher eine Gesundung der Schulverhältnisse in die 
Wege zu leiten als die bisherige Art der Schulleitung. Mit 
Hilfe der staatlichen Schuluntersuchungen war es ermöglicht, 
einen richtigen Einblick in die bestehenden Zustände an den 
Schulen, in die Wunsche der Gemeinden und Obrigkeiten und 
deren Berechtigung, in das Leben und Lehren der Schul- 
meister zu gewinnen, kurz es war daraufhin praktische 
Reformarbeit sichergestellt. 

§1. 

Die Zahl der Lehrer. 

Für die Zahl 2 ) der in Stadt und Land des Breisgaus be- 
schäftigten Schulmeister liegen zwei Angaben vor: Die eine 
von 1781 aus dem landständischen Beibericht zur „Erhöhung 
des Standes und der Beköstigung der gesamt deutschen 
Schulen im Breisgau u ; sie gibt 240 Lehrer an — die andere 
von 1785 ist dem landständischen Begleitbericht zu den 
Tabellen „über den Stand der Geld- und Naturalbesoldungen, 
auch sonstigen Zuflüssen der Schulhaltern" entnommen; sie 
weiss von 258 Lehrern und drei Minoriten zu berichten; es 
sind nicht miteingerechnet die Normalschullehrer und die 
Klosterfrauen. 

Woher diese Vermehrung von 240 auf 258 Lehrer? Die 
Entscheidung über diese Frage muss auf sich gestellt bleiben, 
da jegliche Aktenbelege und Anhaltspunkte hierfür mangeln. 
Die höhere Zahl von 1785 ist um so merkwürdiger, als der 
letztgenannte Begleitbericht eine Anzahl von Orten namhaft 
macht, die nach der Tabelle von 1781 selbsständige Schulen 
mit eigenem Lehrer besassen, die aber in der Tabelle von 
1785 nicht als eigene Schuldienste aufgeführt sind. Vielleicht 

1 ) Selbst diese sehr oft nicht unmittelbar, weil der ordentliche Geschäfts- 
weg meist über den landständischen Konsess führte. 

2) Vgl. zu diesem Paragraphen B. Gen. 3119 (1781 und 1785). 
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fehlten in dieser froheren Tabelle um so mehr andere Orte, 
die dann 1785 mitgezählt wurden. Wie dem auch sein mag, 
eine Vermehrung von Schulen und Lehrstellen gegenüber 
1781 ist wahrscheinlich nicht anzunehmen, weil die meisten 
Orte schon um 1770 mit eigener Schule und eigenem Lehrer 
versehen waren. 1 ) 

Mit wenigen Ausnahmen waren die deutschen Schulen 
nur mit einem Schulmeister besetzt. An 6 Schulen unter- 
richteten 2 Lehrer : in den Städten Waldshut und Laufenburg, 
in den Märkten Wehr und Schönau, in den Yogteien Furt- 
wangen und Simonswald. 2 ) Zahlreicher waren die Gemeinden, 
wo neben dem ordentlichen Lehrer ein Gehilfe mitarbeitete. 



§ 2. 
Änderungen im Bestand des Lehrpersonals. 

In den Reihen des Lehrpersonals gingen keine bedeutenden 
Veränderungen vor sich, soweit es sich um Nebentsellung 
und -beruf der Lehrer handelte. Nur die Klosteraufhebungen 
brachten einige Neuerungen. 

Bis 1782 wurde die Mädchenschule der Stadt Villingen 
von den Dominikanerinnen besorgt. 1782 vereinigte der 
Kaiser das sog. Bickenkloster (Klarissen) mit dem Konvente 
der Dominikanerinnen; dazu kamen ausserdem drei Ursu- 
linerinnen aus Freiburg. Die neue Organisation gestaltete 
sich nun zu einer Lehr- und Bildungsanstalt für Mädchen 

i) Nebenbei bemerkt sind in der Tabelle von 1785 nicht 258 Lehrer 
namhaft gemacht, sondern nur 258 Schulstellen, die jedoch nicht alle mit 
Lehrern besetzt waren; die Tabelle wurde den Sommer über angefertigt und 
für eine kleinere Anzahl von Schulen wurden die Lehrer erst im November 
angestellt. 240 ist nur eine summarische Angabe wie 258 auch; 258 lässt sich 
korrigieren an der Hand der noch vorliegenden Einzelberichte, jene von 1781 
allerdings nicht. Aber es scheint doch wahrscheinlich, dass in der Zahl 240 nur 
die wirklich angestellten Lehrer begriffen sind. 

2) Für Eheinfelden und Staufen werden in dem summarischen Auszug 
der Tabellen des Jahres 1785 ebenfalls zwei Lehrer genannt (für ersteres ein 
I. und II. — für letzteres ein Knaben- und Mädchenlehrer). Wenn sie trotz- 
dem nicht mitgezählt wurden in der Zusammenstellung der Schulen mit zwei 
Lehrern, so hat man es offenbar mit Gehilfen oder Provisoren zu tun. 
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meindebehörden und Ortsobrigkeiten mit der Landesstelle in 
Berührung kamen, 1 ) der Lehrer dagegen nur selten sich aus- 
sprechen konnte. Nun griff man zu einem unstreitig wirk- 
sameren Mittel, zu den Visitationen; sie versprachen tat- 
sächlich, eher eine Gesundung der Schulverhältnisse in die 
Wege zu leiten als die bisherige Art der Schulleitung. Mit 
Hilfe der staatlichen Schuluntersuchungen war es ermöglicht, 
einen richtigen Einblick in die bestehenden Zustände an den 
Schulen, in die Wünsche der Gemeinden und Obrigkeiten und 
deren Berechtigung, i in das Leben und Lehren der Schul- 
meister zu gewinnen, kurz es war daraufhin praktische 
Reformarbeit sichergestellt. 

§1. 

Die Zahl der Lehrer. 

Für die Zahl 2 ) der in Stadt und Land des Breisgaus be- 
schäftigten Schulmeister liegen zwei Angaben vor: Die eine 
von 1781 aus dem landständischen Beibericht zur „Erhöhung 
des Standes und der Beköstigung der gesamt deutschen 
Schulen im Breisgau"; sie gibt 240 Lehrer an — die andere 
von 1785 ist dem landständischen Begleitbericht zu den 
Tabellen „über den Stand der Geld- und Naturalb esoldungen, 
auch sonstigen Zuflüssen der Schulhaltern" entnommen; sie 
weiss von 258 Lehrern und drei Minoriten zu berichten; es 
sind nicht miteingerechnet die Normalschullehrer und die 
Klosterfrauen. 

Woher diese Vermehrung von 240 auf 258 Lehrer? Die 
Entscheidung über diese Frage muss auf sich gestellt bleiben, 
da jegliche Aktenbelege und Anhaltspunkte hierfür mangeln. 
Die höhere Zahl von 1785 ist um so merkwürdiger, als der 
letztgenannte Begleitbericht eine Anzahl von Orten namhaft 
macht, die nach der Tabelle von 1781 selbsständige Schulen 
mit eigenem Lehrer besassen, die aber in der Tabelle von 
1785 nicht als eigene Schuldienste aufgeführt sind. Vielleicht 

i) Selbst diese sehr oft nicht unmittelbar, weil der ordentliche Geschäfts- 
weg meist über den landständischen Eonsess führte. 

2) Ygl. zu diesem Paragraphen B. Gen. 3119 (1781 and 1785). 
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fehlten in dieser froheren Tabelle um so mehr andere Orte, 
die dann 1785 mitgezählt wurden. Wie dem auch sein mag, 
eine Vermehrung von Schulen und Lehrstellen gegenüber 
1781 ist wahrscheinlich nicht anzunehmen, weil die meisten 
Orte schon um 1770 mit eigener Schule und eigenem Lehrer 
versehen waren. 1 ) 

Mit wenigen Ausnahmen waren die deutschen Schulen 
nur mit einem Schulmeister besetzt. An 6 Schulen unter- 
richteten 2 Lehrer: in den Städten Waldshut und Laufenburg, 
in den Märkten Wehr und Schönau, in den Vogteien Furt- 
wangen und Simonswald. 2 ) Zahlreicher waren die Gemeinden, 
wo neben dem ordentlichen Lehrer ein Gehilfe mitarbeitete. 



§ 2. 
Änderungen im Bestand des Lehrpersonals. 

In den Reihen des Lehrpersonals gingen keine bedeutenden 
Veränderungen vor sich, soweit es sich um Nebentsellung 
und -beruf der Lehrer handelte. Nur die Klosteraufhebungen 
brachten einige Neuerungen. 

Bis 1782 wurde die Mädchenschule der Stadt Villingen 
von den Dominikanerinnen besorgt. 1782 vereinigte der 
Kaiser das sog. Bickenkloster (Klarissen) mit dem Konvente 
der Dominikanerinnen; dazu kamen ausserdem drei Ursu- 
linerinnen aus Freiburg. Die neue Organisation gestaltete 
sich nun zu einer Lehr- und Bildungsanstalt für Mädchen 

i) Nebenbei bemerkt sind in der Tabelle von 1785 nicht 258 Lehrer 
namhaft gemacht, sondern nur 258 Schulstellen, die jedoch, nicht alle mit 
Lehrern besetzt waren; die Tabelle wurde den Sommer über angefertigt und 
für eine kleinere Anzahl von Schulen wurden die Lehrer erst im November 
angestellt. 240 ist nur eine summarische Angabe wie 258 auch; 258 lässt sich 
korrigieren an der Hand der noch vorliegenden Einzelberichte, jene von 1781 
allerdings nicht. Aber es scheint doch wahrscheinlich, dass in der Zahl 240 nur 
die wirklich angestellten Lehrer begriffen sind. 

2) Für Eheinfelden und Staufen werden in dem summarischen Auszug 
der Tabellen des Jahres 1785 ebenfalls zwei Lehrer genannt (für ersteres ein 
I. und II. — für letzteres ein Knaben- und Madchenlehrer). Wenn sie trotz- 
dem nicht mitgezählt wurden in der Zusammenstellung der Schulen mit zwei 
Lehrern, so hat man es offenbar mit Gehilfen oder Provisoren zu tun. 
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lag die Ausbildung um 1780 allem Anscheine nach immer 
noch im Argen. Ein allgemein gütiges Urteil kann deswegen 
nicht ausgesprochen werden, weil die Nachrichten nur spär- 
lich fliessen und nicht selten einen scheinbaren Gegensatz in 
sich bergen. 

Als Fehr im Hochsommer 1781 von seiner Visitations- 
reise zurückkam, war sein erstes ein Bericht über seine Be- 
obachtungen hinsichtlich der Lehrerbildung. 1 ) Sein Pauschal- 
urteil war kurz beisammen: „kein Schulmeister könne gut 
und vorschriftsmässig katechisieren und tabellarisieren, jene 
ausgenommen, die im Jahre 1781 an der Normalschule aus- 
gebildet wurden", ein Vorwurf der hauptsächlich dem oberen 
Rheinviertel galt. Er hielt es deswegen nicht für angebracht, 
fernerhin einem Schulmeister zu erlauben, dass er Kandidaten, 
die „einen Schuldienst suchen", in der neuen Lehrart unter- 
richte, es sei denn, dass die Landesstelle Musterschullehrer 
ernennen würde. 

Um jedoch die berührten Übelstände zu beseitigen, be- 
antragte Fehr, den „noch nicht abgerichteten Schulmeistern" 
einen Kurs an der Normalschule zu befehlen; insbesondere 
dürften die "neugewählten" Schulmeister der Grafschaft 
Hauenstein nicht vergessen werden. 

Als Vizedirektor der Normalschule musste sich Fehr 
natürlich in hervorragendem Masse an diesem Unterrichtskurse, 
dessen Beginn er auf den 7. Oktober festgesetzt wissen wollte, 
beteiligen; gleich von vornherein lehnte er aber jegliche Be- 
zahlung ab, während er den übrigen Lehrern eine angemessene 
Entlohnung erbat. Fehrs Anregungen vom 21. September 
wurden in der Schulsitzung des folgenden Tages zur Beratung 
gestellt; die Regierung stimmte zu; den Normalschullehrern 
bewilligte sie 3 fl. 

Ob aber der Beschluss ausgeführt wurde, wie weit die 
Gerufenen den Befehlen der Landesstelle Folge leisteten, war 
nicht sicher zu ermitteln. Nur die Ausstellung der Dekrete 
lässt einige Wahrscheinlichkeit aufkommen, dass der Kurs 
wirklich stattfand. Es befand sich nämlich unter den Lehrern, 

!) B. Gen. 1111 liegt folgenden Ausführungen zu Grande. 
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die 1783 von der Regierung und Kammer bestätigt wurden, 
eine ziemlich grosse Anzahl aus der Grafschaft Hauenstein, 
und merkwürdigerweise wurden sie fast alle im Januar oder 
Februar mit Dienstdekreten bedacht; ferner sind ihre Gesuche 
entweder von Freiburg datiert oder sie tragen die oben- 
erwähnte Inkonsequenz, dass sie die Bittschrift aus ihrer 
Heimat datieren, dagegen sich als an der „hiesigen Normal- 
schule" unterrichtet und geprüft bezeichnen. 

Der angeführte Regierungsbeschluss des 22. September 
wurde vom Regierungsrat v. Maurer, dem damaligen Referenten 
in Normalschulsachen, abgefasst; er leistete sich darin einen 
Ausspruch von „salomonischer Weisheit" : „Es existieren keine 
Musterschulen, mithin sind auch keine Musterschullehrer zu 
ernennen". Bekanntlich mussten aber alle Normalschul- 
protokolle der Hof kanzlei vorgelegt werden, so auch dieses. 
Die Hofstelle kreidete das Urteil des Regierungsrates als 
„sehr unpassend" an. 1 ) 

Dagegen fand der Antrag Fehrs, zu verbieten, dass 
mangelhaft ausgebildete Schulmeister andere unterweisen, 
ihren ungeteilten Beifall ; ebenso die getroffenen Anordnungen 
inbezug auf den Unterricht der Lehrer. Sie konnte aber 
trotzdem nicht an sich halten, der Schulkommission wieder- 
holt zu befehlen, „in jedem Distrikt der so weitschichtigen 
Vorlande Musterschulen zu errichten". Man begnügte sich 
jedoch mit dem allgemeinen Befehl und überliess es der 
Landessi eile, die Einzelheiten zu ordnen und vorzuschreiben. 

Schon unterm 5. Dezember wurde Bob und Fehr die 
Hofkanzleidekretur bekannt gegeben. Die Regierung musste 
in ihrem Schreiben zugeben, dass es den Schulleuten tatsäch- 
lich schwer fallen müsse, sich zur Ausbildung nach Freiburg 
zu begeben; deswegen habe sie beschlossen, dem Wunsche 
der Hof kanzlei Folge zu leisten und Musterschulen einzu- 
richten. Zunächst sollten Hie visitierten Gegenden ins Auge 
gefasst werden; die besten Lehrer, aber auch die günstigste 
Lage der Schulen sei zu berücksichtigen. Die Visitation der 
übrigen noch nicht bereisten Bezirke, sowie den Unterricht 



i) Tir 1781, 9. Nov. fol. 270a. 
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der Musterschullehrer, der Fehr zugedacht wurde, verschob 
man auf das Jahr 1782. 

Noch eine weitere Anordnung wurde getroffen. Die 
Musterschullehrer dürften keine „diskretion" von den Präpa- 
randen annehmen; dagegen wollte man ihnen je nach der 
Zahl der unterrichteten Schulmeister eine Remuneration aus 
dem Schulfonde zukommen lassen. 

An Unterrichtsbüchern bestimmte die Landesstelle den 
„Kern des Methodenbuches I. Teil" und die „Forderungen", 
statt des IL Teiles des erstgenannten Werkes. 

Es ist fast nicht anders möglich, als dass diese Mit- 
teilung und Anweisung zur Errichtung von Musterschulen 
Fehr trafen oder dass er wenigstens mündlich davon Kenntnis 
erhielt, bevor er seinen Visitationsbericht ablieferte. Sicher 
hat er seine Tabellen nicht vor dem 21. September abgegeben? 
denn sein Antrag vom 21. September und der in dem Visi- 
tationsberichte enthaltene, detaillierte Vorschlag, wo und wie 
Musterschulen errichtet werden könnten, zu gleicher Zeit oder 
besser vor jenem wären nur schwer miteinander vereinbar. 
Beabsichtigte nämlich Fehr schon vor dem 21. September, die 
Errichtung von Musterschulen zu beantragen — vielmehr hätte 
er durch seine Berichte schon vor diesem Termine die Muster- 
schulen im Detail bezeichnet, dann bedurfte es ja seines 
Antrages vom 21. September nicht mehr, dann konnte er 
ruhig zuwarten, bis dieselben angeordnet waren und die 
Schulmeister dorthin weisen lassen. 

Da seine Berichte ausserdem erst am 22. Januar 1782 
in der Regierungssitzung zur Sprache kamen, so dünkt es 
sehr wahrscheinlich, dass er seine Berichte erst im Laufe des 
Monats Dezember der Landesstelle überreicht habe. Nimmt 
man diesen Zeitraum der Ablieferung an, so ist es auch viel 
leichter zu erklären, warum er einen so detaillierten Plan über 
die Errichtung von Musterschulen darin aufgenommen hat. 

Es macht sogar den Eindruck, als ob er bereits mit dem 
Schulreferenten darüber gesprochen habe und als ob bei 
dieser mündlichen Auseinandersetzung die vier Waldstädte zu 
Musterschulen ausersehen wurden. Fehr lehnt diese nämlich 
ab, weil sie „zum Unglück als Lehrer Hans wurste oder sonst 



1 
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halbnärrische Leute" hätten. Auf seiner Vorschlagsliste, die 
sich auf seine eigenen Beobachtungen der Visitation stutzte, 
standen folgende Schulen: 1 ) 

1. Neuenburg für das gleichnamige Dekanat, 

2. Warmbach 2 ) für das Rheintal und Mölinbach, 

3. Laufenburg für die Vogtei Laufenburg, 

4. Wolf liswil für das Fricktal, 

5. Murg für die Einung Murg und Hochsal, 

6. Strittmatt für die Einung Görwihl und Kickenbach, 

7. Dogern 8 ) für die gleichnamige Einung, 

8. Schönau 4 ) für das Wiesental. 

Damit jedoch diese in Aussicht genommenen Schulmeister 
ihrer wichtigen Aufgabe vollkommen gewachsen sein möchten, 
beantragte er, sie nochmals auf 14 Tage an die Normalschule 
kommen zu lassen; ein eigener Unterricht über die Muster- 
schule und ihre Aufgabe sollte sie in die Obliegenheiten ihres 
Amtes einweihen. 

22. Januar 1782 wurden die Visitationsberichte Fehrs 
von der Regierung durchberaten. Seine Anträge wurden ge- 
billigt; anstatt aber die ausersehenen Schulmeister an die 
Normalschule zu berufen, wurde nur verordnet, dass sie „sich 
vorläufig in den hierzu nötigen Kenntnissen wohl gefasst 
machten". 5 ) 

Was für Schritte in dieser Angelegenheit noch des 
weiteren unternommen wurden, darüber fehlen Anhaltspunkte. 
Es scheint jedoch, dass man den Beschluss nicht in seinem 
vollen Umfange ausführte; oder es haben sich in den folgen- 
den Jahren die Verhältnisse an den Schulen geändert. Scheren- 
berg gibt nämlich 1787 in seinem Visitationsberichte zehn 
Musterschulen für das obere Rheinviertel an, zum ersten mehr 



i) B. Gen. 1158 — Anhang. 

2) Der Schulmeister Stoll verdient zu einem Mnsterschullehrer gemacht 
zu werden. Eda, "Warmbach. 

3) Dogern ist der Hauptort der Grafschaft Hauenstein; darum muss 
dort eine Musterschule errichtet werden. 

4) Die Lehrer der drei Schulen in der Vogtei Todtmoos sollen nach 
Schönau in die Musterschule. 

ß) B. Gen. 1126. 
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als Fehr vorschlug und zum anderen eine fast ganz ver- 
schiedene Liste: 1 ) 

1. für das Dekanat Fricktal: Mettau, Mölin, Weitnau, 

2. „ „ „ St. Blasien: Oberlehen und Schönau, 

3. „ „ „ Waldshut: Dogern, Giersbach, Murg, 

4. „ „ „ Wiesental: Wyhlen und Zell. 

Welche Wege die Organisation der Musterschulen im 
mittleren und Untieren Breisgau ging, kann nicht geschildert 
werden, da die positiven Grundlagen fehlen. Nur ab und zu 
wird das Dasein einer Musterschule wahrnehmbar. 1795 
schickte der Lehrer Frey von Staufen ein Promemoria über 
den Taubstummenunterricht an die Hofkanzlei; bei dieser Ge- 
legenheit erfahren wir, dass Frey Musterschullehrer, in Staufen 
also eine Musterschule war. 2 ) 

Vielleicht rangierte auch Kenzingen unter den Muster- 
schulen. 1784 machte die Hofkanzlei der Regierung Vor- 
würfe, weil sie duldete, dass der Heimbacher Schulmeister dem 
Kenzinger Lehrer zum Unterrichte anvertraut wurde, obschon 
sie im Normalschulprotokoll selbst zugestehen musste, der 
Kenzinger Lehrer sei dazu ungeeignet und unfähig. Man be- 
ruhigte sich aber schliesslich bei den Zuständen, da sich der 
Sohn des Kenzinger Lehres zur selben Zeit an der Normal- 
schule ausbildete; dieser konnte ja nach seiner Rückkehr die 
weitere Ausbildung des Schulmeisters von Heimbach in die 
Hand nehmen. 3 ) 

Nicht immer, so scheint es, hielt man sich an die 
Musterschule. 1783 berichtete Bob von der vorzüglich ein- 
gerichteten Schule in Untermünstertal; sofort griff der 
Regierungsrat v. Kageneck diese Mitteilung auf und liess in der 
Beratung der Regierung über Schulsachen beschliessen, dass 
die noch nicht ausgebildeten Schullehrer von Stohren und 
Neuhof die Schule zu Untermünstertal ihrer Vorbildung wegen 
besuchen sollten. Inhaltlich war der Beschluss die Errichtung 

i) B. Gen. 1130. 

2) Tir 1795, 8. Apr. foL 27a u. a. a. 0. 

3) Tir 1785, 4. Jan- und 26. März fol. 3 b und 106 b. 
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einer Musterschule; man legte aber dem Lehrer nicht den 
Titel Musterschullehrer bei. 1 ) 

Für die spätere Zeit lassen sich die Zusammenhänge 
erst recht nicht aufhellen; nur ganz vereinzelt und zerstreut 
tauchen Notizen über die Orte auf, wo die Schulmeister ihre 
Ausbildung geholt haben. So hatte sich der Waldkircher 
Lehrer bei seinem Vorgänger unterweisen lassen; 1800 legte 
er vor dem Oberschulaufseher Bob seine Prüfung ab; sein 
Zeugnis lautet günstig. 2 ) Ein anderer Lehrer Franz Volk, 
wurde in Oberwinden auf seine spätere Schultätigkeit vor- 
bereitet. Der Gütenbacher Lehrer, der 1802 provisorisch auf- 
genommen wurde, und 1803, 22. Mai sein Examen bei dem 
„Schulmeister Bob" machte, dürfte kaum in Freiburg die 
Normalschule besucht haben. 3 ) 

Der Normaischuldirektor und Oberaufseher Bob ging 
gerne seine besonderen Wege; so scheint er auch auf eigene 
Faust hin angeordnet zu haben, inwieweit „alte und eines 
vollständigen Unterrichtes unfähige Schulleute" sich auszu- 
bilden haben. 1781, 3. Dezember schrieb nämlich die Hof- 
kanzlei an die Regierung und Kammer, dass sie von den 
Normalschulprotokollen des 10. bis 20. Oktober Kenntnis ge- 
nommen habe. Die Bescheide des Direktors Bob, die er 
„wegen uneingerichteter Schulen" erteilt habe, seien nicht 
ordnungsgemäss; nach dem Vorbilde Niederösterreichs und 
anderer Länder müssten die erwähnten Schulmeister an- 
gehalten werden, „sich wenigstens der Bücher, der Stunden- 
abteilung, des Zusammenunterrichtens und jener Dinge der 
Methode zu bedienen, die nicht schwer zu begreifen sind". 4 ) 

Im übrigen blieben die Gegenstände, in denen die Schul- 
kandidaten unterrichtet werden mussten, im grossen und 



i) ß. Gen. 1120. 

2) Waldkirch 35. 

3) Fischer, Chronik von Gütenbach S. 50. Zu bemerken wäre jedoch, 
dass „Schulmeister Bob u wohl ein Irrtum sein dürfte; richtig wird „Schul- 
kommissär Bob 1 ' sein. Es gab nämlich meines Wissens keinen Schulmeister 
Bob, sondern nur einen Schuloberaufseher Bob, der bereits 18. Febr. 1802 
starb, und einen Schalkommissär Joh. Nepomuk Bob. 

4) Tir 1781 fol. 289 b. 

12 



— 178 — 

ganzen dieselben wie früher; die Zeugnisformulare um 1800 
haben noch dieselben Fächer wie jene der achtziger Jahre. 1 ) 

Trotz der fortgesetzten Bemühungen gelang es aber 
nicht, alle Schulmeister dahin zu bringen, dass sie sich aus- 
bilden Hessen. So traf Bob auf seiner Visitationsreise des 
Jahres 1781 den Schulhalter von Niederrimsingen ohne Ge- 
schicklichkeit und Eifer für sein Amt. Bob trug ihm des- 
wegen auf, sich auf seine eigene Kosten nochmals unterweisen 
zu lassen. Auf dieses Ansinnen ging aber der Schulmeister 
nicht ein; lieber legte er seinen Dienst nieder, da er nach 
seiner Erklärung auch ohne Schule zu leben habe. Der Schul- 
oberaufseher sowohl als auch die Regierung nahmen diese 
Dienstaufkündigung an und verhielten die Stadt Breisach, ein 
„anderes tüchtiges, und geprüftes Subjekt aufzustellen, da 
der jetzige Schulmeister doch keine Lust zu seinem Amte 
habe«. 2 ) 

über Stohren und Neuhof, „von Obermünstertal sepa- 
rierte Höfe", weiss Bob zu berichten, „dass sie keine abge- 
richteten Schulleute haben sollen". Deshalb ersuchte er die 
Regierung, den Höfen zu befehlen, dass sie ihre Schulleute 
baldigst zum Unterricht an die Normalschule schickten. Die 
Landesstelle beschloss jedoch dem Referenten v. Eageneck 
folgend, die Schulhalter in der wohleingerichteten Schule zu 
St. Trudpert ihren Unterricht nehmen zu lassen und sie als- 
dann zur Prüfang und Approbation nach Freiburg zu rufen. 3 ) 

Offenbar musste die Schulaufsicht und die Landesstelle 
noch öfters die Beobachtung machen, dass die Gemeinden und 
Schulmeister sich dieser Pflicht entzogen; denn 1785 schärfte 
sie in einem Zirkular aufs neue ein, dass die Lehrer verbunden 
seien, sich in Freiburg unterrichten und prüfen zu lassen. 4 ) 

Bobs letzte Mitteilungen über die Leistungen der Schul- 
meister lauten übrigens nicht ungünstig. Lob und Auszeichnung 
verdienten die Lehrer von Untermünstertal und Munzingen; 

i) Ein Zeugnis aas dieser Zeit liegt bei den WaldMrcher Akten, Wald- 
ürch 35. 

2) B. Gen. 1120. 

3) B. Gen. 1120, oben S. 176. 

4) In Pol. et Oecon. 1785, 20. Mai. 
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vorschriftsmässig unterrichteten neun Lehrer; nur ein einziger 
verstand die Lehrart nicht (der erwähnte Lehrer von Nieder- 
rimsingen), sonst fand er mittelmässige Leistungen. Verhält- 
nismässig häufig begegneten ihm Lehrer, die im Rechnen 
schwach waren. Sein Heilmittel für vereinzelte Gebrechen in 
der Methode bestand darin, dass er die Schulmeister auf den 
Kern des Methodenbuches verwies. 1 ) 

Scherenbergs Visitationsbericht enthielt noch viel licht- 
vollere Angaben, unter 117 Lehrern des oberen Rheinviertels 
waren nur vier nicht ausgebildet; das will viel heissen für 
den südlichen Schwarzwald, der bisher immer als der Typ 
der Nachlässigkeit dastand. Diese Tatsache lässt übrigens 
auf einen recht regen Besuch der Musterschulen schliessen. 2 ) 

Wenn sich auch die Lehrer im allgemeinen gerne der 
Mühen, die mit der Ausbildung verknüpft waren, unterzogen, 
so dürfte es doch der Männer, die mit solchem Eifer und 
Feuer wie Lorenz Müller, Schulmeister zu Schönwald, ihre 
Aufgabe erfassten, nicht gerade ausserordentlich viele gegeben 
haben. Nachdem er 1782 den Normalschulkurs mitgemacht 
hatte, versäumte er späterhin nicht, seine Bildung durch 
Studium pädagogischer Werke zu vertiefen. Um aber seinen 
Dienst noch genauer und besser erfüllen zu können, beabsich- 
tigte er auf Kosten eines wahren Schulfreundes nach Freiburg 
zu kommen und sich mehrere Gegenstände der verbesserten 
Methode und ihre praktische Anwendung neuerdings gründ- 
lichst einzusehen. 8 ) 

Nachdem der Breisgau an Baden übergegangen war, 
liess sich die grossherzogl. bad. Regierung genau über den 
Stand des Voiksschulwesens in dieser Gegend berichten. In 

1) B. Gen. 1120. 

2) B. Gen. 1130. Die nicht ausgebildeten waren die Schulmeister zu 
Albbruck, Schönenberg, Blasiwald und St Blasien — sämtliche im neuerrichteten 
Dekanat St. Blasien. Aber mit dem Lichte vermischte sich auch tiefer Schatten. 
Kein einziger von denen, die das Anstellungsdekret noch nicht besassen, konnte 
hierfür empfohlen werden, weil sie die erlernte Methode nicht mehr inne haben. 
Die Grunde dafür liegen aber weniger auf Seite der Lehrer als der Einwohner 
und der Besoldungszustände. Vgl. unten S. 191 ff. 

3) Vgl. Beü. Y. 

12* 
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den noch völlig erhaltenen Tabellen, deren Ausarbeitung der 
grossherzogl. geistl. Bat und Schuloberaufseher Alois Flamm 
besorgte, erkundigte sich auch eine Rubrik nach der Vor- 
bildung der 1807 angestellten Lehrer. Von fast 300 Lehrern 
waren 9 noch nicht geprüft und approbiert, über 200 hatten 
ihre Ausbildung vor 1804 erworben; die übrigen in den 
folgenden Jahren. 1 ) Diese Einzeldaten lassen doch ziemlich 
deutlich erkennen, dass man unter österreichischem Regime 
die Hände nicht in den Schoss gelegt hat, sondern sich nach 
Möglichkeit sputete, die Lehrer mit einer vorzüglichen Aus- 
bildung in die Schulstube zu stellen. 

§ 5- 
Die Anstellung. 

Für die Anstellung regte Fehr eine sehr einschneidende 
Verordnung an: Kein Kandidat sollte unter 21 Jahren definitiv 
als Schullehrer angestellt werden. Da man erkannte, dass 
eine derartige Vorschrift nur von den heilsamsten Folgen be- 
gleitet sein konnte, so wurde in der Beratung über seine 
Visitationsberichte der Antrag anstandslos zur Verordnung 
erhoben. 2 ) Leider bot sich bis jetzt kein einziger Beleg dafür, 
dass sich die Gemeinden daran hielten und die Regierung auf 
ihre Innehaltung drang. 

Sonst nahmen die Anstellungen ihren gewohnten Verlauf. 
Da nur einige Mosaiknotizen vorliegen, so lässt sich nichts 
eingehenderes darüber sagen. 

Wo die Anstellung sich in den gesetzlichen Bahnen be- 
wegte, folgten sich in der Regel immer noch provisorische 
Aufnahme von Seiten der Gemeinden, bzw. näheren Obrigkeit, 
die unter Umstanden notwendige Ausbildung, Lehrerexamen 
und zuletzt die Bestätigung durch Verleihung des Dienst- 
dekretes. 

In dem letzten Jahrzehnt des Jahrhunderts schwanden 
die Gesetze vielerorts aus dem Volksbewusstsein ; in manchen 

1) Tab. 23. 

2) B. Gen. 1158 und 1126. 
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Gegenden missachtete man sie absichtlich und hielt sich an 
das bequeme Herkommen. Die staatlichen Behörden waren 
aber durch die unruhigen Zeitläufe gehemmt, die Handhabung 
der Gesetze genau zu kontrollieren. So wurde der Lehrer 
för Norsingen „jedesmal durch einen besonderen Kontrakt fax 
den Winter angestellt und dann for den Sommer, weil die 
Kinder eigentlich nach Kirchhöfen gehören". 1 ) Noch toller 
klingt der St. Blasianische Amtsbericht: „Die Gemeinden in 
den Vogteien Schönau, Todtnau, Frönd und Todtnauberg 
handeln ganz willkürlich; sie schaffen bestellte Schulmeister 
weg, wählen eigenmächtig andere". 2 ) 

Die Instr. für Kreisschulkommissäre verbot die Dienst- 
nachfolge der Söhne (d. h. sie sollten vor anderen Mitbewerbern 
kein Vorrecht gemessen) und die Einheirat in den Schuldienst; 
nur unter gewisser* Bedingungen konnte beides gestattet 
werden. Trotz dieses Verbotes sah sich die Hofkanzlei im 
März 1787 veranlasst, die v.o. Regierung ernstlich daran zu 
erinnern, dass Schuldienste keineswegs erblich sind, ebenso- 
wenig als sie erheiratet werden können. 8 ) 

Die Stellung des Schullehrers erstarkte zusehends, indem 
die staatlichen Schulbehörden es den Gemeinden aufs nach- 
drücklichste einschärften, dass es gar nicht in ihrer Gewalt 
stehe, einen Schulmeister, der ihr nicht gefalle, auf eigene 
Faust zu entlassen. Der Schulkommissär Scherenberg schrieb 
in höchst eindeutiger Weise an die Gemeinde Blasiwald : „Die 
Gemeinde unterstehe sich nicht diesen geprüften Schulmeister 
sowie den vorigen wackeren Lehrer Benedikt Winkler bloss 
darum zu verfolgen, weil er den ihm von allerhöchstem Orte 
ausgemessenen Gehalt begehret, viel weniger soll sie sich träumen 
lassen, ihn darum vom Dienste zu stossen. Dies zu tun stehet 
keineswegs in der Willkür der Gemeinde. Hat die Gemeinde 
begründete Klagen wider ihren Schulhalter, so hat sie selbe 

i) An dieser Stelle fehlt offenbar ein "Wort, sonst hat der Satz keinen 
rechten Sinn. Den Verhältnissen und dem Zusammenhang entsprechend ist 
„entlassen 11 zu ergänzen. 

2) Für beides B. Gen. 3118 (1795). 

3) ür. 1787, 16. März fol. 132 a. 
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vor das Schulkommissariat zu bringen, welches die Sache 
untersuchen, und darinnen zn entscheiden hat". 1 ) 

Hatte die Gemeinde ehedem eine Beschwerde wider 
ihren Schulmeister, so konnte sie für sich allein Abhilfe 
schaffen oder sie konnte sich an die Ortsobrigkeit wenden und 
von dort sich die Entfernung oder Bestrafung des Schulmeisters 
erbitten. Diese Selbstherrlichkeit war für immer zu Grabe 
getragen; die Obrigkeiten vollends wurden ganz übergangen; 
sie wurden gar nicht mehr gehört, wenn es sich um eine Ab- 
setzung handelte. 

In dem Streben, die Ortsobrigkeiten mehr und mehr zur 
Seite zu schieben und den Lehrer zu einem staatlich beauf- 
sichtigten Gemeindebeamten zu machen, fand sich der Staat 
durch zwei Umstände begünstigt, deren Resultate jedoch mehr 
dem Erben Österreichs als diesem selbst zugute kamen. Das 
eine Moment wurde bereits angedeutet; das Anstellungsrecht 
war sehr oft schwankend, zum mindesten konnten die An- 
sprecher es nicht positiv erweisen. 2 ) In diesem Falle musste 
nach der fortgeschrittenen Zentralisation der Rechte in der 
Hand des Landesherrn der Staat angerufen werden; seine Ent- 
scheidung fiel natürlich stets zu seinen und der Gemeinden 
Gunsten aus, weil er diese seiner Verwaltung und Oberleitung 
eingereiht hatte. 

Das andere begünstigende Ereignis war die Säkularisation, 
die eine grosse Anzahl von Mittelsgewalten wegfegte und ihre 
Rechte dem Staat anheimgab. Mit der Beseitigung der geist- 
lichen Ortsobrigkeiten wurde der Widerstand der Grund- und 
Gerichtsherren um ein bedeutendes geschwächt; ein Recht um 
das andere fiel an den Staat; die Säkularisation stellt sich 
von diesem Gesichtspunkte aus für einen Teil von geistlichen 
Fürsten, Stifter und Klöster als ein Ereignis dar, das in der 
Entwicklung des modernen Staates früher oder später 



i) Blasiwald 2, Schuldienste 1788. 

2 ) „Das Besetzungsrecht der städtischen Schuldienste hat einen mindern 
schwankenden Grund als in den Dorfschaften, wo dieses Recht meistens uner- 
weislich ist, und ehen nicht zum Besten des Schulwesens, wovon die Land- 
leute nicht die hinlängliche Kenntnis haben — ausgeübt wurden 11 . Tab. 23. Anna, 
zu Altbreisach. 
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kommen musste, das die geistlichen Fürsten in ihrem Rechte 
und ihrem Besitze, die weltlichen nur in ihren obrigkeitlichen 
Rechten traf. 1 ) 

Diese Tatsache, dass der Staat die Schule nur noch mit 
den Gemeinden teilen wollte, ergibt sich mit voller Klarheit 
aus einer Statistik der Tabellen von 1807. 267 Schulen sind 
aufgeführt; es sind lauter Gemeinden des vorderösterreichischen 
Breisgaus mit Ausschluss der schweizerisch gewordenen Teile 
Fricktal und Mölinbach. Zugerechnet sind noch die einst 
unter der Oberhoheit der Johanniter zu Heitersheim stehenden 
Orte Dürrheim, 2 ) Neuhausen und Obereschach. An diesen 
267 Schulen wurden 169 von der Gemeinde allein mit Lehrern 
bestellt, 33 von der Gemeinde und dem Waldvogteiamt, 2 von 
den eingepfarrten, 3 ) bezw. eingeschulten 4 ) Gemeinden. An 
36 Schulen besetzte der Grundherr 5 ) die Lehrerstelle, an 
einer der Landesherr als Rechtsnachfolger der Äbte von 
Tennenbach. An 20 Schulen teilten sich Herrschaft und Ge- 
meinde, an 2 Grundherr, Pfarrer und Gemeinde, an 2 anderen 
Gemeinde und Pfarrer in das Anstellungsrecht. Nur in zwei 
Fällen war das Recht strittig. 6 ) Ein Blick genügt, um zu 
erkennen, wie Gemeinde und Staat den Ortsobrigkeiten weit 
überlegen waren, da über 2 / 3 sämtlicher Schulen von Ge- 

1) Dass der Staat sich das Anstellungsrecht aneignete, war eigentlich 
nichts neues und nichts außergewöhnliches; dasselbe hatten zuvor schon die 
Grund- und Gerichtsobrigkeiten getan; sodann passte es dem Staat in sein 
System, seine Hoheitsrechte zu erweitern und auszudehnen. 

2) Krieger, Topographisches "Wörterbuch 12, 440 gibt über Dürrheim 
die Notiz: „Gehörte bis 1805 zu der (bis 1797 v.o.) Landgrafschaft Breisgau".— 
Dürrheim bildete mit Neuhausen und Obereschach zusammen „bis 1803 eine 
Besitzung der Johanniterkommende Villingen"; vgl. Eda 12, 536 und 112, 323, 
femer Tab. 23 (Dürrheim, Neuhausen, Obereschach), die Johanniterkommende 
Villingen gehörte jedoch nicht zur vorderösterreichischen Landgrafschaft Breisgau. 

3) Oberspitzenbach. 

4) Simonswald. 

6) Hier eingerechnet sind das ehemalige fürstl. Stift St. Blasien und die 
fürstl. Herrschaft Heitersheim. 

6) In Bamlach war es nicht klar, ob die Herrschaft und Kirche mit 
der Gemeinde mitwirken durften; in Eschbach (Staufen) stritt man sich, ob 
die Herrschaft allein das Anstellungsrecht besitze oder ob sie es mit der Ge- 
meinde zu teilen habe. 
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meinde und staatlicher Behörde allein besetzt worden. So 
gut wie ausgeschlossen war die Kirche und kirchlichen 
Organe, die Grundherren zu einer unbedeutenden Minderheit 
herabgesunken, zumal die Rechtsnachfolge von Heitersheim 
und St. Blasien auf den Staat übergangen war. 

§6. 
Die Besoldung. 

Wirft man einen Blick auf die Besoldungsverhältnisse 
um 1780, so ist man versucht zu fragen: Ja, hat sich denn 
überhaupt schon jemand um die Lehrer gekümmert? Die 
Schullöhne befanden sich nämlich zum grössten Teile noch 
auf dem alten Stande des Jahres 1770. 

Sehr gut unterrichtet darüber Fehrs Visitationsbericht. 
Seine Angaben über Besoldungshöhe, -bestandteile und -aus- 
zahlung wurden bereits verwertet; es genüge darum, auf sie 
verwiesen zu haben. 

Fehrs Berichte gaben der Regierung Anlass, auch in der 
Besoldungsfrage einige Beschlüsse zu fassen. Einer derselben 
ging dahin, dass den „meistens nicht hinlänglich besoldeten 
Schulmeister, soweit es die Verhältnisse gestatteten, der Mesner- 
dienst oder die Pflegschaft über Bruderschaften gegen Real- 
oder fidejussorische Caution" zugeteilt werde. Dem Fürsten 
von St. Blasien und dem Waldvogteiamte sollte empfohlen 
werden, dem Schulmeister von Nöggenschwihl die Besoldung 
in der Weise aufzubessern, dass sie ihm den Mesnerdienst 
übertragen. 1 ) Die Regierung wandelte da unbeirrt weiter in 
den alten, ausgetretenen Geleisen, wonach ein Dienst als Be- 
soldungsquelle des andern fungieren musste, während doch 
die Bedeutung, zu der die Schule seit Beginn ihrer Reform 
herangewachsen war, eine eigene genügende Bezahlung 
forderte. 

Auf Fehrs Visitationen scheinen auch die Regiminal- 
reskripte von 1783 an die Gemeinden Bamlach, Bellingen und 
Rheinweiler zurückzugehen, durch sie wurde den Gemeinden 

i) B. Gen. 1126. 
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eine jährliche Besoldung von 200 fl. in bar für alle Dienste 
der Sigristenlehrer anbefohlen. 1 ) 

Bobs Visitationsberichte 2 ) sind in Besoldungsangaben 
bei weitem nicht so reichhaltig wie die Fehrs. Der Normal- 
schaldirektor hatte allem Anscheine nach mehr Interesse für 
die pädagogische Seite des Schulwesens. Andererseits war 
es mit der materiellen Fundierung der Schuldienste des 
mittleren Breisgau im grossen und ganzen besser bestellt als 
in den Gegenden, wo Fehr visitierte. Gelegentlich Hess auch 
Bob die eine oder andere Bemerkung einfliessen ; sie bestätigen 
das gefällte Urteil, dass die Schulmeister immer noch in der 
herkömmlichen Art besoldet wurden. Der Lehrer von Ober- 
schaff hausen bekam von jedem Kinde jährlich 30 kr.; er 
musste sie selbst einsammeln, was jedoch ausserordentliche 
Schwierigkeiten verursachte; viele wollten nicht bezahlen. 
Bob stellte daraufhin bei der Regierung einen doppelten An- 
trag, entweder soll die Gemeinde einen „Gerichtsmann" 
(Gemeinderat) beauftragen, das Schulgeld einzukassieren, oder 
die Gemeinde soll dem Schulmeister 50 fl. Rhein, an Geld 
samt 4 Klafter Holz verabfolgen. Die Regierung erhob den 
zweiten Antrag im Sinne des Referenten v. Eageneck zum 
Beschluss. 

Für Zastler schlägt Bob, da die Gemeinde noch kein 
Abkommen mit dem Schulmeister getroffen hatte, als Besoldung 
60 fl. vor, ausserdem 3 Klafter Holz und Futter für ein Stück 
Melkvieh; für Attental 100 fl.; für die Wiehre, weil die 
Sommerschule daselbst vorschriftsmässig eingeführt werden 
soll, 136 fl. — „in Ansehung der Arbeit des Schulmeisters, 
der Zahl der Kinder und des Vermögenstandes der Gemeinde 
gewiss wenig genug". Die Regierung erklärte sich mit diesen 
Anträgen ohne jegliche Widerrede einverstanden. 

Fehr benützte die Gelegenheit der Visitation, um mit 
allem Nachdruck zu fordern, dass die Besoldung erhöht, am 
meisten jedoch, dass sie sicher gestellt werde. Die von ihm 
normierten Besoldungen kehren in der Tabelle von 1785 in 

1) Vgl. Tab. 16, 29 und Bamlach 2, Fragmente den Kirchen- und Schul- 
dienst betr.; das Dekret an die Gemeinde Bamlach trägt das Datum 1783, Jan. 3. 

2) Für diese und die nächsten Angaben vgl. B. Gen. 1120. 
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derselben Höhe wieder, wie er sie angeordnet hatte; es scheint 
also, dass seine Besoldungsansätze beibehalten und auch so 
bezahlt wurden. Immerhin ist Vorsicht in der Beurteilung 
des Einzelfalles geboten, weil sich bisher nicht kontrollieren 
liess, ob die Gemeinden auch wirklich die Beträge, die in 
ihren Berichten standen, den Schulmeistern bezahlten. In 
Schlatt z. B. wurden dem Schulmeister laut Regierungsdekret 
200 fl. Einkommen zugesprochen. Wohl stand nun die Be- 
soldung auf dem Papiere; niemand aber gab sie ihm, wie 
Bob auf seiner Visitationsreise erfahren musste. Trotzdem 
aber berichtete die Besoldungstabelle 1785, dass der Lehrer 
von Schlatt 200 fl. 30 kr. beziehe. 

Die Gemeinde Schlatt gab übrigens der Regierung un- 
zweideutig zu verstehen, warum sie nicht gewillt sei, auf ihre 
Verordnungen einzugehen. Befohlen war ihr, eine höhere 
Besoldung und eine bessere Wohnung bereitzustellen. Ersteres 
lehnte sie ab mit der Begründung: „Wenn der Schulmeister 
mit dem jetzigen Gehalte nicht zufrieden seye, so könne er 
gehen, und wenn die Gemeinde mehreres geben muss, so will 
sie einen Lehrer ausfindig machen, der Ihre Kinder auch 
lateinisch lehren muss". Die bessere Wohnung versagte sie, 
„weil die Bauern keine Wohnung im zweiten Stock, sondern 
nur Kammern hätten, der Schulmeister weiters auch keine 
bequemliche Wohnung brauche". 1 ) 

Das ist eine scharfe Sprache der Gemeinden und der 
Bevölkerung. Diese sah in dem Schulmeister eben einen Mann 
aus ihrer Mitte, der nicht mehr Bedürfnisse haben, der keine 
höheren Ansprüche stellen darf als sie, der ausserdem in 
ihren Augen nicht mehr leisten kann als jeder von ihnen. 
Sie erklären sich aber sofort zu höheren Ausgaben bereit, 
wenn er auch grösseres leistet, nämlich Lateinunterricht zu 
erteilen weiss. 

Wie tief die josephinischen Besoldungsgesetze auf den 
Breisgau wirkten, lässt sich nur an wenigen Folgen derselben 
beobachten. Keinen einzigen Beleg ergaben die Akten dafür, 
dass die Stifter und Klöster die Besoldungen der Schulmeister 



i) B. Gen. 1120. 
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im Sinne des Hofdekretes vom 19. Juli 1781, bezw. den 
Retraktationen des 10. Oktober auf sich genommen haben. 
Vielleicht taten sie darum nichts, weil das erstergangene Dekret 
durch die Verfugung des Oktober sehr stark abgeschwächt 
worden war. 1 ) 

Das Gehaltsgesetz von 1783, das Schul- und Mesner- 
dienst miteinander verschmelzen wollte, dürfte kaum zur 
Durchfuhrung gelangt sein; denn 2 Jahre später glaubte der 
landständische Konsess der Regierung ausdrücklich nahe 
legen zu müssen, dass man in allen Landgemeinden — nicht in 
den 13 Städten — sonst aber überall, wo bereits eigene Seel- 
sorgestellen vorhanden seien oder noch gegründet würden, 
beide Dienste dem Lehrer übertragen sollte. Das Motiv seines 
Antrages war, dass die Schulmeister so zu einem „erleichternden 
Beytrag für ihre Einkünfte, mit denen allein sie doch nicht 
bestehen könnten", kämen. Der Konsess forderte daher eine 
Regierungsverordnung in diesem Sinne: Es sollte überall auf 
dem Lande „entweder gleich oder wenigst doch nach Ab- 
sterben oder sonstigen Abgang des würklichen noch bestehenden 
Sigristes* die Verbindung beider Dienste angebahnt und voll- 
zogen werden. Seltsamerweise berief er sich gar nicht 
auf das ergangene Gesetz, obschon es doch eigentlich genügt 
hätte, die strikte Durchführung desselben zu empfehlen. Ja, 
man ist versucht, anzunehmen, dass die Landesregierung eine 
Verordnung erlassen habe, die der Durchführung des 1783 er 
Gesetzes hindernd in den Weg trat; es sah sich nämlich der 
Konsess veranlasst, zu erklären, dass zwischen seinem Antrag 
und der Bestimmung des „regiminalreskriptes vom 7. April 
gegen Ende 6 tou kein Widerspruch bestehe. 2 ) 

Welcher Art die Regierungsverordnung war, lässt sich 
einem Gutachten entnehmen, das von dem Oberamte Schwarzen- 

!) Man könnte versucht sein, eine Notiz des Schuloberaufsehers Flamm 
von 1807 in günstigem Sinne zu deuten. Er schrieb nämlich in den mehrfach 
erwähnten Tabellen: „Das Stift St. Blasien hatte ehemals auf mancherlei Art 
für die Bedürfnisse der Schulen und Schullehrer ihrer Orte zu sorgen gewusst". 
Tab. 23 foL 42. Richtiger wird sein, sie dahin zu verstehen, dass St Blasien 
zwar für Schule und Schullehrer sorgte, aber nicht aus seiner Kasse, sondern 
aus dem Gemeindesäckel oder aus dem Beutel der Ortseinwohner. 

2) B. Gen. 3119 „Einbegleitungsbericht". 
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berg und Kastei in dem Mesnerstreite zu Oberwinden 1796/97 
abgegeben wurde. Das Amt konnte der durch den Lehrer 
angestrebten Vereinigung nicht das Wort reden, weil „nach 
der vorliegenden, und vom Schaldirektor angezogenen aller- 
höchsten Schulverordnung" beide nur dann zusammengelegt 
werden sollten, wenn die Schule keine 130 fl. trage und wenn 
in früheren Zeiten einmal „eine derartige Vereinigung Gewohn- 
heit gewesen" sei; beides treffe an diesem Orte nicht zu, also 
sei das Verlangen abzuweisen. Daraus geht hervor, dass 
man die Durchfahrung des Gesetzes von 1783 an Vorbedingungen 
knüpfte, wenn man es überhaupt in seiner reinen Gestalt 
publiziert hatte. 1 ) 

Bemerklicher als die bisherigen Aufbesserungsversuche 
machten sich einige der Gehaltsverminderungen, die mit den 
sog. kirchlichen Reformen Josephs II. zusammenhingen. 

Keine beträchtlichen Verluste dürfte die Bruderschafts- 
aufhebung gebracht haben, weil Bezüge von Bruderschaften 
doch selten waren. Zudem scheint es, dass die Besoldungs- 
beiträge nach wie vor aus dem Vermögen der Bruderschaften 
entrichtet wurden; 2 ) in Altbreisach empfing der Lehrer „aus 
aufgehobener Bruderschaft durch Regierungsverordnung eine 
Zulage von 25 fl.". 8 ) Ebenso werden die Pfarreinrichtungen 
kaum von grossem Einfluss gewesen sein. Es bestanden näm- 
lich, als man an die Neuorganisation der Pfarrorganisation 
schritt, bereits mehr Schulen als Pfarreien; von den 53 Ort- 
schaften, die einen eigenen Pfarrer oder Lokalkaplan erhalten 
sollten, besass über die Hälfte schon zuvor einen Schulmeister; 
daher kam es auch, dass 1785 nur 20 neue Lehrstellen, die 
Gehilfen mit eingerechnet, beantragt wurden. Die Pfarrein- 
richtung und die mit ihr zu verbindende Schulgründung dürfte 
darum im Breisgau kaum eine grössere Anzahl von Schul- 
meistern in ihren Einkünften aus dem Schulgelde — denn 
darauf kam es hauptsächlich an — wirklich geschädigt haben ; 

1) überwinden, Mesnerdienste 1796/97. 

2) 1785 feuerten die Lehrer von Öschgen „12 fl. von den Bruderschaften", 
von "Wegenstetten 3 fl., von Wehr 5 fl. von der Rosenkranzbruderschaft. Tab. 15, 
Nr. 53 u. 54. 

3) Tab. 23 (Altbreisach). 
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sie konnte dem Lehrer unter Umständen mit der Übertragung 
des Sigristendienstes in der neuen Pfarrei Erhöhung seines 
Einkommens bringen. 

Dafür aber entzog die Aufhebung der „Häuserrauchungen" 
und der Taufgebühren vielen Lehrern Teile ihres Einkommens, 
dem Joseph II. durch eine nachfolgende Verordnung wieder 
vorbeugte. So beschloss z. B. der Freiburger Magistrat im 
Sinne dieser allerhöchsten Verordnung, die entgangenen Ge- 
bühren auch weiterhin an die Schulmeister abzuführen. 

Ob auch die Akzidentien aus kirchlichen Verrichtungen 
schon zurückgehalten wurden, bevor noch die Stolgebühren 
geregelt waren, konnte für den Breisgau bis jetzt nicht er- 
mittelt werden. Wahrscheinlich ja; denn für die Ortenau, die 
in enger Verbindung stand, setzt das Regierungsdekret von 
1786 einen solchen Verlust voraus. 1 ) 

Der letzte josephinische Besoldungserlass, der eine Ge- 
haltszulage bis auf 130 fl. aus dem Schul-, bezw. Religions- 
fond versprach, wurde am 19. April 1 785 im Breisgau publi- 
ziert, und zwar durch den landständischen Konsess den 
Dominien und Ortsobrigkeiten, durch die Regierung und 
Kammer den Eameralherrschaften. 2 ) 

Um die vorgesehene Aufbesserung leisten zu können, 
musste erst eine Vorarbeit geleistet werden. Es war eine 
Schulstatistik aufzustellen, die sämtliche Lehrdienste des 
Breisgaus mit ihrem Einkommen enthielt, um an der Hand 
dieser Statistik die Zuschüsse der Fonds im allgemeinen und 
im speziellen festlegen zu können. 

Die Aufnahme ging im Sommer 1785 vor sich. Das, 
ganze Geschäft leitete der Konsess; er gab die von ihm ent- 
worfenen Fragebogen hinaus, nachdem die Regierung dieselben 
genehmigt und auch für die Eameralherrschaften zugelassen 
hatte. 8 ) Die eingelaufenen Einzelberichte wurden von der 

i) ?eyd H, 1288; Geier 8. 110. 

2) Vgl. zu diesem und folgendem B. Gen. 3119 (1785) und 1106. 

s ) Die Regierungs- Verordnung zur Fassion wurde am 26. Juni erlassen ; 
der „circulierte Auftrag" ging am 26. Juli aus; innerhalb 8 Tagen nach Empfang 
desselben, also im Monat August, sollten die Berichte eingeschickt werden. 
Tab. 15 (aus verschiedenen Begleitschreiben). 
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landständischen Buchhaltern in eine, bezw. zwei grosse 
Tabellen verarbeitet, 1 ) diese gingen mit den erklärenden Bei- 
berichten 18. Oktober 1785 an die Regierung nnd Kammer. 

Gemäss der eingelaufenen Berichte bezifferte sich der 
Aufwand für die Lehrer im Jahre 1781 auf 24.505 fl. 282/ 8 kr., 2 ) 
1785 dagegen auf 32.783 fl. 30 8 / 4 kr. ; künftig sollten verwendet 
werden 43.964 fl. 50 1 / 2 kr. und, wenn die 20 Lehrstellen, die 
2600 fl. heischten, zur Ausführung kämen, 46.564 fl. ÖO 1 ^ kr. 
Gegenüber den wirklichen Besoldungen ein Mehr von 11.181 fl. 
lJ) 1 /,, kr., die der Schul- und Religionsfond tragen musste. 3 ) 

Trotzdem der Aufwand von 1781 bis 1785 um 8278 fl. 2 kr. 
stieg, kann nicht von einer bedeutenden Veränderung gesprochen 
werden, da sich die Erhöhungssumme auf rund 260 Lehr- 
stellen verteilte; so, wenn es sich um den allgemeinen Über- 
blick handelt; aber auch wenn man die Besoldungen im 
einzelnen nimmt — weil ja nicht alle Besoldungen aufge- 
bessert wurden — , sind die Erhöhungen nicht so gross, dass 
von einer wesentlichen Verbesserung der materiellen Lage der 
deutschen Schullehrer gesprochen werden könnte weder 1781 
gegenüber noch im Verhältnis zu 1770. Immerhin darf sich 
der Fortschritt, dem aber mancherorts aus bereits angegebenen 
Gründen ein kleines Fragezeichen angehängt werden muss, 



1) Die eine der Tabellen ist ganz erhalten unter Tab. 16; die andern 
nur zur Hälfte unter B. Gen. 1106. 

2 ) Diese Zahl ist dem landständischen Begleitbericht von 1785 ent- 
nommen, während der noch erhaltene Beibericht zu den Tabellen von 1781 
(von den Tabellen selbst fand sich nichts mehr) eine etwas kleinere Summe 
notiert, nämlich 24. 341 fl. 57 9 / 3 kr. Der Aufwand von 1781 setzte sich 
zusammen aus 2715 fl. für das Lehrpersonal an der Normalschule, 716 fl 
12 kr. für die 3 Mädchenschulen in Freiburg und 20.910 fl. 5% kr. für die' 
übrigen Haupt- und Trivialschulen. B. Gen. 3119 (1781). 

8 ) Um diesen Posten zu verringern, machte der Normalschuldirektor 
Bob den Vorschlag, die Lehrer jener Orte, die nur ihrer schlechten Strassen- 
verbindung und Abgelegenheit wegen — trotz der kleinen Zahl von nur 40 — 50 
Schülern eine eigene Schule erhalten sollten, nur als Gehilfen zu betrachten 
und deswegen bloss mit 70 fl. zu besolden. Der Kaiser erklärte sich mit 
diesem Plane einverstanden und erteilte ihm 1786, 19. Mai seine Genehmigung. 
Der Freymüthige IV, 2 S. 768 ff. 
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wenn man die entgegenstehenden alteingerosteten Vorurteile 
und Anschauungen bedenkt, wohl sehen lassen. 1 ) 

Die Vorarbeiten, um das Gesetz vom Buchstaben zum 
Leben überzuführen, waren fertig; im Breisgau fehlte aber 
das eigentlich lebenspendende Element — das Geld. Der 
Schulfond konnte kaum die Besoldungen der Normalschullehrer 
aufbringen, geschweige denn dass er zur Aufbesserung der 
Landschullehrer beisteuern konnte. Aus dem Religionsfond 
flössen die Summen auch nicht herbei und so blieben denn 
die Besoldungen auch künftighin, wie sie bisher waren; und 
das ganze Aufgebot von Gesetzen, Berichten und Tabellen, 
des gesetzgeberischen und verwaltenden Apparates war prak- 
tisch ohne entsprechenden harmonischen Erfolg. Die Schluss- 
bemerkung des landständischen Begleitschreibens hat also 
Recht behalten; dieser meinte, dass es „mit der Aufbesserung 
der Lehrer und mit der Einrichtung von Schulen noch gute 
Weile haben werde". 2 ) 

Scherenberg singt in seinen Tabellen dieselbe Trauer- 
weise, in Text und Melodie den Fehr'schen Klageliedern 
völlig gleich: „Da die meisten Schulhalter dieses Kreises bis- 
her so magere Besoldungen hatten, dass sie, um sich und ihre 
Familie zu ernähren, notgedrungen um Nebenverdienste sich 
umsehen mussten, — für eines — und für das andere sie bey 
keiner Obrigkeit Hilfe finden, wenn sie den verdienten von 
den Gemeinden Unterhaltenen Schullohn betreiben, so ist es 
verzeihlich, wenn sie ihre erlernte Methode vergessen". 8 ) 

Noch um einige Töne tiefer gestimmt klingt, was Wetzel, 
der Beamte der v. Sickingen'schen Vormundschaft, 1795 an 
die Regierung und Kammer zu berichten wusste: „Die Lehrer 
zu Breitnau, Hinterzarten und im Thal sind sehr gering be- 
soldet; die Gemeinden auf dem Walde, und im Thal, welche 



i) Für die gesamten Vorlande berechnete Bob die Besoldungskosten des 
bis 1786 angestellten Lehrpersonals auf 71.568 fl. 137s kr., rar die neu anzu- 
stellenden und die Zulagen auf 16.777 fl. 29 kr.; insgesamt für die Folgezeit 
auf 88.346 fl. 42 V 3 kr. St B. 1786 Z. 1687. Die Einführung des neuen 
Planes für die Landschulen in Vorderösterreich betr. 

2) B. Gen. 3119 (1785). 

3) B. Gen 1130. 
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gar keine Gemeindeeinkünfte haben, sind zur Besoldungsver- 
mehrung nicht zn vermögen, und bringen tausendfache Ent- 
schuldigungen bey. Auch werden in den abgelegenen Höfen 
z. B. in dem Allberspach, Hinterzarter Vogtey und in dem 
Einsiedel und Brinkbach, in der Vogtey Breitnau einzelne 
Lehrer von den Bauern aufgestellt; diesen Filiallehrern werden 
nebst der Bauernkost etwan für den Winter 10 bis 20 fl. ge- 
geben, welcher Lohn in Hinsicht der Hauptlehrer noch be- 
trächtlich ist, weil auch die Jährlichen für alles, und alles 
nicht mehr dannen 50 bis 60 fl. Besoldung haben ; aus dieser 
Ursache können keine geschickten Lehrer aufgestellt werden, 
und diese um so minder als solche wegen der geringen Be- 
soldung den Sommer über sich mit der Handarbeit, und ihren 
Gewerben abgeben müssen und also selbst wieder alles ver- 
gessen". 1 ) 

Dasselbe sagt, wenn auch nicht so unverblümt, der Be- 
richt über die Grafschaft Hauenstein: „obwohlen die winter- 
schulen al enthalben eingeföhret, so Kan doch Im sommer 
nicht ale wochen 1 oder 2 mahl schul gehalten werden; weil 
die sommerschul nicht für beständig gehalten wirdt, so 
müssen die lehrer ihr brott meistens im auslandt verdienen, 
weil viele von denselben Professionisten zum Beyspiel Maurer 
Zimmerleuth usw. folglich können disse wegen der sommer- 
schuelhaltung jeder Wochen 1 oder 2 Tag nicht zu Hof 
bleiben". 

Das Nachbarland der Hauensteiner, der Zwing und Bann 
St. Blasien, die von jeher fraternisierten, konnten natürlich da 
nicht zurückbleiben: „Die Gemeinden gehen von den ausge- 
worfenen Besoldungen ab", klagte das fürstliche Amt im 
Jahre 1795. 

In diesen Gemeinden hat also die Besoldungsreform und 
mit ihr die Schulreform nichts erreicht; in den tatsächlichen 
Einkünften und Bezügen der Lehrer haben sich die vorzeitigen 
Verhältnisse fortvererbt. In dieser Hinsicht ist ein klägliches 
Fiasko der so siegesbewusst eingeleiteten Schulreform zu 
verzeichnen. 



i) Diese und die folgenden Stellen sind den Berichten über die Sommer- 
sehulen aus dem Jahre 1795 entnommen. B. Gen. 3118. 



— 193 — 

Wenn sie es also nicht vermocht, die Wirklichkeit in 
andere Formen zu giessen, so ist es ihr vielleicht gelungen, 
die zugrunde liegenden Anschauungen zu erschüttern, die 
Theorie in den Köpfen des Volkes siegreich umzugestalten. 
Eingangs dieser Untersuchung wurde festgestellt, dass die 
Entlohnung des Schulmeisters nach der Anschauung der Zeit 
nichts anderes war als ein Arbeits- oder Taglohn, keineswegs 
eine Bezahlung zu einem standesgemässen Fortkommen. 
Änderte sich nun im Laufe der mehr als dreissigj ährigen 
Reformperiode diese Ansicht des Volkes im Breisgau? 

Die Schulgesetze, insbesondere die Besoldungsgesetze 
Josephs dürften doch nicht spurlos an der Bevölkerung vor- 
über gegangen sein; ebensowenig die Anregungen der Visitatoren 
und die Befehle der Regierung, ganz besonders dort nicht, 
wo sich die näheren Obrigkeiten der Schulreform mit Nach- 
druck annahmen. Vielfach wird sich da mehr und mehr die 
Anschauung durchgerungen haben, dass dem Lehrer auf Grund 
seines dauernden Dienstverhältnisses und seiner gesteigerten 
Leistungen ein festes Einkommen gebühre, das ihn der Sorge 
um weiteren Verdienst enthebe. 

Überall war diese Ansicht keineswegs vertreten. Im 
Gegenteil, gerade aus den voraufgegangenen Berichten scheint 
sich mit ziemlicher Deutlichkeit zu ergeben, dass die Be- 
zahlung des Schulmeisters immer noch aufgefasst wurde als 
das Entgelt für die zeitlich begrenzte Arbeitsleistung. 

Auch die Gemeinde Blasiwald lebte offenbar noch der 
Meinung, dass der Lehrer die ihm ausgeworfene Bezahlung 
nur erhalte auf Grund seiner geleisteten Arbeit, nicht auf 
Grund seines Dienstverhältnisses. Sie wollte ihm nämlich die 
Besoldung verkürzen, als er nicht, wie vereinbart war, die 
Sommerschule halten konnte, da die Eltern ihre Kinder nicht 
schickten. Die Gemeindeobrigkeit beschloss aber schliesslich 
doch auf Abhaltung der Sommerschule und auf den Besuch 
derselben zu dringen. Scherenberg, dem dieser Beschluss mit- 
geteilt wurde, begrüsste ihn mit Freuden; fugte aber bei, dass 
ein Schreiben des Schuloberaufseheramtes vom 20. Sep- 
tember 1788 sie trotzdem verhalten hätte, die 70 fl. Rhein. 

13 
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Schullohn zu bezahlen, auch wenn keine Sommerschule statt- 
gefunden hätte. 

Es standen sich hier also zwei Anschauungen gegenüber: 
Die eine, die staatliche, vertreten durch die Schulaufsicht, 
dass die 70 fl. dem Lehrer gebühren auf Grund seiner Dienst- 
stellung und dass ihm seinerseits nicht verschuldete, geringere 
Arbeitsleistung nicht in Abzug gebracht werden darf, kurz 
dass die 70 fl. ein festes Einkommen bildeten. — Die andere 
Anschauung, vertreten von der Gemeinde Blasiwald, sah in 
den 70 fl. nur eine Vergütung für eine vertragsmässig aus- 
bedungene Arbeitsleistung; wird diese nicht oder nicht voll- 
ständig ausgeführt, so wird das fehlende nicht bezahlt, auch 
wenn der Mangel unverschuldeterweise eintritt, mit einem 
Worte: man sah an dem Schullohne immer noch das Stigma 
des Arbeitslohnes. Angesichts dieser Tatsache, dass der Aus- 
messung der Lehrerbesoldungen auch in dieser Zeit noch die 
alten Anschauungen zu Grunde lagen, kann es uns nicht 
wundern, wenn sie nur unzureichende oder gar keine Er- 
höhung erfuhren. 

Die Besoldungsverhältnisse haben sich in fast ungetrübter 
Gestalt ins badische Regime hinübergerettet. Vielfach notieren 
die Tabellen von 1807 dieselben Besoldungen, wie sie bereits 
1785 bestanden; 1 ) ja, mancherorts zeigen sie eine verminderte 
Einkommenshöhe an. 2 ) Daneben finden sich allerdings zahl- 
reiche Lehr er st eilen, deren Einkünfte gegenüber 1785 ver- 
mehrt, zum Teil sogar verdoppelt wurden. 3 ) Allein, was will 

i)^ Waldkirch, 1785: 319 fl. — 1807: 315 fl., 7 Klafter Holz, Meiner 
Garten und kleines bürgerliches Almendfeld. Schmitzingen (b. "Waldshut), 
1785: 39 ü. — 1807: 40 fl. Rütte (Todtmoos), 1785: 40 fl. — 1807: 40 fl. 
und ungefähr die Hälfte für den angeordneten Sommerkurs, Rheinweiler, 
1785: 170 fl. — 1807: 170 fl. Untermünstertal, 1785: 250 fL — 1807: 250 fl. 
6 Klafter Holz. Inzlingen; 1785: 159 fl. 5 kr. — 1807: 154 fl. 22 kr.; u. v. a. 

2) Hochsal, 1785: 100 fl. — 1807: 46 fl. Häg, 1785: 136 fl. 8 kr. 

— 85 fl. Görwihl, 1785: 100 fl. — 1807: 50 fl. Dogern, 1785: 100 fl. 

— 1807: 60 fl.; Dietlingen, 1785: 36 — 1807: 20 fl. u. a. 

3) Furtwangen, I. Lehrer, 1785: 50 fl. — 1807: 108 fl.; II. Lehrer, 
1785: 30 fl. — 1807: 60 fl. Geschwend, 1785: 48 fl. 20 — 1807: 60 fl. 
Bollschweil, 1785: 117 fl. 38 kr. (88 fl als Lehrer, 29 fl. 38 kr. als Sigrist) 

— 1807: 130 fl. und als Sigrist 50 fl. Brandenberg und Fahl, 1785: 
40 fl. — 1807: 60 fl. u. a. 
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z. B. die Verdoppelung zu Furtwangen besagen, wenn der 
Schulmeister für seine Winterschule 50 fl. erhielt, der Lehrer 
von 1807 für den ganzjährigen Unterricht 106 fl. empfängt? 
Oder wenn der Lehrer von Bollen im Wiesental statt der 
33 fl. 90 kr. des Jahres 1785 nunmehr 60 fl. Einkünfte hat? 
Das ist genau derselbe Faden wie 1785, wie 1770 und noch 
weiter zurück, nur in anderer Farbe. 

Selbst wenn man unter den veränderten Anforderungen 
wirklich von einer Verbesserung des Schul] ehrereinkommens 
sprechen könnte, bliebe immer noch die Frage restlich, ob 
sie unter österreichischer Regierung zustande kam, ob sie 
in der modenesischen Zeit ihren Ursprung hat, oder ob sie 
erst ganz neuen Datums ist und aus den Anfängen der 
badischen Regierungsära stammt; eine Frage, die zu beant- 
worten unmöglich ist, da keine positiven Angaben vorliegen. 
Es ist übrigens auch ziemlich belanglos, sich mit ihr abzu- 
quälen, da es nur sehr wenige Schuldienste sind, die tat- 
sächlich aufgebessert wurden; auszuschalten hätte man jene 
Gemeinden, deren Lehrerbesoldung gegenüber 1785 zwar um 
10 — 20 fl. erhöht wurde, die aber diese Vermehrung nur dem 
straffer gehandhabten Schulzwang und dem Bevölkerungs- 
zuwachs verdankten. 

So wird man wohl auch am Schlüsse dieser Periode be- 
kennen müssen: Keine wesentlichen Fortschritte in der 
finanziellen Besserstellung des Volksschullehrers; unter Be- 
rücksichtigung der neuen Anforderungen an den Lehrer in 
Bezug auf Vorbildung, Leistung und Unterricht war der 
Volksschullehrer des anhebenden 19. Jahrhunderts materiell 
sogar schlechter gestellt als der Schulhalter des mittleren 
18. Jahrhunderts. 

Wer hat darob die Vorwürfe zu empfangen ? Kirche oder 
Staat, Ortsobrigkeit oder Gemeinde? Unrecht wäre es, irgend 
einem dieser Faktoren generell bösen Willen zuzuschreiben. 
Die Kirche kann's nicht verschuldet haben; denn sie wurde 
fast gänzlich für die Reform beiseite geschoben. Es gab viele 
Gemeinden und Ortsobrigkeiten, die sicherlich nicht geneigt 
waren, den Lehrer aufzubessern; doch gab sehr oft die 

13* 
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Unmöglichkeit, eine Quelle für die Besoldungserhöhung fliessend 
zn machen, den Ausschlag für diese Abneigung. Derselbe 
Grund band auch dem Staate die Hände, obschon sein Wille 
ein anderer war als die Tat. 

So wie sich damals Verfassung und Verwaltung im 
vorderösterreichischen Breisgau gestaltet hatten, war eine 
durchgreifende Besserung nicht leicht möglich. Erst der An- 
schluss an ein einheitlich verwaltetes Staatswesen, in dem alle 
die Sonderverwaltungen keine Existenzberechtigung mehr 
hatten oder mit der staatlichen Verwaltung verschmolzen 
waren, konnte Abhilfe schaffen. 

Mit unverkennbarer Deutlichkeit und Klarheit sprach 
der Schuloberaufseher Flamm diese Tatsache aus. Wiederholt 
bemängelte er die ungenügenden Besoldungen; fast jedesmal 
musste er aber auch bekennen, dass er „keine Quellen für 
die nötigen Aufbesserungen anzugeben" wisse, dass er mit- 
samt den Kreisschulkommissären „verlegen sei, bei der Armut 
der meisten Gemeinden für die so nötige Aufbesserung eine 
Quelle ausfindig zu machen". Schliesslich wusste er keinen 
Ausweg, als auf die milden Stiftungen, auf kirchliche Fonds 
und — last not least — auf die landesherrliche Kasse hin- 
zuweisen, 1 ) d. h. der Staat soll einspringen und einen Aus- 
gleich herstellen. 



!) „Hier (Bubenbach), wo der besonders brauchbare Lehrer seit mehreren 
Jahren um wenigst den Normalgehalt von 130 fl. fruchtlos sich bewarb und 
beinahe an allen anderen Orten dieses Schuldistriktes (Villingen) sind die Schul- 
lehrer am schlechtesten bezahlt und die Schuloberaufsicht weisst bei der Dürftig- 
keit der meisten Orte keine Quelle für die nötige Aufbesserung anzugeben und 
muss seine Zuflucht zu einem milden Beitrag aus den vielen frommen Stiftungen 
des Landes nehmen". Tab. 23 fol. 60. 

„In diesem ganzen Schuldistrikte (Unteralpfen) sind die Besoldungen der 
Lehrer alle äusserst gering und nur für den "Winterkurs bezahlt, auch ist ihre 
Erhebung an manchen Orten vielen Schwierigkeiten für den armen Lehrer 
unterworfen. Hin und wieder ist eine Gemeinde bemittelt genug, um die so 
nötige Aufbesserung zu machen, aber auch viele Gemeinden sind zu arm dafür, 
und es ist der Schuloberaufsicht keine andere Quelle bekannt, als entweder 
ein milder Zuschuss von den frommen Stiftungen oder eine erhöhte Steuer in 
den Walddistrikten im allgemeinen, um daraus die armen Schuldistrikte zu 
verbessern". Eda fol. 57, vgl. auch fol. 64. Unter anderem wünschte die 
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§7. 
Das Ansehen. 

Was das äussere Betragen und Auftreten der Lehrer in 
dieser Periode betrifft, so hat nur Bob noch einmal ein- 
gehendere Angaben hinterlassen. Sie fallen jedoch ganz in 
den Anfang dieses Zeitabschnittes, in das Jahr 1783, seine 
2. Visitationsreise. Unter 27 Lehrern fand er 7 untadelhaft 
und lob würdig, 13 gut, einen ziemlich gut, einen zwar fleissig, 
aber dem Trünke ergeben (Gottenheim), einen, der sich seit 
einiger Zeit dem Trünke entwöhnt (Norsingen), und einen, 
den er mit der „Kassation" bedrohen musste: im grossen 
und ^ganzen für die damaligen Verhältnisse gerade kein 
schlechtes Resultat. 

In der Studien-Revisionskommission von 1795 wurde 
unter anderem darüber geklagt, dass die Lehrer ihre vom 
Staate bevorzugte Stellung zu Denunziationen missbrauchten, 
um sich nach oben zu empfehlen; anstatt ihr Ansehen hier- 
durch in den Augen des Volkes zu heben, hätten sie es sehr 
stark untergraben. Auf welchen Tatsachen dieses abfällige 
Urteil beruhte, und ob dasselbe auch für den Breisgau Giftig- 
keit besitzt, darüber war nicht eine einzige, auch nur 
andeutende Angabe zu finden. 



§ 8- 
Militärdienst. 

Anhangsweise sei noch auf eine Vergünstigung hin- 
gewiesen, die der Schuloberaufseher Bob einigen Lehrern 
erwirkte: es ist die Befreiung vom Militärdienste. So gelang 
es ihm, 1788 einen soeben zum Lehrer ernannten Ignaz 
Merk, der schon unter die Rekruten eingereiht war, frei zu 



Sclmloberaufsicht auch, „dass die vielen in den mittelrheinischen und unter- 
rheinischen Provinzen des Grossherzogtums durch den Ruf bekannten Hilfe- 
quellen des im grossherzoglich Badischen Staates von jeher so sehr unterstützten 
Schulwesens, auch im Breisgau bekannt und angewendet würden". Eda fol. 42. 
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bekommen; ebenso 1789 einen gewissen Innocenz Fischer/ Ob 
diese Fälle vereinzelt stehen, oder ob es allgemeiner Brauch 
war, sie nicht unter das Gewehr zu stellen, muss auch hier 
unentschieden bleiben, da nur diese beiden Fälle ausdrücklich 
und zwar ohne irgend eine Berufung auf ein Gesetz er- 
halten sind. 



Anhang. 



Grundzuge der Entwicklung der deutschen Schulen im Breisgau 
zum Volksschulwesen in der Zeit von 1750-1806. 

Maria Theresias Wort: „Die Schule ist und bleibet alle- 
zeit ein politicum" birgt, soweit es Vergangenes berücksichtigte, 
eine völlige Unkenntnis der gewordenen Verhältnisse in sich, 
wurde jedoch für die Folgezeit der unscheinbare Ausgangs- 
punkt einer gewaltigen Bewegung, deren letztes Ziel die 
Staatsschule war. 

Als Maria Theresia so selbstbewusst der Schule, spez. 
der deutschen Schule, als eines politicums gedachte und die 
Verwaltung der Elementarschulen für den Staat reklamierte, 
bestand durchaus keine andere innere Zusammengehörigkeit 
zwischen landesherrlicher Oberhoheit und deutscher Schule 
als die, dass die deutschen Schulen innerhalb der Grenzen 
des landesfürstlichen Gebietes lagen. Irgendwelchen Einfluss 
auf die stadtischen und dörfischen niederen Schulen hatte der 
Landesherr als Landesherr nicht, wohl als Inhaber der sog. 
Eameralgüter, d. h. der k. k. Domänen. So lagen die Ver- 
hältnisse durchaus im Breisgau; keinen Unterschied machten 
die übrigen Erbländer, soweit die Schulzustände zugäng- 
lich sind. 

Der Schulen waren es im vorderösterreichischen Breisgau 
vor 1770 eine für die damalige Zeit sehr grosse Zahl. Jede, 
wenn auch noch so kleine Gemeinde besass einen eigenen 
Schulmeister, falls die Kinder nicht leicht in die Nachbar- 
gemeinde zur Schule kommen konnten. Schulen gründen war 
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eine sehr leichte Sache, da der Schulhalter and die Schule 
die Gemeinde als solche nichts oder doch nur sehr wenig 
kostete. 

Die Hoheit über die zahlreichen Einzelschulen sowohl 
im allgemeinen wie im einzelnen lag nicht bei der landes- 
förstlichen Regierung, auch nicht bei der Kirche. Wenigstens 
Hess sich nicht ersehen, dass ein Bischof, ein Kloster oder 
ein Pfarrer in dieser Eigenschaft über die Schule gebot. Wo 
Bischof und Klöster in den Schulen mitzusprechen ein Recht 
besassen, resultierte diese Befugnis hauptsächlich aus ihrer 
grund- oder gerichtsherrlichen Hoheit und aus der Verbindung 
der Schule mit dem Sigristendienste. Selbst beim Pfarrer ist 
es zweifelhaft, ob er als rein kirchliches Organ, oder ob er 
als Beauftragter und im Namen der weltlichen Ortsobrigkeit 
ein Recht über die Schule inne hatte. So wie sich die be- 
stehenden Verhältnisse bezüglich der deutschen Schulen um 
die Mitte des 18. Jahrhunderts in den Akten erkennen lassen, 
ist wohl keine andere Schulhoheit als die der Gemeinde und 
der Ortsobrigkeit feststellbar. Woher beide Institutionen ihr 
Recht herleiteten, ob die Gemeinden es von der Kirche über- 
kommen, ob sie es von den Schulhaltern — also von einer 
reinen privaten Veranstaltung — an sich gezogen, ob die 
Ortsobrigkeiten die Rechte der Gemeinden für sich bean- 
spruchten, sind lauter Fragen, die noch keine definitiv ab- 
schliessende Aufhellung erlangen konnten, die im Einzelfalle 
wohl beantwortet werden können, aber keine allgemein giltige 
Antwort zulassen. 1 ) 

Es ist schon aus dem Grunde sehr schwer, eine aus- 
giebige Antwort zu geben, weil für die Schulzustände vor 
1750 fast alle Nachrichten fehlen. Eine andere Schwierigkeit 
liegt in der Verquickung von Schul- und Sigristendienst. 
Was man da über den Inhaber und über die Rechte bezüglich 
dieses gemeinsamen Dienstes erfährt, gilt vielleicht nur dem 
Sigristendienst, nicht dem Schuldienst und umgekehrt. Schliess- 
lich aber ist eine allgemeine Antwort geradezu unmöglich, 
weil keine gemeinsame Organisation des Schulwesens vor- 

*) Für die Entstehung nämlich, nicht für die tun 1770 bestehenden 
Verhältnisse. 
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handen war; nicht einmal die einzelnen Ortsherrschaften 
wiesen ein vollständig gleichmässiges Bild auf. Die Ent- 
stehung nnd historische Entwicklung ist beinahe an jeder 
Schule für sich zu betrachten. Man kann darum vor 1770 
nicht von einem Volksschulwesen im Breisgau sprechen, 
sondern nur von den deutschen Schulen des Breisgaus. 

Schulverwaltung war sachlich sowohl wie formell un- 
bekannt, von den grösseren Gemeinden abgesehen. Was 
sollte auch verwaltet werden? Schulbauten, Schuleinkünfte 
und -ausgaben, Lehreranstellung usf. machten in den meisten 
Schulgemeinden kein Kopfzerbrechen, da sie meist nicht vor- 
handen waren. Sehr oft bestand die ganze Verwaltungs- 
tätigkeit der Gemeinde in der Annahme eines Schulhalters 
und in einem Vertrags ab schluss, dass von Martini bis Ostern 
zu dem vereinbarten Preis Schule gehalten werde, — die Tätig- 
keit der Ortsobrigkeit in der Bestätigung der von der Ge- 
meinde vollzogenen Aufstellung des Schulhalters. Damit war 
die Schulverwaltung und -leitung der Gemeinde und Orts- 
herrschaft für das ganze Jahr erschöpft, wenn nicht irgend 
ein Streitfall bezüglich der Schule sie behelligte. 

Mehr Zeit, wohl kaum mehr Mühe beanspruchte die 
Schulaufsicht, wenn sie überhaupt ausgeübt wurde. Die Auf- 
sicht über Unterricht und Lehrer hatten sicher Gemeinde und 
Ortsobrigkeit. Inwieweit der Pfarrer hierin tätig war, ist 
wiederum nicht klar erkennbar, ebensowenig, in wessen Namen 
und Auftrag er die Schulaufsicht inne hatte. Sicher ist aus 
dem Aktenmaterial zu entnehmen, dass er an einzelnen Orten 
unmittelbar vor 1770 im Auftrag und im Namen der Ge- 
meinde oder der Ortsobrigkeit die Schule beaufsichtigte, bezw. 
mit beaufsichtigte. Inhalt und Gegenstand des Aufsichtsrechts 
war allgemein nur der Unterricht bezüglich Gegenstand und 
Methode (falls man überhaupt dieses Wort anwenden darf) 
und die Lehrperson. 

Eigene Schulgebäude wiesen nur sehr wenige Gemeinden 
auf: die Städte und grösseren Dörfer. Sonst stellte das 
Me$nerhaus, die eigene Behausung des Schulmeisters, irgend 
eine Bauernstube, die entweder dauernd gemietet war oder 
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die bei den einzelnen Bauern reihum belegt wurde, das 
Schullokal. Die Schulstube war Wohn-, Arbeits- und Schul- 
raum zu gleicher Zeit. 

Den Unterricht förderte eine so idyllische Stube wohl 
nicht, hemmte ihn aber auch nicht allzusehr; denn es herrschte 
noch durchaus das System des Einzelunterrichtes. Der Schul- 
meister beschäftigte sich nur mit dem Einzelnen, schrieb mit 
ihm, las mit ihm, rechnete mit ihm. War er mit dem einen 
fertig, so ging er zu einem andern, während die übrigen auf 
sich angewiesen waren und für sich üben und lernen konnten. 

Immerhin war diese Art von Schulstube um so nach- 
teiliger, als nur im Winter, von einigen wenigen Ausnahmen 
abgesehen, Schule gehalten wurde, sodass unter Umstanden 
sämtliche Hausbewohner in der Schulstube anwesend waren 
und ihren Beschäftigungen oblagen. In der Regel begann die 
Schule an Martini und endigte zu Ostern. So kurz die Dauer 
der jährlichen Schulzeit war, so gering war auch die tägliche 
Unterrichtszeit, von 8 — 11, von 7 — 10 vormittags, von 12—3, 
von 1 — 4 des Nachmittags. 

Im Winter war die Schule mancherorts recht gut be- 
sucht; durchschnittlich benutzte um 1770 za 1 / s bis zur 
Hälfte der schulfähigen Kinder den Unterricht. Wohl waren 
darunter solche, die mit grossen Pausen teilnahmen und des- 
halb, weil sie zu unregelmässig kamen, doch nicht gut unter 
die Schulbesucher rechnen. Niemand predigte es den Eltern 
als Pflicht, ihre Kinder zur Schule zu schicken; keine Obrig- 
keit machte den Versuch, mit Zwang die Eltern zur Schul- 
schickung, die Kinder zum Schulbesuch anzuhalten. 

Zum vornherein klar ist es, dass bei der geschilderten Unter- 
richtszeit und -methode und bei dem unregelmässigen Schul- 
besuch nicht viel herauskommen konnte. Das Ziel des Unter- 
richtes in den deutschen Schulen war der Hauptsache nach 
die „Kenntnis der christlich-katholischen Glaubenswahrheiten", 
nebenbei und mit der religiösen Unterweisung einige Fertig- 
keit im Lesen und Schreiben; ausserordentliches schon leistete 
ein Schulmeister, wenn er in den einfachsten Regeln des 
Rechnens Unterricht erteilte. 
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Ganz in dieses Milieu passte auch der Schulhalter, 
bezw. der Schulmeister sowohl hinsichtlich seiner Vorbildung 
als auch in Bezug auf seine Besoldung und soziale Lebens- 
stellung. 

Der vorderösterreichische Breisgau stand mit den 
skizzierten Zuständen in seinen deutschen Schulen nicht um 
eine Stufe tiefer als die meisten deutschen Territorien; selbst 
dort, wo die Landes- oder Grundherren sich der Elementar- 
schule energischer angenommen haben, waren keine durch- 
schlagenderen Bildungs- und Unterrichtsresultate erzielt als 
hier. Nur Einzeigrundungen und von der Landeshoheit ge- 
tragene Privatunternehmungen hatten teilweise ungeahnte Er- 
folge aufzuweisen, ein Fingerzeig für die sich konsolidierenden 
Staatswesen, dass auch dieses annoch brach liegende Acker- 
feld fruchtbringend angebaut werden könne. 

Ja, der Staat musste die Organisation und den Weiter- 
ausbau der Bildung und des Unterrichts der breitesten Volks- 
schichten begünstigen, bezw. selbst in die Hand nehmen, wenn 
er nicht auf seine Lebensfähigkeit und seine Entwicklung ver- 
zichten wollte. War der König im Mittelalter wesentlich 
oberster Lehens-, Gerichts- und Kriegsherr, der unmittelbar 
nur über eine verhältnismässig geringe Zahl von Untertanen 
zu gebieten hatte, und waren auch die neu gewordenen 
Landesherren anfänglich in einer ähnlichen Lage, so war es 
eine Eigenart der angebrochenen Neuzeit, dass in den Terri- 
torialstaaten die Zwischengewalten, die sich zwischen Volk 
und Herrscher geschoben hatten, immer mehr und mehr an 
Einfluss einbüssten, zum Teil verschwanden, zum Teil in vielen 
Rechten mit ihren Untertanen dem Landesfürsten gegenüber 
auf einer Stufe rangierten. Die Landesfürsten förderten diese 
Entwicklung und verhalfen ihr vielfach mit Gewalt zum 
Durchbruch. Den Sieg über den grundherrlichen Adel konnten 
sie aber nur davontragen, wenn sie sich auf die breiteren 
Massen ihrer Untertanen, die Bauern und Handwerker, stützten. 
Damit gewannen die niederen Schichten der Bevölkerung 
überhaupt an Bedeutung, die dadurch ganz bedeutend wuchs, 
dass sie die Steuer- und Heeresvermehrungen zu einem Gut- 
teil auf ihren Rücken nehmen mussten. Der Landesfürsten 
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Streben ging dahin, wiederum „Volkskönige" in des Wortes 
wahrster Bedentang zn werden; das 18. Jahrhundert fand sie 
auf dem besten Wege nach diesem Ziele und begünstigte ihre 
Absichten. 

Die landesfürstlichen Regierungen verkannten den Um- 
schwung der Verhältnisse keineswegs. Daher kam es auch, 
dass die fürstlichen Kabinette an eine Hebung des Bildungs- 
niveaus des Volkes dachten und sich die pädagogischen Be- 
strebungen der Zeit zunutze machten. Wie bei allen mensch- 
lichen Veranstaltungen waren es weniger ideale Gründe und 
Ziele, welche die moderne Volksschule entstehen Hess. Der 
Hauptsache nach waren es rein realpolitische Erwägungen, 
aus denen heraus die Landesherren zur Gründung des Volks- 
schulwesens schritten. 

Begünstigt wurden ihre Bestrebungen von den wirt- 
schaftlichen Strömungen des 17. und 18. Jahrhunderts. Der 
Merkantilismus betrachtete zwar den untersten Stand, die 
Bauern, als quantitö negligeable; umsomehr betonte er den 
hohen Wert von Handel und Gewerbe. Für beide, den Hand- 
werker und Kaufmann, musste er das höchste erreichbare 
Mass von Bildung fordern; er verschloss sich nicht der Er- 
kenntnis, je geschulter der Geist, desto mehr und rationeller 
wird er zu leisten imstande sein. 

Die Reaktion gegen das einseitige System blieb nicht 
aus ; sie kam im Phy siokratismus zu Wort. Diesem war nur 
der Boden produktiv, höchstens noch das Handwerk; Handel 
war steril. Wenn auch wieder einseitig, wie es rein reaktionäre 
Theoreme meist mit sich bringen, so stellte er doch in höchst 
eindrucksvoller Weise gerade die beiden Stände an die Spitze, 
auf die der moderne deutsche Staat hauptsächlich sich stützen 
musste. Daher mochte es auch kommen, dass er im Kreise 
deutscher Fürsten soviel Anklang fand. Der Physiokratismus 
war es, der mit der Betonung des hohen Wertes von Bauer 
und Handwerker ganz entschieden für einen besseren Unter- 
richt der unteren Volksschichten in die Schranken trat. 

Auf diesem wohlvorbereiteten Boden fanden die pädago- 
gischen Theorien viel grösseren Anklang als je zuvor. Die 
öffentliche Meinung lieh den Pädagogen, die sich mit der 
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Hebung des niederen Unterrichtes beschäftigten, ein besonders 
williges Ohr. Andererseits weckte der Ruf nach dem Volk 
hervorragende Geister und trieb sie an, Erziehungstheorien 
auszuhecken, wodurch das Volk nicht nur steuerkräftiger und 
wehrfähiger gemacht, sondern auch geistig und sittlich so 
gehoben werden sollte, dass es die „Glückseligkeit" schon auf 
Erden erreichte. 

So verketteten sich die wirtschaftlichen und pädagogischen 
Theorien, so griff die rein realpolitische Entwicklung der 
Staatsgebilde hinüber in das geistige Reich des Unterrichtes 
und der Erziehung, so lieh Wissenschaft und Bildung dem 
Staat ihren Arm, so wuchsen die Persönlichkeiten der Schul- 
pädagogen und der Staatsschulmänner aus dem Boden der 
Zeit empor und bauten ihn wieder nach ihren und anderer 
Ideen, die im Zeitgeist wurzelten, um, und schufen so die 
moderne Volksschule, im Kern eine reine Staatsanstalt. 

In der Weiterentwicklung der niederen deutschen Schulen 
zum modernen Volksschulwesen nimmt theoretisch betrachtet 
Österreich mit den ersten Platz ein, nicht der Zeit nach, wohl 
aber dem Range nach. Preussen und andere kleinere Staaten 
gingen ja Österreich teilweise voran; allein, in dem ent- 
scheidenden Punkte ahmten sie erst Österreich nach. Gemeint 
ist die Organisation eines die ganze, sich eben noch konso- 
lidierende Monarchie umspannenden Volksschulwesens. Der 
sicherste Griff von Seiten der österreichischen Zentralregierung 
war der, dass man nicht neben der Staatsverwaltung eine 
neue Organisation schuf und sie der Staatsverwaltung lose 
angliederte, sondern dass man das Schulwesen nur zu einem 
neuen Ressort der Staatsverwaltung machte, das neue Reis 
in den alten Stamm einpfropfte. Dadurch war Maria Theresias 
Reformwerk auf eine sichere, unverwüstliche Basis gestellt; 
die staatlichen Beamten, die Landesregierungen, die Land- 
stände, die obersten Hofstellen waren unmittelbar für das 
niedere Schulwesen interessiert, und der ganze Apparat der 
staatlichen Verwaltung stand mit einem Male dem Aschen- 
brödel der deutschen Schule zur Verfügung: ungeahnte Vor- 
teile, die durch die entstehenden Nachteile wie den Schul- 
bureaukratismus nicht überschattet wurden. Die deutschen 
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Territorien, ja selbst fremde Mächte Hessen das österreichische 
Schulwesen studieren und nachahmen; sie bekundeten dadurch, 
wie vortrefflich sie die neue Organisation dünkte. 

Maria Theresia begann das Volksschulwesen zu gründen 
am Ende jener Dekade des 18. Jahrhunderts, die den unglück- 
seligen Waffengang zwischen Preussen und Österreich ab- 
geschlossen hatte. Einer Verkennung der theresianischen 
Regierung dürfte es gleichkommen, zu behaupten, dass der 
widrige Ausgang des siebenjährigen Krieges die Ursache und 
Veranlassung des Schulwerkes war. Richtiger wird wohl 
sein, dass jener Kampf den Beginn der Schulreform nur ver- 
zögert, nicht bewirkt habe, dass ferner der Anstoss nicht von 
aussen gegeben wurde, sondern aus dem ganzen Staatsreform- 
programm herauswuchs, dass schliesslich unmittelbar nach 
dem Frieden sschluss die ersten Schritte geschahen, 1769/70 
dann ein schnelleres Tempo einsetzte und endlich 1774 die 
Schöpfung für alle kommenden Zeiten sicher gestellt wurde; 
letzteres jedoch nicht insofern, als die Allgemeine Schulord- 
nung unübertrefflich gewesen wäre, sondern nur deshalb, weil 
die Obsorge für das Volksschulwesen von diesem Zeitpunkte 
an nie mehr aus den Regierungssorgen des Staates ent- 
schwinden konnte. 

Unmittelbar, nachdem die einleitenden Schritte getan und 
die ersten Anregungen an die Landesstellen hinaus ergangen 
waren, begann auch der vorderösterreichische Regierungs- 
und Kammerpräsident, Frhr. v. Ulm auf Erbach, das breis- 
gauische niedere Schulwesen neu zu gestalten. Zwei Dinge 
nahm er sofort in Angriff; einmal, sich durch Berichte aus 
dem ganzen Breisgau über den Stand der Schulen aufs ge- 
naueste informieren zu lassen, um auf Grund dieser Erkennt- 
nisse ein einheitliches Schulwesen zu gründen ; sodann machte 
er sich an die Schaffung der Regierungsschulkommission, die 
Aufstellung eines staatlichen Schuloberaufsehers und Schöpfung 
der Normalschule, kurz, er fing an, den staatlichen Ver- 
waltungsorganismus für die niederen Schulen ins Leben zu 
rufen. Während die Einforderung der Berichte, bezw. Tabellen 
schon 1770 begann, wurden die ersten Organisationsarbeiten 
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erst im Sommer 1772 vollzogen, und 1773 begann der Apparat 
mit Eröffnung der Freiburger Normalschule zu arbeiten. 

Die wichtigste und einflussreichste Stelle in der staat- 
lichen Schulverwaltung und -leitung der Provinz war die des 
Provinzialschuloberaufsehers und Normalschuldirektors. Für 
den Breisgau war sie besetzt mit der Person des Professors 
der Kameral- und Polizeiwissenschaft und der Eloquenz an 
der Freiburger Universität, des von Dauchingen stammenden 
Joseph Bob. Er bekleidete diesen Posten bis 1802, wo der 
Tod ihn abrief. Gerade in der Hauptperiode und in den 
Tagen des ersten Eifers für die Schulreform vereinigte er 
zu viele Ämter in seiner Hand, als dass er sich für das 
Volksschulwesen hätte wirksam verwenden können. Ausser 
den bereits genannten bekleidete er bis 1780 auch das 
Direktorat des mit der Universität vereinigten Gymnasiums, 
zwischen hinein das Rektorat der Universität. Um ihn für 
das Schulwesen zu entlasten, wurde ihm 1780 das Gymnasial- 
direktorat, 1786 die Universitätsprofessur abgenommen. 

Seine Aufgabe als Schuloberaufseher und Normalschul- 
direktor war, das gesamte vorderösterreichische Schulwesen 
zu beaufsichtigen, die Schulen zu visitieren, die Normal schule 
zu leiten, hauptsächlich die deutschen Schullehrer vorzubereiten 
und zu prüfen, die Geistlichen für den Religionsunterricht 
und die Schulaufsicht heranzubilden. Hätte Bobs Tatkraft 
mit seinem emporstrebenden Ehrgeiz gleichen Schritt ge- 
halten, hätte ihm nicht seine vielseitige Geschäftigkeit und 
der Widerstand in der Bevölkerung viele Hindernisse in den 
Weg gelegt, so konnte er ein weites Brachfeld mit den schönsten 
Grosstaten für Schule und Volk bebauen. 

Dem Schuloberaufseher und Normalschuldirektor, dem 
für die Jahre 1780 — 1785 in der Person des Katecheten Franz 
Xaver Fehr ein Vizedirektor zur Seite stand, war als oberste 
Provinzialschulbehörde die k. k. Schulkommission übergeordnet. 
Sie bestand bis 1780 aus einer Anzahl von Regierungsräten, 
Normalschuldirektor und Freiburger Stadtpfarrer; die Spitze 
dieses in Verbindung mit der Landesstelle arbeitenden Aus- 
schusses, dessen Beschlüsse die Regierung und Kammer zu 
exekutieren hatte, war der jeweilige Regierungspräsident, bis 
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1780 Baron Ulm. Diese oberste Verwaltungs- und Leitungs- 
stelle besass jedoch nur sehr geringe Bewegungsfreiheit; in 
allen wichtigeren Angelegenheiten war sie an die Entscheidung 
der Wiener Normalschulkommission, bezw. des niederöster- 
reichischen Schuloberaufsehers und der Hofkanzlei, und in 
manchen Dingen an die höchste Instanz, Kaiser und Staats- 
rat, gebunden. 

Während der Schuloberaufseher der Provinz die Aufsicht 
über das Schulwesen führte, besass die Schulkommission mit 
der Regierung und Kammer die Verwaltung und Leitung des 
Schulapparates. Sie benutzte dazu den landständischen 
Konsess und die Ortsobrigkeiten ; diese bildeten die Mittels- 
instanzen zwischen Gemeinde und Landesregierung, da im 
Breisgau nicht wie im übrigen Österreich die Kreisämter 
eingerichtet waren. Die subalternen Organe der Schulaufsicht 
waren die Ortsschulaufseher; der Pfarrer galt als der geborene 
Aufseher der Schule: mit ihm sollte sich irgend ein ver- 
ständiger Mann in die Schulaufsicht teilen. Beiden räumte 
man ziemlich weitgehende Befugnisse ein : Verständnis für die 
anvertraute Aufgabe und guter Wille mussten der Schule 
Fortschritte sichern. 

Eines der Hauptziele der Schulreform war, alle Unter- 
tanen an einer gesteigerten Schulbildung teilnehmen zu lassen. 
Zu diesem Zweck musste vor allem dahin gewirkt werden, 
den Schulunterricht obligatorisch zu machen, d. h. Schulpflicht 
und Schulzwang einzuführen. Wirklich gelang es auch an 
jenen Orten, wo eine verständige Ortsherrschaft und Gemeinde- 
vorstehung die staatlichen Bestrebungen unterstützte, einen 
für die ersten Anfänge befriedigenden Schulbesuch zu erzielen; 
immerhin bedurfte es noch erheblicher Anstrengungen, bis 
der Schulzwang wirklich gehandhabt wurde; erst der badischen 
Regierung gelang es, Vollständigkeit zu erreichen. 

Vielfach versagten jedoch Gemeindevorsteher so gut wie 
Grund- und Gerichtsherren schon, als es sich nur darum handelte, 
den Unterricht auf die Sommerszeit auszudehnen und bloss 
kurze Zeit für die dringendsten Arbeiten, wie Heu- und Ge- 
treideernte, freizugeben. Die Einführung der sog. Sommer- 
schule verursachte viel böses Blut unter der Bevölkerung; 
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denn der Bauer konnte nicht begreifen, wie der Schulunter- 
richt mehr wert sein sollte als die körperliche Arbeit und 
die Beihilfe seiner Kinder in Haus und Feld. 

Auf erhebliche Schwierigkeiten stiess weiterhin die 
bessere Ausbildung und höhere Besoldung der Schulmeister. 
Gegen ersteres hätte man wohl weniger einzuwenden gehabt, 
wenn sie nicht den „Gemeindesäckel" in Anspruch genommen 
hätte. Hier in der finanziellen Mehrbelastung der Gemeinde, 
bezw. der Gemeindeeinwohner lag der gefahrlichste Punkt der 
Schulpolitik: Wie werden die Mittel aufgebracht, die eine Er- 
neuerung, bezw. die Gründung des Volksschulwesens heischt? 
Geld brauchte man für eine bessere Besoldung der Lehrer, 
Geld für die Schulkommissäre, Geld für die Schulgebäude 
und Schuleinrichtungen, Geld mussten die Leute aufwenden 
für die Bücher und Schreibutensilien, kurz es mussten die 
privaten und öffentlichen Kassen des Volkes um ein erheb- 
liches mehr belastet werden, und dies um einer Wohltat willen, 
dessen Wert der gemeine Mann gar nicht zu schätzen wusste. 
So ist es begreiflich, wenn das Schulwesen in den 30 Jahren 
bis 1806 nicht wesentlich vorangekommen ist, zumal äussere 
widrige Umstände mitspielten. Am meisten dürfte jedoch die 
Armut des Breisgaus seinen Fortgang gehemmt haben. Die 
kleinen Gebiete in der Rheinebene ausgeschieden, hat man 
lauter recht arme Gebirgsdörfer vor sich, die aus eigener 
Kraft ihre Schule nicht besser ausrüsten konnten. 

Auch der innere Betrieb zeitigte keine bleibenden, 
schönen Früchte, trotzdem neue Lehrgegenstände und eine 
neue Methode eingeführt wurde. Die bedeutsamste Neuerung, 
die auch blieb, war der Zusammenunterricht, der Klassen- 
unterricht gegenüber der Einzelunterweisung. Unfruchtbar 
erwies sich jedoch die sog. Tabellenmethode (man wollte allen 
Lehrstoff in systematischen Tabellen bieten) und die später 
hinzutretende sokratische oder katechetische Methode. Beide 
haben ja einen guten, verwertbaren Kern, aber in ihrer Über- 
treibung schadeten sie nur. Anstatt das Gedächtnis zu ent- 
lasten und den Verstand zu schulen, förderte man erst recht, 
was man so sehr verabscheute, das „gedächtnismässige 
Lernen". 

14 
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Hinsichtlich der Lehrgegenstände trat auf dem flachen 
Lande keine grosse Änderung ein: Lesen, Schreiben, Rechnen 
und Religion blieben der eherne Bestand. Es wurden jedoch 
Lesen und Schreiben als selbständige Fächer, die um ihrer 
selbst willen zu lehren seien, betrachtet; Rechnen wurde obli- 
gatorisch und Religionsunterricht, der auch jetzt noch einen 
sehr breiten Raum einnahm, wurde neben Lesen und Schreiben 
als eigenes Fach gestellt, der erste Schritt zur religionslosen 
Staatsschule. Die Neuordnung der Dinge legte auch den 
Seelsorgern eine neue Last auf. Während die religiöse Unter- 
weisung der Kinder in der Schule bisher stets Sache des 
Lehrers war, wurde nunmehr der Pfarrer, bezw. der Vikar 
beordert, wöchentlich zweimal in der Schule zu katechisieren, 
eine Verpflichtung, die nicht überall ungeschmälertem Wohl- 
wollen begegnete. 

Lesen und Schreiben wurden künftighin nicht mehr in 
den Dienst der religiösen Unterweisung gestellt; vielmehr 
fing man an, durch sie Kenntnisse in Profangegenständen, wie 
Landbau, Haushaltung, Geographie, Geschichte u. a., zu ver- 
mitteln. Nur in bescheidenem Umfang benutzte man die 
Lesestunden für religiöse Lesestoffe. 

Die Normal- und Hauptschulen erhielten dagegen eine 
Anzahl neuer Fächer: Geographie und Geschichte, Geometrie,. 
Arithmetik, Mechanik und Physik, Zeichenunterricht u. a. m. 

Zu einem geregelten Schulbetrieb gehört auch Einheit- 
lichkeit in den Lehrmitteln. Für sämtliche Provinzen wurden 
diese in Wien hergestellt. Wandtafeln, Katechismus in ver- 
schiedenen Ausgaben, Lesebuch, Anleitungen zum Schön- 
schreiben, Rechnen usw. waren die Erzeugnisse des Normal- 
schulbücherverlages, die der Buchhändler Anton Wagner zu 
Freiburg für den Breisgau vertrieb. 

Josephs H. Regierungsantritt wirbelte in der Regierungs- 
und Verwaltungsmaschine zwar sehr vieles durcheinander^ 
wesentlich neue Grundsätze brachte der kurzsichtige Idealist 
jedoch nicht auf den Thron. Man verstehe mich nicht falsch! 
Richtig ist, dass er seiner Mutter gegenüber, nennen wir es. 
kurz, die modernen Ideen der Aufklärung bis zur äussersten 
Grenze vertrat, während die kluge Kaiserin Fortschritt und 
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Konservativismus nach Möglichkeit zu verketten strebte. Mehr 
und mehr waren seit Josephs ü. Mitregierung die radikal 
aufklärerischen Prinzipien in der Regierung zum Durchbruch 
gelangt, so dass Joseph nur auf diesem bereits geebneten 
Wege in seiner gewohnten Weise bis ans Extrem zu stürmen 
brauchte, um im Abgrund seines starren, unpraktischen 
Idealismus zu versinken. 

In der Schulfrage schuf er durchaus nichts prinzipiell 
neues. Bezüglich der Verschmelzung der Schulverwaltung mit 
der übrigen Administration ging er einen Schritt weiter als 
Maria Theresia. Er beseitigte die Schulkommission, da sie 
infolge der Zusammensetzung mit ausserhalb der Landes- 
regierung stehenden Persönlichkeiten trotz der engen Ver- 
bindung mit der Landesstelle doch zu einer fast selbständigen 
Behörde geworden war; zudem diente sie vielfach nur dazu, 
den Geschäftsweg zu verlängern und zu erschweren. Diese 
Momente bestimmten Joseph, die Kommission aufzulösen und 
ihre Aufgabe der Regierung und Kammer unmittelbar zu 
überweisen, während die übrigen Beteiligten zu einem be- 
deutungslosen Normalschuldirektorat herabsanken. 

In gleicher Weise wurde die Schulaufsicht durch Auf- 
stellung der 4 Schulkommissäre zweckmässiger organisiert, 
ebenfalls keine Neuschöpfung Josephs, sondern nur eine strikte 
Durchführung dessen, was man in den übrigen Provinzen 
bereits besass und durch das Schulpatent von 1774 grund- 
gelegt war. 

Die grösste Mühe verwendete der Kaiser darauf, das 
Schulwesen materiell sicher zu fundieren, den Schullehrern 
eine angemessene Besoldung zu verschaffen, Geldquellen zu 
eröffnen, mit deren Hilfe die Kosten für Schulhausbauten und 
-reparierungen, für Schulmittel usf. zu bestreiten waren. 
Wenigstens einigen Erfolg hatte er mit diesen Bestrebungen, 
wenn sie auch nicht hinreichten, das Schulwesen finanziell 
sicher zu stellen. 

Wie weit bei all diesen Veranstaltungen die persönliche 
Initiative der Regierungspräsidenten, der Freiherren v. Posch 
und v. Sumeraw einwirkte, bleibt natürlich unanfgehellt, da 
wir hierüber keine Nachrichten besitzen. Wenn nicht alles 

14* 
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trügt, haben sich beide bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts 
hinein sehr wacker des entstehenden Yolksschnlwesens an- 
genommen. 

Alle Fäden, die in den Tagen der Regierang Maria 
Theresias gelegt, worden waren, spann man fort, wenn auch 
vielerorts nur mit Lauheit und Widerwillen ; allerdings ereignete 
es sich auch da und dort, dass man sie abriss. Bei der mit 
der Staatsverwaltung verwobenen Organisation konnte aber 
das Leben des Volksschulkörpers nicht leicht in sanftem Tod 
entschlummern; zudem waren auch Gemeinden, Pfarrer und 
Ortsobrigkeiten vorhanden, die aus Liebe zur Jugend und zum 
Volke aus eigener Initiative den Schulbesuch steigerten und 
erzwangen, die Lehrer aufbesserten, der Schule einigermassen 
würdige Stätten boten, dem Religions- und Profanunterrichte 
ihr Augenmerk zuwandten. Leider waren es nur vereinzelte 
Bäumchen, die so emporsprossten, da die Landesregierung 
seit 1790, durch die widrigen Zeitumstände genötigt, von 
grösserer, einheitlicher Arbeit, die sich über den gesamten 
Breisgau gleichmässig verteilte, absehen musste. 

Kurz und bündig, jedoch zutreffend zeichnete der Schul- 
oberaufseher Flamm 1807 den Stand des Volksschulwesens, 
wie es die badische Regierung übernommen hatte. In der 
Angabe der Gründe für sein Zurückbleiben traf er den Nagel 
auf den Kopf, wenn er auch nicht alle Hemmnisse namhaft 
machte. 

„Das Schulwesen der Tal- und Waldgegenden", so 
schreibt er, „ist mit wenigen Ausnahmen, teils auch wegen 
obigen Ursachen, 1 ) vorzüglich aber wegen dem Lokale und 
dem äusserst schlechten Gehalte der Schullehrer; besonders 
aber auch wegen der eigentümlichen Nahrungsweise der Be- 
wohner usw. in sehr unbefriedigendem Zustande, und erwartet 
eine Reform, nach Vorschlägen, die für jene Gegenden anwend- 
bar und nach allen (dortigen) Verhältnissen berechnet sind". 

Vom „Schulwesen des platten Landes" meinte er, dass 
es „wegen dem besseren Lokale weniger Schwierigkeiten unter- 

*) „in dieser und anderen Gegenden des Schwarzwaldes liege das Schul- 
wesen aus Mangel an Unterstützungsmitteln sehr darnieder 11 . 
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worfen und den bestehenden Verordnungen vollkommen ge- 
mäss eingerichtet werden könnte, wenn allenthalben von Seite 
der Beamtungen mit Nachdruck und gleichförmigen Mass- 
regeln, was bis dahin Haupthindernis war — auf genaue 
Vollstreckung der Schulgesetze unnachsichtiich gedrungen 
würde 6 '. 1 ) 

Was Baden daraus machte, welche Schwierigkeiten be- 
sonders im südlichen Schwarzwalde zu überwinden waren, ist 
ja bekannt und bedarf hier keiner Schilderung. Wenn es der 
badischen Regierung gelang, auch in diesen Gegenden den 
Volksschulgedanken im Volke heimisch zu machen und das 
Schulwesen emporzuarbeiten, so dürfte der Fortschritt wohl 
nicht damit begründet werden, es sei das badische Schul- 
wesen an und für sich besser gewesen als das österreichische; 
vielmehr wird der Grund darin zu suchen sein, dass der viel 
kleinere, leichter zentralisierbare Staat weit energischer als 
der gewaltige Eoloss der österreichischen Monarchie seinen 
Willen durchzusetzen vermochte: in kleinem, national geeinigtem 
Staate vermögen bei gleichen Bedingungen die häuslichen Ver- 
hältnisse besser geordnet zu werden. 



i) Tab. 23. 



Beilagen. 



Beilage L 

Proben aus den Beilagen derLehrer zu den Tabellen der Jahre 1770 ff. 

1. Die Beilage des Schulmeisters Fridolin Saner von Säckingen. 

Werden von mir dem Schulmeister Fridolin Saner dahiessige Schulkinder 
im Schreiben also unterwiesen: 

Anfänglich müssen selbe (t n ttt et q) und so weiters: wie ein Buchstab 
von dem andern abhängig — und nach Ende des kleinen das grössere ABO oder 
die vorgesetzte Buchstaben, welche täglich also weiters kommende von Anfang 
der Linie mit nöthigem Unterricht ihnen jeweils vorschriftlich angesetzet wird, 
erlernen. 

Solcher gestallten aller Buchstaben fähige werden eine nöthige Zeit, ihre 
tägliche Schriften aus dem historischen Gatechismo Claudii Fleury, wo indessen, 
wie sie die Buchstaben gebrauchen sollen, der Unterricht von mir gegeben 
wird, zu machen angehalten. 

Haben sie nun diesen Begrif , so müssen selbe wöchentlich einmal in der 
Schul dietando schreiben, aus welchen diesen Schriften nach den orthographischen 
Fehleren jedem sein Bangort angewiesen — dann der Bedacht genommen wird, 
dass diese orthographische Fehlere in Zeit dieser 8. Tagen gänzlich ausgetilget 
werden. 

Dieses Schreiben bestehet in Lehren mit Exemplen aus göttlicher Schrift 
anzeigende, wie Gott jederzeit, theils die Laster bestrafet, theils aber die 
Tugenden belohnet hat. 

Ferners haben dahiessige des Lesens erfahrene Schulkindere in drey 
Classen eingetheillet, mit welch jeder theils aus schon bemerktem Fleury, theils 
aber, und vorzüglich aus dem Parhammerisch Wienerischen Mission Frag-Büchl 
von mir zu allen 14 Tagen aus mehrerem ein Schul- dann vor der Herbst 
Yacanz von dassig Loblicher Schul-lnspection das Haubt-Examen vorgenommen; 
Wo den ersten Sonntag darauf vorzüglich einem in jeder Class, so das ganze 
Jahr den unsträflichsten Wandel erwiesen — dann auch nach Unterschiede 
jeder Class jenen, die in dem Examine sich sonders hervorgezeiget, sammt und 
letstlich aus der Ortograph. und Zierde der Schrift, welche in Namen Sr. Hoch- 
würden des dahiessigen Chor- und Pfarrherren v. Senger von dem Herrn Caplan 
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in der Schale dictiert, dem bestverdienten die Praemia unter öffentlichem Lob 

in der Christenlehr gegeben und ausgetheillet werden. 

Seckingen, den 29. Novembris 1772. 

Fridolin Saner 

Schulmeister allda mp. 

B. Gen. 2479. 

2. Die des Schulmeisters Johannes Köpfer. 

Allen undt Jeden Wass Standes undt Würde Sie seyn sollen, Welchen 
diese Vorschrift vorkommet, denenselben wünsche ich alles Glück, heyl, undt 
Segen, mich aber anmit ganz höflichst unterthänig gehorsambst recommandire 
undt zur Huld undt gnaden in Tiefster ehrfurcht Empfehle und erharre 

Treu gehorsambster 

Johannes Köpf er 

Messmer undt schuhlmeister 

B. Gen. 1421. 

3. Weillen ihro kay; könig: apostolische May: verlanget von mir Yn- 

würdiger Diener Meine Handschrift so habe vnderthänig Mein Nahmen under- 

ziehen wollen 

Joseph DrÖndli 

schuolmeister in rotzel. 

4. babbeyer ist Mein Ackher, feder ist mein Pf lueg darmit fahr ich ge- 
nueg, Dinten ist Mein Samen darmit schreib ich Mein Nahmen durch Jesum 
Christum Amen. Ich kam einstens in ein franbdes landt dortt steth geschriben 
an der Wandt bis from und Sey verschriben Josebh keisser durch yesum 
Oristum amen. 

Durch höffligkeit in Wort und Minen kombt auch der arme durch die 
Welt die dieser Müntz Sich bedienen die kaufen alles ohne gelt, drum lehrnet 
ihre Kinder höfflig sein, es kostet nicht und bringet Alles ein. 

Joseph Kaiser, Todtnauberg 
B. Gen. 2479. 



Beilage IL 

Eine Eingabe um das Anstellungsdekret. 

Excellenz 

Freyreichs, Hochwohlgeborene, Wohlgeborene Gnädig- und Hochge- 
biethende Herren, Herren Hochlöbl. k. k. v. ö. R&g. u. Kammer 

den allerhöchsten Befehlen nachkommen zu können der neu verbesserten 
deutschen Schullehrart, sind meine in diesem Falle diensteifrigste Begierden 
dessen schon längstens Begehrens gänzlich vergnüget worden; welcher Lehrart 
in meinen anfänglich alten Tagen zur Aneiferung meiner mit lernenden, um 
einer Schule nach allerhöchsten Vorschrift vorstehen zu können, durch die von 
dem P. T. Herrn Director und der Herren Lehrern unterworfenen Prüfung 
Vermög beygebogenen Gezeugniss Qualifizieret zu sein erfunden worden, mich 
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Tauglich gemachet Derentwegen Euer Erceüenz u. Hoohfreyherrlichen Gnaden 
mir einem schon 35 Jahre nur im Breissgau alten Schulhalter ein anstellungs- 
Decret zu ertheilen gnädigst geruhen, aüerunterthänigBt und flehentlichst ge- 
beten haben will: dessen gnädigster Gewährung und höchster Protection mich 
sehnlichst getröste und sofort nach Möglichkeit mit eifervoller Bestrebung das 
Ziel nach allerhöchster "Willensmeinung zu erreichen unermüdet geflissen seyn, 
und all stets geharren werde. 

Euer Excellenz u. Hochfreyherrlichen Gnaden meinen Gnädig u. Hoch- 
gebiethenden Herren Herren 

treu unterthänigster Knecht 

Jos. Me8smer Schulhalter 

zu Mördingen, Breissgau. mpia 

B. Gen. 1751. 



;e HL 

Vom Normalschuldirektor ausgestellte Fähigkeitszeugnisse. 

I. 1773: Michael Fischer, Schulhalter zuGriessheim im Breissgau ist von 
mir Endesgesetzen aus den Buchstabenkenntnisse, Lesen, Recht- und Schön- 
schreiben, aus dem Rechnen nach den 5 Arten und der Regula de Trie samt 
Brüchen und aus der Methode, diese Lehrgegenstände der Jugend beizubringen, 
geprüfet worden; wobei er Fischer bewiesen, dass er seiner Trivialschule mit 
sehr gutem Vorteile und Nutzen vorzustehen vollkommen befähigt sey. Zu 
Bekräftigung dessen habe ich gegenwärtiges Zeugniss mit vorgedrucktem Pett- 
schaft eigenhändig unterschrieben. 

Freyburg, den 27ten Septbr 1777 

Franz Jos. Bob mpia 

Director. 

(Das Bild auf der Siegellackpettschaft stellt dar: Pallas Athene, sitzend 
auf einem Throne, in der Rechten den Speer haltend, reicht einem devot her- 
antretenden Schüler ein Buch; an den Thron ist der Schild gelehnt Die Um- 
schrift lautet: Director. Schol. Norm. Ant Aust. 1773.) 

II. 1783. (Dieses Formular wurde bis nach 1800 benützt). 

Vorzeiger dessen, Benedikt Winkler, Schulhalter in der Aha auf dem 
Schwarzwalde hat dem vorgeschriebenen Unterrichte bey der hiesigen Normal- 
schule sehr fleissig beigewohnet, und bei der Prüfung bewiesen, dass er er- 
lernet habe, nämlich: 

Aus dem Kern des Methodenbuches, 

ltenfl Die Einleitung und die fünf Hauptstücke der vor- 
geschriebenen Lehrart gut 
2tena Die 3te Abteilung, besonders das 4t© und 5*e Hauptstück gut 
Den Katechismus — 
Die deutsche Kurrentschrift gut 
Die lateinische Schrift gut 
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Die Rechtschreibung gut 

Die Rechenkunst gut 

Das regelmässige Buchstabieren und Lesen gut 
Das Verfahren aus den Forderungen 

ltens bei dem Buchstabenkennen gut 

2 „ bei dem Buchstabieren gut 

3 „ bei dem Zusammenlesen gut 

4 „ bei der Abhandlung der Tabellen gut 

5 „ bei dem Schönschreiben gut 

6 „ bei der Rechtschreibung gut 

7 „ bei dem Diktandoschreiben gut 

8 „ bei dem Rechnen — 

9 „ bei dem Unterrichte der Religion gut 

10 „ bei dem Gebrauche des Katechismus mit Frag 

und Antwort — 

11 „ bei der Abhandlung des Evangeliums gut 

12 „ bei den Dingen, darüber die Jugend keine Bücher hat — 
Mit Rücksicht auf die beigeschriebenen Anmerkungen kann man den- 
selben denen, die seiner nötig haben, bestens empfehlen. 

Zu Urkund dessen ist ihm Gegenwärtiges Attestat ertheilet worden. 

Freiburg, den 30*» May 1783. 

Franz Jos. Bob 

K. K. Rath und Direktor. 



Beilage IV. 

Ein Anstellungsdekret. 

Von der aus dem Mittel der KaiserL-Königl. Regierung, und 
Kammer der Yorderösterreichischen Fürstentümer und Landen, 
in deutschen Schulsachen allergnädigst angeordneten Kommission 
wird dem Theol. Candidato Franz Xaueri Frey von hier auf dessen unter 
dem 10* dies gemachte gehorsamst Vorstellung, andurch angefügt: 
daßs, nachdem derselbe, in Folge des von hiesiger Normalschul- 
direktion Ihm ausgestellten, und hier anschlüssigen Attestates 
vom 30. Brachmonat 1783 die von allerhöchstem Orte vorgeschriebene 
Prüfung ausgestanden, und in dieser befunden worden, dass er 
die für einen Stadtschullehrer erforderlichen Lehrgegenstände 
durchaus gut sich beigeleget, und in der Art, diese nützlich vor- 
zutragen sich so viel Geschicklichkeit, und Kenntniss erworben 
hat, in deren Rücksicht selber nicht nur einer Stadt Schule gut und mit 
Nutzen vorstehen könne, sondern auch im Jahre 1782 die Jugend in der 
hiesigen Normalschule mit allgemeinem Beifall und gutem Nutzen unterwiesen 
hat, derselbe anmit, als wirklicher Lehrer an der ihm anvertrauten 
Trivialschule zu Staufen, wozu Er auswcis O/Vogteiamt Staufisch. Dekrets 
vom 24* Julii laufenden Jahrs die Anstellung erhalten gegen deme bestättiget 
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wird, das 8 er dieses Lehramt so, wie es die allerhöchste Schul 
Ordnung vom 6*n Dezembris 1774, und das Methodenbuch vor 
schreibet, mit gehörigem Fleisse und Eyfer vorstehen solle. 
Freyburg, den 19. Dezember 1783. 

Durch die kaiserl. königl. vorösterr. 
in deutschen Schulsachen allergnädigst 
angeordnete Kommission. 
B. Gen. 1751 für Beil. HL und IV. 

(Das spationierte ist das vorgedruckte Formular.) 



Beilage V. 

Brief eines Lehrers aus dem Jahre 1790. 

HochwoUehiwürdiger, Hochgelehrter Herr Katechet, insonders Hoch- 
geehrtester Herr und Patron, 

Ich bitte, nicht ungütig aufzunehmen, dass ich mich erkühne, als ein 
unbekannter Freund mit einem Schreiben beschwerlich zu fallen. 

Da ich schon im Jänner 1782 in Freyburg auf der K. K. V. Oe. Normal- 
schule die vorgeschobene Normallehrart erlernet, und damals auch eine Prüfung 
ausgestanden habe, indessen aber viele Veränderungen und Verbesserungen 
vorgegangen sind, und ich, um in meinem Amte immer fähiger und nützlicher 
zu werden, mich auch aller neu erfundenen Vorteile bedienen möchte: so bin 
ich entschlossen den 17*en Weinmonat in Freyburg einzutreffen, und einige 
Zeit daselbst auf Kosten eines wahren Schulfreundes mich aufzuhalten, um in 
mehreren Gegenständen die verbesserte Methode und praktische Anwendung 
derselben neuerdings gründlichst anzusehen. Besonders werde ich mein Augen- 
merk auf die neue Art zu katechisieren richten. Denn ich habe schon längst 
eingesehen, dass alles Unterrichten ohne zweckmässige Katechese mehr nicht 
ist, als ein Körper ohne Seele. Ich habe zwar einige Schriften aus der 
Pädagogik und Katechetik beyhanden und nebst den vorgeschriebenen Normal- 
büchern auoh andere Bücher, als Villom, ßochow, Kampe, Riemann, Zürcher usw. 
Allein was ist eine Regel ohne Beispiel? Ich bitte demnach unterthänig, Euer 
Hochwürden, möchten die Gütigkeit haben, mich durch Überbringer dessen zu 
berichten, wie ich in Freiburg meinen Zweck am sichersten erreichen könne. 

Wie ich vernommen habe, so wird die Schule in Freyburg den 
löten Weinmonat des laufenden Jahres ihren Anfang nehmen. Ich bitte Euer 
Hochwürden mir durch diesen Mann eine geschlossene Antwort zu überschioken. 
In Erwartung derselben grüsse ich Sie herzlich, und bin mit aller Hochachtung 

Schönwald in der Triberger Herrschaft, den 16. Herbstmonat 1790. 

Euer Hochwürden 
treuer und gehorsamster Diener 

Lorenz Müller 
Schulmeister. 
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N.Sch. Ich habe eine Schule von 200 Kindern; deswegen glaube ich, 
es wird der Mühe wohl wert seyn, meine Kenntnisse zu erweitern, und dies 
um so mehr, weil ich einen Gutthäter habe, der mir diese Unkosten bezahlet 

(Dazu bemerken die „Freybürger Beyträge" VI, 178 ff., denen dieser 
Brief entnommen ist: „Die Handschrift ist ungemein nett und ordentlich. Wer 
sollte denken, dass dieser Brief von einem Dorfschulmeister ist?" 



Beilage VI. 

Besoldungen. 

1. Säckingen. 196 fl. aus denen städtischen Müdenstiftungsfundis — 
4 Sester Bodenzins zu Wölfliswihl, so er in seinen eigenen Kosten erheben 
muss. 5 Viertel schlechte Matten auf dem Süsselfelde zu benutzen. 

2. Minsein. 20 fl. und 1 Klafter Holz. 

3. Aitern. 21 kr. wöchentlich von allen Kindern und die Kost. 

4. Dogerif, Nöggenschwihl. 2 kr. wöchentlich und sonst nichts. 

5. Kars au. 32 fl. Salarium; Deputaten von 4 Jahrszeiten jeweils 
25 kr.; als Coralist der Kommende (Beuggen) freie Wohnung; zur Nutzung 
einen herrschaftlichen Gemüs- oder Krautgarten. 

6. Murg. Vom Mesnerdienst: Von einem Bauer 1 Viertel Roggen; von 
einem Halbbauer l / % Viertel; von einem Viertelbauer 1 / i Viertel, von einem 
Thauner 10 kr. Diese Abgaben wurden von der Gemeinde zum Schaden des 
Mesners mit 50 fl. abgelöst. — Schulgeld betrug 2 kr. in der Woche von 
jedem Kinde; er erhielt es aber unrichtig. 

7. Neuenburg. Fixum: Bargeld aus Stadtmitteln 30 f L 227 a kr. ; von 
geistlicher Präsenz 9 fl. 20 kr.; von Jahrzeitstiftung 5 fl. 3 kr.; von der Kirchen- 
pflegey 8 fl.; vom Spital 2 fl. 1 kr.; zusammen 54 fl. 46V S kr. — In Frucht an 
Boggen von der geistlichen Präsenz 20 Math; vom Spital lOMuth; zum hiesigen 
Schuldienst gehören 2 Juchert Matten (er hat sie verlehnet um 30 fl). — 
Accidentia: von jedem Kind 10 kr. pro Quartal; ebenso von jedem Kinde 
Kerzengeld auf Maria Lichtmess 5 kr.; von Begräbnissen 4 kr.; von einem 
Iibera bey exequien zu singen 4 kr. ; von einem Seelenamt zu singen und zu 
schlagen 10 kr.; von einem Freudenamt 20 kr. 

8. Gün düngen. Von gnädigster Herrschaft 40 Sester Roggen; von 
Gemeinde und Bürgern 20 Sester Roggen und 20 Sester Gerste. An Geld von 
den Bürgern 19 fl. 20 kr. 

9. Grissheim. Von gnädigster Herrschaft 2 Mut Früchte. Von der 
Gemeinde 8 Mut Roggen, 4 Mut Gerste, 4 Klafter Holz, 800 Stück Wellen. Von der 
Bürgerschaft 6 Mut Mühlefrucht, 60 Stück Garben. Geld von der Gemeinde 15 fl. 
nebst 2 stückle ackerf eldt und 2 stückle schlecht Grasf eldt. Von der Pfarrkirch 
die Schulbesoldung 10 fl., vom Sigristendienst 6 Mut Roggen. Akzidentien: 
gestiftete Jahrzeit und Kirohenwasoh 5 fL 30 kr. 

10. St. Georgen. Aus dem Gutleuthaus jährlich lOOfl. Als Schulmeister 
von der Gemeinde 6 Klafter Holz; als Sigrist von der Gemeinde 6 fl. 40 kr. 
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Für das Wetterläuten von jedem Bürger 1 Roggengarbe. Von der Kirche 
10 fl. und 5 Mut Roggen. 

11. Krotzingen. Jährlich 208 fl. 20 kr.; daraus aus einer 1771 ge- 
machten Stiftung 83 fl. 20 kr., die übrigen 125 fl. von der Gommunitäi Von 
der Gemeinde das erforderliche Holz und ein Meines KrautgärÜe. 

12. lnzlingen. Der Schulmeister hat nebst der Schul auch den Sigrist- 
dienst; dieser trägt jährlich von der Kirche 9 fL 30 kr., wofür er aber die 
Kirchenwasche über sich nehmen muss. Mehr hat er von Haus zu Haus bei 
jedem verheirateten Bürger 24 kr., von einem Wittiber, oder Witwe 12 kr. mit 
viel Verdrießlichkeit einzuziehen, weiche sich im Jahr beiläufig auf 43 fl. er- 
streckt. Ferners gibt man ihm bei Hochzeiten das Gastmal, bei der Begräbniss 
eines Erwachsenen 1 Maas Wein und 2 kr. Brodt, von der Begräbniss und 
Taufe eines Kindes 6 kr. oder Va Laib Brodt Für die Sommerschule empfangt 
er von der Gemeinde 16 fl., für die Winterschule aber soll er vom Schulkinde 
1 Rappen (5 Rappen machen 2 gute Kreuzer) wöchentlich zu fordern haben, den 
er aber mehrer mit Betteln und zuwarten als mit Schulhalten verdienen muss; 
nebstdem brachten die Kinder bisher täglich ein Scheitel Holz in die Schule 

13. Wyhlen. Mit Sigristen dienst hat er 152 fl. 40 kr.; davon muss er 
76 fl. Schullohn von Haus zu Haus einbetteln. Die meisten Eltern stritten ihm 
den sie betreffenden Teil ab, mit dem Vorgeben, sie haben durch die Kinder 
das Schulgeld schon lange geschickt, oder sie schützten Krankheit ihrer ge- 
flissentlich von der Schule abwesenden Kinder vor, und so „kömmt er nur 
einen Theil seines Schullohnes über, zudeme er noch einen besonderen Mensch 
für den Sigristendienst in der Absicht erhält, dass die Schule niemals vernach- 
lässigt, sondern pünktlich gehalten werde 11 . 

14. Frick. Von der Gemeinde jährlich 25 fl., 25 Saum neuen Wein. 
Von der Kirchenfabrik 6 Muth Kernen und 20 f L 50 kr. Von jedem Kinde 
wöchentlich 2 kr. und 1 Scheit Holz täglich. 

15. Gipf. Wöchentlich von jedem Kinde 2 kr. und täglich ein Scheit 
Holz. Als Sigrist der Kapelle 14 fl. rauh, und 4 quart Kernen. 

16. Eschbach (Staufen). Der Schulmeister bezieht 50 fl. 10 kr. von 
der Gemeinde und als Sigrist 51 fl. 9 kr., welche in dem Übernutzen einiger 
Felder, Theils in gewissen Brodleiben, Theiis in Fruchtgarben bestehen, die Er 
auf dem Felde oder bei den Bauern in der Scheuer nach Haus tragen muss. 

(Vorstehende Besoldungsangaben sind entnommen teils B. Gen. 1421 und 
2794, teils 1158, teils 1842. 

17. Waldkirch. 1 ) 

1. Aus dem herrschaftlichen 3 ) Leprosorio ober 
Collnau 

a) pro Salario 10 fL — kr. 

b) wegen Instruierung 12 armer Kinder . . 16 „ — „ 

*) Die Angaben über Waldkirch sind entnommen Waldkirch, 
35. Schuldienst 1773. Der Faszikel enthält zwei Angaben: die eine vom Schul- 
meister Steiger, die andere von dem Beamten Himberger. 

*) Vgl. folgende Seite, Anm. 1. 
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2. Aus dem herrschaftl. *) St. Nikolaispital . 5 „ — 

3. Von dem städtischen Leprosorio wegen In- 
struierung 8 armer Kinder . 10 „ 40 

4. Von der Stadt pro Salario jährl. 10 ,, — 

5. Von der herrschaftlichen 1 ) Gemeinde Stahlhof 3 ) 6 „ — „ 

6. Ans der gemeinen Kostenrechnung 3 ) wegen Auf- 
sicht auf die Jugend in der Kirche . 4 „ 45 ,, 

7. Von jedem Kinde wöchentlich 2 kr. Rechnet 4 ) 
man die Schulzahl auf 100 Köpfe, so ergiebt 

sich eine Summe von jährlich . . 173 „ 25 „ 

235 fl. 45 kr. 

8. freie Wohnung samt der nötigen Beholzung. 

9. Dazu eine nur vorübergehende Einnahme — 
ad tempus — für die Einrichtung der städtischen 

Registratur 36 fl. — kr. 

18. Neuershausen 5 ) (1812). 

1. an Geld; Fixum: 100 fl. aus der Gemeindekasse — Schullohn. 
Akzidentien: 20 fl. von Anniversarien, 

18 fl. von Begräbnissen und Hochzeiten. 

2. an Naturalien: Fixum: 6 fl. (8 Bester Roggen ä 45 kr. aus dem 

„Rinkischen Zehnden" für das Richten der 

Kirchenuhr). 
Akzidentien: 6 ) 28 fl. 43 kr. (8 Sester Weizen ä 1 fl. 8 Sester 

Roggen ä 45 kr. — 8 Sester Gerste ä 10 kr. — 
60 Laib Brot ä 10 kr.). 

3. Benutzungen: 70 fl. (3 Jauchert Acker und 2 Jauchert schlechte 

Wiesen). *) «_________ 

242 f 1. 



*) Gemeint ist die VOe. Kameralherrschaft Schwarzenberg. 

*) Diese Summe hatte Steiger nicht bekannt; sie findet sich in der 
Himbergerschen Rechnung. 

*) Offenbar aus einer Kasse zu der die eingepfarrten Gemeinden nach 
Verhältnis beischiessen ; Hirn berger bezeichnete diesen Posten: „aus dem Kirch- 
spiel von den Gemeinden". 

4 ) Diese Berechnung stammt von Himberger. Ob aber wöchentlich 
durchschnittlich 100 Kinder zur Schule kamen, scheint sehr fraglich, da sich 
der Schulbesuch zur Sommerszeit nach der Angabe Steigers nicht hoch be- 
ziffert habe. 

Auf regierungsseitigen Befehl hin wurde das Schulgeld abgeschafft und 
dafür der Gemeinde anbefohlen, die Besoldung in der Höhe von 300 fl. aus 
den städtischen Stiftungen zu nehmen, wozu später noch einige kleinere Er- 
gänzungen gerechnet wurden; vgl. oben S. 81 Anm. 2. 

*) Neuershausen 3. Schulbesoldungsfassion. 

*) „Die Naturalakzidentien werden von den Bürgern in Neuershausen 
und zwar die Früchte wegen des Wetterläutens gegebene 

*) Sie sind das „Widdumgut" für den Mesnerdienst und sind für 
70 fl „ausgeliehen". 



Index der Ortsnamen. 



(Etwaigt Venehen in der Schreibung der Ortsnamen innerhalb der Abhandlung sind nach 

diesem Ortsverzeichnis richtig zu stellen.) 



Achkarren 2, 8, 18, 118. 

Aha (Gem. Schluchsee) 216. 

Aftersteg 38. 

Aitern 219. 

Albbruck 179. 

Altenschwand 2. 

Amrigschwand 2, 13, 27 ff., 31, 36, 

128. 
Attental (Gem. Wittental) 18, 185. 
Atzenbach 5, 129. 
Au 18, 42, 113. 

Bamlach 18, 41, 43, 118 f., 123, 183 f. 

Bayersried (Bayern, Egb. Schwaben) 2. 

Bellingen 5, 42 f., 51, 171, 184. 

Bernau 4, 41, 49, 128, 176. 

Biederbach 5, 37, 81. 

Biengen 41, 79. 

Bierbronnen 2, 58. 

Birndorf 35, 57. 

Blasiwald 6, 44, 179, 181, 193 f. 

Bleibach 20. 

Bleichheim 8, 9, 18. 

Bollen 195. 

Bollschweil 4, 7, 18, 194. 

Bombach 8. 

Brandenberg 5, 41, 194. 

Braunau(?) 118. 

Bräunungen 7, 21, 22, 78. 

Breisach 14, 21, 116, 118, 171, 178, 

188. 
Breitnau 40, 191 f. 
Bremgarten 47, 118. 
Bubenbach 23, 196. 
Buchenbuch 2. 
Burckheim 21. 



Dauchingen (Villingen) 207. 
Degerfelden 21, 39, 41. 
Dietlingen (Gem. Weilheim) 194. 
Dogern 112, 175 f., 194, 219. 
Dürrheim 183. 

Ebnet 2. 
Ebringen 40, 49. 

Eiken (Schweiz, Kanton Aargau) 39. 
Elmenegg (Gem. Amrigschwand) 29. 
Elzach 21, 78, 81, 83, 171. 
Endingen 14, 21, 140, 171. 
Eschbach (Freiburg) 33, 103. 
Eschbach (Staufen) 5, 7, 18, 47, 220. 

Fahl (Gem. Brandenberg) 194. 

Falkensteig 5. 

Feldkirch 7, 8, 18. 

Forchheim 2, 118 ff., 134. 

Freiburg, Stadt 2, 14, 21, 55, 60, 76 ff., 

143, 145, 152, 153, 189, 190. 
Freiburg, Augustinerinnen 116, 170. 
Freiburg, Dominikanerinnen 116 f., 170. 
Freiburg, St Ursula 59, 78, 116 f., 169. 
Freiburg, Wiehre 185. 
Frick (Schweiz, Kanton Aargau) 2, 6, 

137, 220. 
Friesen (0. Elsass, Kreis Altkirch) 171. 
Fröhnd (Gem. Wolpadingen) 35, 181. 
Frohnschwand (Gem. Tiefenhäusern) 3, 

4, 27, 36. 
Furtwangen 5, 169, 194 f. 

Gansingen (Schweiz, Kanton Aargau) 33 
Geiersnest (Gem. St Ulrich) 18. 
Geschwend 4, 61, 194. 
Giersbach (Gem. Wehrhalden) 176. 
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Gipf (Schweiz, Kanton Aargau) 118, 

220. 
Glashütte (Gem. Hinterstrass) 23. 
Goldbach (Gem. Bernau) 41. 
Gottenheim 14, 40, 197. 
Görwihl 21, 194. 
Graf enhausen (?) 171. 
Griesheim 18, 43 f., 47, 51, *216, 219. 
Grünem 18, 19, 79. 
Gruol (Hohenzollern, Rgb. Sigmaringen) 

171. 
Gündelwangen 7. 
Gündlingen 18, 219. 
Günsterstal 15, 61. 
Gutach (Waldkirch) 2, 20. 
Gütenbach 141, 177. 

Hächenschwand 13, 17, 27. 35, 41, 54. 

Häg 194. 

Hänner 8, 11, 21. 

Harthausen (Württemberg, OA. Obern- 
dorf) 123. 

Hausen a. d. Möhlin 7, 18. 

Häusern 4, 41, 53. 

Hecklingen 58. 

Heimbach 7, 176. 

Heitersheim 6, 47, 79, 118 ff. 

Heppenschwand (Gem. Tiefenhäusern) 
27. 

Herbolzheim 20. 

Herdern 153. 

Herrenschwand (Gem. Präg) 61. 

Herrischried 5, 13, 21, 123. 

Herthen 8, 43, 51. 

Herznach (Schweiz. Kanton Argau) 2. 

Heuweiler 2, 8, 20. 

Hinterstrass 23. 

Hinterzarten 40, 191 f. 

Hochdorf 140. 

Hochsal 8, 23, 50, 130, 194. 

Hofsgrund 4, 22. 

Holzhausen 171. 

Horben 22. 

Hornussen (Schweiz, Kanton Aargau) 
142. 

Hottingen 23. 



Hubertshof en 141. 
Hugstetten 4. 

Immeneich 2. 

Inzlingen 40 f., 194, 221. 

Jechtingen 32. 

Kaiseraugst (Schweiz, Kanton Aargau) 

48, 129. 

Kaiserhaus (Gem. Bernau) 4, 41, 49. 

Kappe! (Freiburg) 131. 

Karsau 37, 219. 

Kenzingen 7, 21, 118, 171, 176. 

Kiechlinsbergen 4, 18, 22, 47. 

Kirchhöfen 7, 14, 18, 19, 37, 79, 115, 

136, 139, 181. 

Kirchzarten 79. 

Kiengen 18. 

Kollnau 2, 20. 

Konstanz 76, 124. 

Krotzingen 14, 18, 220. 

Laufenburg, (Grosslaufenburg, Schweiz, 
Kanton Aargau — Kleinlaufenburg, 
Baden) 7, 37, 78, 82, 169 f., 175. 

Lehen 79. 

Del 47. 

Littenweiler 134. 

Luttingen 8, 35. 

Mambach 138. 

Marbach 4. 

Menzenschwand, 441. 
Merdingen 14, 18, 125, 216. 

Mettau (Schweiz, Kanton Aargau) 20, 

118, 129, 142, 176. 

Merzhausen 7, 14, 46, 113. 

Minsein 6, 219. 

Mölin (Schweiz, Kanton Aargau) 176. 

Murg 5, 11, 21, 44, 51, 175 f., 219. 

Muggenbrunn 38, 40. 

Munzingen 14, 178. 

Neuenbürg 6, 7, 21, 43, 170, 171, 175, 

219. 
Neuershausen 120 ff., 221. 
Neuhausen (Villingen) 183. 
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Neuhof (Gem. Obermünstertal) 176, 

178. 
Neukirch 18, 23. 
Niederhof (Säckingen) 43, 130. 
Niederrimsingen 118, 178. 
Niederwasser 23. 
Niederwml 21, 36. 
Nöggenschwihl 21, 29, 32, 184, 219. 
Norsingen 181, 197. 

Oberreschach (Villingen) 183. 
Oberfrick (Schweiz, Kanton Aargau) 118. 
Oberhof (Säckingen) 4, 21. 
Oberlehen (Gem. Bernau) 176. 
Obermünstertal 13, 18, 40, 176, 178. 
Oberrimsingen 7, 79. 
Obersäckingen 39, 118. 
Oberschaffhausen 185. 
Oberspitzenbach 183. 
Oberweschnegg (Gem. Tiefenhäusern) 

27 ff., 128. 
Oberwinden 5, 24, 79, 136, 177, 188. 
Offenburg 171. 
Öflingen 128, 131. 
öschgen (Schweiz, Kanton Aargau) 188. 

Pfaffenweiler (Staufen) 40, 79, 171. 
Pfaffenweiler (Villingen) 4. 

Reute (Emmendingen) 79. 

Rheinf elden (Schweiz, Kanton Aargau) 

6, 126, 129, 139, 169. 
Eheinweiler 18, 41, 43, 112, 118ff, 123, 

184, 194. 
Rickenbach (Säckingen) 13, 21, 35. 
Kiedlingen ("Württemberg) 132. 
Riegel 5, 18. 

Biggenbach (Gem. Bernau) 41. 
Rohrbach (Triberg) 18, 23. 
Rohrberg (Gem. Häg) 37. 
Rotweil (Breisach) 118. 
Rotweil (Württemberg) 2. 
Rotzel 8, 215. 

Säckingen 14, 127, 142, 214, 219. 
St Blasien 3, 15, 17 f., 25, 30, 35, 
43, 57, 59, 63 ff., 170, 179, 184, 187. 



St Georgen 18, 219. 

St Trudpert 13, 79 f., 127, 178. 

St Ulrich 98. 

St Wilhelm 38. 

Sasbach (Breisach) 4, 22. 

Schelingen 14. 

Schlatt 7, 18, 186. 

Schluchsee 69, 216. 

Schmalenberg (Gem. Urberg) 42, 57. 

Schmitzingen (Gem. Waldkirch, Walds- 
hut) 2, 194. 

Schonach 2. 

Schönau 4, 131, 169, 175 f., 181. 

Schönenberg 41, 54, 179. 

Schönwald 179, 218. 

Schuttern 5. 

Schwörstadt 3, 13, 44, 127, 138. 

Segalen (Gem. Amrigschwand) 27, 31. 

Siegelau 20. 

Siensbach 2, 20. 

Simonswald 20, 169, 183. 

Sölden 18, 42. 

Stahlhof 81. 

Staufen 7, 18, 37, 51, 79, 80, 116, 
118, 138, 169, 176, 217. 

Stegen 2, 131. 

Stockach 81. 

Stohren (Gem. Obermünstertal) 13, 38, 
50, 176, 178. 

Strittberg (Gem. Amrigschwand) 27 f. 

Strittmatt 57, 175. 

Tattendorf, Niederösterreich (Bz. H. 

Wiener-Neustadt) 2. 
Tiefenhäusern 27 f. 

Todtmoos 21, 23, 58, 131, 175, 194. 
Todtnau 181. 

Todtnauberg 33, 62, 181, 215. 
Triberg 127, 140. 
Tunau 38. 
Tunsei 18, 47. 

ümkirch 18. 

ünteralpfen 43, 196. 

Unterbränd 5, 23. 

Untermünstertal 18, 40, 176, 178, 194. 
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Unterwalden (Schweiz) 2. 
Unterweschnegg (Gem. Tiefenhausern) 

27. 
ürloffen 171. 
Utzenfeld 61. 

Yillingen, Stadt 5, 21, 48, 115 ff., 151, 

196. 
Villingen, Franziskaner 77, 115 f., 170. 
Villingen, Klosterfrauen 78, 117. 
Vogelbach (Gem. Wilfingen) 21. 
Vöhrenbach 118. 

Wagensteig 18. 

Waldau 23. 

Waldkirch 2, 5, 21, 24, 60, 78, 81, 

113, 171, 177, 194 220. 
Waldshut 44, 46, 169. 
Wallbach 127. 
Warmbach 46, 142, 175. 
Wasenweiler 18. 



Wegenstetten (Schweiz, Kanton Aargau) 

188. 
Wehr 112 118, 132, 138, 169. 
Weilersbach (Freiburg) 61. 
Weilheim 4. 
Weitnau (Schweiz, Kanton Aargau) 37, 

176. 
Wettelbrunn 18, 19, 79 f., 127. 
Wien 72 ff., 171. 
Wildgutach 23. 
Wittental 2. 
Wittenschwand 57, 62. 
Wittnau (Freiburg) 7, 18, 137. 
Wölfliswil (Schweiz, Kanton Aargau) 

175. 
Wyhl 4, 39. 

Wyhlen 8, 44, 176, 220. 

Zähringen 79, 130 f. 

Zarten 4, 56. 

Zastler 18, 185. 

Zell i. W. 6, 8, 24, 69, 128, 136, 176. 



